
Beschlussvorlage Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

18/SVV/0526

Betreff: öffentlich

Bebauungsplan Nr. 104 "Heinrich-Mann-Allee/Kolonie Daheim" sowie Flächennutzungsplan-
Änderung "Heinrich-Mann-Allee/Kolonie Daheim" (09/15) Abwägung und Satzungs- sowie 
Feststellungsbeschluss

Erstellungsdatum 08.08.2018
Eingang 922: 08.08.2018

Einreicher: Fachbereich Stadtplanung und Stadterneuerung 

Beratungsfolge: Empfehlung Entscheidung

Datum der Sitzung Gremium

05.09.2018 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam X

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

1. Im Rahmen der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB wird über die Stellungnahmen der Öffentlichkeit 
sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange zum Bebauungsplan Nr. 104 
"Heinrich-Mann-Allee/Kolonie Daheim“ entschieden (gemäß Anlagen 3A und 3B).

2. Der Bebauungsplan Nr. 104 "Heinrich-Mann-Allee/Kolonie Daheim“ wird gemäß § 10 BauGB als 
Satzung beschlossen, die dazugehörige Begründung wird gebilligt (siehe Anlagen 4 und 5).

3. Im Rahmen der Abwägung gemäß § 1 Abs. 7 BauGB wird über die Stellungnahmen der 
Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange zur 
Flächennutzungsplan-Änderung "Heinrich-Mann-Allee/Kolonie Daheim" (09/15) entschieden (siehe 
Anlagen 6A und 6B).

4. Die Flächennutzungsplan-Änderung "Heinrich-Mann-Allee/Kolonie Daheim" (09/15) wird 
beschlossen, die dazugehörige Begründung wird gebilligt (siehe Anlage 7).

Überweisung in den Ortsbeirat/die Ortsbeiräte: Nein
Ja, in folgende OBR:

Anhörung gemäß § 46 Abs. 1 BbgKVerf
zur Information
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Finanzielle Auswirkungen? Nein Ja

Das Formular „Darstellung der finanziellen Auswirkungen“ ist als Pflichtanlage beizufügen

Fazit Finanzielle Auswirkungen:

Realisierungskosten

Bei Inkraftsetzung der Planung werden Kosten für die Umsetzung der Planung anfallen, die nicht 
vollständig durch einen Dritten übernommen werden.
Die Höhe der verbleibenden Realisierungskosten und deren Finanzierung wird angegeben mit:

Kostenposition geschätzter Aufwand in € betroffener Fachbereich
öffentliche Grünflächen ca. 497.000 € 47

Vorgenannter Aufwand entfällt voraussichtlich nicht vor dem Jahr 2023.
Auf den Haushaltsvorbehalt auch für künftige Jahre wird hingewiesen.

Folgekosten

Folgekosten, die nach Realisierung der Planung zu erwarten sind, werden für die Instandhaltung und 
Pflege der öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen angenommen.
Die Höhe der zu erwartenden jährlichen Folgekosten und deren Finanzierung wird  angegeben mit:

Kostenposition geschätzter Aufwand in € Finanzierung aus Produktkonto
Instandhaltung öffentlicher 
Verkehrsanlagen ca. 30.580 5410003/5221200
Pflege öffentlicher Grünflächen ca. 22.224 5510000/0961400

Auf den Haushaltsvorbehalt auch für künftige Jahre wird hingewiesen.

Oberbürgermeister Geschäftsbereich 1 Geschäftsbereich 2

Geschäftsbereich 3 Geschäftsbereich 4
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Berechnungstabelle Demografieprüfung:

Wirtschaftswachs-
tum fördern, 

Arbeitsplatzan-
gebot erhalten 
bzw. ausbauen 
Gewichtung: 30

Ein Klima von 
Toleranz und 

Offenheit in der 
Stadt fördern 

Gewichtung: 10

Gute Wohnbe-
dingungen für 

junge Menschen 
und Familien 
ermöglichen 

Gewichtung: 20

Bedarfsgerechtes 
und qualitativ 
hochwertiges 

Betreuungs- und 
Bildungsangebot für 
Kinder u. Jugendl. 

anbieten 
Gewichtung: 20

Selbstbe-
stimmtes 

Wohnen und 
Leben bis ins 

hohe Alter 
ermöglichen 

Gewichtung: 20

Wirkungs-
index 

Demografie

Bewertung 
Demografie-

relevanz

2 3 3 180 sehr große

Begründung zum Beschlussvorschlag:

Aus aktuellem Anlass besteht das Erfordernis, über die Ergebnisse der Öffentlichkeits- und 
Behördenbeteiligungen zum Bebauungsplan Nr. 104 "Heinrich-Mann-Allee/Kolonie Daheim“ sowie 
zur Flächennutzungsplan-Änderung "Heinrich-Mann-Allee/Kolonie Daheim" (09/15) zu entscheiden, 
den Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan und den Feststellungsbeschluss zur 
Flächennutzungsplan-Änderung zu fassen. Die finanziellen Auswirkungen sowie die nähere 
Erläuterung zur Erforderlichkeit der Beschlussvorlage ergeben sich aus den folgenden Anlagen zu 
dieser Beschlussvorlage:

Anlage 1 Finanzielle Auswirkungen (2 Seiten)
Anlage 2 Kurzeinführung (3 Seiten)
Anlage 3A Abwägungsvorschlag Öffentlichkeit (16 Seiten)
Anlage 3B Abwägungsvorschlag Behörden und Träger öffentlicher Belange (16 Seiten)
Anlage 4 Bebauungsplan (1 Plan)
Anlage 5 Begründung (117 Seiten)
Anlage 6A Abwägungsvorschlag Öffentlichkeit zur Flächennutzungsplan-Änderung (1 Seiten)
Anlage 6B Abwägungsvorschlag Behörden und Träger öffentlicher Belange

zur Flächennutzungsplan-Änderung (19 Seiten)
Anlage 7 Flächennutzungsplan-Änderung mit Begründung (6 Seiten)

Hinweis zu den Planunterlagen: Das Original des Bebauungsplans im Maßstab 1:1000 kann jederzeit im 
Bereich Verbindliche Bauleitplanung eingesehen werden.
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Darstellung der finanziellen Auswirkungen der Beschlussvorlage 

Betreff: Kurzfassung 
_______________________________________________________________________________________________________________ 

 
1. Hat die Vorlage finanzielle Auswirkungen?  Nein  Ja 

2. Handelt es sich um eine Pflichtaufgabe?  Nein  Ja 

3. Ist die Maßnahme bereits im Haushalt enthalten?  Nein  Ja  Teilweise 

4. Die Maßnahme bezieht sich auf das Produkt Nr. 5410003 sowie 5510000 Bezeichnung: 
Gemeindestraßen-Straßenverkehrsanlagen sowie Öffentliches Grün/Landschaftsbau (im B-Plan 104). 

5. Wirkung auf den Ergebnishaushalt: 

Angaben in EUro 
Ist-

Vorjahr 
lfd. Jahr  Folgejahr Folgejahr  Folgejahr Folgejahr Gesamt 

Ertrag 

laut Plan 
0 0 0 0 0 0 0 

Ertrag 

neu 
0 0 0 0 0 0 0 

Aufwand 

laut Plan 
0 0 0 0 0 0 0 

Aufwand 

neu 
0 0 0 0 0 0 0 

Saldo Ergebnishaushalt 

laut Plan 
0 0 0 0 0 0 0 

Saldo Ergebnishaushalt 

neu 
0 0 0 0 0 0 0 

Abweichung 
zum Planansatz 

0 0 0 0 0 0 0 

 
5. a Durch die Maßnahme entsteht eine Haushaltsbelastung über den Planungszeitraum hinaus bis 
2020 i.H.v. in der Höhe von insgesamt 0,00 Euro. 
 
6. Wirkung auf den investiven Finanzhaushalt: 

Angaben in Euro 
Bisher 

bereitge-
stellt 

lfd. Jahr Folgejahr Folgejahr Folgejahr Folgejahr 
Bis 

Maßnahme-  
ende 

Gesamt 

Investive Einzahlungen  

laut Plan 
0 0 0 0 0 0 0 0 

Investive Einzahlungen 

neu 
0 0 0 0 0 0 0 0 

Investive Auszahlungen  

laut Plan 
0 0 0 0 0 0  0 

Investive Auszahlungen 

neu 
0 0 0 0 0 0 496.881 496.881 

Saldo Finanzhaushalt  

laut Plan 
0 0 0 0 0 0 0 0 

Saldo Finanzhaushalt  

neu 
0 0 0 0 0 0 -496.881 -496.881 

Abweichung  
zum Planansatz 

      -496.881 -496.881 

 
7. Die Abweichung zum Planansatz wird durch das Unterprodukt Nr.       
 Bezeichnung       gedeckt. 
 

8. Die Maßnahme hat künftig Auswirkungen auf den Stellenplan?  Nein  Ja 

Mit der Maßnahme ist eine Stellenreduzierung 
von         Vollzeiteinheiten verbunden. 
Diese ist bereits im Haushaltsplan berücksichtigt?  Nein  Ja 

 
9. Es besteht ein Haushaltsvorbehalt.  Nein  Ja 
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Hier können Sie weitere Ausführungen zu den finanziellen Auswirkungen darstellen (z. B. zur Herlei-
tung und Zusammensetzung der Ertrags- und Aufwandspositionen, zur Entwicklung von Fallzahlen 
oder zur Einordnung im Gesamtkontext etc.). 

 
 

Die Herstellung der Verkehrsanlagen erfolgt über den Investor und ist über einen Erschließungsvertrag gesichert. 
Nach Herstellung der Verkehrsanlagen werden diese in die Baulast der Stadt Potsdam übergeben. Daher fallen in diesem Fall nur Unterhaltungskosten für 
die neuen Unterhaltungskosten für die neuen Verkehrsflächen an.  

Nach bisherigem Kenntnisstand erfolgt die Baulastübernahme durch den FB 47 voraussichtlich im Jahr 2023. 
 
Unterhaltung der Verkehrsanlagen 
 
Produkt / Konto: 5410003 / 5221200 
Gesamt Verkehrsfläche gem. B-Plan: 24.500 m² (gerundet) 
darin enthalten ist der Quartiersplatz mit 3.300 m²  
 
Ansatz Unterhaltungskosten:  
Verkehrsfläche 1,1 €/m²/Jahr  
Quartiersplatz 2,20 €/m²/Jahr  
 
Ermittlung Unterhaltungskosten 
Verkehrsfläche: 24.500 m² - 3300 m² = 21.200 m² x 1,1 €/m²/Jahr = 23.320 €/Jahr 
Quartiersplatz: 3.300 m² x 2,20 €/m²/Jahr = 7.260 €/Jahr 
 
Herstellung Grünflächen 
 
Produkt / Konto: 5510000 /5221100  
Gesamt Grünfläche gem. B-Plan: 9.600 m². 
Davon werden vom Investor 1.950 m² hergestellt, darunter 1.500 m² Spielflächen. 
In den 7.650 m² durch die LHP herzustellenden Flächen sind Wiesenflächen (1.670 m²), naturnaher Park (2.500 m²),  
Wege und Aufenthaltsflächen (1.200 m²) und Naturschutzflächen "T-Linie" (2.280 m²) enthalten. 
 
Vor Herstellung muss eine Waldumwandlung erfolgen.  
Waldumwandlungsfläche Anteil LHP 6.200 m². 
 
Ansatz Herstellungskosten: 
Waldumwandlung 3,40 €/m² 
Wiesenflächen 6,20 €/m² 
Naturnaher Park 80 €/m² 
Wege und Aufenthaltsflächen 150,00 €/m² 
Naturschutzflächen "T-Linie" 37,50 €/m² 
 
Ermittlung Herstellungskosten 
Waldumwandlung 6.200 m² x 3,40 €/m² = 21.080 € 
Wiesenflächen 1.670 m² x 6,20 €/m² = 10.354 € 

Naturnaher Park 2.500 m² x 80 €/m² = 200.000 € 
Wege und Aufenthaltsflächen 1.200 m² x 150,00 €/m² = 180.000 € 
Naturschutzflächen "T-Linie" 2.280 m² x 37,50 €/m² = 85.500 € 
 
Unterhaltung Grünflächen 
 
Produkt / Konto: 5510000 / 5221200 
Gesamt Grünfläche gem. B-Plan: 9.600 m² 
darin enthalten sind Spielflächen 1.500 m² und 
Naturschutzflächen 2.280 m² 
 
Ansatz Unterhaltungskosten: 
Grünflächen 2,20 €/m²/Jahr 
Naturschutzflächen 1,50 €/m²/Jahr 
Spielflächen 4,0 €/m²/Jahr 
 
Ermittlung Unterhaltungskosten 
Grünflächen 5.820 m² x 2,20 €/m²/Jahr = 12.804 €/Jahr 
Naturschutzflächen 2.280 m² x 1,50 €/m²/Jahr= 3.420 €/Jahr 
Spielflächen 1.500 x 4,0 €/m²/Jahr = 6.000 €/Jahr 
 
Die Unterhaltungskosten in Höhe von 22.224 € fallen entsprechend den Regelungen des Erschließungsvertrages mit dem 
Investor erst nach Herstellung der Grün-, Spiel- und Verkehrsflächen an.  

Nach bisherigem Kenntnisstand erfolgt die Baulastübernahme durch den FB 47 voraussichtlich im Jahr 2026. 

Anlagen: 
 Erläuterung zur Kalkulation von Aufwand, Ertrag, investive Ein- und Auszahlungen 

 (Interne Pflichtanlage!) 
 Anlage Wirtschaftlichkeitsberechnung (anlassbezogen) 
 Anlage Folgekostenberechnung (anlassbezogen) 
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Anlage 2 
Kurzeinführung 
Bebauungsplan Nr. 104 „Heinrich-Mann-Allee/Kolonie Daheim" sowie 
Flächennutzungsplan-Änderung „Heinrich-Mann-Allee/Kolonie Daheim" (09/15) 
Abwägung und Satzungs- sowie Feststellungsbeschluss 
 
Anlass für die vorliegende Beschlussvorlage 
Die Stadtverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 06.12.2017 den Auslegungsbeschluss 
zum Bebauungsplan Nr. 104 „Heinrich-Mann-Allee/Kolonie Daheim“ sowie zur 
Flächennutzungsplan-Änderung „Heinrich-Mann-Allee/Kolonie Daheim“ (09/15) (DS 17/SVV/0847) 
gefasst. Gegenstand der Planung ist die Entwicklung der Fläche zu einem innerstädtischen, 
attraktiven Wohnstandort mit Gewerbe- und Dienstleistungsanteil zur Deckung eines hohen 
Wohnbedarfs sowie der Sicherung bzw. Schaffung von Arbeitsplätzen. Im Bereich des ehemaligen 
Straßenbahndepots an der Heinrich-Mann-Allee soll im vorderen Bereich an der Straße eine 
Fläche für Büro und Dienstleistungen gesichert werden. Im dahinterliegenden Bereich des 
ehemaligen Straßenbahndepots bzw. der ehemaligen Sportanlage ist Geschosswohnungsbau für 
ca. 750 Wohneinheiten vorgesehen. Die Haupterschließung des Plangebietes erfolgt über die 
Heinrich-Mann-Allee.  
 
 
Darstellung der Ergebnisse aus den bisherigen Verfahrensschritten und Empfehlung der 
Verwaltung  
 
Zusammenfassung der Ergebnisse aus der Öffentlichkeitsbeteiligung 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit zum Bebauungsplan sowie zur Flächennutzungsplan-Änderung 
erfolgte in der Zeit vom 09.01.2018 bis zum 12.02.2018. Zusätzlich fand im Rahmen der 
Öffentlichkeitsbeteiligung am 21.01.2018 eine Bürgerversammlung statt, welche entsprechend 
dokumentiert wurde.  
 
Es gingen insgesamt 13 Stellungnahmen ein – alle 13 Stellungnahmen bezogen sich auf den 
Bebauungsplan, 11 Stellungnahmen bezogen sich auf den Flächennutzungsplan. 
Die Äußerungen bezogen sich im Wesentlichen auf die Erschließung des Plangebietes und die zu 
erwartende Erhöhung des Verkehrsaufkommens auf der Heinrich-Mann-Allee und in der 
angrenzenden denkmalgeschützten Siedlung Kolonie Daheim.  
Weiterhin wurde der Planungsstand für die angrenzend geplante Grundschule und die damit 
verbundene Festsetzung einer Gemeinbedarfsfläche für den Schulsport hinterfragt. Ebenso 
hinterfragt wurde die Festsetzung der Gemeinbedarfsfläche für eine Kindertagesstätte/Schule im 
nord-östlichen Bereich des Plangebietes.  
Es wurde auf die vorhandene Lebensqualität durch die bestehenden Wald- und Grünflächen 
hingewiesen und deren Erhalt gefordert.  
Die Änderung des Flächennutzungsplans wurde hinsichtlich der geplanten höheren 
Bebauungsdichte des Wohngebietes als kritisch eingeschätzt.  
Es wurden Vorschläge zur Gestaltung der textlichen Festsetzungen zum Einzelhandel sowie zu 
den Örtlichen Bauvorschriften unterbreitet.    
 
Die Stellungnahmen wurden geprüft und sind in den Abwägungsprozess eingestellt worden. 
 
Stellungnahme der Verwaltung zu den während der Öffentlichkeitsbeteiligung eingegangenen 
Stellungnahmen 
Die beiden Planverfahren verfolgen das Ziel, einen innerstädtischen, attraktiven Wohnstandort mit 
Gewerbe- und Dienstleistungsanteil und sozialer Infrastruktur zu entwickeln, um den großen 
Bedarf an Wohnraum in der Landeshauptstadt Potsdam zu decken.  
 
In den Beteiligungsverfahren wurden im Wesentlichen Anregungen und Hinweise geäußert, die 
nicht relevant für die Ebene der Flächennutzungsplanung sind. Diese betrafen insbesondere die  
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Belange der Verkehrsanbindung, der Stellplatzsituation und der inneren Erschließung sowie der 
Umweltbelange. Diese Belange sind Gegenstand nachgeordneter Planungen und Verfahren.  
Hinsichtlich der Bebauungsdichte des Quartiers lässt sich festhalten, dass eine erhöhte 
Verdichtung nicht per se nachteilig sein muss. Es ist jedoch richtig, dass sie grundsätzlich teilweise 
nachteilig für einige Aspekte sein kann. Im konkreten Fall entspricht die geplante Entwicklung des 
neuen Wohnquartiers in einem baulich vorgeprägten Bereich jedoch dem wichtigen planerischen 
Ziel des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden und dem Vorrang der Innen- vor der 
Außenentwicklung. Dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen 
für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der Wiedernutzbarmachung von Flächen, der 
Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen (§ 1a Abs. 2 BauGB). 
Die FNP-Änderung trägt damit auch zur Erhaltung und Fortentwicklung eines vorhandenen 
Ortsteils bei (§ 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB). Das innerstädtische Wohnraumangebot wird erweitert und 
die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung i.S.d. § 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB befriedigt. Damit wird 
insgesamt wichtigen Vorgaben des BauGB durch die Planung Rechnung getragen. 
Eine Planänderung war aufgrund der Stellungnahmen aus den Beteiligungsverfahren nicht 
erforderlich. Die Begründung wurde punktuell präzisiert, ergänzt und redaktionell geändert. 
 
Im Bebauungsplan wurde mit den genannten und weiteren Themen wie folgt umgegangen: 
 
Die Haupterschließung des Wohngebietes erfolgt über die Heinrich-Mann-Allee, eine Durchfahrt 
für PKWs zur Straße Kolonie Daheim wird durch Festsetzung ein Fuß- und Radweges im Bereich 
des öffentlichen Grünzugs verhindert. Die Erschließung des Wohngebietes wurde durch 
Verkehrstechnische Untersuchungen geprüft.  
 
Auf einer dicht an den Geltungsbereich des Bebauungsplans angrenzenden Fläche ist der Neubau 
einer Grundschule geplant. Die dazugehörigen Sportflächen liegen im Geltungsbereich. Die 
Festsetzung der Gemeinbedarfsflächen für Schulsport sowie Kindertagesstätte/Schule dient der 
Deckung des Bedarfs an sozialer Infrastruktur im entsprechenden Einzugsbereich.  
 
Die bestehenden Wald- und Grünflächen werden größtenteils erhalten, geplant ist die Entwicklung 
eines zusammenhängenden parkartigen öffentlichen Grünzugs zwischen der denkmalgeschützten 
Kolonie Daheim und dem neuen Wohngebiet. Entlang der Haupterschließungsstraße wird eine 
Allee gepflanzt, welche über die textliche Festsetzung 6.7 des Bebauungsplans gesichert ist. Die 
geplanten Innenhöfe der Quartiere werden ebenfalls begrünt und mit Spielmöglichkeiten 
ausgestattet.  
 
Die Einzelhandelsfestsetzungen basieren auf dem Einzelhandelskonzept der Landeshauptstadt 
Potsdam und entsprechen der Intention, den Quartiersplatz durch kleinteilige Geschäfte zu 
beleben sowie den Dienstleistungs- und Gewerbestandort erfolgreich vermarkten zu können. 
 
 
Zusammenfassung der Ergebnisse aus der förmlichen Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 
Die förmliche Beteiligung der Träger öffentlicher Belange erfolgte in der Zeit vom 19.12.2017 bis 
zum 31.01.2018.  
 
Zur Flächennutzungsplan-Änderung liegen insgesamt 141 Stellungnahmen vor. Davon hatten neun 
Behörden bzw. sonstige Träger öffentlicher Belange keine Anregungen oder Hinweise bzw. waren 
in ihren Belangen nicht betroffen oder hatten keine Einwände. 
Zum Bebauungsplan gingen insgesamt 13 Stellungnahmen ein. Davon hatten sieben Behörden 
bzw. sonstige Träger öffentlicher Belange der Planung zugestimmt. Bei den Trägern öffentlicher 
Belange, die sich nicht geäußert haben, wird davon ausgegangen, dass sie der Planung 
zustimmen. 
 

                                                           
1
 Aus dem Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege und Archäologisches Landesmuseum haben zwei 

Fachabteilungen separate Stellungnahmen abgegeben. 
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Inhaltlich wurde vom Landesbüro anerkannter Naturschutzverbände darauf hingewiesen, dass das 
Plangebiet stark durchgrünt und mit landschaftsprägenden wertvollen Bäumen bestanden ist. Es 
wurde die Überarbeitung der Planung gefordert, da schon im gesamten Stadtgebiet ein immenser 
Verlust an Altbaum- und Alleenbestand zu verzeichnen ist.  
 
Die Industrie- und Handelskammer Potsdam äußert sich zu den Einzelhandelsfestsetzungen des 
Bebauungsplans hinsichtlich der Festsetzungen zu den nahversorgungsrelevanten Sortimenten in 
den Allgemeinen Wohngebieten und im Mischgebiet. Es wurden Bedenken über die 
Ausnahmeregelung bei Entstehen einer Nahversorgungslücke sowie die standortgerechte 
Dimensionierung von Einzelhandelsbetrieben geäußert.  
 
Die Stellungnahmen wurden geprüft und sind in den Abwägungsprozess eingestellt worden. 
 
Stellungnahme der Verwaltung zu den während der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 
eingegangenen Stellungnahmen 
Die Ebene der Flächennutzungsplanung ist für die genannten Forderungen grundsätzlich die 
falsche Maßstabsebene, da nur die Grundzüge der Planung dargestellt werden und diese i.d.R. 
Bedeutung für die Gesamtstadt haben. Zur Begründung der gewählten baulichen Dichte (siehe 
oben). 
 
Im Bebauungsplan wurde mit diesen und weiteren Themen wie folgt umgegangen: 
Das städtebauliche und landschaftsplanerische Konzept für das geplante Wohngebiet wurde in 
einem städtebaulichen Gutachterverfahren erarbeitet. Der Siegerentwurf des Gutachterverfahrens 
hat das Ziel ein urbanes Wohngebiet mit ca. 750 Wohneinheiten in einer innenstadtnahen Lage mit 
sehr guter ÖPNV-Anbindung sowie die Qualifizierung eines großflächigen Grünzuges zwischen 
dem neuen Wohngebiet und der denkmalgeschützten Siedlung Kolonie Daheim zu entwickeln. 
Entlang der Haupterschließungsstraße des Wohngebietes (Planstraße 2) wird eine alleeartige 
Bepflanzung mit großkronigen Laubbäumen über den Bebauungsplan gesichert. In den 
allgemeinen Wohngebieten sind laut textlicher Festsetzung 6.1 großkronige Laubbäume zu 
pflanzen. Insgesamt werden die Notwendigkeit der Schaffung von dringend benötigtem Wohnraum 
in der Landeshauptstadt Potsdam sowie die Durchgrünung des Wohngebietes durch das prämierte 
städtebauliche Konzept in Einklang gebracht.  
 
Dem Hinweis bezüglich der Ausnahmeregelung zur Nahversorgungslücke wird gefolgt. Die 
textliche Festsetzung 1.2 wird dahingehend präzisiert, dass die ausnahmsweise zulässigen 
weiteren Läden als kleinflächig definiert werden.  
 
 
Ergänzender Hinweis 
Wie bereits im Rahmen des Auslegungsbeschlusses dargestellt, ist der Abschluss eines 
städtebaulichen Vertrages verzichtbar, da sich die ProPotsdam gegenüber der Stadt bereits 
hinsichtlich der Umsetzung von mietpreis- und belegungsgebundenem Wohnraum in Höhe von 20 
% im Geltungsbereich des Bebauungsplans verpflichtet hat. 
 
 
Empfehlung der Verwaltung 
Sofern dem Abwägungsvorschlag der Verwaltung gefolgt wird, können der Satzungsbeschluss 
zum Bebauungsplan Nr. 104 „Heinrich-Mann-Allee/Kolonie Daheim" gefasst und die Begründung 
gebilligt werden sowie der Feststellungsbeschluss zur Flächennutzungsplan-Änderung „Heinrich-
Mann-Allee/Kolonie Daheim“ (09/15) gefasst und die Begründung gebilligt werden. 
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Abwägungsvorschlag zu den Stellungnahmen der Öffentlichkeit zum Entwurf des Bebauungsplans 
 
 
Die Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB wurde in der Zeit vom 09.01. bis 12.02.2018 durchgeführt. Eine ergänzende Bürgerversammlung erfolgte am 
20.01.2018. Die Ergebnisse sind in dem Dokument „Bürgerbeteiligung zur öffentlichen Auslegung des Bebauungsplans Nr.104 „Heinrich-Mann-Allee/Kolonie Daheim“ – 
Bericht über Ortsbegehung und Bürgerversammlung“ der Landeshauptstadt Potsdam, Fachbereich Wirtschaft, Kommunikation und Beteiligung, Bereich WerkStadt für 
Beteiligung zusammengefasst  
 
 
Die folgenden Bürger haben sich zum Entwurf des Bebauungsplans wie folgt geäußert: 
 
Die Einwender sind in dieser Auswertung anonymisiert. Namen und Adressen der Einwender sowie Datum des Schreibens und des Eingangs bei der Landeshauptstadt 
Potsdam sind in einer gesonderten Einwenderliste zusammengestellt.  
 
 
(Die Texte der Beteiligten geben den Inhalt der Originalstellungnahmen wieder, wurden aber zur besseren Les- und Erfassbarkeit neu geordnet und ggf. teilweise gekürzt.) 
 

lfd. Nr. Inhalt der Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

01 Bürger 1  

Schreiben vom 11.02.2018 

Der Wald muss/sollte als Wald erhalten bleiben.  

So wild wie er ist. Nicht als Kulturwaldfläche und nicht begehbar und 
nicht als Grünfläche nutzbar. 

Anbei sende ich Ihnen ein paar Bilder. Wir Anwohner der Häuser Nr. 
24-37 lieben unser Wäldchen und wissen es sehr zu schätzen. 

Erst heute haben wir wieder den Buntspecht beobachten können und 
gestern die Rehe. (Verweis Bilder)  

Auf den Bildern sehen Sie auch zwei Eichelhäher und einen Greifvo-
gel. Nicht nur wir erfreuen uns an dem Wald, sondern auch die Tiere. 

Bitte lassen Sie unsere grüne Oase bestehen. 

 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Im Rahmen der Entwicklung des ehemaligen Straßenbahndepots und der Tennisplätze 
zu einem innerstädtischen Wohnstandort ist auch die Schaffung von „grüner Infrastruk-
tur“ für Freizeit, Erholung und Kinderspiel erforderlich. Hierbei sollen die vorhandenen 
wertbestimmenden Baumbestände soweit als möglich in der Grünfläche unter Beach-
tung der Anforderungen an die Verkehrssicherheit in ihrem Bestand gesichert und erhal-
ten werden; des Weiteren sollen die vorhandenen Baumbestände durch eine Bestands-
verjüngung aufgewertet werden. Außerdem sind ergänzende Neupflanzungen in den 
künftigen öffentlichen Grünflächen sowie im öffentlichen Straßenraum vorgesehen. Da-
mit entsteht für alle Bewohner ein attraktiver und nutzbarer öffentlicher Grünraum, der 
seinen naturnahen Charakter behalten soll. Diese Zielsetzung erfordert jedoch die Fest-
setzung als öffentliche Grünanlage, da sie bauplanungsrechtlich nicht den Anforderun-
gen an Wald nach dem LWaldG entspricht.  

Die Planung wird nicht geändert. 
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02 Bürger 2  

Schreiben vom 08.02.2018 

Es geht um das vorhandene Wäldchen auf dem Grundstück. 

Geplant ist die Umgestaltung zum Schulsportplatz und zur Grün- und 
Nutzfläche. Von Kulturwaldfläche ist die Rede. 

Seit 40 Jahren wohne ich in diesem Abschnitt der Kolonie Daheim 
und schaue in das Wäldchen. Und würde es, wie auch viele weitere 
Anwohner, die nächsten 40 Jahre gerne weiterhin tun. Es bedarf 
kaum Pflege. Es ist nicht begehbar und muss es auch nicht sein. Wir 
können Rehe beobachten, seit ein paar Jahren sind es 5, ein junger 
Hirsch ist auch dabei. Das Vogelgezwitscher, vor allem am Morgen, 
ist unersetzbar. Viele Vögel können entdeckt werden, wie Eichelhä-
her, Kleiber, Buntspecht, verschiedene Meisenarten und andere. 
Auch meine beiden Kinder (8+12) lieben es, einfach in die Natur zu 
blicken. Im Sommer ist alles schön dicht und grün. 

Durch den geplanten Umbau würde uns dies genommen werden. 
Und der Lebensraum der Tiere. Wir benötigen keine Grün- und Nutz-
fläche. Und für die neuen Anwohner, die durch den Neubau hinzu-
kommen, ist doch genügend Fläche in den Innenhöfen vorhanden. 
Schon dort können Wiese und Spielplätze geplant werden. Und die 
neuen Anlieger des Wäldchens hätten die gleichen Freuden wie wir. 

Überall in Potsdam wird Wald und Grünfläche unwiederbringlich 
weggenommen. Um neu zu bauen. Aber was ist mit den Alt-
Potsdamern. Wir wohnen doch hier, eben weil Potsdam so grün ist. 

 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Im Rahmen der Entwicklung des ehemaligen Straßenbahndepots und der Tennisplätze 
zu einem innerstädtischen Wohnstandort ist auch die Schaffung von „grüner Infrastruk-
tur“ für Freizeit, Erholung und Kinderspiel erforderlich. Hierbei sollen die vorhandenen 
wertbestimmenden Baumbestände soweit als möglich in der Grünfläche unter Beach-
tung der Anforderungen an die Verkehrssicherheit in ihrem Bestand gesichert und erhal-
ten werden; des Weiteren sollen die vorhandenen Baumbestände durch eine Bestands-
verjüngung aufgewertet werden. Außerdem sind ergänzende Neupflanzungen in den 
künftigen öffentlichen Grünflächen sowie im öffentlichen Straßenraum vorgesehen. Da-
mit entsteht für alle Bewohner ein attraktiver und nutzbarer öffentlicher Grünraum, der 
seinen naturnahen Charakter behalten soll. Diese Zielsetzung erfordert jedoch die Fest-
setzung als öffentliche Grünanlage, da sie bauplanungsrechtlich nicht den Anforderun-
gen an Wald nach dem LWaldG entspricht.  

Die Planung wird nicht geändert. 

03 Bürger 3  

Schreiben vom 12.02.2018 

Das Leitbild „stark durchgrünte Siedlungsgebiete zwischen Ra-
vensbergen und Nutheniederung mit ausgeprägten landschaftsräum-
lichen Bezügen und dazwischenliegenden, ausgedehnten Grünflä-
chen“ wird in dem am 27.02.2014 wirksam gewordenen FNP konse-
quent umgesetzt. Das Plangebiet wird hier als Wohnbaufläche W2 

 

 

Die Änderung des FNPs ist Gegenstand eines separaten Beteiligungsverfahrens und 
nicht dieser Beteiligung (siehe hierzu den Abwägungsvorschlag zur parallel durchgeführ-
ten Flächennutzungsplan-Änderung).  

Die Planung wird nicht geändert. 
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(GFZ 0,5 - 0,8), Gemischte Baufläche M2 (GFZ (0,5 - 0,8) und als 
Grünfläche dargestellt. Diese geplante maßvolle Verdichtung war 
auch ein Argument, Ende 2014 eine Doppelhaushälfte im Baugebiet 
„Horstweg-Süd, Teilbereich Nuthewinkel“ zu erwerben. 

Dem B-Planentwurf ist nun zu entnehmen, dass bereits am 
15.04.2014, nicht einmal 2 Monate nach Wirksamwerden des FNPs, 
auf einer Preisgerichtssitzung ein Entwurf prämiert wurde, der den 
Festlegungen des FNPs vollends widerspricht und nun im B-Plan als 
Begründung für die Änderung des FNPs mit rapider Änderung und 
Erhöhung der Bebauung genannt wird: Wohnbaufläche W1 (GFZ 0,8 
- 1,6), Gemischte Baufläche M1 (GFZ 0,8 - 1,6) und einer kleineren 
Grünfläche. Nach dem B-Planentwurf werden für die Umsetzung des 
Entwurfs die absoluten Obergrenzen der GFZ erforderlich (W1 = 1,6 
und M1 = 1,8, S. 33 2. Absatz). Dies bedeutet eine Verdoppelung 
zum genehmigten und wirksamen FNP. Von einer maßvollen Ver-
dichtung kann bei dieser hohen GFZ keine Rede mehr sein, wir füh-
len uns getäuscht. 

Die zeitliche Abfolge zeigt, dass bereits vor dem wirksamen FNP von 
der LHP dessen Änderung in Angriff genommen wurde. Ist dies den 
Stadtverordneten bewusst und auch von ihnen beschlossen worden? 
In der Begründung zum B-Plan heißt es nun immer wieder, dass bei 
einer Änderung (Herabsetzung) der GFZ der prämierte Entwurf nicht 
umgesetzt werden kann. Hier wird Druck ausgeübt und suggeriert, 
dass es keine Alternative gibt. Dies beeinflusst die Bürger – es lohnt 
sich nicht, eine Stellungnahme abzugeben, es ist schon entschieden 
– und sicher auch die Stadtverordneten. Bürgerbeteiligung ist das für 
uns nicht. 

Durch die Verdoppelung der GFZ auf die Obergrenzen wird mehr 
Wohnraum geschaffen. Uneinheitlich werden auf S. 13 von 700 
Wohneinheiten, auf S. 19 von 700 bis 750 Wohneinheiten und auf S. 
90 letztlich von 750 Wohneinheiten gesprochen. Welche Zahl ist nun 
korrekt? 

Die hohe Verdichtung bringt viele Nachteile: 

• Geringere Wohnqualität – Hier spielen die Aspekte Ruhe, Natur, 
Umwelt angesichts der stetig steigenden Berufsbelastungen eine 

Da es sich beim Bebauungsplan Nr. 104 um einen Angebots-Bebauungsplan handelt, 
kann die erwartete Einwohnerzahl nicht abschließend prognostiziert werden. Gegenwär-
tig wird – wie in der Begründung ausgeführt – von einer Wohnungszahl von 700 - 750 
Einheiten ausgegangen. Die Zahl der tatsächlich realisierbaren Wohnungen ist abhängig 
von der nachfolgenden konkreten gebäudespezifischen Hochbauplanung.  

Wie auch bereits in der Begründung ausgeführt, entspricht die geplante Entwicklung des 
neuen Wohnquartiers in einem baulich vorgeprägten Bereich dem wichtigen planeri-
schen Ziel des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden und des Vorranges der In-
nen- vor der Außenentwicklung. Dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen Inan-
spruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der Wiedernutz-
barmachung von Flächen, der Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenent-
wicklung zu nutzen (§ 1a Abs. 2 BauGB). Der Bebauungsplan Nr. 104 trägt damit auch 
der Erhaltung und Fortentwicklung eines vorhandenen Ortsteils bei (§ 1 Abs. 6 Nr. 4 
BauGB), erweitert das innerstädtische Wohnraumangebot und befriedigt die Wohnbe-
dürfnisse der Bevölkerung (§ 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB). Damit wird wichtigen Vorgaben des 
BauGB insgesamt durch die Planung Rechnung getragen. Die Eingriffe in die biotischen 
und abiotischen Schutzgüter werden durch Festsetzungen und externe Kompensati-
onsmaßnahmen ausgeglichen. Aufgrund der hohen Vorbelastung des Gebietes entsteht 
keine Verschlechterung von Umwelt und Natur.  

Der Vergleich des entstehenden neuen Quartiers mit bestehenden Wohngebieten Pots-
dams, wie z.B. Schlaatz (knapp 10.000 Einwohner) oder Stern (knapp 17.000 Einwoh-
ner), ist weder städtebaulich noch funktional zielführend, da es sich dabei um völlig an-
dere städtebauliche Typologien und funktionale Strukturen handelt.  

Mit der Durchführung des städtebaulichen Gutachterverfahrens wurde der Nachweis 
erbracht, dass die Schaffung eines neuen Wohnquartieres mit urbaner Dichte für den 
Standort angemessen und sinnvoll ist. Dabei sind sowohl die Aspekte des Umgebungs-
schutzes der vorhandenen Denkmale als auch die der Verkehrserschließung berücksich-
tigt worden.  

Der Stellplatzschlüssel ist nicht Regelungsinhalt eines Bebauungsplans. Der Stellplatz-
nachweis ist entsprechend der Vorgaben der Stellplatzsatzung der Landeshauptstadt 
Potsdam zu führen, die einen Nachweis von notwendigen Stellplätzen von 0,5 Stellplät-
zen je Wohneinheit vorschreibt. Dieser Stellplatzschlüssel ist aufgrund des guten ÖPNV-
Anschlusses und der Innenstadtnähe des Standortes gerechtfertigt. Der Stellplatznach-
weis ist im Bauantragsverfahren zu führen. Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung 
ist dem Rechnung zu tragen, indem die Flächen, auf denen die Errichtung von Stellplät-
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erhebliche Rolle.  

• Höhere Umweltbelastung – Hierzu gehören sowohl gesundheitliche 
Belange wie Lärm, Klimaaspekte, erhöhte Verkehrsbelastung als 
auch soziale Spannungen wie Streitigkeiten und Unzufriedenheit, 
die sich aus der höheren Personendichte ergeben. 

• Sinkende Wohnqualität, die durch die hohe Gefahr sozialer Span-
nungen und die steigende Anonymität entstehen wird. Auf einer 
kleinen Fläche sollen ca. 2500 Personen zusammenleben, ein 
neuer Wohnstandort mit Problemen wie im Schlaatz, Stern oder 
Drewitz entsteht? 

• Die dichte und hohe Bebauung passt nicht zum Bestand und fügt 
sich in die vorhandene Bebauung nicht ein. Die Kolonie Daheim ist 
geprägt von 2- bis 3-geschossigen Wohngebäuden. Die angren-
zenden Gebäude sollen 4-geschossig werden. 

• Durch die vielen Wohneinheiten gibt es nicht ausreichend Park-
möglichkeiten. Der ruhende Verkehr wird sich auf die angrenzen-
den Straßen (insbesondere Kolonie Daheim) verlagern. Eine Belas-
tung nicht nur der künftigen Mieter (Parkplatzsuche), sondern auch 
der Bestandsmieter. Die geringere Wohnqualität wirkt sich hier 
nicht nur auf das Wohngebiet, sondern auch auf die angrenzenden 
Straßen aus. 

Die Planstraße 5 des neuen Wohnstandortes werden täglich viele 
Schüler/innen des Humboldt-Gymnasiums, der 2 Kitas im Nuthewin-
kel, der neuen Grundschule und Bewohner der angrenzenden 
Wohngebiete mit dem Rad als auch zu Fuß nutzen (derzeit kombi-
nierter Rad / Fußweg). Diese Planstraße ist als Hauptanbindung des 
Wohngebietes geplant. Ein breiter Fuß- und Radweg wäre hier unse-
res Erachtens sinnvoller als zwei Fußwege. 

zen und (Tief-)Garagen zulässig ist, insgesamt auskömmlich sein müssen. Ein ausrei-
chender ober- und unterirdischer Nachweis von Stellplätzen ist in den vorgesehenen 
Flächen möglich.  

Die Planstraße 5 wird nicht der Haupterschließung des Quartiers dienen, vielmehr dürfte 
hier die Planstraße 2 gemeint sein. Für die Planstraße 2 ist ein breiter Fuß- und Radweg 
nicht Gegenstand der Planungen. Vorgesehen ist hier ein Fahrbahnquerschnitt mit einer 
Breite von in der Regel 5,5 m sowie eine Geschwindigkeitsbeschränkung von Tempo 30 
km/h, sodass damit gute Voraussetzungen zur Nutzung des Fahrrades gegeben sind. 
Die beidseitigen Gehwege haben eine Breite von jeweils 2,5 m, sodass die Flächen für 
die Nutzung durch die angesprochenen Nutzergruppen ausreichend dimensioniert sind.  

Die Planung wird nicht geändert.  

04 Bürger 4  

Schreiben vom 20.01.2018 

• Naturschutzauflagen beachten! 

 

 

Alle relevanten Naturschutzauflagen werden im Rahmen des Bebauungsplans eingehal-
ten. Der erhaltenswerte Baumbestand sowie sonstige Vegetationsbestände werden – 
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• Wäldchen, alter Baumbestand (ca. 50 - 100 Jahre) vorhanden; 

• Hecke (ca. 20 Jahre alt) erhalten;  

• Neue Bepflanzung mit einheimischen Bäumen, Sträuchern;  

• Pflanzen für Schmetterlinge, Bienen, Vögel und andere Tiere; 

• Dachbegrünung, Solaranlagen für Natur-, Umweltschutz.  

• Planung von 700 Wohnungen ist zu viel – weniger Wohnungen 
(500) bauen! 

 

soweit mit der Planung vereinbar – erhalten. Die Bepflanzung der privaten und öffentli-
chen Grünflächen mit heimischen Bäumen und Sträuchern wird durch die TFs 6.1 – 6.7 
gesichert. Mit den vorgenannten Regelungen sowie mit der TF 4.1 werden – soweit dies 
im Rahmen der Bauleitplanung möglich ist – auch die Aspekte des Insektenschutzes 
berücksichtigt. Die Dachbegrünung ist mit der TF 4.5 gesichert. Solaranlagen werden 
nicht vorgeschrieben, sind aber zulässig.  

Mit der Durchführung eines städtebaulichen Gutachterverfahrens wurde der Nachweis 
erbracht, dass die Schaffung eines neuen innerstädtischen Wohnquartieres mit urbaner 
Dichte im Rahmen der Konversion des ehemaligen Straßenbahndepots sinnvoll und 
angemessen erscheint. Dabei wurden sowohl die Aspekte des Umgebungsschutzes der 
vorhandenen Denkmale berücksichtigt als auch die der Verkehrserschließung und die 
Umweltbelange.  

Die Planung wird nicht geändert.  

05 Bürger 5  

Schreiben vom 11.02.2018 

Ich bitte zu prüfen, ob im B-Plan grundsätzliche Möglichkeiten eröff-
net werden können, ein Nachbarschafts- / Bürgerhaus zu realisieren. 
Im gesamten Bereich Teltower Vorstadt gibt es keine derartige Ein-
richtung. Die Aufnahme in den B-Plan böte die Möglichkeit, eine sol-
che Einrichtung zu realisieren und eine ggf. schwierige spätere 
Standortsuche zu vermeiden. Es sei hierbei darauf verwiesen, dass 
aufgrund der neuen Quartiere „An den Kopfweiden“ und künftig Stra-
ßenbahndepot / Tennisplätze ein derartiger Bedarf absehbar ist. In 
Bornstedt, wo eine solche Planung nicht vorgenommen wurde, er-
weist es sich nun als ausgesprochen schwierig, für diesen Bedarf 
einen adäquaten Platz zu finden.   

 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in den nachfolgenden Planungen geprüft. 

Ein Nachbarschafts- / Bürgerhaus ist bisher nicht Gegenstand der Planungen für das 
neue Stadtquartier. Ein entsprechender Bedarf an dieser Einrichtung würde sich auch 
nicht aus dem im Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 104 geplanten Quartier allein ab-
leiten lassen, sondern ist im Zusammenhang mit den umliegenden Quartieren in der 
Teltower Vorstadt zu sehen. Insofern dürfte sich die Prüfung potentieller Standort nicht 
nur auf das Plangebiet konzentrieren, sondern ist weiträumiger zu betrachten.  

Dessen ungeachtet stehen die Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 104 dem Ansin-
nen der Realisierung eines Nachbarschafts- / Bürgerhauses nicht entgegen, da dies 
gem. § 4 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO im WA und gem. § 6 Abs. 2 Nr. 5 BauNVO im MI zuläs-
sig ist. Die in der Nachbarschaft vorhandenen und geplanten Infrastruktureinrichtungen 
eröffnen auch die Nutzung als Treffpunkt und Begegnungsort.   

Die Planung wird nicht geändert. 
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06 Bürger 6  

Schreiben vom 19.01.2018 

Insgesamt erscheint der Entwurf zur Innenstadtverdichtung sehr ge-
lungen.  

Im Wesentlichen erscheint nur ein durchgehender separater Radweg 
zu fehlen. Dieser sollte auch im Rahmen der Gesamtplanung des 
Areals berücksichtigt werden. Hier bietet sich eine Verbindung der 
geplanten Rad- / Fußwege der Heinrich-Mann-Allee in Richtung 
Nuthe an. Weiterhin ist die Stilllegung eines Teils der Straße „Am 
Alten Friedhof“ (zw. „Kolonie Daheim“) in Betracht zu ziehen.   

 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Ein durchgehender separater Radweg ist nicht Gegenstand der Planungen für das neue 
Stadtquartier. Die Erschließungsplanung bietet mit der Planstraße 2 die Möglichkeit, das 
Quartier von der Heinrich-Mann-Allee bis zur Kolonie Daheim als Fußgänger bzw. mit 
dem Fahrrad zu durchqueren. Dafür vorgesehen sind Fahrbahnquerschnitte mit einer 
Breite von in der Regel 5,5 m sowie Tempo 30 km/h, sodass damit gute Voraussetzun-
gen zur Nutzung des Fahrrades gegeben sind.  

Ein zusammenhängender Radweg ist im Übrigen bereits im rechtsverbindlichen Bebau-
ungsplan Nr. 2 „Horstweg-Süd“ festgesetzt. 

Die Anforderungen an ein attraktives und sicheres Verkehrsnetz für Fußgänger und 
Radfahrer werden in den Straßenquerschnitten und der Grünflächenplanung berücksich-
tigt. Zudem sind im allgemeinen Wohngebiet WA4 öffentliche nutzbare Gehrechte zur 
Festsetzung vorgesehen.     

Eine Stilllegung eines Teils der Straße „Am Alten Friedhof“ ist ebenfalls nicht Gegen-
stand der Planungen, da ansonsten für die Bewohner der Kolonie Daheim die Heinrich-
Mann-Allen nicht erreichbar wäre.  

Die Planung wird nicht geändert. 

07 Bürger 7  

Schreiben vom 20.01.2018 

Bei 750 Wohneinheiten die nach dem Entwurf geplant sind, würden 
im neuen Quartier auch viele Schüler leben. Bekanntermaßen be-
steht in der LHP ein Bedarf für neue Schulen. Problem ist Standorte 
für den Bau neuer Schulen zu finden. Dies gilt auch und insbesonde-
re für den Bereich Heinrich-Mann-Allee. 

Dem B-Plan, in dem kein Schulstandort ausgewiesen wird, sollte erst 
zugestimmt werden, wenn geklärt ist, dass für diesen Bereich genü-
gend Schulstandorte zur Verfügung stehen. Falls das südöstlich an-
grenzende Grundstück nicht für den Bau einer Schule zur Verfügung 

 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Wohnentwicklungen im Plangebiet im 
FNP und in der aktuellen Schulentwicklungsplanung der LHP für die Teltower Vorstadt 
berücksichtigt. Deshalb ist u.a. südöstlich des Plangebietes am Nuthewinkel die Entwick-
lung eines neuen Grundschulstandortes in der Planung, für den im Plangebiet die ent-
sprechenden Freiflächen für den ungedeckten Schulsport nachgewiesen werden. 

Die im Plangebiet vorgesehenen Wohnnutzungen lösen einen Bedarf an weiteren 
Grundschulplätzen aus. Dies ist in die umfangreichen Ermittlungen und Bewertungen 
andere Flächen im Umfeld des Geltungsbereichs des Bebauungsplans Nr. 104 für  
einen Grundschulstandort durch die Verwaltung der Landeshauptstadt Potsdam einge-
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steht, sollte im beplanten Gebiet ein Schulstandort geplant werden. 
Dabei sollte der Standort innerhalb des Gebietes des B-Plans so 
gewählt werden, dass von dort die im vorliegenden Entwurf für 
Schulsport vorgesehene Fläche auch als solche genutzt werden 
kann. 

flossen. 

Ein Schulstandort wäre planungsrechtlich derzeit nicht zulässig, da die Baufeldgrößen 
und die überbaubaren Grundstücksflächen ein Schulgebäude und die Sporthalle nicht 
zulassen. Demzufolge müsste der Bebauungsplan Nr. 104 geändert werden. Das würde 
bedeuten, dass   

• die mit der Landeshauptstadt Potsdam vereinbarten Ziele zur Realisierung von Woh-
nungen für die ProPotsdam nicht umsetzbar wären; 

• die Neuplanungen im Widerspruch zur Sicherung der Qualitäten und Strukturen der 
dem Bebauungsplan zu Grunde liegenden städtebaulichen Konzept von Müller Rei-
mann Architekten zur Absicherung von 750 WE, anteilig im geförderten Wohnungsbau 
widersprächen; 

• dies einen Verlust von Wohnbauflächen für ca. 150 WE nach sich ziehen könnte. 

Die Planung wird nicht geändert. 

08 Bürger 8  

Schreiben vom 16.01.2018 

Ursprünglich war die Rede davon, dass das Humboldt-Gymnasium 
zusammen mit der neuen Grundschule und der neuen Kita einen 
Campus bilden sollen. Davon ist in dem jetzigen Entwurf nichts mehr 
zu erkennen. Die 3 Schulkomplexe liegen an allen 3 Ecken des neu-
en Wohngebietes am weitesten voneinander entfernt. Von einem 
Campus kann so keine Rede mehr sein. Um zum Sportplatz zu ge-
langen müssen die Kinder den weitesten Weg durch den gesamten 
Wohnkomplex gehen. Sollte man das nicht noch einmal überdenken? 

 

 

Die Entwicklung eines zusammenhängenden Campus mit Humboldt-Gymnasium, neuer 
Grundschule und Kita war zu keinem Zeitpunkt Gegenstand der Planungen für das 
Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 104. Die im Plangebiet vorgesehene Fläche für den 
Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schulsport“ soll der Unterbringung der Frei-
flächen für den Schulsport der außerhalb des Plangebiets vorgesehenen Grundschule 
am Nuthewinkel dienen; die Entfernung beträgt hier 110 m (Luftlinie). Die Fläche für den 
Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Kita / Schule“ ist vorrangig als Kitastandort 
geplant.  

Die Planung wird nicht geändert. 

09 Bürger 9  

Schreiben vom 02.02.2018 

Ich selbst bin seit meiner Geburt Bewohner der Kolonie Daheim und 
wohne dort mit meiner 4-köpfigen Familie im Haus Nr. xy. Wir verfol-
gen die Wandlung des Areals intensiv und verstehen die Bebauung. 
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Zum Entwurf des B-Plans möchte ich hier eine Stellungnahme vor-
bringen: 

1. Verlauf der Planstraße 2 

Aktuell verläuft parallel zur neuen Planstraße 2 ein Fuß- und Rad-
weg, welcher intensiv genutzt wird, um (unter anderem) die Straßen-
bahnhaltestelle „Sporthalle“ an der Heinrich Mann Allee erreichen zu 
können. An diesem Weg befindet sich ein etwa 3 Meter schmaler 
Grünstreifen mit einigen älteren Bäumen, für dessen Erhalt ich hier 
werben möchte. 

Gegenwärtig sieht der B-Planentwurf dessen Rodung vor. 

Zum Erhalt des Grünstreifens möchte ich anregen, den neuen süd-
östlichen Fußweg an der Planstraße 2 von der Straße abzutrennen 
und hinter den Grünstreifen, direkt an die Fassade des Gebäude-
komplex WA 4, zu legen. 

Die an der Planstraße 2 freiwerdende Fläche könnte zur Optimierung 
der Parkplätze (Verbesserung der ohnehin angespannten Parkplatz-
situation) verwendet werden. Damit Bewohner die vom Fußweg die 
Parkplätze erreichen können, wären einfache Stichwege durch den 
Grünstreifen denkbar. 

Zur Realisierung müsste lediglich die nordöstliche Fassade des Ge-
bäudekomplex WA 4 um geschätzte 5 m nach Südwesten verscho-
ben werden. Dies kann durch zweifache Verringerung der Gebäude-
abstände um je ca. 2,5m im Gesamtkomplex WA 4 erreicht werden. 

Siehe hierzu die Ausschnitte aus dem Bebauungsplanentwurf. 

Vorteile: 

• Bildung einer Flucht- / Sichtachse entlang der Sporthalle, Fassade 
WA 4 und Kolonie Daheim xy 

• Erhalt des Grünstreifens entlang der neuen Planstraße 2 

• Steigerung des Wertes des Wohnumfelds durch Erhalt der Grünflä-
che  

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Grundlage der angestrebten städtebauli-
chen Entwicklung des Plangebietes bildet der Entwurf eines 2-stufigen städtebaulichen 
Gutachterverfahrens, welches mit einer eindeutigen Empfehlung der interdisziplinär be-
setzten Jury für die hier planungsrechtlich umgesetzte Lösung abgeschlossen wurde. 
Neben städtebaulichen, architektonischen und wirtschaftlichen Fragen wurden in der 
weiteren fachlichen Durcharbeitung des Wettbewerbsentwurfes vor allem auch Aspekte 
der Verkehrserschließung und des Schutzes erhaltenswerter Vegetationsbestände in-
tensiv beleuchtet. Im Ergebnis erfolgten verschiedene Detailpräzisierungen des Wettbe-
werbsentwurfes, ohne jedoch die grundsätzliche Struktur des Bebauungs- und Erschlie-
ßungssystems in Frage zu stellen.  

Insbesondere der angesprochene Grünstreifen südlich des ehemaligen Straßenbahnde-
pots besteht zum überwiegenden Teil aus vergleichsweise alten Pappeln, die naturräum-
lich keinen besonderen Wert aufweisen und darüber hinaus hinsichtlich ihres Erhal-
tungszustandes im Hinblick auf die Verkehrssicherheit kritisch zu bewerten sind. Inso-
fern wurde von einem Erhalt der Pappelreihe abgesehen (die Fällung ist im Februar und 
März 2018 erfolgt). Die vorgeschlagene Verschiebung der horizontalen (SW nach NO) 
Erschließungsachse (Planstraße 2) hätte gravierende Auswirkungen auf das gesamte 
System der Bebauung und Erschließung zur Folge, die das Bebauungskonzept sowohl 
in städtebaulicher als auch in wirtschaftlicher Hinsicht in Frage stellen würden. Die Füh-
rung einer Radverbindung ist auch unter den gegebenen Umständen innerhalb der 
Planstraße 2 möglich und wird im Straßenquerschnitt berücksichtigt.  

Die Planung wird nicht geändert.  
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2. Allgemeine Verkehrsplanung 

Die Kolonie Daheim liegt als ehemalige Eisenbahner-Wohnsiedlung 
bisher gut isoliert und verbindet die Heinrich Mann Allee mit der 
Friedrich-Engels-Straße. Je nach Verkehrsaufkommen bzw. Rück-
stau durch die Pförtnerampeln außerhalb der Kolonie Daheim wird 
diese häufig benutzt, um von der Heinrich Mann Alle auf die Fried-
rich-Engels-Straße zu kommen. Dieser Zustand ist seit Jahren prob-
lematisch und wird nur unzulänglich durch verkehrstechnische Maß-
nahmen gelöst.  

Der folgende Verkehr nutzt die Kolonie Daheim zur Durchfahrung, oft 
auch als „Rennstrecke“: 

• Eltern, die Ihre Kinder mit Auto zu den Kindergärten am Nuthewin-
kel bringen/abholen. Dies ist in der Zeit von 7:00 – 8:00 und 15:30-
16:30 sehr belastend, da der Verkehr vierfach (bei Einfahrt und 
Ausfahrt; früh und nachmittags) die Kolonie Daheim durchfährt. 

• Sowie die Berufspendler, wie einleitend beschrieben. 

Ich schlage vor, die Verkehrsführung so zu gestalten, dass das neu 
geplante Wohngebiet keine besserte Abkürzung / Rennstrecke ge-
genüber der aktuellen Situation anbietet. 

Mein Favorit wäre die folgende Lösung: (Abbildung: Planstraße 3 als 
Einbahnstraße in Richtung Planstraße 1 realisieren und Durchfahrt 
am Punkt Planstraße 1 / Planstraße 5 zu Am Alten Friedhof verhin-
dern.) 

 

Durch das geplante Erschließungskonzept soll sichergestellt werden, dass Schleichver-
kehre durch das neue Stadtquartier und die angrenzende Kolonie Daheim unterbunden 
werden. Aus diesem Grund erfolgt keine Anbindung der Planstraßen 1, 2 und 5 an die 
Straße Am Alten Friedhof. Dies ist in einem Bebauungsplan zeichnerisch nicht festsetz-
bar, da die Aufteilung der Straßenquerschnitte nicht Regelungsinhalt eines Bebauungs-
plans sein darf. Die Hinweise sind daher in den nachfolgenden Erschließungsplanungen 
für das Plangebiet zu berücksichtigen. Insgesamt wird sich aber durch die Wohnge-
bietserschließung keine Änderung der Situation in der Kolonie Daheim ergeben. Die 
Anbindung des Quartiers erfolgt ausschließlich über die Heinrich-Mann-Allee. 

Die Planung wird nicht geändert. 

10 Bürger 10  

Schreiben vom 20.01.2018 

Ab wann kann man sich über entsprechende Vermietung bzw. Höhe 
des Mietzinses informieren bzw. für Wohnungen bewerben? Wer ist 
der entsprechende Ansprechpartner?  

 

 

Fragen der Vermietung sind nicht Gegenstand des Regelungsinhalts des Bebauungs-
plans Nr. 104. Die Ansprechpartner für die Vermietung werden rechtzeitig seitens der 
ProPotsdam durch die öffentlichen Medien bekanntgegeben werden.  

Die Planung wird nicht geändert. 
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11 Bürger 11  

Schreiben vom 20.01.2018 

• Bitte Zufahrt zu den Kitas und der geplanten Grundschule von der 
Heinrich-Mann-Allee gewährleisten; die „Kolonie Daheim / Nuthe-
winkel“ als auch die Straße „Unter den Kopfweiden“ ist bereits jetzt 
schon massiv befahren durch den Kita-Verkehr! 

• Das Grundstück für die geplante Schule ist zurzeit ein angenehmer 
„grüner Fleck“, bitte so viel Baumbestand wie möglich schützen.  

 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und in den nachfolgenden Planungen 
berücksichtigt. Die Erschließung des in Aussicht genommenen Kitastandortes im Norden 
des Plangebietes ist nur über die Straße Am Alten Friedhof möglich. Erschließungsmög-
lichkeiten des eigentlichen Schulstandortes am Nuthewinkel liegen außerhalb des Gel-
tungsbereiches des Bebauungsplans Nr. 104 und sind daher hier nicht regelbar. Glei-
ches gilt für den neuen Schulstandort.  

Die Planung wird nicht geändert. 

12 Bürger 12  

Schreiben 1 vom 11.02.2018 

Ich schlage vor sicherzustellen, dass auf der für den Schulsport vor-
gesehenen Fläche der Baumbestand soweit wie möglich erhalten 
bleibt.  

Weiterhin soll im B-Plan sichergestellt werden, dass die der der Ko-
lonie Daheim gegenüberliegenden Baukörper entsprechend der Ent-
wurfszeichnung aus kleinteiligen Baukörpern bestehen. Daher forde-
re ich, den B-Plan dahingehend zu ändern, dass für alle Baukörper 
an der Planstraße 5 die den Gebäuden der Kolonie Daheim gegen-
überliegen, die abweichende Bauweise „a1“ gem. B-Plan festgesetzt 
wird.  

Begründung: Die Bebauung soll sich in ihrem Maßstab in die Umge-
bung einfügen.  

 

 

Die auf der für den Schulsport vorgesehenen Fläche vorhandenen Baumbestände unter-
liegen grundsätzlich dem Schutz der Potsdamer Baumschutzverordnung. In Anbetracht 
der absehbaren, vergleichsweise extensiven Grundstücksnutzung für Schulsport- und 
Freiflächen ist davon auszugehen, dass wesentliche Teile der Vegetationsbestände am 
Standort erhalten werden können.  

Durch die Festsetzungen im Bebauungsplan Nr. 104 wird die städtebauliche „Figur“ ent-
sprechend des Siegerentwurfs des Gutachterverfahrens planungsrechtlich gesichert. Die 
abweichenden Bauweisen a1 bis a3 regeln Gebäudelängen von 18 m, 23 m und 27 m 
an der Planstraße 5. Die Bestandsgebäude der Kolonie Daheim haben dahingegen eine 
Gebäudelänge von ca. 28,5 m. Insofern wird im B-Plan mit der Festsetzung der unter-
schiedlichen abweichenden Bauweisen auf die Struktur der Kolonie Daheim reagiert.  

Die Planung wird nicht geändert.  

 
Schreiben 2 vom 11.02.2018 

Ich schlage vor, dass geprüft wird, ob im B-Plan eine Radwegestre-
cke zwischen Ecke Kolonie Daheim / Ecke Einmündung Fuß-/ Rad-
weg Sporthalle bis zum Ende der Straße Kolonie Daheim (Einmün-
dung Am Nuthewinkel) aufgenommen werden kann. Der Radweg 
könnte auf der südwestlichen Seite entlang der Straße Kolonie Da-
heim innerhalb des zu erhaltenden Baumbestandes angelegt werden. 

 

Die Führung einer Radverbindung ist unter den gegebenen Umständen auch innerhalb 
der Planstraße 2 möglich. Die Erschließungsplanungen sehen für die Fahrbahn der 
Planstraße 2 einen Querschnitt von 5,5 m und eine Geschwindigkeitsbeschränkung von 
Tempo 30 km/h vor. 

Die Planung wird nicht geändert.  
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Die Radwegeführung könnte so ausgelegt werden, dass keine zu-
sätzlichen Baumfällungen notwendig sind.  

Begründung: Bereits jetzt nutzen viele Eltern das Rad, um ihre Kinder 
in die Kitas Nuthewinkel bzw. Potsdam Kids zu bringen. Fast alle 
fahren wegen des Kopfsteinpflasters der Straße auf dem Gehweg. 
Dies wird sich noch verstärken, falls der Schulstandort im Nuthewin-
kel realisiert wird. Diese Entwicklung bringt Gefährdungen sowohl für 
die Fußgänger als auch für die Radfahrer mit sich.  

13 Bürger 13  

Schreiben vom 22.01.2018 

Nachfolgend habe ich folgende Anregungen und Hinweise: 

 

 
Die Gemeinbedarfsfläche in der Nordwestecke mit der Zweckbe-
stimmung „Kindertagesstätte / Schule“ sollte eine allgemeinere 
Zweckbestimmung erhalten. Zwar mag in den nächsten Jahren der 
Bedarf an Kitas und Schulen hoch sein, aber das wird nicht immer 
der Fall sein. Damit man den B-Plan nicht ändern oder mit Befreiun-
gen nach § 31 Abs. 2 BauGB arbeiten muss, wäre es sinnvoll die 
Zweckbestimmung so zu fassen, dass dort auch Jugendclubs, Bür-
gerhäuser, Seniorentagesstätte und ähnliche Einrichtungen zulässig 
sind. 

Bei der angesprochenen Gemeinbedarfsfläche handelt es sich tatsächlich um eine Vor-
halteplanung, deren bedarf sich erst in den kommenden Jahren konkretisieren wird. 
Faktisch wird es aber sicher um eine Einrichtung der Kinderinfrastruktur gehen, die hier 
realisiert werden soll. Auch vor dem Hintergrund der steigenden Bevölkerungszahlen in 
Potsdam ist nicht von einer absehbar erforderlichen Planänderung auszugehen.  

Die Planung wird nicht geändert.  

 
Was ist mit den der Gebietsversorgung dienenden Schank- und 
Speisewirtschaften sowie den nicht störenden Handwerksbetrieben 
im WA 1 und WA 4? Sollen die zulässig sein? 

Da die angesprochenen Nutzungen nicht explizit ausgeschlossen werden, sind sie ge-
mäß § 4 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO zulässig.  

Die Planung wird nicht geändert. 

 
Im MI ist die Liste der ausnahmsweise zulässigen Läden kleiner als 
im WA 2 und WA 3. D.h. Einzelhandel ist im WA eher zulässig, als im 
MI. Ist das so gewollt? Es klingt eher danach, als ob die ProPotsdam 
eigentlich keine Läden haben will. · 

Da die Planungshoheit bei den Gemeinden liegt, stehen die Anliegen der ProPotsdam 
nicht im Vordergrund, sondern die Belange des Einzelhandels in der gesamtstädtischen 
Betrachtung. Ziel der vorgesehenen Festsetzungen zum Einzelhandel ist die Sicherung 
der Konzentration von Einrichtungen der Quartiersversorgung im Bereich des Quartiers-
platzes. Im Mischgebiet sind nur nahversorgungsrelevante Sortimente zulässig, im Be-
reich des Allgemeinen Wohngebietes WA um den Quartiersplatz sind nahversorgungsre-
levante und sonstige zentrenrelevante Sortimente zulässig. Im Unterschied zum MI soll 
der Quartiersplatz durch eine abwechslungsreiche Ladenstruktur belebt werden und 
somit in seiner Attraktivität erhöht werden. Die TF 1.2 und 1.4 werden dahingehend  
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 präzisiert, dass die ausnahmsweise zulässigen weiteren Läden mit nahversorgungsrele-

vanten und sonstigen zentrenrelevanten Sortimenten als kleinflächig definiert werden.  
Die Festsetzung erfolgte in Abstimmung mit der Wirtschaftsförderung und dem Bereich 
Stadtentwicklung. 

Die Planung wird nicht geändert. 

 
Die TF 1.5 ist schwer zu verstehen, was aber an der Formulierung in 
der BauNVO liegt. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 
Die TFs 3.1 bis 3.3 sind nicht ganz eindeutig formuliert. Dürfen die 
Gebäude einzeln oder zusammen die angegebenen Längen nicht 
überschreiten? Ist die Formulierung wie folgt gemeint?: 

„Für die Teile der allgemeinen Wohngebiete, für die die abweichende 
Bauweise ,a1‘ festgesetzt ist, sind mindestens zwei Einzelgebäude 
mit seitlichem Grenzabstand zu errichten. Die straßenseitigen Längs-
seiten der Gebäude dürfen jeweils eine Länge von 18 m nicht unter-
schreiten.“ 

Oder umgekehrt: 

„Für die Teile der allgemeinen Wohngebiete, für die die abweichende 
Bauweise ,a1‘ festgesetzt ist, sind mindestens zwei Einzelgebäude 
mit seitlichem Grenzabstand zu errichten. Die straßenseitigen Längs-
seiten der Gebäude dürfen zusammen eine Länge von 18 m nicht 
unterschreiten.“ 

„Jeweils scheint sinnvoller, ist aber nicht klar zu verstehen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Dies TFs 3.1 bis 3.3 sind i.S.d. 1. Variante 
mit „jeweils“ zu verstehen. Die TFs werden zur Klarstellung entsprechend redaktionell 
konkretisiert.  

Die Planung wird nicht geändert. 
Die textlichen Festsetzungen 3.1 bis 3.3 werden konkretisiert. 

 
TF 7.1: Welches Luftschalldämmmaß gilt für Büroräume, 30 oder 35 
dB(A)? Bei TF 7.2 sind Büroräume auch für beide Maße angegeben. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die TFs 7.1 und 7.2 werden konkretisiert. Für 
die Außenbauteile von Büroräumen gelten die jeweils niedrigeren Werte von 30 bzw. 35 
dB(A).   

Die textlichen Festsetzungen 7.1 und 7.2 werden redaktionell geändert.  

 
Die örtliche Bauvorschrift, dass Flachdächer zu bauen sind, gilt nicht 
für die Kita/Schule. Gem. TF 4.5 ist die Dachfläche zu mind. 50 % zu 
begrünen. Was ist, wenn die Kita/Schule kein Flachdach bekommt? 
Und bei der maximal zulässigen Dachneigung von 15° für alle ande-
ren Dächer wird es auch schwierig mit Dachbegrünung. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die örtlichen Bauvorschriften werden dahin-
gehend konkretisiert, dass auch die Kita/Schule zwingend mit einem Flachdach bzw. 
einem flachgeneigten Dach bis max. 15° Dachneigung zu errichten ist. 

Die örtlichen Bauvorschriften werden redaktionell geändert. 
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Die Festsetzung zur Einfriedung funktioniert nur teilweise. Wenn die 
Hecken noch kleiner als 1,4 m sind, aber vorgesehen ist, dass sie 
noch wachsen, dann sollte man den Zaun erst setzen, wenn die He-
cke 1,4 m hoch ist. 

Viele Versicherungen bezahlen für gestohlene Gartenmöbel etc. erst 
bei stabilen Einfriedungen ab 1,5 oder 1,6 m Höhe. D.h. man nimmt 
den Bewohnern mit der Festsetzung ihren Versicherungsschutz. 

Dann ist fraglich, ob die Regelung zur Einfriedung, die ja auf der örtli-
chen Bauvorschrift nach Bauordnung beruht, so überhaupt zulässig 
ist. Nach § 87 Abs. 1 Abs. 9 Nr. 1 BbgBO dürfen nur bauliche Anla-
gen geregelt werden, aber keine Pflanzungen. Da die Festsetzung 
besagt, dass die Einfriedung nur zusammen mit einer Hecke zulässig 
ist, wird somit indirekt eine Pflanzfestsetzung getroffen. Man müsste 
vielleicht bei den Pflanzfestsetzungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 25a und b 
BauGB die Hecken regeln oder für die Festsetzung zu den Einfrie-
dungen beide Rechtsgrundlagen anführen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Pflanzgebote nach § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB 
sollen nicht festgesetzt werden, da eine Abgrenzung der Grundstücke mit Hecken nicht 
zwingend vorgegeben werden soll.  

Ist jedoch seitens des Grundstückseigentümers eine Einfriedung des Grundstücks vor-
gesehen, ist städtebauliches Ziel, eine Einheitlichkeit der straßenseitigen Grundstücks-
abgrenzungen mit Hecken und Einfriedungen hinsichtlich Gestaltung und Höhe zu si-
chern. Die einheitliche Höhe von 1,4 m lässt noch einen Blick über die Hecke zu. Die 
angesprochene örtliche Bauvorschrift ist damit städtebaulich begründet. 

Gem. § 32 Brandenburgisches Nachbarrechtsgesetz sind ortsübliche Einfriedungen 
erforderlich oder, wenn keine Einigung auf ortsübliche Einfriedungen möglich ist, Zäune 
mit einer Höhe von 1,25 m zu errichten. Mit der örtlichen Bauvorschrift soll eine „Ortsüb-
lichkeit“ von Einfriedungen hergestellt werden.  

Die Planung wird nicht geändert.  

14 Wohnungsbaugenossenschaft Daheim eG 

Schreiben vom 30.01.2018 

Aus der vorliegenden Planung, insbesondere der Verkehrsplanung, 
ergeben sich aus unserer Sicht 2 Problemfelder. 

Zum einen ist zu befürchten, dass die Umsetzung des geplanten 
Stellplatzschlüssels für das Neubaugebiet zu einer Verschärfung von 
Parkplatzproblemen in der angrenzenden Nachbarschaft führen wird. 
Es ist damit zu rechnen, dass die überzähligen Fahrzeuge im Bereich 
der Kolonie Daheim abgestellt werden, hier gibt es bereits zum heuti-
gen Zeitpunkt Probleme. Es wäre in jedem Falle sinnvoll, dies im 
Auge zu behalten und eine bessere Lösung zu suchen. 

 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und in den nachfolgenden Planungen 
berücksichtigt. 

Der Stellplatzschlüssel ist nicht Regelungsinhalt eines Bebauungsplans. Der Stellplatz-
nachweis ist entsprechend der Stellplatzsatzung der Landeshauptstadt Potsdam zu füh-
ren, die einen Nachweis von notwendigen Stellplätzen von 0,5 Stellplätzen je Wohnein-
heit vorschreibt. Dieser Stellplatzschlüssel ist aufgrund des guten ÖPNV-Anschlusses 
und der Innenstadtnähe des Standortes gerechtfertigt. Der Stellplatznachweis ist im 
Bauantragsverfahren zu führen. Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung ist dem 
Rechnung zu tragen, indem die Flächen, auf denen die Errichtung von Stellplätzen und 
(Tief-)Garagen zulässig ist, insgesamt auskömmlich sein müssen. Ein ausreichender 
ober- und unterirdischer Nachweis von Stellplätzen ist in den vorgesehenen Flächen 
möglich.  

Die Planung wird nicht geändert. 
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Zum anderen möchten wir auf die bereits jetzt sehr angespannte 
Verkehrssituation in der Kolonie Daheim, insbesondere zu den Stoß-
zeiten, eingehen. Hierzu möchten wir auf unser Schreiben vom 
04.10.2016 verweisen, hier hatten wir die Problematik dargelegt. Der 
Durchgangsverkehr Heinrich-Mann-Allee zur Friedrich-Engels-Straße 
ist besonders früh und nachmittags eine äußerst starke Belastung für 
die Anwohner. Dies ist unter anderem der ständigen Rückstaubildung 
auf der Heinrich-Mann-Allee zuzuschreiben. Nach Fertigstellung des 
neuen Wohngebietes sowie des Kindergartens ist davon auszuge-
hen, dass diese Abkürzung durch das Wohngebiet noch stärker ge-
nutzt wird. Das würde kaum zu verkraften sein und die Wohn- und 
Lebensqualität der Bewohner sowie die Sicherheit weiter verschlech-
tern. Um dieses Szenario zu verhindern, könnte die Umwidmung der 
Straße Kolonie Daheim 7-15 in eine Einbahnstraße Friedrich-Engels-
Straße > Heinrich-Mann-Allee Erfolg versprechen. Durch diese Maß-
nahme könnte die Situation deutlich entspannt werden. 

Wir wünschen uns, dass eine gute Lösung im Sinne aller Beteiligten 
und in erster Linie aller Anwohner und Nachbarn gefunden wird. 

Durch das Erschließungskonzept des Bebauungsplans soll sichergestellt werden, dass 
Schleichverkehre durch das neue Wohngebiet und die angrenzende Kolonie Daheim 
unterbunden werden. Aus diesem Grund erfolgt keine Anbindung der Planstraßen 1, 2 
und 5 an die Straße Am Alten Friedhof. Dies ist in einem Bebauungsplan zeichnerisch 
nicht festsetzbar, da die Aufteilung der Straßenquerschnitte nicht Regelungsinhalt eines 
Bebauungsplans sein darf. Die Straße Kolonie Daheim 7-15 liegt nicht im Geltungsbe-
reich des Bebauungsplans Nr. 104 und ist daher nicht Gegenstand der Planung. Auch 
sind die verkehrsrechtliche Anordnung und die Straßenplanung von Einbahnstraßen etc. 
nicht Gegenstand der verbindlichen Bauleitplanung. Die Hinweise sind daher in den 
nachfolgenden Erschließungsplanungen für das Plangebiet und die angrenzenden Quar-
tiere zu berücksichtigen.  

Die Planung wird nicht geändert. 

15 Wohnungsbaugenossenschaft 1903 Potsdam eG 

Schreiben vom 30.01.2018 

Heute hatte ich die Gelegenheit, den B-Plan Nr. 104 und zur FNP-
Änderung „Heinrich-Mann-Allee / Kolonie Daheim“ (09/15), einzuse-
hen. Erschreckend habe ich zur Kenntnis genommen, wie viele Woh-
nungen und Gewerbeeinheiten auf dem ehemaligen Straßenbahnde-
pot entstehen sollen. Wir sind Eigentümer auf der gegenüberliegen-
den Seite der Heinrich-Mann-Allee mit ca. 650 Wohneinheiten, als 
Flächendenkmal damals errichtet. Diese Siedlung wurde im Land-
hausstil errichtet. Die von Ihnen in dieser Größenordnung geplante 
Bebauung stellt einen massiven Eingriff auf unsere Bestandshäuser 
und auch auf die Lebensqualität unserer Bewohner dar. Schon heute 
haben wir mit enormen Beschwerden unserer Bewohner über Ihr 
geplantes Bauvorhaben zu tun. Durch die Planstraße 2, Aus- und 
Einfahrt in der Heinrich-Mann-Allee, werden unsere Bewohner von 
der Ausfahrt Drevesstraße auf die Heinrich-Mann-Allee erhebliche 

 

 

Auswirkungen der Neubebauung des ehemaligen Straßenbahndepots auf den denkmal-
geschützten Bestand der Wohnungsbaugenossenschaft sind aufgrund der räumlichen 
Entfernung und der dazwischenliegenden städtebaulichen Zäsuren (Heinrich-Mann-
Allee, Humboldt-Gymnasium) nicht zu erwarten. Darüber hinaus greift hier auch der 
Umgebungsschutz des Denkmalensembles, so dass die Baumaßnahmen mit der Denk-
malpflege abzustimmen sind.  

Mit der Errichtung eines neuen lichtsignalisierten Knotenpunktes Drevesstraße / Hein-
rich-Mann-Allee / Planstraße 2, der signaltechnisch in die Ampelsteuerung der gesamten 
Heinrich-Mann-Allee eingebunden wird, wird sichergestellt, dass die verkehrlichen Ab-
läufe in diesem Bereich entsprechend reibungslos funktionieren. Erschwernisse für die 
Bewohner der WBG 1903 Potsdam sind damit nicht zu erwarten.  

Die Umsetzung eines Stellplatzschlüssels ist nicht Regelungsinhalt eines Bebauungs-
plans. Der Stellplatznachweis ist entsprechend der Stellplatzsatzung der LHP zu führen, 
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Schwierigkeiten haben. Ferner wird mit deutlicher Erhöhung von Ver-
kehrsaufkommen und mit Staus zu rechnen sein. Ebenfalls soll nur 
jede zweite Wohnung einen Stellplatz nachweisen müssen, d.h. die 
restlichen Fahrzeuge werden im unseren Wohngebieten abgestellt 
werden, wo heute schon keine ausreichenden Parkplätze vorhanden 
sind. 

die einen Nachweis von notwendigen Stellplätzen von 0,5 Stellplätzen je Wohneinheit 
vorschreibt. Dieser Stellplatzschlüssel ist aufgrund des guten ÖPNV-Anschlusses und 
der Innenstadtnähe des Standortes gerechtfertigt. Der Stellplatznachweis ist im Bauan-
tragsverfahren zu führen. Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung ist dem Rech-
nung zu tragen, indem die Flächen, auf denen die Errichtung von Stellplätzen und (Tief-) 
Garagen zulässig ist, insgesamt auskömmlich sein müssen. Ein ausreichender ober- 
und unterirdischer Nachweis von Stellplätzen ist in den vorgesehenen Flächen möglich.  

Die Planung wird nicht geändert. 
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Abwägungsvorschlag zu den Stellungnahmen der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange zum Entwurf des Bebauungsplans Nr. 104 „Heinrich-
Mann-Allee / Kolonie Daheim“ 
(Stand: 20.03.2018)  

 

 

Die Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange wurde im Zeitraum vom 19.12.2017 bis zum 31.01.2018 durchgeführt. Von den 17 zur Stellung-
nahme aufgeforderten Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange liegen 13 Rückäußerungen vor.  

 

 

Die folgenden Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange haben in ihren Stellungnahmen keine Einwände oder Hinweise zum Entwurf des Bebauungsplans 
geäußert: 

 Landesamt für Umwelt, Belange der Wasserwirtschaft 

 Kreishandwerkerschaft Potsdam  

 Handelsverband Berlin-Brandenburg 

 Verkehrsbetrieb Potsdam GmbH 

 E.ON edis AG 

 EMB Energie Mark Brandenburg GmbH 

 

 

Die folgenden Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange haben sich nicht geäußert. Es wird daher davon ausgegangen, dass sie der Planung zustimmen: 

 Deutsche Post AG 

 Zentraldienst der Polizei / Kampfmittelbeseitigungsdienst 

 Regiobus Potsdam-Mittelmark GmbH 

 Energie und Wasser Potsdam GmbH 
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Die folgenden Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange haben zum Entwurf des Bebauungsplans wie folgt Stellung genommen: 

(Die Texte geben den Inhalt der Originalstellungnahmen wieder, wurden aber zur besseren Les- und Erfassbarkeit neu geordnet und ggf. teilweise gekürzt.) 

lfd. Nr. Inhalt der Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

1 Landesbetrieb Forst Brandenburg  

Schreiben vom 01.02.2018 

 

 

 1. Einwendungen 

a) Einwendungen 

Wald gem. § 2 LWaldG ist von der Planung betroffen. Eine diesbzgl. 
Kartendarstellung erfolgte mit Stellungnahme vom 11.08.2017. 

Gem. des B-Plans soll der vorhandene Wald in andere Nutzungsarten 
(Flächen für den Gemeinbedarf mit Zweckbestimmung, Öffentliche 
Grünanlage, Öffentliche Straßenverkehrsfläche sowie WA) umgewandelt 
werden. Diese dauernde Umwandlung darf nur mit Genehmigung der 
unteren Forstbehörde erfolgen. Dieser Genehmigung gleich steht gem. § 
8 Abs. 2 Satz 3 LWaldG, wenn im rechtskräftigen B-Plan die hierfür er-
forderlichen naturschutz- und forstrechtlichen Kompensationen zum 
Ausgleich der nachteiligen Wirkungen festgesetzt sind. 

Der vorliegende Entwurf des B-Plans Nr. 104 steht einer Genehmigung 
nach § 8 Abs. 2 Satz 3 LWaldG derzeit nicht gleich. D.h. es handelt sich 
im Entwurfsstadium nicht um einen waldrechtlich qualifizierten B-Plan. 

b) Rechtsgrundlagen 

[es folgt eine Aufzählung der Rechtsgrundlagen] 

 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Umnutzung der als Wald ein-
gestuften Gehölzbestände stellt eine zu genehmigende Waldumwandlung dar. 
Einen positiven Genehmigungsanspruch erzeugt gemäß Landeswaldgesetz ein 
rechtsverbindlicher Bebauungsplan, in dem eine andere als die Waldnutzung fest-
gesetzt wird und eine entsprechende Kompensation geregelt wird.  

Für die Waldflächen auf den Flurstücken 7/1, 7/2 und 7/3 wurde ein Antrag auf 
Waldumwandlung gestellt. Seitens des Landesbetriebs Forst Brandenburg wurden 
mit Schreiben vom 23.05.2017 Flächen / Standorte für entsprechende Ersatzauf-
forstungen benannt.  

Die Ersatzaufforstungen /-Maßnahmen sind vertraglich abgesichert. Ziel ist, den 
B-Plan Nr. 104 für diese Flurstücke entsprechend der Variante 1 waldrechtlich zu 
qualifizieren. 

Für die Waldflächen auf dem Flurstück 81 soll eine Waldumwandlung im Sinne 
der Variante 2 erfolgen.  

Die Planung wird nicht geändert. 
Die Begründung wird entsprechend konkretisiert. 

 c) Möglichkeit der Anpassung an die fachgesetzlichen Anforderungen 
oder der Überwindung (z.B. Ausnahme von Befreiungen):  

Es sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine Nutzungs-
artenänderung von Wald für die o.a. Nutzungsarten geschaffen werden. 
Die dabei überplante Waldfläche erfordert im weiteren B-Planverfahren, 
im konkreten Bauantragsverfahren oder in einem eigenständigen forst-
rechtlichen Verfahren der Genehmigung zur Umwandlung von Wald. 

Es bestehen damit mehrere Möglichkeiten, die geplante Waldinan-
spruchnahme entsprechend § 8 LWaldG zu regeln: 

Variante 1: 
Waldrechtliche Qualifizierung des B-Plans, in dem schon im B-Plan 
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die notwendigen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen nach § 8 Abs. 3 
LWaldG festgesetzt und abschließend dargelegt werden. Dies würde 
ein anschließendes Waldumwandlungsverfahren entbehrlich machen. 
Als forstrechtlich qualifizierter B-Plan kann ein B-Plan nur dann gelten, 
wenn die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen für die Waldinanspruch-
nahme im B-Plan nach Art und Umfang ausreichend, forstfachlich und 
forstrechtlich eindeutig sowie hinsichtlich der zeitlichen Abfolge zur Er-
stellung umfassend geregelt sind. 

Variante 2: 
Ist in einem B-Plan gem. § 30 BauGB, der die Anforderungen des § 8 
Abs. 2. Satz 3 LWaldG (waldrechtliche Qualifikation) nicht erfüllt, eine 
vom Wald abweichende bauliche Nutzung als zulässig festgesetzt, so 
kann der Vorhabenträger die Waldumwandlung und die damit verbun-
denen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen im späteren Baugenehmi-
gungsverfahren beantragen. 

Variante 3: 
Ist in einem B-Plan gem. § 30 BauGB, der die Anforderungen des § 8 
Abs. 2. Satz 3 LWaldG (waldrechtliche Qualifikation) nicht erfüllt, eine 
vom Wald abweichende weitere baugenehmigungsfreie Nutzung (z.B. 
Grünfläche) als zulässig festgesetzt, so hat der Vorhabenträger ge-
sondert einen formgebundenen Antrag auf Genehmigung zur Um-
wandlung von Wald in eine andere Nutzungsart gem. § 8 LWaldG bei 
der Oberförsterei Potsdam als untere Forstbehörde zu stellen, der von 
dort beschieden wird. 

Sofern die Variante 1 durch den Vorhabenträger favorisiert wird (wie auf 
Seite 93 Absatz 4 der Begründung zum B-Plan dargelegt, jedoch im 
Widerspruch stehend zu Ihrem Schreiben vom 31.07.2017), bedarf es 
einer Festsetzung und hinreichend bestimmten Beschreibung der Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahme (AE-Maßnahme) nach § 8 Abs. 3 
LWaldG inkl. der Fristsetzung zur Durchführung der AE-Maßnahme im 
B-Plan. Dazu wäre zunächst die Inanspruchnahme von Wald im weite-
ren Verfahren quantitativ genau zu ermitteln. 

Die Ermittlung des erforderlichen Kompensationsverhältnisses nach § 8 
Abs. 3 LWaldG erfolgte durch die untere Forstbehörde. Es besteht hier 
eine erforderliche Ausgleichs- und Ersatzmaßnahme in Form einer Erst-
aufforstung eines Laubholzbestandes im Verhältnis 1:1. 

Durch den Vorhabenträger sind nun geeignete Flächen und die Durch-
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führbarkeit (z.B. vertragliche Sicherung) nachzuweisen und textlich hin-
reichend bestimmt im B-Plan kartenmäßig darzustellen. Eine Eignung 
setzt hierbei u.a. die entsprechende Erstaufforstungsgenehmigung gem. 
§ 9 LWaldG voraus. 

Dabei bedarf es einer Festsetzung und einer ausreichend bestimmten 
Beschreibung sowie der kartenmäßigen Darstellung der AE-
Maßnahmen nach § 8 Abs. 3 LWaldG im B-Plan. Insbesondere sind 
hierbei auch spezifische Aussagen zur Erstaufforstungsfläche zu treffen 
(s.a. Gemeinsamer Erlass des MIR und MLUV): 

• flächenscharfe Benennung mit Gemarkung, Flur, Flurstück, Flä-
chengröße; 

• unterschriebene unwiderrufliche Zustimmung des Flächeneigentü-
mers, der die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahme bereitstellen wird, 
mit Bezug auf das Vorhaben sowie deren Fortbestand bei Eigen-
tumsübertrag- und -Übergang, z.B. bei späterem Flächenverkauf 
und Abgabe der Erklärung, dass die angebotene AE-Maßnahme 
nicht aufgrund anderer rechtlicher Verpflichtungen oder einer finan-
ziellen Förderung des Landes durchgeführt wird bzw. durchgeführt 
wurde; 

• vollständige Maßnahmenbeschreibung; 

• zeitlicher Ablauf der Umsetzung der Ersatzmaßnahmen (u.a. Be-
ginn, Ende). 

2. Fachliche Stellungnahme 

Hinweise zu den Ausgleichs- und Ersatzmaßnahme  

Die qualitative Kompensationsmaßnahme ist möglichst in unmittelbarer 
Nähe der umzuwandelnden Waldfläche, hier innerhalb der LHP bzw. 
angehörenden Gemarkungen, durchzuführen. Ist dies nachweislich nicht 
möglich, sind die Kompensationsmaßnahmen grundsätzlich im betroffe-
nen Naturraum, hier der Naturraum „Mittlere Mark“ zu verwirklichen. 

Falls nachweislich nicht ausreichende und geeignete Flächen für qualita-
tive Kompensationsmaßnahmen in unmittelbarer Nähe der umzuwan-
delnden Waldfläche zur Verfügung stehen, so ist dies vom Antragsteller 
zu belegen. „Nachweislich“ bedeutet hierbei, dass der Antragsteller den 
Nachweis über Aktivitäten der Akquise durch Vorlage entsprechender 
Belege zu erbringen hat. Darunter fallen beispielsweise der belegte 
Nachweis von Annoncen zur Flächenakquise und/oder Negativauskünfte 
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von Erstaufforstungsdienstleistern. Eine einfache Erklärung genügt hin-
gegen nicht. 

Als Kompensationsmaßnahmen können Maßnahmen nur dann ange-
rechnet werden, wenn sie nicht auf Grund anderer rechtlicher Verpflich-
tungen oder einer finanziellen Förderung des Landes durchgeführt wer-
den. Zur Ersatzaufforstung können nur Flächen herangezogen werden, 
die zum Zeitpunkt der Bescheidung nicht Wald i. S. d. § 2 LWaldG sind. 
Die Kompensationsmaßnahmen können auf Eigentumsflächen des An-
tragstellers oder auch auf geeigneten Grundstücken anderer Eigentümer 
erfolgen. Die Prüfung und Akzeptanz des entsprechenden verorteten 
Nachweises erfolgt alleinig durch die untere Forstbehörde. 

Hinweis zu den Baumarten 

Es ist ausschließlich zugelassenes Vermehrungsgut (Pflanzmaterial) 
i.S.d. Forstvermehrungsgutgesetzes (FoVG) entsprechend der Forst-
vermehrungsgut-Herkunftsgebietsverordnung (FoVHgV) zu verwenden. 

Für die Waldrandgestaltung sind Sträucher zu verwenden, die dem Er-
lass des MIL und des MUGV zur Sicherung gebietsheimischer Herkünfte 
für die Pflanzung von Gehölzen in der freien Natur, entsprechen. 

2 Landesamt für Bauen, Verkehr (LBV) 

Schreiben vom 12.01.2018 

 

Den eingereichten Vorgang habe ich in der Zuständigkeit des LBV als 
Verkehrsoberbehörde des Landes Brandenburg gem. „Zuständigkeitsre-
gelung hinsichtlich der Beteiligung der Verkehrsbehörden und der Stra-
ßenbauverwaltung als Träger öffentlicher Belange in Planungsverfahren“ 
(Erlass des MIR vom 17.06.2015) geprüft. 

Die gegenüber dem B-Plan-Vorentwurf vom Juli 2016 zwischenzeitlich in 
die Planungsunterlagen eingearbeiteten Änderungen, Ergänzungen und 
Präzisierungen (Festlegung auf Ausweisung von MI-Flächen entlang der 
Heinrich-Mann-Allee, kein GEe wie Alternativ-Variante des Vorentwur-
fes), durch die die Grundzüge der Planung des Vorentwurfes nicht we-
sentlich geändert wurden, habe ich zur Kenntnis genommen. 

Gegen den B-Plan Nr. 104, mit dem die planungsrechtlichen Vorausset-
zungen für die Bebauung einer innerstädtischen Brachfläche (ehemali-
ges Straßenbahndepot und Tennisplätze) mit 4-geschossigen Wohnge-

 

 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Die Planung wird nicht geändert. 
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bäuden im WA sowie 5-geschossigen Gebäuden im MI an der Heinrich-
Mann-Allee geschaffen werden sollen, bestehen aus Sicht der Landes-
verkehrsplanung weiterhin keine Einwände. 

Die Nutzung innerörtlicher Bauflächen, die sich zudem in zentrumsnaher 
Lage befinden und die durch öffentliche Verkehrsmittel in fußläufiger 
Entfernung sehr gut erschlossen sind sowie die angestrebte Nutzungs-
mischung stehen im Einklang mit dem verkehrspolitischen Ziel des Lan-
des, verkehrsvermeidende Strukturen zu entwickeln. 

Belange der zum Zuständigkeitsbereich des LBV gehörenden Verkehrs-
bereiche Eisenbahn/Schienenpersonennahverkehr, Binnenschifffahrt, 
ziviler Luftverkehr und übriger ÖPNV werden durch die vorliegende Pla-
nung nicht berührt. 

Das Planungsgebiet befindet sich außerhalb von Bauschutzbereichen 
ziviler Flugplätze (Verkehrs-, Sonder-, Hubschraubersonderlandeplät-
zen) sowie Segelflug- und Modellfluggeländen in der Zuständigkeit der 
Gemeinsamen Oberen Luftfahrtbehörde Berlin-Brandenburg (Abt. des 
LBV) und außerhalb von Schutzbereichen ziviler Flugsicherungsanla-
gen. 

Hinsichtlich der Zulässigkeit von Photovoltaikanlagen im Planungsgebiet 
wird vorausgesetzt, dass diese blendfrei ausgelegt sind und damit mög-
liche Beeinträchtigungen des zivilen Luftverkehrs durch Blendwirkungen 
ausgeschlossen werden können. 

Die Beurteilung der vorliegenden Planung hinsichtlich straßenbaulicher 
und straßenplanerischer Belange liegt in der Zuständigkeit des Straßen-
baulastträgers. 

Durch die verkehrsplanerische Stellungnahme bleibt die aufgrund ande-
rer Vorschriften bestehende Verpflichtung zum Einholen von Genehmi-
gungen, Bewilligungen oder Zustimmungen unberührt. 

3 Landesamt für Umwelt 

Schreiben vom 19.01.2018 

 

Belange des Immissionsschutzes 

Zu dem B-Plan Nr. 104 wurde zu den Belangen des Immissionsschutzes 
zuletzt im Rahmen der Beteiligung zum Vorentwurf am 10.10.2016 Stel-
lung genommen. 

 

 

 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

In der Fläche für Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schulsport“ sollen die 
Freianlagen für eine Grundschule nachgewiesen werden. Die Hinweise bzgl. der 
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In der Stellungnahme wurde eine gutachterliche Prüfung der Einhaltung 
der Immissionsrichtwerte der 18. BImSchV (Sportanlagenlärmschutz-
verordnung) durch die Sportanlagen des Humboldt-Gymnasiums, im 
Bereich der geplanten schutzwürdigen Bebauung gefordert. 

Der Forderung wurde nachgekommen, durch die KSZ Ingenieurbüro 
GmbH wurde mit Datum vom 08.05.2017 eine schalltechnische Unter-
suchung und Bewertung der durch die Sportanlagen erzeugten Geräu-
sche durchgeführt. Dabei wurden Geräusche durch die Nutzung der 
Halle für Vereinssport, Geräusche auf den Parkflächen und durch die 
Außensportflächen berücksichtigt. Im Ergebnis der Berechnungen wur-
den unter Berücksichtigung der Immissionsrichtwerte der mit Datum vom 
01.06.2017 in Kraft getretenen, novellierten Sportanlagenlärmschutzver-
ordnung, keine Überschreitungen der Immissionsrichtwerte der 18. 
BImSchV ermittelt. 

Gegenüber dem Vorentwurf wurde die Planzeichnung im nordöstlichen 
Teil geändert. Neu festgesetzt wird statt der bisher auf dem Flurstück 81 
vorgesehenen öffentlichen Grünfläche, eine Fläche für Gemeinbedarf 
mit der Zweckbestimmung „Schulsport“. Geräusche von Schulsport sind 
soweit von den Anforderungen der 18. BImSchV ausgenommen, als die 
zuständige Behörde bei diesen Nutzungen von Sportanlagen von der 
Festsetzung von Betriebszeiten absehen soll. Trotzdem hat die Planung 
der Sportanlagen aus Gründen der Rücksichtnahme so zu erfolgen, 
dass Immissionsrichtwerte der 18. BImSchV im Bereich der Wohnbe-
bauung durch den Sportlärm eingehalten werden. 

Hinweis: 

- Die textlichen Festsetzungen zum Immissionsschutz sollten noch-
mals hinsichtlich der Formulierung überprüft werden: 

„Entlang der Baulinien zwischen den Punkten… an den Fassaden 
von Aufenthaltsräumen in Wohngebäuden sowie an Fassaden von 
Büroräumen und ähnlichen Arbeitsräumen ein bewertetes Luft-
schalldämmmaß (R’w,res nach DIN 4109 Ausgabe 11/89) von min-
destens 35 dB, von Büroräumen von mindestens 30 dB aufweisen.“ 

Der von mir kursiv geschriebene Teil kann entfallen, der Hinweis auf 
Büronutzungen erfolgt im letzten Teil des Satzes. Gleiches gilt für die 
TF 7.2. 

- In der TF 7.2 für den Lärmpegelbereich IV muss es außerdem hei-

Freizeitnutzungen werden in den nachfolgenden Planungen berücksichtigt.  

Die Hinweise zur Formulierung der textlichen Festsetzungen werden berücksich-
tigt. 

Die Planung wird nicht geändert. 
Die Begründung wird ergänzt und die textlichen Festsetzungen redaktionell 
angepasst.  
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ßen: 

„Entlang der Baulinie zwischen den Punkten F-G und L-M-N müs-
sen…“ 

- Die Kennzeichnung der Baulinien mit Buchstaben, in der Beilage 4 
(B-Planentwurf) entspricht nicht der Kennzeichnung der Planzeich-
nung. Zur Vermeidung von Missverständnissen sollte eine einheitli-
che Beschriftung vorgesehen werden.  

Bei Beachtung der genannten Hinweise kann dem B-Plan von Seiten 
des Immissionsschutzes zugestimmt werden. 

4 Brandenburgisches Landesamt für Denkmalpflege und Archäologi-
sches Landesmuseum (BLDAM), Abt. Bodendenkmalpflege / Ar-
chäologisches Landesmuseum 

Schreiben vom 09.01.2018 

 

Im Bereich des Vorhabens ist derzeit ein Bodendenkmal i.S.d. der §§ 1 
Abs. 1, 2 Abs. 1-2 BbgDSchG registriert: 

2143 Potsdam – Siedlung Bronzezeit, Siedlung römische Kaiserzeit, 
deutsches Mittelalter, Gräberfeld Bronzezeit, Rast- und Werkplatz Stein-
zeit 

Bodendenkmale sind nach 1 Abs. 1, 2 Abs. 1-3, 7 Abs. 1 BbgDSchG im 
öffentlichen Interesse und als Quellen und Zeugnisse menschlicher Ge-
schichte und prägende Bestandteile der Kulturlandschaft des Landes 
Brandenburg geschützt. 

Sie dürfen bei Bau- und Erdarbeiten ohne vorherige denkmalschutzbe-
hördliche Erlaubnis bzw. Erlaubnis durch Planfeststellung oder bauord-
nungsrechtlicher Genehmigung und – im Falle erteilter Erlaubnis – ohne 
vorherige fachgerechte Bergung und Dokumentation nicht verändert 
bzw. zerstört werden (§§ 7 Abs. 3, 9, 11 Abs. 3 BbgDSchG). Alle Verän-
derungen und Maßnahmen an Bodendenkmalen sind nach Maßgabe 
der Denkmalschutzbehörde zu dokumentieren (§ 9 Abs. 3 BbgDSchG). 
Für die fachgerechte Bergung und Dokumentation von betroffenen Bo-
dendenkmalen ist nach §§ 7 Abs. 3 und 11 Abs. 3 BbgDSchG der Ver-
anlasser kostenpflichtig. Zuwiderhandlungen werden als Ordnungswid-
rigkeit mit einer Geldbuße von bis zu 500.000 Euro geahndet werden (§ 
26 Abs. 4 BbgDSchG). 

 
 
 

 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Das Bodendenkmal 2143 ist nach-
richtlich in die Planzeichnung übernommen und entsprechende Hinweise finden 
sich in der Begründung und den textlichen Festsetzungen.   

Die Planung wird nicht geändert. 
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Flächen oder Trassen, die lediglich während der Bauzeit genutzt werden 
(z.B. Bau- und Materiallager und u.U. auch Arbeitsstraßen), sollten mög-
lichst nicht im Bereich des Bodendenkmals eingerichtet werden bzw. nur 
dort, wo bereits eine Versiegelung des Bodens vorliegt. Durch den not-
wendigen Oberbodenabtrag und das verstärkte Befahren dieser Flächen 
mit schwerem Baugerät sowie durch mögliche Bagger- oder Raupenak-
tivität o.ä. Eingriffe in den Untergrund wird die Bodendenkmalsubstanz 
umfangreich ge- und zerstört. Sollte es nicht möglich sein, bauzeitlich 
genutzte, unversiegelte Flächen und Wege außerhalb des bekannten 
Bodendenkmals anzulegen, so werden kostenpflichtige Schutz- bzw. 
Dokumentationsmaßnahmen notwendig. 

Allgemeine Auflagen: 
[In der Stellungnahme folgt die Auflistung allgemeiner Auflagen gem. 
BbgDSchG.] 

5 Brandenburgisches Landesamt für Denkmalpflege und Archäologi-
sches Landesmuseum (BLDAM), Abt. Bau- und Kunstdenkmalpfle-
ge 

Schreiben vom 05.02.2018 

 

Das BLDAM, Abt. Denkmalpflege nimmt als TÖB gem. § 1 Abs. 5 Ziff. 5 
BauGB unter Hinweis auf das BbgDSchG als zuständige Denkmalfach-
behörde wie folgt Stellung: 

Folgende Belange sind in der Planung zu berücksichtigen: 

Die in der Begründung zum B-Plan im Kapitel B.3.5.1 genannten Denk-
male besitzen Umgebungsschutz, und es sind entsprechend Abstim-
mungen im denkmalrechtlichen Erlaubnisverfahren zu führen. 

Es ist sicherzustellen, dass die Denkmale und ihre Umgebung durch das 
Vorhaben in ihrer Wirkung und Substanz nicht beeinträchtigt werden. 

Die Denkmalliste des Landes Brandenburg wird fortgeschrieben. 

 
 
 

 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und ist im Rahmen der weiteren Bau-
genehmigungsverfahren zu beachten. Auswirkungen auf die vorgesehenen pla-
nungsrechtlichen Regelungen des B-Plans Nr. 104 ergeben sich nicht. 

Die Planung wird nicht geändert. 

6 Landesbüro anerkannter Naturschutzverbände  

Schreiben vom 29.01.2018 

 

Wie bereits in der Stellungnahme der Verbände vom 12.10.16 dargelegt, 
ist das Plangebiet stark durchgrünt und mit landschaftsprägenden wert-

 

 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Im Geltungsbereich des B-Plans Nr. 104 befinden sich keine – potenziellen –
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vollen Bäumen bestanden.  

Vor dem Hintergrund, dass derzeit ein immenser Verlust von Gehölzbe-
ständen, vor allem von Altbaum- und Alleenbestand, innerhalb der 
Stadtgebietes zu verzeichnen ist, sollte die Planung nochmals überar-
beitet werden. Wie bereits auch schon hingewiesen, sind in der Stadt 
einige Naturdenkmale beseitigt worden, so dass eine Neuausweisung 
von neuen zeitgemäß wäre. 

Der Erhalt der in den beiliegenden Baumgutachten beschriebenen Lin-
den (9 und 3 Winterlinden) wird begrüßt. Hier sind u.a. auch technische 
Baum- bzw. Wurzelschutzmaßnahmen vorzusehen und festzuschreiben. 

Die Neubebauung innerstädtischer Flächen sollte nicht in jedem Fall von 
einer maximalen Bebaubarkeit ausgehen, sondern viel mehr Wert auf 
Lebens- und Wohnqualität legen. Der gewachsene Gehölzbestand trägt 
dazu wesentlich mehr bei als Neupflanzungen. 

Die vorgesehenen Gehölzpflanzungen (bei Anrechnung der vorhanden!) 
sind u.E. völlig unzureichend. Es finden sich in der Planung keine Fest-
setzungen zu Dach- bzw. Fassadenbegrünungen. Diese sind u.E. unab-
dingbar, um die Verluste an Fledermaus-Jagdhabitaten zu kompensie-
ren. Zudem sind die offensichtlichen Quartierverluste durch Ersatzhang-
plätze und -quartiere in den Neubauten in den Festsetzungen eindeutig 
zu definieren und festzuschreiben. 

Naturdenkmale, insofern ist auch eine derartige Neuausweisung nicht möglich. 

Wie in der Begründung bzw. dem Umweltbericht zum Bebauungsplan nachgewie-
sen wird, können die Eingriffe in Natur und Umwelt mit Ausnahme des Waldersat-
zes im Plangebiet kompensiert werden. Für einige Belange, wie z.B. Landschafts-
bild und Erholung, ist durch die vorgesehene Entwicklung eine Verbesserung zu 
erwarten.  

Das städtebauliche und landschaftsplanerische Konzept für das geplante Wohn-
gebiet wurde in einem städtebaulichen Gutachterverfahren erarbeitet. Ziel des 
Bebauungsplans ist die Entwicklung eines urbanen Wohngebietes in Innenstadt-
nähe mit ca. 750 Wohneinheiten sowie die Erhaltung bzw. Qualifizierung eines 
großflächigen Grünzuges zwischen dem geplanten Wohngebiet und der denkmal-
geschützten Kolonie Daheim. Entlang der Planstraße 2 wird eine straßenbeglei-
tende, alleeartige Baumbepflanzung über die TF 6.7 gesichert. In den Höfen der 
Quartiere sollen ebenfalls Grünflächen mit Baumpflanzungen umgesetzt werden.  

Dachbegrünungen werden im gesamten Plangebiet mit der TF 4.5 festgesetzt. 
Fassadenbegrünungen sind dagegen weder mit der angestrebten städtebaulichen 
Erscheinung des neuen Wohnquartiers noch mit dem (Umgebungs-) Denkmal-
schutz der Kolonie Daheim vereinbar.  

Die Festsetzung von Fledermausquartieren ist auf der Ebene der verbindlichen 
Bauleitplanung nicht möglich und ist im Rahmen der Bauantragsverfahren zu klä-
ren.  

Die Planung wird nicht geändert. 

7 Industrie- und Handelskammer Potsdam (IHK) 

Schreiben vom 29.01.2018 

 

Die IHK bedankt sich für die Einbeziehung in das Verfahren zur Aufstel-
lung des B-Plans Nr. 104 und nimmt zum aktuellen Planungsstand wie 
folgt Stellung: 

Mischgebietsflächen 

Die Anregungen aus der frühzeitigen Beteiligung der TÖB wurden wei-
testgehend übernommen. Die IHK begrüßt die Planung und bittet darum, 
dass im weiteren Verfahren zu restriktive Ausschlüsse und Verbote ver-
mieden werden, um eine vielseitige gewerbliche Entwicklung zu ermög-
lichen. Eine große Vielfalt an Dienstleistungsnutzungen steht dabei im 
Mittelpunkt der Betrachtung. 
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 Regelungen zur Einzelhandelsnutzung 

1. in den Allgemeinen Wohngebieten sollte der Einzelhandel auf nah-
versorgungsrelevante Sortimente beschränkt bleiben.  

1.1. Die Regelungen zur Nahversorgung sollten klarer formuliert wer-
den. In der TF 1.2 sind Regelungen für die nahversorgungsrelevan-
ten Sortimente in den WA aufgeführt. 

Zulässig sein soll hier zum einen der „Anlagentyp Convenience-Store", 
d.h. Lebensmittelläden mit max. 400 m² Verkaufsfläche. Wir regen an, 
auf die maximal mögliche Verkaufsflächengröße von 400 m² sowie die 
zulässigen Kernsortimente abzustellen sowie eine Regelung für das 
Maß an Randsortimenten aufzunehmen. Diese Regelungen sollten den 
„Anlagentyp Convenience-Store" ersetzen. Dies dient unserer Ansicht 
nach der Verständlichkeit der TF 1.2. 

 
 

 
 
 

Die Regelungen zur Nahversorgung sind klar formuliert und die Erforderlichkeit 
wird in der Begründung entsprechend hergeleitet. In der TF 1.2 wird kein „Anla-
gentyp Convenience-Store“ festgesetzt, sondern auf den Anlagentyp „Nachbar-
schaftsladen (Convenience-Store)“ abgestellt. Es handelt sich dabei – wie in der 
Begründung ausgeführt – um einen Anlagentyp, den das Bundesverwaltungsge-
richt als festsetzungsfähig anerkannt hat. Aus den Ausführungen der Begründung 
wird überdies deutlich, dass die Verkaufsfläche bei i.d.R. nicht mehr als 400 m² 
Verkaufsfläche liegt und auch ergänzende Dienstleistungen zulässig sind. Die 
Festsetzung ist in der gewählten Form sachgerecht. 

Die Planung wird nicht geändert. 

 Zum anderen sind Ausnahmeregelungen bei Entstehen einer Nahver-
sorgungslücke aufgeführt. Diese können wir nachvollziehen – jedoch 
sollten sie auf der Ebene des Einzelhandelskonzeptes verbleiben. Für 
die Ebene der verbindlichen Bauleitplanung erachten wir die Aufnahme 
von Regelungen, die Einzelhandelsnutzungen unter bestimmten äuße-
ren Bedingungen abhängig machen, als nicht empfehlenswert. Gem. § 9 
Abs. 2 BauGB bedarf es für Festsetzungen, die das Baurecht von be-
stimmten Umständen abhängig machen, mehrerer Voraussetzungen. 
Dies betrifft insbesondere die Bestimmtheit der äußeren Umstände. Im 
vorliegenden Fall wird auf die Bedingungen „Vorliegen einer Nahversor-
gungslücke“' sowie als Größenordnung „standortgerechte Dimensionie-
rung“ abgestellt. Wenngleich wir diesen beiden Bedingungen inhaltlich 
zustimmen, sollten sie unseres Erachtens nicht in den B-Plan aufge-
nommen werden, um die Rechtssicherheit und Klarheit der Inhalte des 
vorliegenden B-Plans zu unterstützen. In der Praxis können sich hieraus 
etliche Anwendungsprobleme ergeben. Fraglich ist beispielsweise, wel-
cher Zeitpunkt für die Identifizierung der Nahversorgungslücke herange-
zogen werden soll. Zudem ist die „standortgerechte Dimensionierung“ 
ein häufiger Diskussionsanlass, welcher nicht auf Ebene der baurecht-
liehen Prüfung entschieden werden sollte. Daher plädieren wir dafür, 
diese Ausnahmeregelungen ersatzlos zu streichen. 

Dem Hinweis bzgl. der Ausnahmeregelungen wird gefolgt. Die TF 1.2 wird dahin-
gehend präzisiert, dass die ausnahmsweise zulässigen weiteren Läden als klein-
flächig definiert werden. 

Die textliche Festsetzung 1.2 wird klarstellend konkretisiert.  

Durch eine Ergänzung und Präzisierung der Begründung könnten die befürchteten 
Anwendungsprobleme in der Praxis ausgeschlossen werden. Der vorgesehene 
Weg, bedingte Festsetzungen zu treffen, ist grundsätzlich möglich. Eine erneute 
Prüfung des Standortes hat jedoch ergeben, dass zwar eine Nahversorgungslü-
cke vorliegt. Ein Vorhaben, das wesentlich größer als der festgesetzte Nahversor-
gungsladen wäre, wäre aber aktuell nicht standortgerecht dimensioniert.  

Zudem handelt es sich bei der TF 1.2 um keine Festsetzung auf Grundlage des § 
9 Abs. 2 BauGB. 

Die Begründung wird konkretisiert. 
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 1.2. Zentrenrelevante Sortimente sollten – mit Ausnahme von Blumen 
und Pflanzen – gänzlich ausgeschlossen werden. 

Die ebenfalls in der TF 1.2 aufgeführten Regelungen für die zentrenrele-
vanten Sortimente ergeben sich sinngemäß aus dem Einzelhandelskon-
zept der LHP, Kapitel 6.3.1: „Bei integrierten Standorten können kleinere 
Läden mit sonstigen zentrenrelevanten Sortimenten [...] unter bestimm-
ten Voraussetzungen auch der Gebietsversorgung im weiteren Sinne 
dienen. Ein Beispiel wäre z.B. ein kleinerer Computerladen in der Nähe 
der Hochschule.“ Das gewählte Beispiel halten wir weder für schlüssig 
noch erklärt es die Sinnhaftigkeit der Regelung. Sofern es darum geht, 
auf die Besonderheiten eines Standortes einzugehen, können wir der 
Regelung inhaltlich folgen. Dabei sollte es unseres Erachtens allerdings 
nicht ausschließlich um die Gebietsversorgung gehen. Im vorliegenden 
Fall ist eine solche Besonderheit z.B. die Nähe zu zwei Friedhofsstand-
orten. Hier sehen wir, dass im Geltungsbereich des Bebauungsplans die 
Möglichkeit bestehen sollte, Blumen und Pflanzen für Friedhofsbesucher 
anbieten zu dürfen. 

Für darüber hinaus gehende Verkaufsflächen mit zentrenrelevanten 
Sortimenten – gleich welcher Größenordnung – können wir darüber 
hinaus keine weiteren besonderen Gegebenheiten am Vorhabenstand-
ort identifizieren. Daher plädieren wir dafür, die Ausnahmeregelungen 
für zentrenrelevante Sortimente – mit Ausnahme von Blumen und Pflan-
zen – zu streichen. Das Angebot dieser Sortimente sollte gemäß Einzel-
handelskonzept vorrangig auf die Innenstadt Potsdam konzentriert wer-
den. 

 
 

Das Angebot von zentrenrelevanten Sortimenten im Geltungsbereich des B-plans 
ist in beschränktem Umfang möglich und ggf. auch sinnvoll.  

Es ist richtig, dass dieser Teil der textlichen Festsetzung ebenfalls auf dem Ein-
zelhandelskonzept beruht. In der Tat ist das zitierte Beispiel nicht für den Standort 
passend. Dies sollte das Beispiel auch nicht leisten. 

Die IHK-Einschätzung, dass der Standort keine „besonderen“ Gegebenheiten für 
Verkaufsflächen mit zentrenrelevanten Sortimenten aufweist, mag stimmen. Es ist 
jedoch auch nicht erkennbar; dass besondere Gegebenheiten dagegensprechen. 
Es ist ein Standort, an dem Einzelhandel mit diesen Sortimenten möglich ist. Dem 
Handelsverband zufolge setzen sich Handelsunternehmen mit Läden, die der 
unmittelbaren Versorgung des Wohngebietes dienen, auseinander und halten 
Kleinflächenkonzepte vor, die fußläufig oder per Fahrrad erreichbar sind.  

Da lediglich „standortgerecht dimensionierte“ Betriebe zulässig sein sollen, han-
delt es sich genau um solche Betriebe, die nicht über das nahe Umfeld hinausrei-
chen sollen. Eine Gefährdung oder Einschränkung der Entwicklungsmöglichkeiten 
der Zentren – insbesondere der Innenstadt – steht nicht zu befürchten. Die Be-
gründung wird präzisiert und dahingehend ergänzt, welche Betriebe standortge-
recht dimensioniert sind. 

Bei der Planung handelt es sich um eine Angebotsplanung. Eine Ansiedlung im 
genannten Rahmen ist städtebaulich sinnvoll. Es bleibt jedoch dem Markt über-
lassen, ob sich ein solches Unternehmen ansiedelt oder nicht. Die Möglichkeit 
steht jedenfalls offen und ist ausweislich der o.g. Expertise des Handelsverbandes 
nicht ausgeschlossen.  

Die Planung wird nicht geändert, die Begründung wird konkretisiert. 

 2. Im MI sollten dieselben Regelungen wie in den WA gelten. Das MI ist städtebaulich und funktional aufgrund der seiner Lage im Plangebiet 
zur Heinrich-Mann-Allee grundlegend anders zu beurteilen als der „innere Be-
reich“ der WA, da dieser Bereich nur noch bedingt einer Sicherung der Gebiets-
versorgung zugerechnet werden kann. Darüber hinaus handelt es sich beim MI 
um Flächen, die i.S.d. Gewerbeflächensicherungskonzeptes der LHP überwie-
gend für eine gewerbliche Entwicklung in Anspruch genommen werden sollen. 
Insofern entspricht hier die stärkere Beschränkung des zulässigen Einzelhandels 
den übergeordneten städtebaulichen Zielen der LHP.  

Die Planung wird nicht geändert. 
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 Verkehr 

Das STEK Verkehr der LHP aus 2014 geht trotz des stetigen überdurch-
schnittlichen Einwohner- und Beschäftigtenzuwachses der letzten Jahre 
zukünftig von einer deutlichen Reduzierung des MIV aus. Diese Ein-
schätzung teilt die IHK nicht. Bei einer der Hauptverkehrsachsen der 
LHP, der Heinrich-Mann-Allee, im Geltungsbereich des B-Plans Nr. 104, 
wird im STEK eine Reduzierung der heutigen Verkehrsbelastung von 
20.300 KFZ/24 auf 16.600 KFZ/24 (-13 %) im Jahr 2025 (Szenario 
Nachhaltige Mobilität) prognostiziert. Wie dieses Ziel erreicht werden 
soll, bei einer gleichzeitigen intensiven Nutzungsverdichtung entlang der 
Heinrich-Mann-Allee, die von IHK begrüßt wird, erschließt sich nicht und 
sollte stärker konkretisiert werden. Für die Wirtschaft ist es von zentraler 
Bedeutung, dass der Wirtschaftsverkehr nicht stärker beeinträchtigt wird.  

Die zukünftige, zentrale Haupterschließung des Plangebietes soll über 
eine Zufahrt von der Heinrich-Mann-Allee erfolgen. Es soll ein neuer, 
lichtsignalisierter Knotenpunkt geschaffen werden. Für die Wirtschaft 
wird es wichtig sein, dass die neue zentrale Erschließung des Plange-
bietes frühzeitig geplant und gebaut wird, um den Verkehrsfluss auf der 
Heinrich-Mann-Allee nicht zusätzlich zu belasten. Während der Baupha-
se müssen die Einschränkungen so gering wie möglich gehalten wer-
den. 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Die Heinrich-Mann-Allee liegt nicht im Geltungsbereich des B-Plans Nr. 104. Inso-
fern werden durch die Planung keine Maßnahmen für die Straße selbst planungs-
rechtlich vorbereitet oder gesichert. Es ist lediglich vorgesehen, die internen Er-
schließungsstraßen an die Heinrich-Mann-Allee anzubinden. Die vorgesehene 
Schaffung eines lichtsignalisierten Knotenpunktes mit der Planstraße 2 (bzw. der 
Umbau des vorhandenen Knotens) liegt ebenso wenig im Regelungsgehalt des B-
Plans wie die Koordinierung der hierfür erforderlichen Baumaßnahmen.  

Die Planung wird nicht geändert.  

8 GDMcom 

Schreiben vom 29.01.2018 

 

GDMcom ist vorliegend als von der ONTRAS Gastransport GmbH, 
Leipzig („ONTRAS“) und der VNG Gasspeicher GmbH, Leipzig („VGS“), 
beauftragtes Dienstleistungsunternehmen tätig und handelt insofern 
namens und in Vollmacht der ONTRAS bzw. der VGS. 

Bezugnehmend auf Ihre Anfrage sowie auf den vorangegangenen 
Schriftverkehr teilen wir Ihnen folgendes mit: 

Wie Ihnen bereits bekannt ist, befinden sich Steuerkabel der ONTRAS 
im Geltungsbereich des B-Plans Nr. 104. Anlagen der VGS werden wei-
terhin nicht berührt. Die ungefähre Lage dieser Anlagen entnehmen Sie 
bitte den Ihnen bereits vorliegenden Bestandsplänen. 

Hinweis zu den geplanten externen Kompensationsmaßnahmen: 

 

 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Die vorhandenen Anlagen sind im Rahmen der Erschließungsmaßnahmen in Ab-
stimmung mit der GDMcom / ONTRAS zu verlagern. 

Die Planung wird nicht geändert. 
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1. Informativ teilen wir Ihnen mit, dass sich die Maßnahmen am Wer-
derschen Damm im Nahbereich von Anlagen der GasLINE befinden. 
Die Aussage zum Anlagenbestand der GasLINE erfolgt hierbei sei-
tens der ONTRAS im Rahmen eines bestehenden Dienstleistungs-
vertrages. Wir gehen davon aus, dass die GasLINE-Anlagen von 
den geplanten Maßnahmen nicht betroffen sind. 

2. Nach Festlegung des Standortes für die Erstaufforstung ist die 
GDMcom zur abschließenden Prüfung und Stellungnahme erneut zu 
beteiligen.  

Da es zum Entwurf des B-Plans Nr. 104 keine grundlegenden Änderun-
gen oder Ergänzungen im Bereich der ONTRAS-Anlagen gibt, behält die 
Stellungnahme der GDMcom vom 18.10.2016 weiterhin ihre Gültigkeit. 

Unter Beachtung beider Stellungnahmen stimmen wir dem Entwurf des 
Bebauungsplanes Nr. 104 zu. 

Somit bitte ich Sie die Forderungen und Hinweise der Ihnen bereits vor-
liegenden Stellungnahme zu berücksichtigen.  

9 Telekom Deutschland GmbH  

Schreiben vom 22.01.2018 

 

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) – als 
Netzeigentümerin und Nutzungsberechtigte i.S.v. § 68 Abs. 1 TKG – hat 
die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, 
alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle 
Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die 
erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der Planung nehmen wir 
wie folgt Stellung: 

Im Planungsbereich befinden sich Telekommunikationslinien (TK-Linien) 
der Telekom. Die TK-Linien müssen im Zuge der Abrissarbeiten fachge-
recht bis zu Straßenkante rückgebaut werden. Änderungen oder Errich-
tungen von TK-Linien sind bis zum Beginn der Arbeiten möglich.  

Vor Tiefbauarbeiten über oder in unmittelbarer Nähe unserer TK-Linien 
ist es erforderlich, dass sich die Bauausführenden vorher in die genaue 
Lage dieser Anlagen einweisen lassen und die Bauausführenden immer 
die „Anweisung zum Schutze unterirdischer Anlagen der Telekom 
Deutschland GmbH bei Arbeiten Anderer (Kabelschutzanweisung)“ be-

 

 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Die vorhandenen Anlagen sind im Rahmen der Erschließungsmaßnahmen in Ab-
stimmung mit der Telekom Technik zu verlagern. 

Die vorgeschlagene Festsetzung wird nicht in den B-Plan Nr. 104 übernommen, 
da in öffentlichen Verkehrsflächen die Festsetzung von Leitungsrechten zuguns-
ten der Versorgungsträger bzw. Telekommunikationsunternehmen nicht erforder-
lich ist. Zudem muss eine Versorgung des Gebietes mit Telekommunikationslinie 
nicht ausschließlich durch die Telekom erfolgen.  

Die Planung wird nicht geändert. 
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lfd. Nr. Inhalt der Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

achten, um Schäden am Eigentum der Telekom vermeiden. 

Wir bitten folgende fachliche Festsetzung in den Bebauungsplan aufzu-
nehmen: 
In allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende 
Trassen mit einer Leitungszone in einer Breite von ca. 0,5 m für die Un-
terbringung der Telekommunikationslinien der Telekom vorzusehen. 

Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das „Merkblatt über Baum-
standorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen“ der For-
schungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, Ausgabe 1989; 
siehe insbesondere Abschnitt 2, zu beachten. Wir bitten sicherzustellen, 
dass durch die Baumpflanzungen der Bau, die Unterhaltung und Erwei-
terung der Telekommunikationslinien der Telekom nicht behindert wer-
den. 

Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die 
Koordinierung mit dem Straßenbau und den Baumaßnahmen der ande-
ren Leitungsträger ist es notwendig, dass Beginn und Ablauf der Er-
schließungsmaßnahmen im Plangebiet der Telekom so früh wie mög-
lich, mind. 6 Monate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt werden. 
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A. Planungsgegenstand 

1. Anlass und Erforderlichkeit 

Potsdam ist eine wachsende Stadt. Gemäß der aktuellen Bevölkerungsprognose der 
Landeshauptstadt Potsdam ist für die Jahre 2014 – 2035 ein stetiges Bevölkerungs-
wachstum zu erwarten. Demnach wird die Bevölkerungszahl bis 2020 um 9 %, bis 
2030 um 18 % und bis 2035 um 21 % zunehmen, was einer Einwohnerzahl von 
198.300 am Ende des Prognosezeitraums entspricht.  

Bedingt durch das erwartete Bevölkerungswachstum werden durch die Landeshaupt-
stadt Potsdam erhebliche Anstrengungen unternommen, um den Wohnbedürfnissen 
der Bevölkerung durch die Bereitstellung von Flächen für den Wohnungsbau Rech-
nung zu tragen.  

Mit der vorrangigen Zielstellung, den angespannten Wohnungsmarkt zu entlasten, er-
folgt die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 104 „Heinrich-Mann-Allee / Kolonie Da-
heim“. Für die Entwicklung der Flächen als innerstädtischen Wohnstandort mit Gewer-
be- und Dienstleistungsanteilen ist für die städtebauliche Entwicklung eine grundlegen-
de städtebauliche Neuordnung erforderlich. Dabei sind Belange der Verkehrsanbin-
dung und der inneren Erschließung sowie die Umweltbelange und Altlastenproblematik 
zu berücksichtigen. Insgesamt begründet dies die Erforderlichkeit eines Bebauungs-
plans. 

Dementsprechend hat die Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Pots-
dam in ihrer Sitzung am 25.01.2012 die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 104 
„Heinrich-Mann-Allee / Kolonie Daheim“ mit einem erweiterten Geltungsbereich be-
schlossen.  

2. Beschreibung des Plangebiets 

2.1 Räumliche Lage 

Das Plangebiet befindet sich südöstlich des Stadtzentrums an der Heinrich-Mann-Allee 
in der Teltower Vorstadt. Nordwestlich des Plangebiets erstreckt sich der Alte Friedhof, 
südlich liegt das Humboldt-Gymnasium, nördlich schließt sich die denkmalgeschützte 
Kolonie Daheim an. 

2.2 Geltungsbereich und Eigentumsverhältnisse 

Die Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam hatte bereits am 
28.09.2005 für den nördlichen Teil des Gebietes (ehemaliges Straßenbahndepot) die 
Aufstellung eines Bebauungsplans beschlossen. Mit Beschluss vom 25.01.2012 ist der 
Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 104 „Heinrich-Mann-Allee / Kolonie Daheim“ 
um die Flächen der südlich angrenzenden ehemaligen Tennisplätze und des Sportplat-
zes erweitert worden. 

Das Plangebiet wird nunmehr folgendermaßen begrenzt:  

im Nordwesten  durch die Straße Am Alten Friedhof, 

im Nordosten  durch die Straße Kolonie Daheim, 
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im Südosten  durch die Flächen nördlich der Grundstücke der Gebäude mit 
Landesverwaltungen, 

im Südwesten  durch die Heinrich-Mann-Allee sowie die Flächen des Hum-
boldt-Gymnasiums. 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 104 umfasst eine Fläche von 
ca. 10,1 ha, und er umfasst die folgenden Flurstücke der Gemarkung Potsdam:   

Flur 7 Flurstücke 5/2, 6/1, 6/2, 7/1, 7/2, 7/3, 7/5, 7/6, 8/1, 8/2, 8/3, 9/1, 
9/2, 9/3, 10, 11 (tw.), 50, 71 (tw.), 80, 81 

Alle Grundstücke im Geltungsbereich befinden sich im Eigentum der Landeshauptstadt 
Potsdam bzw. der städtischen Gesellschaft ProPotsdam GmbH. 

2.3 Gebiets- / Bestandssituation 

Das Plangebiet umfasst das ehemalige Straßenbahndepot der Verkehrsbetriebe Pots-
dam im Norden und vereinsgenutzte Tennisplätze sowie Sport- und Grünflächen im 
Süden. 

Der Betrieb des Straßenbahndepots ist im Jahr 2001 mit der Verlagerung an den neu-
en Betriebshof in Babelsberg eingestellt worden, die Fläche liegt seit 2002 weitgehend 
brach. Neben den eigentlichen Anlagen des ehemaligen Straßenbahndepots befinden 
sich zwei Bürogebäude in Plattenbauweise, das Verwaltungsgebäude der Begräbnis-
hilfe und mehrere Baracken im Plangebiet. Zurzeit ist das Grundstück als Brachfläche 
mit Randnutzungen zu bezeichnen. 

Die Tennisanlage ist im Rahmen der städtebaulichen Neuordnung des Areals an den 
neuen Standort an der Heinrich-Mann-Allee am Bahnhof Rehbrücke verlagert worden. 
Die vertraglichen Vereinbarungen mit dem Tennisclub Rot-Weiß dazu liegen vor. Die 
Erweiterung des Humboldt-Gymnasiums erfolgte auf den Flächen entlang der Heinrich-
Mann-Allee und ist nicht Bestandteil des räumlichen Geltungsbereichs des Bebau-
ungsplans Nr. 104. Auf diese Flächen sind auch die bisher im Geltungsbereich befind-
lichen Schulsportflächen verlegt worden. 

Die zentrale Fläche des ehemaligen Straßenbahndepots war durch großflächige Schot-
ter- und Sandbereiche gekennzeichnet, die, je nach Zeitpunkt der Nutzungsaufgabe, 
mit noch lückiger oder bereits geschlossener Ruderalvegetation bewachsen waren. 
Zum Teil kam bzw. kommt bereits dichter Gehölzaufwuchs unterschiedlicher Höhe, 
auch mit vorwaldartigem Charakter, auf. Versiegelte Zufahrten und Parkplätze sowie 
größere Gebäudekomplexe prägten das Gelände an der Heinrich-Mann-Allee. Dort 
kommen Ziergehölzpflanzungen mit Sträuchern und Bäumen vor. 

Der Gebäudebestand des ehemaligen Straßenbahndepots einschließlich der Büroge-
bäude an der Heinrich-Mann-Allee sowie die Schotteraufschüttungen wurden zwischen 
September 2016 und Juni 2018 abgerissen bzw. abgetragen. 

Im Plangebiet befinden sich auf Teilflächen und in gegliederten Reihen wertbestim-
mende, prägende und hochwertige Alleen und erhaltenswerte Bestandslaubbäume auf 
einer Fläche von ca. 1,79 ha. Einige größere parkartige Gehölzflächen mit altem 
Baumbestand liegen nahe der Heinrich-Mann-Allee, Am Alten Friedhof und nördlich 
der Tennisplätze. Die Gehölzbestände und vorhandenen Einzelbäume, Baumreihen, 
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Baumgruppen sind aufgrund ihres Alters und ihrer Ausprägung wertvoll. Auch die Ten-
nisplätze werden bis zum Ende des 4. Quartals 2018 rückgebaut. 

Im Bereich der Tennisplätze sind verhagerte, relativ artenreiche Zierrasenflächen und 
alte Baumreihen (Linde) vorhanden. Auf dem angrenzenden Schulfreigelände prägt ei-
ne magere Sandfläche mit Arten der ruderalen Sand-Pionierrasen das Bild. 

2.4 Planungsrechtliche Ausgangssituation 

Für das Plangebiet liegen keine rechtsgültigen Bebauungspläne vor.   

2.5 Erschließung 

Durch die an der südwestlichen Grenze des Plangebietes verlaufende Heinrich-Mann-
Allee (Landesstraße 78) ist die Anbindung des Plangebietes an das übergeordnete 
Hauptverkehrsstraßennetz der Landeshauptstadt Potsdam gesichert. Nordwestlich und 
nordöstlich der Geltungsbereichsgrenzen verläuft die Straße Am Alten Friedhof. Nord-
östlich am Geltungsbereich verläuft an der südlichen Grenze des Plangebietes die 
Straße Kolonie Daheim.  

Die Erschließung des Plangebietes für den Kfz-Verkehr über die Straße Kolonie Da-
heim ist nicht realisierbar. Ausbaugrad und Straßenzustand lassen keine, das heutige 
Maß überschreitende Kfz-Verkehrsbelastungen zu. 

3. Planerische Ausgangssituation (und weitere rechtliche Rahmenbedingungen) 

3.1 Regionalplanung / Ziele und Grundsätze der Raumordnung 

Ziele und Grundsätze der Raumordnung und Landesplanung / Regionalplanung 

Nach § 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauleitpläne der Gemeinden den übergeordneten Zie-
len der Raumordnung anzupassen. Neben allgemeinen Vorgaben aus dem Raumord-
nungsgesetz (ROG) des Bundes sind im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung 
insbesondere Landesentwicklungs- und Regionalpläne zu beachten.  

Ziele der Raumordnung und Landesplanung ergeben sich aktuell aus dem Landesent-
wicklungsprogramm 2007 (LEPro 2007) und dem Landesentwicklungsplan Berlin-Bran-
denburg (LEP B-B). Mit dem LEP B-B wird das LEPro 2007 konkretisiert und damit der 
Beitrag der Raumordnung zur Entwicklung des Gesamtraumes ergänzt.  

Der Regionalplan Havelland-Fläming 2020 wurde am 16.12.2014 von der Regionalver-
sammlung der Regionalen Planungsgemeinschaft Havelland-Fläming als Satzung be-
schlossen. Die Gemeinsame Landesplanungsabteilung Berlin-Brandenburg hat den 
Regionalplan mit Bescheid vom 18.06.2015 im Einvernehmen mit den fachlich berühr-
ten Ministerien gemäß § 2 Abs. 4 des Gesetzes zur Regionalplanung und zur Braun-
kohlen- und Sanierungsplanung (RegBkPlG) mit Ausnahmen genehmigt. Die von der 
Genehmigung ausgenommenen Regelungen des Regionalplans betreffen nicht das 
Gemeindegebiet der Landeshauptstadt Potsdam. Mit seiner Bekanntmachung im 
Amtsblatt des Landes Brandenburg Nr. 43 am 30.10.2015 ist der Regionalplan 2020 in 
Kraft getreten. 
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Die Ziele des Bebauungsplans Nr. 104 stehen mit den regionalplanerischen Zielen des 
Regionalplans 2020 in Einklang. 

Mit Schreiben vom 13.09.2016 wurde die Anfrage nach den Zielen der Raumordnung 
und Landesplanung für den Bebauungsplan Nr. 104 gestellt. In Ihrer Antwort vom 
04.10.2016 teilt die Gemeinsame Landesplanungsabteilung mit, dass die Planungszie-
le des Bebauungsplans Nr. 104 mit den Zielen, Grundsätzen und sonstigen Erforder-
nissen der Raumordnung vereinbar sind. Dies wird wie folgt begründet:  

Für diese Planung der Landeshauptstadt Potsdam ergeben sich die Erfordernisse der 
Raumordnung im Sinne des § 3 Abs. 1 ROG insbesondere aus 

- dem LEPro 2007 (LEPro 2007) vom 18.12.2007 (GVBI. IS. 235), 

- dem Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg (LEP B-B) vom 31.03.2009 
(GVBI. II S. 186) und 

- dem 2. Entwurf des Regionalplanes Havelland-Fläming 2020 vom 24.10.2013. 

Die dargelegte Planungsabsicht entspricht den Zielen der Raumordnung. 

Landesentwicklungsprogramm für die Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg  

Das Landesentwicklungsprogramm 2007 (LEPro 2007) bildet den übergeordneten 
Rahmen der gemeinsamen Landesplanung für die Hauptstadtregion Berlin-Branden-
burg. Das LEPro 2007 vom 18.12. 2007 ist in Brandenburg am 01.02.2008 in Kraft ge-
treten. 

Die Planung entspricht den Festlegungen (Grundsätzen der Raumordnung) des LEPro 
2007, wonach die Hauptstadtregion nach den Prinzipien der zentralörtlichen Gliede-
rung entwickelt werden soll, zukünftige Siedlungsentwicklungen und Ansiedlungen in-
nerhalb der raumordnerisch festgelegten Siedlungsbereiche stattfinden und der Stär-
kung der Zentralen Orte dienen sollen.  

Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg 

Der Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg (LEP B-B) trifft Aussagen zu raum-
bedeutsamen Planungen, Vorhaben und sonstigen Maßnahmen, durch die Raum in 
Anspruch genommen oder räumliche Entwicklung oder Funktion eines Gebiets beein-
flusst wird, als Rechtsverordnung der Landesregierungen mit Wirkung für das jeweilige 
Landesgebiet. Der LEP B-B wurde am 31.03.2009 als Rechtsverordnung erlassen und 
ist am 15.05.2009 in Kraft getreten. Das Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg 
hat mit Urteil vom 16.06.2014 die Brandenburger Verordnung über den Landesentwick-
lungsplan Berlin-Brandenburg vom 31.03.2009 für unwirksam erklärt. Die Landesregie-
rung Brandenburg hat am 28.04.2015 die Verordnung über die rückwirkende Wiederin-
kraftsetzung des LEP B-B auf der Grundlage des Raumordnungsgesetzes beschlossen 
(bekanntgemacht im GVBl. II am 02.06.2015). Diese Verordnung ist mit Wirkung vom 
15.05.2009 in Kraft getreten. 

Gemäß Festlegungskarte 1 des LEP B-B befindet sich der Geltungsbereich im Gestal-
tungsraum Siedlung. Innerhalb dieses Bereiches ist Siedlungsentwicklung grundsätz-
lich zulässig. Gemäß Festlegungen des LEP B-B Punkt 2.7 (Z) ist die Landeshaupt-
stadt Potsdam als Oberzentrum dargestellt. Gemäß Festlegungen Pkt. 2.8 (G) sollen 
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auf die Oberzentren die hochwertigen Raumfunktionen der Daseinsvorsorge wie Wirt-
schaft und Siedlung, Einzelhandel, Kultur und Freizeit, Verwaltung, Bildung, Wissen-
schaft, Gesundheit, soziale Versorgung mit überregionaler Bedeutung konzentriert 
werden. Dazu sollen die vielfältigen Angebote an Gütern und Leistungen des speziali-
sierten höheren Bedarfs dem Nachfragepotenzial entsprechend gesichert bzw. qualifi-
ziert werden. Gemäß den Zielen und Grundsätzen der Regionalplanung sind z.B. groß-
flächige Einzelhandelseinrichtungen mit zentrenrelevanten Sortimenten vorwiegend in 
den zentralen Orten, und dort insbesondere in Kernbereichen, zulässig. 

Die Planung entspricht den Zielen des Landesentwicklungsplans Berlin-Brandenburg. 

Regionalplan 2020 für die Region Havelland-Fläming 

Die Landeshauptstadt Potsdam liegt in der Region Havelland-Fläming, dem in der Re-
gionalen Planungsgemeinschaft zusammengefassten Territorium der Landkreise Pots-
dam-Mittelmark, Teltow-Fläming und Havelland sowie der kreisfreien Städte Potsdam 
und Brandenburg. 

Die Regionalversammlung der Regionalen Planungsgemeinschaft Havelland-Fläming 
hat am 16.12.2014 den Regionalplan Havelland-Fläming in einer neu aufgestellten 
Fassung als Satzung beschlossen. Die Gemeinsame Landesplanungsabteilung Berlin-
Brandenburg hat mit Bescheid vom 18.06.2015 diese Satzung im Einvernehmen mit 
den fachlich berührten Ministerien gemäß § 2 Abs. 4 des Gesetzes zur Regionalpla-
nung und zur Braunkohlen- und Sanierungsplanung (RegBkPIG) genehmigt. Mit seiner 
Bekanntmachung im Amtsblatt des Landes Brandenburg Nr. 43 am 30.10.2015 ist der 
Regionalplan in Kraft getreten. 

Das Plangebiet befindet sich nach Grundsatz 2.1.1 im „Vorzugsraum Siedlung“ des in-
tegrierten Regionalplans 2020 der Region Havelland-Fläming. Die „Vorzugsräume 
Siedlung“ sollen für die Siedlungsentwicklung in der Region genutzt werden. In ihnen 
sollen vorrangig Bestandsgebiete verdichtet und dem Bedarf entsprechend neue, dem 
Wohnen dienende Bauflächen konzentriert werden. Die beabsichtigte Innenentwick-
lung unterstützt dieses regionalplanerische Entwicklungsziel. 

Entwurf des Landesentwicklungsplans Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg 
(LEP HR) 

Am 19.07.2016 haben das Brandenburger Kabinett und der Berliner Senat auf Empfeh-
lung der Gemeinsamen Landesplanungskonferenz den Entwurf des Landesentwick-
lungsplanes Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg (LEP HR) zur Kenntnis genommen 
und die Gemeinsame Landesplanungsabteilung der Länder Berlin und Brandenburg 
mit der Durchführung des Beteiligungsverfahrens beauftragt. Die Beteiligung begann 
am 15.09.2016 und endete am 15.12.2016. Im Rahmen des Beteiligungsverfahrens 
hatten Regionale Planungsgemeinschaften, Landkreise und Kommunen im Land Bran-
denburg, Berliner Bezirke, Verbände und sonstige Träger öffentlicher Belange sowie 
die Öffentlichkeit die Gelegenheit zur Abgabe von Stellungnahmen zum Entwurf des 
Planes. Gegenwärtig erfolgt die Aufbereitung und Prüfung der zum Planentwurf einge-
gangenen Anregungen und Hinweise. Auf dieser Grundlage erfolgt im Anschluss die 
Weiterentwicklung des Planentwurfes durch die beiden Landesregierungen und ggf. 
ein 2. Beteiligungsverfahren. Der LEP HR soll nach dem Abschluss des Beteiligungs-
verfahrens und der Beteiligung des jeweils zuständigen Parlamentsausschusses vo-
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raussichtlich 2019 als Rechtsverordnung festgesetzt werden und damit den LEP B-B 
ablösen. 

Der Entwurf des LEP HR sieht in seiner Fassung vom 19.07.2016 die Einstufung Pots-
dams als Oberzentrum (Z 3.4 Abs. 1) vor. Der Entwicklungsbereich Krampnitz befindet 
sich dabei nicht innerhalb des Gestaltungsraums Siedlung (Z 5.6 Abs. 1), der den 
Schwerpunkt für die Entwicklung von Wohnsiedlungsflächen bildet. Stattdessen wird 
das ehemalige Kasernengelände als von Gewässern und einem Freiraumverbund (Z 
6.2) umgebene Siedlungsfläche dargestellt. Eine Wohnsiedlungsentwicklung kann da-
mit als raumbedeutsame Planung nur unter der Voraussetzung erfolgen, dass sie 
nachweislich nicht auf anderen geeigneten Flächen außerhalb des Freiraumverbundes 
durchgeführt werden kann und die Inanspruchnahme minimiert wird. Aufgrund des zum 
LEP B-B durchgeführten Zielabweichungsverfahrens ist kein Widerspruch mit den in 
Aufstellung befindlichen Zielen der Raumordnung erkennbar. 

3.2 Landschaftsplan  

Der wirksame Landschaftsplan der Landeshauptstadt Potsdam von 2012 definiert ver-
schiedene Teilräume, für die Prägungen und Entwicklungsziele formuliert werden. Der 
Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 104 liegt im Teilraum Nr. 5 „Teltower Vor-
stadt mit Telegrafenberg“, für den folgendes Leitbild gilt: „Stark durchgrünte Siedlungs-
gebiete zwischen Ravensbergen und Nutheniederung mit ausgeprägten landschafts-
räumlichen Bezügen und dazwischenliegenden, ausgedehnten Grünflächen.“ Im Ziel-
konzept zum Landschaftsplan werden folgende Maßnahmen für das Bebauungsplan-
gebiet als erforderlich erachtet. 

Raumnutzung: 
- Überprüfung der baulichen Entwicklungsabsichten, planerische Optimierung hin-

sichtlich Lage, Art und Maß der Nutzung 

Erholung / Landschaftsbild – Grünordnung: 
- Erhalt und Pflege / Wiederherstellung / Planerische Berücksichtigung historischer 

Bau- und Vegetationsstrukturen 

Mit der Entscheidung, am Standort des ehemaligen Straßenbahndepots und auf den 
Tennisplätzen ein urban geprägtes Wohnquartier zu errichten, sind die Ziele des Land-
schaftsplanes hinsichtlich Erholung, Landschaftsbild und Grünordnung nur noch be-
dingt umsetzbar. Die vorgenannten Ziele der Raumnutzung wurden in Form eines ko-
operativen Gutachterverfahrens mit dem Ergebnis überprüft, dass unter anderem auf-
grund der zentralen Lage der Fläche im Stadtgebiet die planerische Optimierung vor al-
lem im Hinblick auf die innerstädtische Entwicklung einer ehemaligen Gewerbebrache 
zu einem städtebaulich hochwertigen Wohnquartier erfolgen soll. Dabei sind im Rah-
men der Konzeptentwicklung die Ziele einer Durchgrünung sowie eines Erhalts von 
besonders prägenden Grünbereichen soweit wie möglich berücksichtigt worden.   

3.3 Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan (FNP) der Landeshauptstadt Potsdam ist am 30.01.2013 von 
der Stadtverordnetenversammlung beschlossen worden. Das Ministerium für Infra-
struktur und Landwirtschaft hat den Flächennutzungsplan mit Verfügung am 
06.08.2013 mit einer Maßgabe genehmigt. Die Stadtverordnetenversammlung ist der 
Maßgabe mit Beschluss vom 29.01.2014 beigetreten. Der Flächennutzungsplan ist mit 
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der Bekanntmachung seiner Genehmigung im Amtsblatt für die Landeshauptstadt 
Potsdam Nr. 02/2014 vom 27.02.2014 wirksam.  

Im wirksamen FNP der Landeshauptstadt Potsdam ist die Teilfläche des Geltungsbe-
reiches entlang der Heinrich-Mann-Allee als Gemischte Baufläche M2 (GFZ 0,5 – 0,8) 
und der nordöstliche Teil einschließlich der Tennisplätze als Wohnbaufläche W2 (GFZ 
0,5 – 0,8) dargestellt. Die Flächen des heutigen Sportplatzes des Humboldt-
Gymnasiums sind als Grünfläche – sportlichen Zwecken dienende Einrichtungen dar-
gestellt. Die Festsetzungen des B-Plans können aktuell nicht aus dem FNP entwickelt 
werden. 

Daher wird der FNP im Rahmen der Änderung „Heinrich-Mann-Allee/Kolonie Daheim“ 
(09/15) im Parallelverfahren geändert, so dass der B-Plan nach der FNP-Änderung aus 
den Darstellungen des FNP wird entwickelt werden können. 

3.4 Stadtentwicklungskonzepte 

3.4.1 Wohnungspolitisches Konzept 

In 2015 wurde das ursprüngliche Stadtentwicklungskonzept Wohnen (STEK Wohnen) 
als Wohnungspolitisches Konzept für die Landeshauptstadt Potsdam fortgeschrieben 
und am 07.10.2015 von der Stadtverordnetenversammlung beschlossen. Es beinhaltet 
31 Maßnahmen und Instrumente zur positiven Beeinflussung des Wohnungsmarktes. 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 104 „Heinrich-Mann-Allee / Kolonie Da-
heim“ besteht ein Potenzial für die Errichtung von etwa 700 Wohnungen. Die Erfas-
sung des Plangebiets als Potenzialfläche Wohnen ist im Rahmen der zuletzt im Juni 
2017 vorgenommenen Aktualisierung der „Wohnungsbaupotenziale Potsdam“ in drei 
Teilbereichen erfolgt: 

- Heinrich-Mann-Allee, ehemaliges Tramdepot, 5,01 ha, 400 WE Potenzial in Mehr-
familienhäusern; 

- Heinrich-Mann-Allee, Tennisanlage, 2,28 ha,150 WE Potenzial in Mehrfamilienhäu-
sern; 

- Heinrich-Mann-Allee, hinter Humboldt-Gymnasium, 2,30 ha, 150 WE Potenzial in 
Mehrfamilienhäusern. 

Die Teilbereiche sind jeweils als „Flächen im Bauleitplanverfahren Priorität 1“ geführt. 
Die Aktualisierung der Potenzialflächen ist eine Maßnahme des Wohnungspolitischen 
Konzepts der Landeshauptstadt Potsdam. 

3.4.2 STEK Gewerbe 

Das Stadtentwicklungskonzept (STEK) Gewerbe wurde am 26.01.2011 von der Stadt-
verordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam als Orientierungsrahmen für 
die strategische Ausrichtung der Gewerbeflächenpolitik beschlossen. Ziel des STEK 
Gewerbe ist eine ausreichende Versorgung mit Gewerbeflächen der Landeshauptstadt 
Potsdam als Voraussetzung einer erfolgreichen und nachhaltigen kommunalen Wirt-
schaftsentwicklung und Wirtschaftsförderung. Das STEK Gewerbe ist damit ein Bau-
stein für die Weiterentwicklung der Landeshauptstadt Potsdam zu einem attraktiven, 
modernen und leistungsfähigen Wirtschaftsstandort.  
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Ein Ziel des STEK Gewerbe ist auch die Konkretisierung und Sicherung der Maßnah-
men für die entsprechenden Flächen im Rahmen eines Gewerbeflächensicherungs-
konzeptes (GSK). Dieses wurde am 04.04.2012 von der Stadtverordnetenversamm-
lung der Landeshauptstadt Potsdam beschlossen (DS 12/SVV/0157). Es soll den 
Kernbestand von gewerblichen Potenzialflächen zur Gewährleistung der wirtschaftli-
chen Entwicklung der Landeshauptstadt Potsdam sichern. Diese gewerblichen Poten-
zialflächen sind als „P20-Flächen“ (Gewerbliche Potenzialflächen bis 2020) im Gewer-
beflächensicherungskonzept festgelegt worden, da sie besonders geeignet sind, in 
wichtigen Nutzungssegmenten den prognostizierten Gewerbeflächenzusatzbedarf der 
Landeshauptstadt Potsdam bis zum Jahr 2020 zu decken. Mit ihren geringen bis mittle-
ren Aktivierungshemmnissen weisen die „Gewerblichen Potenzialflächen 2020“ eine 
relativ große Marktnähe aus. Über die verwaltungsseitige „Richtlinie zur Sicherung der 
gewerblichen Potentialflächen der Landeshauptstadt Potsdam“ sollen die P20-Flächen 
gesichert werden.  

Eine dieser P20-Flächen liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 104. Es 
handelt sich dabei um die Teilfläche an der Heinrich-Mann-Allee zwischen der Straße 
Am Alten Friedhof und dem Humboldt-Gymnasium, die im wirksamen Flächennut-
zungsplan der Landeshauptstadt Potsdam als Gemischte Baufläche M2 dargestellt ist. 
Die Fläche weist laut GSK eine Größe von 1,3 ha auf und ist als höherwertiges Gewer-
begebiet mit besonderer Eignung für Dienstleistungen festgelegt.  

3.4.3 STEK Verkehr 

Als Fortschreibung des Stadtentwicklungsplans wurde das Stadtentwicklungskonzept 
(STEK) Verkehr erarbeitet. Es wurde von der Stadtverordnetenversammlung am 
29.01.2014 beschlossen.  

Das STEK Verkehr ist das Leitbild für die Verkehrsentwicklung sowie für die Investiti-
onsplanung im Zeitraum bis 2025. Ziel der weiteren Verkehrsentwicklung in der Lan-
deshauptstadt Potsdam ist die Sicherung der Mobilität der Bevölkerung bei gleichzeiti-
ger Verringerung der Umweltbelastung insbesondere durch den motorisierten Individu-
alverkehr.  

Im Ergebnis einer Variantenuntersuchung wird das Szenario „Nachhaltige Mobilität“ als 
Grundlage der weiteren Entwicklung vorgeschlagen. Werden die in diesem Szenario 
dargestellten Maßnahmen umgesetzt, wird erreicht, dass der motorisierte Individual-
verkehr in der Landeshauptstadt Potsdam bis 2025 trotz steigender Einwohner- und 
Beschäftigtenzahl nicht weiter zunimmt.  

Für die verbindliche Bauleitplanung bedeutet das, verkehrsreduzierende Raumstruktu-
ren zu entwickeln. Umweltbelastungen können vermieden werden, wenn Verkehr erst 
gar nicht entsteht, Wegelängen verkürzt oder Mehrfachfahrten nicht durchgeführt wer-
den. Dies entspricht den grundlegenden Prinzipien des Leitbildes der nutzungsge-
mischten „Europäischen Stadt“ sowie der „Stadt der kurzen Wege“. 

Im Bebauungsplan Nr. 104 wird diesem Ziel durch die hervorragende ÖPNV-
Anbindung des Standortes in Verbindung mit der innenstadtnahen Lage der Fläche 
Rechnung getragen.  
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Allerdings stellt das STEK Verkehr für die an den Geltungsbereich des Bebauungs-
plans angrenzende Heinrich-Mann-Allee eine bestehende Verkehrsbelastung von 
20.300 KFZ/24h werktags (DTVw) dar. Entsprechend der vorgenannten Festlegungen 
wird sich diese Belegung für das ausgewählte Szenario der „Nachhaltigen Mobilität“ 
zwar auf einen DTVw-Wert von 16.600 KFZ/24h reduzieren, dennoch resultieren aus 
der hohen Verkehrsbelastung unter anderem Lärmimmissionen im Geltungsbereich 
des Bebauungsplans. Diese Auswirkungen sind zu untersuchen und ggf. in die Abwä-
gung einzustellen.  

3.4.4 Einzelhandelskonzept 

Die Landeshauptstadt Potsdam verfügt seit der Beschlussfassung der Stadtverordne-
tenversammlung vom 10.09.2008 über ein Einzelhandelskonzept zur Steuerung des 
Einzelhandels im Stadtgebiet. 

Das Einzelhandelskonzept 2008 ist auf einen Entwicklungszeitraum bis zum Jahr 2015 
ausgerichtet. Für den Nachfolgezeitraum wurde im Jahr 2013 mit der Fortschreibung 
des Einzelhandelskonzepts begonnen. In die Fortschreibung fließen die bisherigen Er-
gebnisse bei der Umsetzung des Einzelhandelskonzepts 2008, die zwischenzeitlich 
eingetretenen Änderungen der Basisdaten für die weitere Einzelhandelsentwicklung (z. 
B. aktuelle Analysen der Einzelhandelsstruktur und des Verkaufsflächenbestands; 
Entwicklung der Einwohnerzahlen; Prognose des künftigen Verkaufsflächenbedarfs) 
sowie die veränderten rechtlichen Grundlagen ein. 

In ihrer Sitzung am 07.05.2014 hat die Stadtverordnetenversammlung das „Einzelhan-
delskonzept für die Landeshauptstadt Potsdam – Fortschreibung 2014“ als Konzept 
der Einzelhandelsentwicklung der Landeshauptstadt Potsdam beschlossen. Dieses löst 
das Einzelhandelskonzept 2008 ab und bildet die Basis für die Einzelhandelsentwick-
lung in der Landeshauptstadt Potsdam bis etwa zum Jahr 2020. 

Die im Einzelhandelskonzept formulierten Ziele müssen durch die verbindliche Bauleit-
planung bauplanungsrechtlich umgesetzt und gesichert werden. 

Wie bereits im Einzelhandelskonzept 2008 ist es wesentliche Zielstellung des fortge-
schriebenen Einzelhandelskonzeptes 2014, die Angebots- und Nachfragestrukturen 
des Potsdamer Einzelhandels und seine städtebaulichen Rahmenbedingungen zu ana-
lysieren und daraus Festlegungen für die Steuerung des Einzelhandels im Stadtgebiet 
zu entwickeln. 

Um das Ziel einer städtebaulich geordneten Weiterentwicklung des Einzelhandels in 
Potsdam zu erreichen, d. h. die „Einkaufsinnenstadt“ in ihrer Zentralitätsfunktion zu 
stärken und ausgewogene Nahversorgungsstrukturen zu gewährleisten, werden im 
Einzelhandelskonzept zentrale Versorgungsbereiche definiert und ein Sortimentskon-
zept entwickelt, welches Einzelhandelsbranchen festlegt, die für die Nutzungsvielfalt 
und Attraktivität der zentralen Versorgungsbereiche verantwortlich sind. 

Als zentrale Versorgungsbereiche werden im fortgeschriebenen Einzelhandelskonzept 
der zentrale Versorgungsbereich Innenstadt, die Stadtteilzentren Babelsberg und 
Waldstadt, zwölf Nahversorgungszentren und die Sonderstandorte Bahnhofspassagen 
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und Stern-Center räumlich abgegrenzt, die dort vorhandenen Einzelhandelssortimente 
analysiert und Empfehlungen zu deren Weiterentwicklung formuliert. 

Die Sortimente, welche in Potsdam maßgeblich zu einem aus städtebaulicher Sicht 
wünschenswerten Einkaufserlebnis beitragen oder die Funktionsfähigkeit der definier-
ten zentralen Versorgungsbereiche unterschiedlicher Hierarchiestufen wesentlich be-
stimmen, sind in der „Potsdamer Sortimentsliste“ als zentrenrelevante Sortimente der 
Nahversorgung und als sonstige zentrenrelevante Sortimente dargestellt und werden 
als solche von den ebenfalls in der „Potsdamer Sortimentsliste“ aufgeführten nicht-
zentrenrelevanten Sortimenten abgegrenzt. Die „Potsdamer Sortimentsliste“ ist Grund-
lage der künftigen Steuerung der Einzelhandelsentwicklung. 

Der Neubau oder die Erweiterung von Einzelhandelseinrichtungen, die als Hauptsorti-
mente über zentrenrelevante Sortimente im Sinne der „Potsdamer Sortimentsliste“ ver-
fügen, sollen vorrangig innerhalb der abgegrenzten zentralen Versorgungsbereiche 
angesiedelt werden und außerhalb dieser (sonstige integrierte Lagen und nicht-
integrierte Lagen) nur eingeschränkt zulässig sein: 

a) zentraler Versorgungsbereich Innenstadt: großflächige Einzelhandelsbetriebe re-
gelmäßig zulässig; 

b) Stadtteilzentren: Einzelhandelsbetriebe unterhalb der Großflächigkeit regelmäßig 
zulässig; bei Nachweis standortgerechter Dimensionierung ausnahmsweise auch 
großflächig zulässig; 

c) Nahversorgungszentren: nahversorgungsrelevanter Einzelhandel unterhalb der 
Großflächigkeit zulässig; sonstiger zentrenrelevanter Einzelhandel nur in Läden, die 
der Versorgung des Gebietes dienen (analog § 4 BauNVO); bei Nachweis stand-
ortgerechter Dimensionierung ausnahmsweise auch großflächige Lebensmittelbe-
triebe und nicht großflächiger sonstiger zentrenrelevanter Einzelhandel zulässig; 

d) sonstige integrierte Lagen: Nachbarschaftsladen zulässig; Ausnahme: nahversor-
gungsrelevanter Einzelhandel zur Gebietsversorgung, Lebensmittelbetriebe auch 
großflächig bei Bestehen einer Versorgungslücke und bei standortgerechter Di-
mensionierung 

e) nicht-integrierte Lagen: zentrenrelevante Sortimente als Randsortimente bis max. 
10 % der Verkaufsfläche ausnahmsweise zulässig (max. 800 m²) 

Nicht-zentrenrelevanter Einzelhandel (gemäß „Potsdamer Sortimentsliste“) kann 
grundsätzlich im gesamten Stadtgebiet, wo Einzelhandel zulässig ist, entsprechend 
den folgenden Grundsätzen angesiedelt werden: 

- vorrangig an durch Einzelhandel etablierten nicht-integrierten Standorten; 

- nachgeordnet an nicht etablierten (integrierten und nicht-integrierten) Standorten 
mit unmittelbarer Verkehrsanbindung an das städtische Hauptverkehrsnetz und di-
rekter Nachbarschaft zu Siedlungsbereichen (auch großflächige Einzelhandelsbe-
triebe); 

- ausnahmsweise in der Innenstadt – jedoch keine großflächigen Einzelhandelsbe-
triebe; 

- nur nachrangig in den anderen zentralen Versorgungsbereichen – jedoch keine 
großflächigen Einzelhandelsbetriebe; 
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- auch künftig kein Einzelhandel in Gewerbegebieten und an gewerblich geprägten 
Standorten ohne Einzelhandel, d. h. auch kein nicht-zentrenrelevanter Einzelhan-
del; 

- Vermeidung „Leerstandsdomino“ auf Grund reinen Verdrängungswettbewerbs; 

- Beachtung maximal zulässiger Verkaufsflächen zentrenrelevanter Sortimente.  

Gemäß Einzelhandelskonzept 2014 sind die nächsten Einzelhandelszentren der Son-
derstandort Bahnhofspassagen sowie die Nahversorgungszentren Schlaatz und Zent-
rum Ost. Durch die vorgesehenen Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 104 sind 
keine sich störend auf die Einzelhandelsstruktur der Landeshauptstadt Potsdam aus-
wirkenden Umstände zu erwarten. Durch die Entwicklung des Wohnquartiers wird eine 
weitere Nachfrage für die Angebote der vorgenannten Einzelhandelszentren ausgelöst. 

3.5 Bestimmungen, Kennzeichnungen und nachrichtliche Übernahmen 

3.5.1 Denkmalschutz 

Bodendenkmale 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans Bereich des Vorhabens ist derzeit ein Bo-
dendenkmal gemäß §§ 1 Abs. 1 und 2 Abs. 1-2 des Gesetzes über den Schutz und die 
Pflege der Denkmale im Land Brandenburg (BbgDSchG) vom 24. Mai 2004 registriert. 
Dabei handelt es sich um das Bodendenkmal  

2143  Potsdam – Siedlung Bronzezeit, Siedlung römische Kaiserzeit, deutsches Mittel-
alter, Gräberfeld Bronzezeit, Rast- und Werkplatz Steinzeit 

Das Bodendenkmal liegt im südöstlichen Bereich des Plangebietes zum überwiegen-
den Teil innerhalb der Fläche für Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Schul-
sport“. Die Abgrenzung des Bodendenkmals ist nachrichtlich in den Bebauungsplan 
übernommen.  

Das Gelände des ehemaligen Straßenbahndepots gilt als Bodendenkmalverdachtsflä-
che mit erhöhter Wahrscheinlichkeit des Auftretens von Funden und Befunden. Nach 
derzeitigem Kenntnisstand existierte auf dem Gelände des ehemaligen Straßenbahn-
depots im Verlauf des 2. Weltkrieges ein Zwangsarbeiterlager mit Baracken und Lage-
rin-frastruktur. Auf mindestens einem alliierten Luftbild, vom April 1945, sind u.a. die 
einzelnen Barackenstandorte sichtbar. Zusätzlich werden das Lager bzw. die Lagerad-
resse in der Sekundärliteratur unter der Adresse: „Saarmunderstr., Kleiner Exerzier-
platz“ erwähnt. („Verwehte Spuren. Zwangsarbeit in Potsdam. Fremdarbeiter und 
Kriegsgefangene.“ Almuth Püschel, Märkischer Verlag Wilhelmshorst, 2002). Aus die-
sem Grund sind dort archäologische Vorerkundungen bei zukünftigen Bauvorhaben 
vorzuschlagen. 

Baudenkmale 

Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplans Nr. 104 selbst sind keine Ge-
bäude oder baulichen Anlagen vorhanden, die unter Denkmalschutz stehen.  

In der näheren Umgebung des Plangebiets liegen gemäß Denkmalliste des Landes 
Brandenburg, Stadt Potsdam, Stand: 31.12.2016, Teil D, folgende Denkmale: 
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1. Alter Friedhof mit Friedhofskapelle und historischen Grabsteinen, ID-Nummer 
09155825 

2. Siedlung des Beamten-Wohnungsvereins zu Potsdam „Am Brunnen“, ID-Nummer 
09155838 

3. Siedlung des Bau- und Sparvereins für Eisenbahnbedienstete „Kolonie Daheim“, 
ID-Nummer 08155836 

4. Schulgebäude der Provinzialanstalt für Epileptische, heute Humboldt-Gymnasium 
mit Sport- und Mehrzweckhalle, ID-Nummern 09157181 und 09157351 

Inwieweit sich der Umgebungsschutz der südwestlich der Heinrich-Mann-Allee gelege-
nen Siedlung „Am Brunnen“ des „Beamten-Wohnungsvereins-zu-Potsdam“ aus den 
1920-1930er Jahren mit einer überwiegend zweigeschossigen Wohnbebauung über 
die Heinrich-Mann-Allee hinweg auf die künftige Bebauung auswirkt, ist im Rahmen der 
nachfolgenden (denkmalrechtlichen) Bauantragsverfahren anhand konkreter Vorhaben 
zu prüfen.  

Die Denkmale des Humboldt-Gymnasiums als viergeschossiges Schulgebäude aus 
den 1920er Jahren sowie der angrenzenden Sporthalle (1966) liegen unmittelbar an 
der südwestlichen Grenze des Plangebietes.  

Nordöstlich direkt an den Geltungsbereich angrenzend liegt mit der Siedlung des Bau- 
und Sparvereins für Eisenbahnbedienstete „Kolonie Daheim“ ein denkmalgeschütztes 
Ensemble.  

Die Kolonie Daheim ist 1894 als „Colonie Daheim“ mit der ersten Baugenossenschaft 
in Potsdam, dem „Bau- und Sparverein für Eisenbahnbedienstete zu Potsdam und 
Umgebung eGmbH“, gegründet und in den Jahren von 1894 bis 1897 für die Arbeiter 
der Königlichen Eisenbahnwerkstätten gebaut worden. Geplant sind die Gebäude 
durch den Maurermeister Rudolf Mangelsdorf. Zu jeder Wohnung gehören ein Garten 
und ein Kleintierstall. Die Kolonie Daheim gilt als ein Beispiel der aus England stam-
menden Gartenstadtbewegung.  

Bis zum Jahr 1909 ist die Entwicklung der Kolonie ohne Unterbrechung vorangetrieben 
worden. Bis zu diesem Zeitpunkt sind ein Einzelhaus und achtzehn Doppelhäuser mit 
insgesamt 210 Wohnungen errichtet worden. In dieser Zeit lebten etwa 800 Einwohner 
in der Kolonie. Im Zweiten Weltkrieg sind einige der Häuser (18/19 und 22/23) so 
schwer zerstört worden, dass sie abgerissen werden mussten. 

3.5.2 Trinkwasserschutzzone  

Die südwestlichen Randbereiche des Geltungsbereiches des Bebauungsplans Nr. 104 
entlang der Heinrich-Mann-Allee liegen innerhalb der Trinkwasserschutzzone III des 
Wasserschutzgebietes des Wasserwerks Potsdam – Leipziger Straße.  

3.6 Benachbarte Bebauungspläne 

Südwestlich an den Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 104 grenzt der 1994 in 
Kraft gesetzte Bebauungsplan Nr. 2 „Horstweg – Süd“ an. Dieser Bebauungsplan setzt 
im nördlichen Teil Flächen für Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung Öffentliche 
Verwaltung und sozialen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen fest.  
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B. Planinhalte und Planfestsetzungen 

1. Ziele und Zwecke der Planung 

Ziel der Planung ist die Entwicklung des Gebietes zu einem innerstädtischen, attrakti-
ven Wohnstandort mit Gewerbe- und Dienstleistungsanteil zur Deckung des hohen 
Wohnbedarfs sowie der Sicherung bzw. Schaffung von Arbeitsplätzen. Nach derzeiti-
gem Stand der Planungen ist im Plangebiet die Errichtung von ca. 700 – 750 Wohnun-
gen vorgesehen.  

Im Bereich des ehemaligen Straßenbahndepots an der Heinrich-Mann-Allee ist im Be-
reich an der Heinrich-Mann-Allee eine Fläche für Büro- und Dienstleistungen gesichert. 
Im dahinterliegenden Bereich ist eine Wohnnutzung vorgesehen. Der wertbestimmen-
de Baumbestand ist als öffentliche Grünfläche planungsrechtlich gesichert und für die 
Freiraumqualitäten des Wohnquartiers nutzbar. 

Die verkehrliche Anbindung des Plangebietes soll über einen lichtsignalgesteuerten 
Knoten im Bereich Heinrich-Mann-Allee / Drevesstraße sowie – nachgeordnet über die 
Straße Am Alten Friedhof – erfolgen. Der Erhalt der außerhalb des Plangebiets liegen-
den Rollsportanlage am Humboldt-Gymnasium ist mit der vorgesehenen Straßenfüh-
rung gewährleistet.  

Des Weiteren sind im Plangebiet Flächen für den Gemeinbedarf zur planungsrechtli-
chen Sicherung entsprechender Entwicklungen zur Festsetzung vorgesehen.  

2. Entwicklung der Planungsüberlegungen  

Nach verschiedenen städtebaulichen Vorplanungen ist für das Plangebiet des in Auf-
stellung befindlichen Bebauungsplans Nr. 104 „Heinrich-Mann-Allee / Kolonie Daheim“ 
ein städtebauliches Gutachterverfahren zur Entwicklung planerischer Alternativen 
durchgeführt worden. Das Ergebnis bildet die Grundlage für die weitere Ausarbeitung 
des Bebauungsplans Nr. 104.  

Für das Gutachterverfahren sind sechs Büros eingeladen worden, städtebauliche Kon-
zepte zu entwickeln. Die Entwürfe sind in einem Workshop einer Jury zur Beurteilung 
vorgestellt und mit Sachverständigen diskutiert worden. Die Entwürfe sollten dabei 
mögliche Entwicklungspotenziale für das Plangebiet aufzeigen und einen grundsätzli-
chen städtebaulichen Lösungsansatz präsentieren. In der Preisgerichtssitzung am 
15.04.2014 ist der Entwurf des Berliner Büros Müller Reimann Architekten mit dem 1. 
Preis prämiert worden. 

In einer zweiten Stufe ist als Ergebnis der Preisgerichtsbewertung das Büro Müller 
Reimann Architekten beauftragt worden, seinen Entwurf unter Berücksichtigung der 
Empfehlungen der Jury derart zu überarbeiten und zu präzisieren, dass er für die Erar-
beitung des Bebauungsplans unmittelbar weiterverwendet werden kann.  

Das vorliegende, überarbeitete städtebauliche Konzept liegt den vorgesehenen Fest-
setzungen des Bebauungsplans Nr. 104 zu Grunde. 
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2.1 Planungsalternativen 

Angesichts des erwarteten erheblichen Bevölkerungswachstums und der damit einher-
gehenden voraussichtlich weiterhin starken Nachfrage nach Wohnraum in Potsdam ist 
die Schaffung von Wohnungen in der Landeshauptstadt dringend erforderlich. Die Um- 
und Wiedernutzung von Flächen im Stadtgebiet für den Wohnungsbau steht dabei an 
erster Stelle der Aktivierung von Potenzialflächen. Bei den Flächen des Bebauungs-
plans handelt es sich um Brachflächen in innenstadtnaher und hervorragend erschlos-
sener Lage. Damit entspricht die Planung unter anderem den Grundsätzen des § 1a 
Abs. 2 BauGB zur Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und anderen 
Maßnahmen der Innenentwicklung. In der Abwägung aller Varianten, auch der Nullva-
riante, erfolgte auf der Ebene des FNP und des Wohnungspolitischen Konzeptes die 
Festlegung als innerstädtisches Wohnbaugebiet mit urbaner Dichte. 

2.2 Nutzungskonzept 

Das Konzept des Büros Müller Reimann Architekten sieht die Anlage von 6 Baufeldern 
für den Wohnungsbau vor, die mit überwiegend viergeschossigen Wohngebäuden um 
begrünte Höfe gesetzt werden. In dem direkt an der Heinrich-Mann-Allee gelegenen 
Teilbereich ist die Errichtung einer fünfgeschossigen Bebauung für gewerbliche und 
Büronutzungen vorgesehen.  

Die insgesamt rd. 10,1 ha große Fläche des Plangebietes weist in der aktuellen Flä-
chenbilanzierung für Allgemeine Wohngebiete ca. 43.690 m² und für gemischte Nut-
zungen rd. 9.550 m² aus.  

Als planungsrechtliche Widmung der Baugebiete unmittelbar an der Heinrich-Mann-
Allee, die im Rahmen des Gewerbeflächensicherungskonzeptes (GSK) als „Gewerbli-
chen Potenzialflächen 2020“ (P20-Flächen) gesichert sind, ist eine gemischte Nutzung 
vorgesehen. Die Größe und Abgrenzung der zukünftig im weitesten Sinne – insbeson-
dere durch Büro- und Dienstleistungsunternehmen – gewerblich zu nutzenden Flächen 
entspricht dem städtebaulichen und dem architektonischen Konzept des Wettbe-
werbsentwurfes. Mit einer Netto-Baugebietsfläche von rd. 9.550 m² und einer Bruttoflä-
che von ca. 10.670 m² einschließlich der erforderlichen Erschließungsflächen (Plan-
straße 6) liegt die Flächengröße geringfügig unter der im GSK veranschlagten Fläche 
von 13.000 m². Dies wird jedoch durch die vergleichsweise intensive, planungsrechtlich 
gesicherte Nutzung in Form einer Bebaubarkeit mit bis zu 5 Vollgeschossen (ergibt rd. 
17.400 m² BGF) kompensiert. Annahmen / Prognosen zu den auf P20-Flächen reali-
sierbaren Bruttogeschossflächen ergeben sich aus dem GSK nicht. Entsprechend des 
Kooperationsvertrags zwischen der Landeshauptstadt Potsdam, Bereich Wirtschafts-
förderung und der ProPotsdam GmbH zur Förderung der gewerblichen Entwicklung 
der P20-Fläche (Mischgebiet) zwischen den Planstraßen 1 und 2 vom 
08.09/18.10.2017 wird von einer gewerblichen Nutzfläche von 7.500 m² Bruttoge-
schossfläche ausgegangen. Schwerpunkt der Entwicklung sollen dabei die nach § 6 
Abs. 2 BauNVO zulässigen Geschäfts- und Bürogebäude sein, ergänzt durch die § 6 
Abs. 2 Nr. 3 BauNVO zulässigen Einzelhandelsbetriebe sowie Schank- und Speise-
wirtschaften.  

In Vorabstimmungen sind darüber hinaus Varianten zur Festsetzung von Misch- oder 
eingeschränkten Gewerbegebieten in diesem Teil des Plangebietes geprüft worden. 
Die Festsetzung von Mischgebieten ermöglicht dabei definitiv eine größere Flexibilität 
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in der Vermarktung der Flächen, setzt allerdings ein angemessenes Verhältnis von 
gewerblichen und Wohnnutzungen voraus. In Anbetracht der zentralen Lage des Teil-
gebietes in Verbindung mit der hervorragenden ÖPNV-Anbindung erscheint es aus 
stadtentwicklungsplanerischer und auch aus städtebaulicher Sicht zweckmäßig, hier 
einer innerstädtischen Nutzungsmischung aus Dienstleistungsgewerbe, Büros, Handel 
und Wohnen den Vorzug zu geben.  

2.3 Städtebauliches Konzept  

Die städtebauliche Struktur der vorgesehenen Bebauung entsprechend der Vertiefung 
des städtebaulichen Konzeptes von Müller Reimann Architekten1 weist nach Westen 
und Süden gerichtete, überwiegend geschlossene Blockränder auf, während sich die 
nach Osten orientierte Struktur dem Bereich der denkmalgeschützten Kolonie Daheim 
durch eine mit freistehenden viergeschossigen Stadthäusern geprägte Bebauung öff-
net. Im nördlichen Teil des Gebietes ist die Anlage eines Quartiersplatzes mit Aufent-
haltsflächen sowie Läden und Cafés in den Erdgeschosszonen der umgebenden Ge-
bäude denkbar. An der nördlichen Spitze des Gebietes (Am Alten Friedhof) ist der 
Standort für eine Kindertagesstätte mit ca. 90 Plätzen vorgesehen. Die an der nordöst-
lichen Grenze des Plangebietes gelegene Grünfläche mit ihren größtenteils erhaltens-

werten Baumbeständen soll als Quartierspark entwickelt werden.  

 

Aus der Beurteilung des Preisgerichts: „Der Entwurf verfolgt einen konsequenten Städ-
tebau mit klaren Baufeldern und nachvollziehbarer Logik im Schließen und Offenhalten 

                                                
1 Thomas Müller ׀ Ivan Reimann Architekten mit Topotek 1, Vertiefung Städtebauliches Konzept „Heinrich-Mann-Allee / Kolonie 
Daheim″, Berlin Mai 2015 
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der Ränder des Quartiers und der Ränder der Baufelder. Die Gebäude schaffen einen 
urbanen Charakter zu den für das Quartier bedeutenden Räumen. „Blinde Kopfenden“ 
von Wohngebäuden werden vermieden. Der homogene Eindruck des entworfenen 
Quartiers wird durch das Höhenkonzept unterstrichen. Die Fassung des Schulstandorts 
(rückwärtiger Bereich) durch die geschlossenen Blockkanten ist räumlich überzeugend. 
Durch die lange, baulich offene Zeile als Antwort auf den Bestand der Kolonie Daheim 
wird dem Denkmal ein angemessenes Pendant gegenübergestellt und eine klare Ab-
folge von Freiräumen geschaffen. Die Parkrandstraße spiegelt die Situation der Kolo-
nie Daheim, sie definiert den Park damit in seinen Grenzen und betont seine Funktion 
als öffentlich zugänglichen Stadtpark. Das Erschließungssystem ist klar und übersicht-
lich, auf Wendehammer oder Stichstraßen wurde verzichtet. Die Präsenz der Stellplät-
ze im Straßenraum hat ein verträgliches Maß“ 

2.4 Verkehrskonzept und Erschließung 

Die Haupterschließung des Plangebietes erfolgt über eine Zufahrt von der Heinrich-
Mann-Allee (Planstraße 2), hier soll ein neuer, lichtsignalisierter Knotenpunkt unter 
Einbeziehung der gegenüberliegenden Einmündung der Drevesstraße entwickelt wer-
den. Eine weitere Anbindung an das öffentliche Straßennetz ist über die Straße Am Al-
ten Friedhof vorgesehen. Die Anbindungen der Planstraße 6 und die Straße Kolonie 
Daheim sind als Verkehrsflächen mit der besonderen Zweckbestimmung „Fuß- und 
Radweg“ vorgesehen, die z.B. durch Poller so gestaltet werden sollen, dass sie für 
Rettungs-, Feuerwehr- oder Müllfahrzeuge befahrbar sind, sonstiger Kfz-Verkehr je-
doch unterbunden wird. Des Weiteren ist eine direkte Anbindung der Planstraße 1 und 
5 an die Straße Kolonie Daheim nicht Gegenstand der Planungen. Auch hier soll durch 
eine entsprechende Abpollerung lediglich eine Durchfahrt für Rettungs-, Feuerwehr- 
oder Müllfahrzeuge möglich sein. 

Die Innere Erschließung des Quartiers erfolgt durch ein Netz von Wohnstraßen, wel-
ches sich parallel bzw. orthogonal zur Heinrich-Mann-Allee entwickelt. Flächen für den 
ruhenden (Besucher-)Verkehr werden im öffentlichen Straßenraum nachgewiesen.  

Kapitel B, Tab. 1: Gliederung der Verkehrsflächen 

Bezeichnung 
der Planstra-

ße 

Breite der Teilbereiche in m Gesamtbrei-
te der Ver-

kehrsfläche 
in m 

Geh-
weg 

Stell-
plätze 

Fahr-
bahn 

Stell-
plätze 

Geh-
weg 

Grün
strei-
fen 

1 2,5 2,0 5,5 2,0 2,5  14,5 

2 2,5 2,0 5,5 2,0 2,5  14,5 

3 2,5 2,0 5,5 2,0 2,5  14,5 

4  6,5* 6,0  2,5  15,0 

5 an der  
öffentlichen 
Grünfläche 

2,5  5,5   2,5 10,5 

5 mit  
Lindenreihe 

2,5  5,5     

6  5,0 6,0 5,0 2,5  18,5 

Fuß- / Radweg ohne Trennprofil 5,5 
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Am Alten 
Friedhof 

  6,0** 2,0 2,0  10,0 

* inkl. 1,5 m Grünstreifen  ** inkl. 0,5 Sicherheitsstreifen zur Friedhofsmauer 
Der überwiegende Teil der Wohnstraßen wird mit einem Regelprofil mit einer Fahr-
bahnbreite von 5,5 m sowie beidseitigen Stellplatzstreifen (Breite 2,0 m) und Gehwe-
gen (Breite 2,5 m) vorgesehen. Abweichungen sind lediglich in der Planstraße 4, in der 
die Fahrbahn aufgrund der senkrecht angeordneten Stellplätze eine Breite von 6,0 m 
aufweist, geplant.  

Darüber hinaus erfolgte im Bereich des Quartiersplatzes eine Modifikation der ur-
sprünglichen Entwurfsplanung. Aufgrund der besonderen städtebaulichen Situation 
und zur Sicherung der Qualitäten des öffentlichen Raumes sind hier deutlich breitere 
Vorgärten und Gehwege möglich, indem der Fahrzeugverkehr im Einrichtungssystem 
südwestlich und nordöstlich der Platzfläche geführt wird. Daraus ergeben sich deutli-
che Reduzierungen der erforderlichen Fahrbahnbreiten, die „gewonnenen Flächen“ 
kommen den Seitenräumen des Platzes zu gute.  

Der Abschnitt der Planstraße 5 an der südöstlichen Schmalseite des Baufeldes WA 4 
ist flächendeckend bis zur Grundstücks- bzw. Geltungsbereichsgrenze als öffentliche 
Verkehrsfläche festgesetzt. Hier befindet sich eine erhaltenswerte Lindenreihe beste-
hend aus 9 Bäumen, die nach § 29 BNatSchG als geschützter Landschaftsbestandteil 
(Baumreihe) anzusehen ist und damit nach § 17 Abs. 1 BbgNatSchAG besonderen 
Schutzanforderungen unterliegt. Daher sind im Rahmen der bisherigen Erschließungs-
planung Varianten entwickelt worden, die sowohl die vollständige Fällung der Linden-
reihe als auch den weitgehenden Erhalt der Lindenreihen gewährleisten. Die Variante 
des weitgehenden Erhalts erfordert jedoch die Fällung von mindestens 3 Linden.  

Für die Lindenreihe in der Planstraße 5 liegt eine fachlich-gutachterliche Stellungnah-
me vor2. Bei der Lindenreihe handelt es sich um eine ca. 130 m lange Baumreihe aus 9 
Winterlinden (Tilia cordata) annähernd gleichen Alters und gleichen Zustands am Rand 
einer Brachfläche. Die Bäume haben ein Alter von ca. 80 – 100 Jahren. Zusammen-
fassend kommt der Gutachter zu dem Ergebnis, dass die Linden über eine altersge-
mäße Vitalität verfügen. Sie weisen jedoch einen auffallenden Pflegerückstand mit zum 
Teil massiven Stockaustrieb und seit Jahren nicht gepflegte Kronen auf. Die an allen 
Bäumen festgestellte geringe bis mittlere Stammfäule ist ebenfalls altersgemäß, da al-
ternde Bäume vom Wurzelstock her ihren Holzkern aufgeben und ihre Stabilität aus 
der Restwand beziehen. Bei einer Linde sind die Wurzelanläufe eher flach, sodass mit 
oberflächlichen Wurzeln zu rechnen ist. Bei allen anderen Bäumen sind die Wurzelan-
läufe stärker abfallend, so dass in etwa 1,5 m Entfernung schon von einer Wurzeltiefe 
von 50 – 80 cm ausgegangen werden kann. Aus sachverständiger Sicht können die 
Linden bezüglich aktuellem Zustand und Vitalität erhalten bleiben. Der Pflegerückstand 
soll durch Tot- 
holzentfernung, Kronenpflege und Beseitigung des Stocksaustriebs ausgeglichen wer-
den. 

Als problematisch könnte sich der Bau der Tiefgarage auf dem angrenzenden Baufeld 
WA 4 darstellen. Möglicherweise wird durch die erforderliche Grundwasserabsenkung 
die Kapillarität im Bereich der Wurzeln beeinträchtigt. Bei größerer Hitze kann es hier 

                                                
2 Stephan Hohl, öffentlich bestellter und vereidigter Sachverständiger für Gehölze, Schutz- und Gestaltungsgrün, Fachliche 
Stellungnahme zu 9 Winterlinden in der Heinrich-Mann Allee 103, Borgsdorf 24.02.2017  
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zu Trockenstress kommen, in dessen Folge sich die vorhandenen Stammfäulen deut-
lich schneller ausbreiten als bei widerstandsfähigen Bäumen. Hinsichtlich der Abstände 
zu den geplanten Verkehrsanlagen wird eine Überprüfung des Wurzelraumes aufgrund 
der Bautiefe des Straßenaufbaus empfohlen.  

2.5 Landschaftsplanerisches Konzept  

Das landschaftsplanerische Konzept geht in Anlehnung an die städtebaulichen Ziele 
von folgenden Schwerpunkten aus: 

1. Neuordnung und gestalterische / naturschutzfachliche Aufwertung brachgefallener 
Flächen (Renaturierung von Teilflächen) 

2. Entwicklung von Neubauten in geordneter und kompakter Form mit grünordneri-
scher Qualifizierung der Bauflächen 

3. Eingrünung von Siedlungsrändern 

4. Schutz und Erhalt der flächigen Baumbestände im Norden des Plangebiets als Öf-
fentliche Grünflächen sowie ein angemessener Grünanteil in den Baugebieten 

5. Rückhalten und Versickern von Niederschlagswasser unterstützt durch eine exten-
sive Dachbegrünung),  

6. Verwendung von wasser- und luftdurchlässigen Aufbau für Gehwege und Stellplät-
ze mit ihren Zufahrten,  

7. das Anpflanzen von Bäumen zur Gliederung und Gestaltung der Freiflächen und 
der Flächen für Stellplätze sowie die Verwendung von standortgerechten, gebiets-
heimischen Pflanzen. 

8. Begünstigung bzw. Wiederherstellung von Biotopvernetzungsstrukturen 

9. Ausbildung von Pufferzonen zum Schutz empfindlicher Biotopkomplexe in den 
Randbereichen 

10. Altlastensanierung und landschaftsverträgliche Nachnutzung 

In den Straßenräumen soll der unterschiedliche Charakter durch die Differenzierung 
der Baumarten unterstrichen werden. Auch die Innenhöfe und der Quartiersplatz sollen 
mittels unterschiedlicher Baumarten individuelle Themen erhalten, um eine jeweils ei-
gene Identität und Atmosphäre zu entwickeln. 

Die Baufelder werden umlaufend durch Vorgärten umgeben, die in der Regel durch 
Hecken eingefriedet werden sollen. Weiterhin ist für die Dachflächen eine extensive 
Dachbegrünung vorgesehen, für die Tiefgaragenflächen eine intensive Begrünung und 
für die Sammelstellplatzanlagen die Integration von bestehendem Baumbestand sowie 
die Neupflanzung von Laubbäumen angedacht, um ein möglichst hohes Biovolumen in 
den Bauflächen zu erreichen. Diese Maßnahmen wirken positiv sich sowohl auf das 
Landschaftsbild als auch auf das Standortklima der Wohnquartiere aus. 

Die öffentlichen Grünflächen sollen einerseits für Spiel und Sport entwickelt und ande-
rerseits für eine naturnahe Erholung behutsam erschlossen werden. Mit der Sicherung 
hochwertiger und abwechslungsreicher Vegetationsstrukturen können visuell hochwer-
tige Räume geschaffen werden. Dabei ist die Wegeführung an die besonderen Emp-
findlichkeiten der vorhandenen Grünstrukturen anzupassen. In den Randbereichen zur 
Kolonie Daheim sowie zur Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung 

66 von 183 in Zusammenstellung



Kapitel B – Planinhalte und Planfestsetzungen Bebauungsplan Nr. 104 „Heinrich-Mann-Allee / Kolonie Daheim“ 
   

Seite 26 von 111 
 

„Schulsport“ sollen die vorhandenen Vegetationsstrukturen im Sinne einer naturnahen 
„Kulturwaldfläche“ mit heimischen Gehölzen ergänzt werden und eine extensive Wie-
senfläche entstehen. 

3. Begründung der Festsetzungen 

3.1 Art der baulichen Nutzung 

Allgemeine Wohngebiete  

Die geplante Entwicklung des neuen Wohnquartiers in einem baulich vorgeprägten Be-
reich entspricht dem wichtigen planerischen Ziel des sparsamen Umgangs mit Grund 
und Boden und des Vorranges der Innen- vor der Außenentwicklung. Dabei sind zur 
Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen 
die Möglichkeiten der Wiedernutzbarmachung von Flächen, der Nachverdichtung und 
andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen (§ 1a Abs. 2 BauGB). Der Be-
bauungsplan Nr. 104 trägt damit auch der Erhaltung und Fortentwicklung eines vor-
handenen Ortsteils bei (§ 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB), erweitert das innerstädtische Wohn-
raumangebot und befriedigt die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung (§ 1 Abs. 6 Nr. 2 
BauGB).  

Der weitaus überwiegende Teil der Baugebiete im Geltungsbereich des Bebauungs-
plans Nr. 104 ist entsprechend der Zielsetzung der Entwicklung eines Wohnquartiers 
als allgemeines Wohngebiet (WA) gemäß § 4 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
festgesetzt. Allgemeine Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnen. Zulässig sind 
Wohngebäude, der Versorgung des Gebiets dienende Läden, Schank- und Speisewirt-
schaften, nicht störende Handwerksbetriebe sowie Anlagen für kirchliche, kulturelle, 
soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.  

Um das angestrebte städtebauliche Ziel der Konzentration von gewerblichen und Ein-
zelhandelsnutzungen am Quartiersplatz entsprechend des prämierten Konzeptes des 
Büros Müller Reimann Architekten zu sichern, ist durch die textlichen Festsetzungen 
1.1 und 1.2 geregelt, dass Einzelhandelsbetriebe in Form von Nachbarschaftsläden nur 
in den an den Quartiersplatz angrenzenden Teilen der Allgemeinen Wohngebiete WA 2 
und WA 3 zulässig sind. Damit ist die Zulässigkeit von Läden, die der Versorgung des 
Gebietes gemäß § 4 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO dienen, in den Allgemeinen Wohngebieten 
WA 1 – WA 4 auf bestimmte Bereiche konzentriert.  

TF 1.1 In den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 4 sind Läden nach § 4 
Abs. 2 Nr. 2 BauNVO, die der Versorgung des Gebietes dienen, nicht zu-
lässig.  
(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 5 BauNVO und 
§ 4 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO) 

In allgemeinen Wohngebieten sind der Versorgung des Gebiets dienende Läden nach 
§ 4 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO allgemein zulässig. Zwecks Konzentration wohngebietsver-
träglichen Einzelhandels am Quartiersplatz ist diese allgemein zulässige Nutzung auf 
Grundlage des § 1 Abs. 5 BauNVO in den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 4 
ausgeschlossen. Demzufolge sind in den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 4 
keine Läden zur Versorgung des Gebietes zulässig.  
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Das allgemeine Wohngebiet ist nur vorwiegend dem Wohnen vorbehalten. „Vorwie-
gend“ bedeutet, dass ein Vorherrschen der Wohnnutzung erkennbar sein muss. Dem 
Wohnen sind Nutzungen zugeordnet, die der Versorgung des Gebietes, der gesell-
schaftlichen Kommunikation sowie der Daseinsfür- und -vorsorge der Wohnbevölke-
rung dienen. Der Wohncharakter des Gebietes muss insgesamt jedoch eindeutig er-
kennbar sein, was zwangsläufig ein zahlenmäßiges Vorwiegen der Gebäude mit Woh-
nungen einschließt. 

Durch den generellen Ausschluss von Einzelhandel wird der Gebietscharakter und 
damit die Zweckbestimmung des allgemeinen Wohngebietes verändert. Diese Festset-
zung kann nur dann angewendet werden, wenn besondere städtebauliche Gründe die-
se Festsetzung begründen. Falls diese nicht vorliegen, soll von dem generellen Aus-
schluss von Läden abgesehen werden. 

Städtebauliches Leitbild des Entwurfs von Müller Reimann Architekten (vgl. städtebau-
liches Konzept in Kapitel B.2.3) ist ein durchgrüntes Quartier, in dem der Geschoss-
wohnungsbau als Blockrandstruktur dominiert. Mehrere Baufelder gruppieren sich um 
einen städtischen Quartiersplatz, der die urbane Mitte des neuen Quartiers bilden soll. 
Hier sollen zusammen mit Flächen an der Heinrich-Mann-Allee die gewerblichen, gast-
ronomischen, Dienstleistungs- und Einzelhandelsnutzungen konzentriert werden. Da-
mit sollen die durch diese Nutzungen erzeugten Verkehre auf den Bereich mit direkter 
Anbindung zur Heinrich-Mann-Allee beschränkt bleiben und insbesondere das Bauge-
biete WA 4 einer ruhigen Wohnlage vorbehalten bleiben. Die zentrale Lage des Platzes 
im Quartier gewährleistet eine gute Erreichbarkeit, auch fußläufig, so dass weitere Lä-
den in den Baugebieten WA 1 und WA 4 zur Sicherung der Versorgung mit Gütern des 
täglichen Bedarfs nicht erforderlich sind. 

TF 1.2 In den allgemeinen Wohngebieten WA 2 und WA 3 sind die nach § 4 Abs. 
2 Nr. 2 BauNVO zulässigen Läden nur innerhalb der mit A-B-C-D-A ge-
kennzeichneten Flächen zulässig, sofern sie dem Anlagentyp Nachbar-
schaftsladen (Convenience-Store) entsprechen. 

Ausnahmsweise sind weitere kleinflächige Läden zulässig, wenn sie zen-
trenrelevante Sortimente für die Nahversorgung der Potsdamer Liste anbie-
ten und standortgerecht dimensioniert sind. Bei diesen handelt es sich um 
folgende Sortimente: 
- Nahrungsmittel, Getränke und Tabakwaren  
- Apotheken, medizinische, orthopädische und kosmetische Artikel (ein-

schließlich Drogerieartikel) 
- Bücher, Zeitschriften, Zeitungen, Schreibwaren und Bürobedarf 

Außerdem sind weitere kleinflächige Läden ausnahmsweise zulässig, wenn 
sie sonstige zentrenrelevante Sortimente der Potsdamer Liste anbieten und 
standortgerecht dimensioniert sind. Bei diesen handelt es sich um folgende 
Sortimente: 
- Textilien 
- Bekleidung 
- Schuhe und Lederwaren 
- Haushaltsgegenstände (einschließlich Campingmöbel) 
- Keramische Erzeugnisse und Glaswaren 
- Holz-, Kork-, Flecht- und Korbwaren 
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- Blumen, Pflanzen und Saatgut, ausgenommen Beetpflanzen, Wurzel-
stöcke und Blumenerde 

- Zoologischer Bedarf und lebende Tiere 
- Heimtextilien 
- Elektrische Haushaltsgeräte, Geräte der Unterhaltungselektronik und 

Musikinstrumente 
- Kunstgegenstände, Bilder, kunstgewerbliche Erzeugnisse, Briefmarken, 

Münzen und Geschenkartikel 
- Uhren, Edelmetallwaren und Schmuck 
- Spielwaren 
- Augenoptiker 
- Foto- und optische Erzeugnisse (ohne Augenoptiker) 
- Computer, Computerteile, periphere Einheiten und Software 
- Telekommunikationsendgeräte und Mobiltelefone 
- Sport- und Campingartikel (ohne Campingmöbel), ausgenommen 

Sport- und Freizeitboote und Zubehör 
- Sonstiger Facheinzelhandel, ausgenommen Büromöbel und Brennstof-

fe 
(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 5 und 9 BauN-
VO und § 4 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO) 

In allgemeinen Wohngebieten sind der Versorgung des Gebiets dienende Läden nach 
§ 4 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO allgemein zulässig. Zwecks Konzentration wohngebietsver-
träglichen Einzelhandels am Quartiersplatz ist in den allgemeinen Wohngebieten WA 2 
und WA 3 diese allgemein zulässige Nutzung auf Grundlage des § 1 Abs. 5 und 9 
BauNVO auf die Fläche A-B-C-D-A beschränkt.  

Den Empfehlungen des Einzelhandelskonzeptes folgend ist in den allgemeinen Wohn-
gebieten WA 2 und WA 3 der Anlagentyp „Nachbarschaftsladen“ nur innerhalb der mit 
A-B-C-D-A gekennzeichneten Flächen allgemein zulässig. Bei dem Anlagentyp des 
„Nachbarschaftsladens“, auch „Convenience-Store“ genannt, handelt es sich um einen 
wohngebietsverträglichen Einzelhandelsbetrieb. Es handelt sich also um einen „kleinen 
Nahversorger“, der die Schwelle der Großflächigkeit (über 800 m² Verkaufsfläche) er-
heblich unterschreitet und primär fußläufig oder per Fahrrad erreicht wird. Ein Nach-
barschaftsladen weist betriebstypisch i.d.R. nicht mehr als 400 m² Verkaufsfläche auf 
(BVerwG 26.07.2011 - 4 BN 9.11). Der Nachbarschaftsladen bietet zentrenrelevante 
Sortimente für die Nahversorgung, also Waren des kurzfristigen Bedarfs, an. Ergän-
zende Dienstleistungen (z. B. Bankautomat, Poststelle, Reinigung, Lotto) können in 
den Laden integriert sein. 

In der Potsdamer Sortimentsliste ist definiert, um welche Sortimente es sich bei zen-
trenrelevanten Sortimenten für die Nahversorgung handelt. Diese sind: 

- Nahrungsmittel, Getränke und Tabakwaren  

- Apotheken, medizinische, orthopädische und kosmetische Artikel (einschließlich 
Drogerieartikel) 

- Bücher, Zeitschriften, Zeitungen, Schreibwaren und Bürobedarf 

Hinweise zur Abschätzung der standortgerechten Dimensionierung bietet das Einzel-
handelskonzept in Kapitel 6.3.1. Demzufolge wird bei der standortgerechten Dimensio-
nierung auf die Versorgungsfunktion des Einzelhandelsbetriebes abgestellt. Sie soll 
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nicht über das nähere Umfeld hinausreichen. Hintergrund ist das Ziel einer möglichst 
flächendeckenden fußläufigen Nahversorgung. Konkret wird bei der Berechnung der 
standortgerechten Dimensionierung zunächst in einem ersten Schritt das Einwohner-
potenzial im fußläufigen Einzugsbereich von 500 m ermittelt. Dabei werden Barrieren 
wie beispielsweise Bahntrassen oder Gewässer berücksichtigt, die dazu führen, dass 
ein Standort für Einwohner trotz der Lage im angegeben Radius unattraktiv oder sogar 
unerreichbar ist. Das Einwohnerpotenzial wird dann entsprechend angepasst. Gleiches 
gilt, wenn hinreichend gesichert ist, dass im Einzugsbereich weitere Wohneinheiten 
entstehen.  

Die verschiedenen Sortimentsgruppen haben unterschiedliche Reichweiten. Eine Ver-
kaufseinheit einer Apotheke versorgt beispielsweise deutlich mehr Einwohner als eine 
gleich große Einheit eines Lebensmittelhandwerkbetriebes. Deswegen wird in einem 
zweiten Schritt ermittelt, wie viel Quadratmeter Verkaufsfläche rechnerisch benötigt 
werden, um die Einwohner im fußläufigen Einzugsbereich zu versorgen – dies unter 
Berücksichtigung der Versorgungstruktur in Umfeld. Es soll verhindert werden, dass 
ein Einzelhandelsbetrieb zwar für sich betrachtet der Gebietsversorgung dient und so-
mit standortgerecht dimensioniert ist, jedoch das Einzugsgebiet eines nahe gelegenen 
Zentralen Versorgungsbereichs überschneidet oder die Nahversorgungstruktur beein-
trächtigt3.  

Im konkreten Fall liegt aktuell eine Nahversorgungslücke vor. Unter Berücksichtigung 
der Versorgungsstrukturen im näheren Umfeld sind aktuell rd. 2.844 Einwohner unver-
sorgt. Die konkreten Werte für die Ermittlung der standortgerechten Dimensionierung 
und die sich daraus ergebenden Flächenpotentiale können der nachfolgenden Tabelle 
entnommen werden. Dabei ist zu beachten, dass es sich bei den Werten um Orientie-
rungswerte handelt. Die Verkaufsflächen der einzelnen Sortimentsgruppen ergeben in 
einigen Fällen keine betriebswirtschaftlich sinnvollen Einheiten. Durch die Kombination 
von Sortimentsgruppen können sich jedoch sinnvolle Betriebseinheiten ergeben. 

Es ist ebenfalls zu beachten, dass die rechnerische „Standortgerechte Dimensionie-
rung“ nach den Kriterien des Einzelhandelskonzeptes in der Summe zwar ein großflä-
chiges Vorhaben rechtfertigen würde; städtisches Ziel des Bebauungsplans ist aber die 
Entwicklung kleinteiliger Angebote.  

Ausnahmsweise können Betriebe mit sonstigen zentrenrelevanten Sortimenten zuläs-
sig sein. Hierbei handelt es sich um Läden analog § 4 BauNVO, die eine ähnliche Grö-
ße wie der Anlagentyp „Nachbarschaftsladen“ aufweisen. Als Beispiel für einen sol-
chen Einzelhandelsbetrieb führt das Einzelhandelskonzept der Landeshauptstadt 
Potsdam einen Computerladen in der Nähe einer Hochschule an. In einer Einzelfallprü-
fung ist demnach zu prüfen, ob das Vorhaben sonstige zentrenrelevante Sortimente 
anbietet und ob es standortgerecht dimensioniert ist. Hinweise zur Abschätzung der 
standortgerechten Dimensionierung bietet auch in diesem Fall das Einzelhandelskon-
zept der Landeshauptstadt Potsdam in Kapitel 6.3.1. 

Bei sonstigen zentrenrelevanten Sortimenten nach der Potsdamer Sortimentsliste han-
delt es sich um: 

- Textilien 

- Bekleidung 
                                                
3 Vergleiche dazu genauer Kapitel 6.3.1. des Einzelhandelskonzeptes der Landeshauptstadt Potsdam. 
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- Schuhe und Lederwaren 

- Haushaltsgegenstände (einschließlich Campingmöbel) 

- Keramische Erzeugnisse und Glaswaren 

- Holz-, Kork-, Flecht- und Korbwaren 

- Blumen, Pflanzen und Saatgut, ausgenommen Beetpflanzen, Wurzelstöcke und 
Blumenerde 

- Zoologischer Bedarf und lebende Tiere 

- Heimtextilien 

- Elektrische Haushaltsgeräte, Geräte der Unterhaltungselektronik und Musikinstru-
mente 

- Kunstgegenstände, Bilder, kunstgewerbliche Erzeugnisse, Briefmarken, Münzen 
und Geschenkartikel 

- Uhren, Edelmetallwaren und Schmuck 

- Spielwaren 

- Augenoptiker 

- Foto- und optische Erzeugnisse (ohne Augenoptiker) 

- Computer, Computerteile, periphere Einheiten und Software 

- Telekommunikationsendgeräte und Mobiltelefone 

- Sport- und Campingartikel (ohne Campingmöbel), ausgenommen Sport- und Frei-
zeitboote und Zubehör 

- Sonstiger Facheinzelhandel, ausgenommen Büromöbel und Brennstoffe 

Tabelle Einzelhandelspotenziale - Standortgerechte Dimensionierung 

perspektivisch relevante Einwohner im Ein-
zugsbereich: 

2.844 

  Sortimentsgruppe rechnerisch notwendige Verkaufsfläche zur 
Versorgung des Einwohner im Einzugsbe-
reich (auf volle 10 m² aufgerundet) 

Nahrungs- / Genussmittel 950 

Lebensmittelhandwerk 100 

Drogerie / Parfümerie 150 

Apotheke 40 

PBS / Zeitungen, Zeitschriften 60 

Blumen / Zoo 150 

Bekleidung und Zubehör 410 

Schuhe, Lederwaren 120 

Sport / Freizeit 100 

Spielwaren 120 

Bücher 80 

GPK, Geschenke, Hausrat 120 
Haus- und Heimtextilien 110 

Uhren / Schmuck 20 

Foto / Optik 40 

Medien 110 

Elektro/ Leuchten 120 
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Berechnung entsprechend Kapitel 6.3.1 (Seite 88 ff.) des Einzelhandelskonzeptes der Landeshauptstadt Potsdam . 

 
Ziel dieser einschränkenden Festsetzungen ist die Sicherung einer flächendeckenden 
Grund-/Nahversorgung auch außerhalb der Zentralen Versorgungsbereiche. So wird 
die flächendeckende Versorgung mit nahversorgungsrelevanten Sortimenten bei der 
dispersen Siedlungsstruktur der Landeshauptstadt Potsdam sichergestellt. Als Ergän-
zung zu diesen Sortimenten dürfen bei standortgerechter Dimensionierung auch sons-
tige zentrenrelevante Sortimente angeboten werden. Durch die Einschränkung „stand-
ortgerechte Dimensionierung“ der Festsetzungen wird dem Umstand, dass die Versor-
gungsfunktion nicht über das nahe Umfeld hinausreichen sollte bzw. dem Schutz der 
umliegenden Zentren, Rechnung getragen. 

Die Festsetzung geht konform mit dem Grundsatz 4.8 (1) des Landesentwicklungs-
plans Berlin Brandenburg LEP B-B (Integrationsgebot). 

Die gemäß § 4 Abs. 3 Nr. 4 und 5 BauNVO im allgemeinen Wohngebiet ausnahmswei-
se zulässigen Nutzungen durch Gartenbaubetriebe und Tankstellen sind ausgeschlos-
sen. Diese Nutzungen widersprechen aufgrund des regelmäßig hohen Flächenbedarfs 
und der von ihnen ausgehenden Störungen dem angestrebten Entwicklungsziel für das 
Plangebiet. Gartenbaubetriebe sind nicht zulässig, da sie aufgrund ihrer meist flächen-
extensiven Nutzung nicht in das städtebauliche Konzept eingebunden werden können 
und der Zielsetzung des flächensparenden Bauens widersprechen. Durch den Aus-
schluss von Tankstellen werden Belastungen durch die Anlage und den Betrieb (erhöh-
tes Verkehrsaufkommen, Betankung, Lärm, Schadstoffe, Boden- und Grundwasserge-
fährdung) vermieden. Damit ist auch eine erhöhte Beeinträchtigung von Natur und 
Landschaft ausgeschlossen.  

TF 1.3 In den allgemeinen Wohngebieten sind die in § 4 Abs. 3 BauNVO genann-
ten Ausnahmen Nr. 4 (Gartenbaubetriebe) und Nr. 5 (Tankstellen) nicht 
Bestandteil des Bebauungsplans. 
(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 6 und 9 Bau-
NVO) 

Mischgebiet 

Das Mischgebiet ist hinsichtlich der Art der baulichen Nutzung als ein zusammenhän-
gender Nutzungsraum zu betrachten, um eine flexible Umsetzung von Konzepten mit 
unterschiedlichen Nutzungsschwerpunkten hinsichtlich der Verortung der gewerblichen 
und der Wohnnutzungen auch in Abhängigkeit von der teilweise emissionsbelasteten 
Situation in einigen Teilen des Gebietes zu ermöglichen. Durch die ganzheitliche Be-
trachtung und eine entsprechende planungsrechtliche „Widmung“ dieses Teils des 
Plangebietes ist sichergestellt, dass ein kleinräumig differenziertes, den jeweiligen 
(Mikro-) Standortanforderungen entsprechendes Nutzungskonzept entsteht, das auch 
den überörtlichen Anforderungen der Gewerbeentwicklung genügt. Die Betrachtung 
dieses Teils des Plangebietes als ein funktional und städtebaulich zusammenhängen-
des Mischgebiet entspricht dabei der Intention des Gesetzgebers: „Würde man als ein 
Baugebiet stets nur den von Verkehrsflächen umschlossenen Baublock annehmen, 
dürfte eine Gliederung nur jeweils innerhalb eines solchen Baublocks zulässig sein. 
Dies würde – vor allem in den Innenstädten mit teilweise kleinräumigen Strukturen – zu 
städtebaulich bedenklichen Konsequenzen führen, die vom Verordnungsgeber nicht 
beabsichtigt sein können. Ein Baugebiet muss schon aus diesem Grunde mehrere evtl. 
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auch durch Straßen voneinander getrennte Baublöcke umfassen können, die aber in 
räumlicher und funktioneller Beziehung zu einander stehen müssen (…)“.4 

Für die Bauflächen an der Heinrich-Mann-Allee, die im Sinne des Gewerbeflächensi-
cherungskonzeptes (GSK) der Landeshauptstadt Potsdam überwiegend für eine ge-
werbliche Entwicklung in Anspruch genommen werden sollen, ist als Art der baulichen 
Nutzung ein Mischgebiet (MI) (vgl. Kapitel B.2.2 Nutzungskonzept) festgesetzt.  

In Umsetzung des STEK Gewerbe ist im Jahr 2012 das Gewerbeflächensicherungs-
konzept (GSK) erarbeitet und von der Stadtverordnetenversammlung am 04.04.2012 
(Beschluss 12/SVV/0157) beschlossen worden. Es soll die Sicherung von Flächenpo-
tenzialen, die für die wirtschaftliche Entwicklung Potsdams von großer Bedeutung sind, 
gewährleisten. Aus dem Pool der im GSK bewerteten Gewerbeflächenpotenziale sind 
Flächen ermittelt worden, die mit ihrem besonders hohen Nutzungspotenzial für die 
Entwicklung des Wirtschaftsstandortes Potsdam unverzichtbar sind. Diese Flächen ha-
ben den besonderen Status „Gewerbliche Potenzialflächen 2020 (P20-Flächen)“.  

Mischgebiete gemäß § 6 BauNVO dienen dem Wohnen und der Unterbringung von 
Gewerbebetrieben, die das Wohnen nicht wesentlich stören. Durch die Festsetzung ei-
nes Mischgebiets ist ein verträgliches Nebeneinander von Wohnen und Arbeiten ge-
währleistet.  

TF 1.4 Im Mischgebiet sind die nach § 6 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO zulässigen Einzel-
handelsbetriebe nur in den Flächen E-F-G-H-I-J-E und K-L-M-N-O-P-Q-K 
zulässig. Die nach § 6 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO zulässigen Einzelhandelsbe-
triebe sind nur zulässig, sofern sie dem Anlagentyp Nachbarschaftsladen 
(Convenience-Store) entsprechen.  

Ausnahmsweise sind weitere kleinflächige Einzelhandelsbetriebe zulässig, 
wenn sie im Kernsortiment zentrenrelevante Sortimente für die Nahversor-
gung der Potsdamer Liste anbieten und standortgerecht dimensioniert sind. 
Bei diesen handelt es sich um folgende Sortimente: 
- Nahrungsmittel, Getränke und Tabakwaren  
- Apotheken, medizinische, orthopädische und kosmetische Artikel (ein-

schließlich Drogerieartikel) 
- Bücher, Zeitschriften, Zeitungen, Schreibwaren und Bürobedarf 
(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 5 und 9 Bau-
NVO und § 6 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO) 

Das Mischgebiet wird durch eine fünfgeschossige Blockrandbebauung zur Heinrich-
Mann-Allee und eine viergeschossige straßenbegleitende Bebauung zur Planstraße 2 
geprägt sein. In diesem Gebiet wären Einzelhandelsbetriebe gemäß § 6 Abs. 2 Nr. 3 
BauNVO allgemein zulässig. 

Gegenstand der Festsetzung ist die Einschränkung der Zulässigkeit von Einzelhan-
delsbetrieben gemäß § 6 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO. Die Differenzierung dieser Nutzungsart 
erfolgt auf der Grundlage des § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO.  

Den Empfehlungen des Einzelhandelskonzepts der Landeshauptstadt Potsdam fol-
gend ist in dem Mischgebiet der Anlagentyp „Nachbarschaftsladen“ allgemein zulässig. 

                                                
4 Fickert / Fieseler: Baunutzungsverordnung Kommentar (…) § 6 – RN 84, Kohlhammer 2014  
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Bei dem Anlagentyp des „Nachbarschaftsladens“, auch „Convenience-Store“ genannt, 
handelt es sich um einen wohngebietsverträglichen Einzelhandelsbetrieb. Es handelt 
sich also um einen „kleinen Nahversorger“, der die Schwelle der Großflächigkeit (über 
800 m² Verkaufsfläche) erheblich unterschreitet und primär fußläufig oder per Fahrrad 
erreicht wird. Ein Nachbarschaftsladen weist betriebstypisch i.d.R. nicht mehr als 400 
m² Verkaufsfläche auf (Az.: BVerwG 26.07.2011 - 4 BN 9.11). Der Nachbarschaftsla-
den bietet zentrenrelevante Sortimente für die Nahversorgung, also Waren des kurz-
fristigen Bedarfs, an. Ergänzende Dienstleistungen (z.B. Bankautomat, Poststelle, Rei-
nigung, Lotto) können in den Laden integriert sein. 

In der Potsdamer Sortimentsliste ist definiert, um welche Sortimente es sich bei den 
zentrenrelevanten Sortimenten für die Nahversorgung handelt diese sind:  

- Nahrungsmittel, Getränke und Tabakwaren  

- Apotheken, medizinische, orthopädische und kosmetische Artikel (einschließlich 
Drogerieartikel) 

- Bücher, Zeitschriften, Zeitungen, Schreibwaren und Bürobedarf. 

Die Festsetzung geht konform mit dem Grundsatz 4.8 (1) des Landesentwicklungsplan 
Berlin Brandenburg LEP B-B (Integrationsgebot). 

Die in Mischgebieten nach § 6 Abs. 2 BauNVO zulässigen Nutzungen durch Garten-
baubetriebe, Tankstellen und Vergnügungsstätten sind ausgeschlossen, dies gilt auch 
für die in § 6 Abs. 3 BauNVO genannten Vergnügungsstätten. Diese Nutzungen wider-
sprechen aufgrund des regelmäßig hohen Flächenbedarfs und der von ihnen ausge-
henden Störungen dem angestrebten Entwicklungsziel für das Plangebiet. Gartenbau-
betriebe sind nicht zulässig, da sie aufgrund ihrer meist flächenextensiven Nutzung 
nicht in das städtebauliche Konzept eingebunden werden können und der Zielsetzung 
des flächensparenden Bauens widersprechen. Durch den Ausschluss von Tankstellen 
werden Belastungen durch die Anlage und den Betrieb (erhöhtes Verkehrsaufkommen, 
Betankung, Lärm, Schadstoffe, Boden- und Grundwassergefährdung) vermieden. Da-
mit ist auch eine erhöhte Beeinträchtigung von Natur und Landschaft ausgeschlossen. 
Vergnügungsstätten können einen unerwünschten Trading-Down-Effekt für das Quar-
tier bewirken.  

TF 1.5 Im Mischgebiet sind die in § 6 Abs. 2 BauNVO genannten Nutzungen Nr. 6 
(Gartenbaubetriebe), Nr. 7 (Tankstellen) und Nr. 8 (Vergnügungsstätten in 
den Teilen des Gebietes, die überwiegend durch gewerbliche Nutzungen 
geprägt sind) nicht zulässig.  
(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 5 und 9 Bau-
NVO) 

TF 1.6 Im Mischgebiet sind die Ausnahmen nach § 6 Abs. 3 BauNVO (Vergnü-
gungsstätten außerhalb der Teile des Gebietes, die überwiegend durch 
gewerbliche Nutzungen geprägt sind) nicht Bestandteil des Bebauungs-
plans.  
(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 6 und 9 Bau-
NVO) 

Flächen für Gemeinbedarf 
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Im nördlichen Teil des Plangebietes an der Straße Am Alten Friedhof ist eine Fläche 
für Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Kindertagesstätte / Schule“ zur pla-
nungsrechtlichen Sicherung des Standortes für eine Kindertagesstätte mit ca. 90 Plät-
zen festgesetzt.  

Im südöstlichen Teil des Plangebietes ist eine Fläche für Gemeinbedarf mit der Zweck-
bestimmung „Schulsport“ festsetzt. Planungsrechtlich gesichert sind damit die erforder-
lichen Frei- und Sportflächen eines geplanten Grundschulstandortes südöstlich außer-
halb des Geltungsbereiches des Bebauungsplans Nr. 104. Bauliche Anlage sind in der 
Fläche für Gemeinbedarf entsprechend den vorliegenden Planungen nicht vorgesehen 
und gemäß den zeichnerischen Festsetzungen nicht zulässig.  

3.2 Maß der baulichen Nutzung 

Im Bebauungsplan ist gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 16 BauNVO 
das Maß der baulichen Nutzung festgesetzt. Das zulässige Maß der baulichen Nutzung 
ist durch die Festsetzung einer Grundflächenzahl (GRZ) bzw. einer Grundfläche (GR) 
in Kombination mit der Anzahl der zwingend zu errichtenden Vollgeschosse geregelt. 
Dies gewährleistet im Zusammenhang mit den vorgesehenen Regelungen zu den 
überbaubaren Flächen und der Bauweise im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung 
eine weitgehende planungsrechtliche Sicherung der städtebaulichen Struktur des prä-
mierten Konzeptes des Büros Müller Reimann Architekten aus dem Gutachterverfah-
ren (vgl. Kapitel B.2.3).  

In den allgemeinen Wohngebieten ist ausnahmslos eine zulässige GRZ von 0,4 fest-
gesetzt, dies entspricht der Obergrenze des § 17 Abs. 1 BauNVO für allgemeine 
Wohngebiete. In Verbindung mit den zur Festsetzung vorgenommenen, zwingend zu 
errichtenden IV Geschossen würde sich eine rechnerische GFZ von 1,6 in den allge-
meinen Wohngebieten ergeben, die über der Obergrenze des § 17 Abs. 1 BauNVO 
von 1,2 für die GFZ liegt.  

Im Mischgebiet ist eine zulässige Grundfläche von insgesamt 3.500 m² festgesetzt, die 
insgesamt einer GRZ von 0,4 entspricht, woraus sich rechnerisch eine GFZ von ca. 1,8 
ergibt. 

Das vorliegende Bebauungskonzept für die Grundstücke des Plangebietes zeigt, dass 
eine den allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse ent-
sprechende Nutzung mit den erhöhten Dichtewerten problemlos möglich ist. Die inten-
sive Prüfung des Entwurfs auch unter Aspekten bauordnungsrechtlicher, auf gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse zielender Bestimmungen hat ergeben, dass diese An-
forderungen an die Überschreitung der Obergrenze nach § 17 Abs. 1 BauNVO erfüllt 
wird. 

Insgesamt gehen alle städtebaulichen Voruntersuchungen und -planungen für das Be-
bauungsplangebiet vor allem aufgrund der hervorragenden zentralen Lage mit hoher 
Erschließungsgunst von der Entwicklung einer intensiven Wohnnutzung aus. Diese 
städtebaulichen Vorgaben sind durch den Bebauungsplan planungsrechtlich gesichert.  

Die Festsetzung einer geschlossenen, zwingend fünfgeschossigen Bauweise für das 
Mischgebiet an der Heinrich-Mann-Allee sichert darüber hinaus verbindlich, dass die 
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Bebauung eine Abschirmung der Wohngebiete gegen die Verkehrsemissionen von der 
Heinrich-Mann-Allee entfaltet.  

Die vorgesehene Entwicklung entspricht dabei dem Ziel des sparsamen Umgangs mit 
Grund und Boden, indem die Wiedernutzbarmachung von innerstädtischen Flächen im 
Rahmen der Konversion des ehemaligen Straßenbahndepots intensiv vorangetrieben 
wird (Stichwort: Innen- vor Außenentwicklung). Der Bebauungsplan erweitert auch das 
innerstädtische Wohnraumangebot und befriedigt dringende Wohnbedürfnisse der Be-
völkerung.  

Damit ist das Vorliegen städtebaulicher Gründe gemäß § 17 Abs. 2 BauNVO gegeben. 

Als ausgleichend für die Überschreitung der Obergrenzen wirken die im Umfeld vor-
handenen großzügigen Grün- und Freiflächenangebote sowie die im Zuge der Reali-
sierung der Planung herzustellenden quartiersbezogenen öffentlichen Grünflächen im 
Plangebiet selbst. Nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt sind nicht zu befürchten.  

Der private Stellplatznachweis soll in den Baugebieten überwiegend auch in Tiefgara-
gen erfolgen können. Um eine entsprechende Unterbauung zu ermöglichen, ist mit ei-
ner textlichen Festsetzung geregelt, dass in den Baugebieten gemäß § 19 Abs. 4 Satz 
3 BauNVO eine Überschreitung der zulässigen Grundfläche durch Garagen und Stell-
plätze mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und baulichen 
Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Grundstück lediglich unter-
baut wird, bis zu einer Grundflächenzahl von 0,8 zulässig ist.  

TF 2.1 In den Baugebieten ist eine Überschreitung der zulässigen Grundfläche 
durch Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne 
des § 14 BauNVO und bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, 
durch die das Grundstück lediglich unterbaut wird, bis zu einer Grundflä-
chenzahl von 0,8 zulässig. Im Mischgebiet ist eine Überschreitung der fest-
gesetzten Grundfläche durch die vorgenannten Anlagen bis zu einer GR 
von 7.100 m² zulässig. 
(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 19 Abs. 4 BauNVO) 

3.3 Überbaubare Grundstücksflächen und Bauweise  

Im Bebauungsplan sind gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB die überbaubaren Grund-
stücksflächen nach § 23 Abs. 2 und 3 BauNVO durch Baugrenzen und Baulinien fest-
gesetzt.  

Im Bereich der „städtebaulich wirksamen“, raumbildenden Kanten der Bebauung sind 
Baulinien festgesetzt, die die Struktur und den Rhythmus der Öffnungen zwischen den 
Gebäuden entsprechend des städtebaulichen Konzeptes vom Müller Reimann Archi-
tekten (vgl. Kapitel B.2.3) verbindlich festlegen. Die Baulinien und Baugrenzen weisen 
entsprechend dem städtebaulichen Konzept im Regelfall einen Abstand von 2,5 m zu 
den angrenzenden Straßenverkehrsflächen auf. Damit sind Vorgartenzonen einheitli-
cher Tiefe vor den Gebäuden gesichert. In den rückwärtigen Bereichen der überbauba-
ren Grundstücksflächen sind zu den Blockinnenbereichen Baugrenzen festgesetzt. 

Lediglich im Bereich des geplanten Quartiersplatzes ist das vorgenannte städtebauli-
che Ordnungsprinzip dahingehend abgewandelt, dass hier Vorgärten mit einer Tiefe 
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von 4,25 m planungsrechtlich gesichert sind, um die Entwicklung von Cafés und klein-
teiligen Einzelhandels- oder Dienstleistungsnutzungen zu unterstützen.  

Die zwingende Errichtung von Staffelgeschossen ist in den Teilen der allgemeinen 
Wohngebiete, für die eine abweichende Bauweise zur Festsetzung vorgenommen ist, 
durch eine textliche Festsetzung mit entsprechenden Rücksprüngen von mindestens 
1,0 m geregelt. Zur Integration von außenliegenden Erschließungskernen (Treppen-
häuser, Fahrstuhlschächte etc.) ist es danach zulässig, auf einer Breite von maximal 
4,5 m die Außenwand des darunterliegenden Vollgeschosses bündig in das Staffelge-
schoss fortzuführen.  

TF 3.6 In den Teilen der allgemeinen Wohngebiete, für die eine abweichende 
Bauweise festgesetzt ist, ist das oberste Vollgeschoss als Staffelgeschoss 
auszubilden. Bei einem Staffelgeschoss müssen die Außenwände zu den 
öffentlichen Verkehrsflächen sowie die seitlichen Außenwände von den 
Außenwänden des darunterliegenden Vollgeschosses um mindestens 1 m 
zurückspringen. Das nach der textlichen Festsetzung 3.5 zulässige Zurück-
treten der straßenseitigen Außenwände von Gebäuden von der Baulinie im 
1. – 3. Vollgeschoss ist im 4. Vollgeschoss um das Maß von mindestens 1 
m aufzunehmen. Zur Integration von außenliegenden Erschließungskernen 
ist das bündige Fortführen der Außenwand des darunterliegenden Vollge-
schosses in das Staffelgeschoss auf einer Breite von maximal 4,5 m zuläs-
sig. 
(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 Abs. 4 BauNVO) 

Zur Erhöhung der Plastizität und Rhythmisierung der Fassadenabwicklung ist in den 
Teilen der Baugebiete, in denen eine geschlossene oder offene Bauweise festgesetzt 
ist, durch eine textliche Festsetzung ermöglicht, dass die straßenseitigen Außenwände 
von Gebäuden bis maximal 2,0 m von der Baulinie zurücktreten dürfen, wenn die stra-
ßenseitigen Außenwände zu mindestens 50 % ihrer Länge auf der Baulinie gebaut 
sind. Sind die straßenseitigen Außenwände von Gebäuden zu mindestens 70 % ihrer 
Länge auf der Baulinie gebaut, gilt keine Begrenzung des Maßes des Zurücktretens. 
Entsprechendes gilt für das Zurückspringen des Staffelgeschosses.  

TF 3.5 In den Teilen der Baugebiete, für die eine geschlossene oder offene Bau-
weise festgesetzt ist, dürfen die straßenseitigen Außenwände von Gebäu-
den bis zu maximal 2,0 m zurücktreten, wenn die straßenseitigen Außen-
wände zu mindestens 50 % ihrer Länge auf der Baulinie gebaut sind. Sind 
die straßenseitigen Außenwände von Gebäuden zu mindestens 70 % ihrer 
Länge auf der Baulinie gebaut, gilt keine Begrenzung des Maßes des Zu-
rücktretens. 
(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 Abs. 2 BauNVO) 

Aus städtebaulichen Gründen ist angestrebt, die Vorgartenzonen von Nebenanlagen 
freizuhalten. Das neue Stadtquartier soll sich auch durch attraktive öffentliche Straßen-
räume auszeichnen. Dazu tragen die 2,5 m breiten Vorgartenzonen im Übergang vom 
öffentlichen Straßenraum zur angrenzenden Bebauung bei. Nebenanlagen gemäß § 
14 BauNVO sind aufgrund ihrer störenden Wirkung daher im Bereich zwischen den 
Straßenbegrenzungslinien und den vorderen Baulinien unzulässig. Mit dieser Festset-
zung ist die Schaffung attraktiver Eingangsbereiche mit zusammenhängenden Grün-
strukturen möglich.  
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TF 3.7 In den Baugebieten sind Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO zwi-
schen den straßenseitigen Baulinien oder Baugrenzen und den öffentlichen 
Straßenverkehrsflächen bzw. den Verkehrsflächen besonderer Zweckbe-
stimmung nicht zulässig. Für Anlagen nach § 14 Abs. 2 BauNVO können 
Ausnahmen zugelassen werden. 
(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V. mit § 14 Abs. 1 Satz 3 
BauNVO) 

Besondere städtebauliche Bedeutung kommt dem Bereich an der Planstraße 5 zu, für 
den im Entwurf des Gutachterverfahrens (vgl. Kapitel B.2.3) Einzelbaukörper mit seitli-
chem Grenzabstand vorgeschlagen werden. Entsprechend der Empfehlungen des 
Auswahlgremiums ist hier insbesondere die Rhythmisierung des Wechsels zwischen 
Baukörpern und Öffnungen zu beachten bzw. planungsrechtlich zu sichern. Aus die-
sem Grund sind hier die abweichenden Bauweisen a1 – a3 festgesetzt. Durch die diffe-
renzierte Regelung von straßenseitigen Mindestlängen der Gebäude entsprechend des 
städtebaulichen Konzeptes abzüglich einer „Toleranz“ von in der Regel 3,0 m ergibt 
sich so eine Baukörperkonfiguration, die weitgehend dem städtebaulichen Konzept 
entspricht, gleichzeitig aber ausreichende individuelle architektonische Entwicklungs-
spielräume eröffnet.  

TF 3.1 Für die Teile der allgemeinen Wohngebiete, für die die abweichende Bau-
weise „a1“ festgesetzt ist, sind mindestens 2 Einzelgebäude mit seitlichem 
Grenzabstand zu errichten, deren straßenseitige Längsseiten eine Länge 
von jeweils 18,0 m nicht unterschreiten dürfen.  
(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 Abs. 4 BauNVO) 

TF 3.2 Für die Teile der allgemeinen Wohngebiete, für die die abweichende Bau-
weise „a2“ festgesetzt ist, sind mindestens 3 Einzelgebäude mit seitlichem 
Grenzabstand zu errichten, deren straßenseitige Längsseiten eine Länge 
von jeweils 23,0 m nicht unterschreiten dürfen.  
(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 Abs. 4 BauNVO) 

TF 3.3 Für die Teile der allgemeinen Wohngebiete, für die die abweichende Bau-
weise „a3“ festgesetzt ist, sind mindestens 2 Einzelgebäude mit seitlichem 
Grenzabstand zu errichten, deren straßenseitige Längsseiten eine Länge 
von jeweils 27,0 m nicht unterschreiten dürfen.  
(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 Abs. 4 BauNVO) 

In allen übrigen Bereichen der Baugebiete ist entsprechend des städtebaulichen Kon-
zeptes eine offene oder geschlossene Bauweise festgesetzt; eine geschlossene Bau-
weise ist insbesondere zur Heinrich-Mann-Allee und am Quartiersplatz festgesetzt.  

3.4 Verkehrsflächen 

Zur Gewährleistung der Verkehrserschließung im Plangebiet sind im Bebauungsplan 
auf Grundlage von § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB öffentliche Straßenverkehrsflächen und 
Verkehrsflächen mit den besonderen Zweckbestimmungen „Fuß- und Radweg“ sowie 
„Quartiersplatz“ festgesetzt. Die Abgrenzung der Straßenverkehrsflächen basiert dabei 
auf der Vertiefung der städtebaulichen Konzeption von Müller Reimann Architekten mit 
Stand Mai 2015 (vgl. Kapitel B.2.3). Die zur Festsetzung vorgesehenen öffentlichen 
Straßenverkehrsflächen sichern die erforderliche öffentliche Erschließung innerhalb 
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des Plangebietes. Innerhalb der vorgesehenen öffentlichen Straßenverkehrsflächen ist 
der vollständige Nachweis der geplanten Straßenquerschnitte (Gehwege, Fahrbahn, 
Stellplätze, Baumscheiben) entsprechend der verkehrstechnischen Anforderungen 
möglich.  

Eine Anbindung der Planstraßen 1 und 5 an die Straße Am Alten Friedhof ist nicht 
möglich. Lediglich im Havariefall ist eine Befahrung in beide Richtungen auch für Ret-
tungs- oder Feuerwehrfahrzeuge bzw. anderenfalls auch für Müllfahrzeuge möglich.  

Die Verkehrsflächen mit der besonderen Zweckbestimmung „Fuß- und Radweg“ sind 
für die Anbindung der Planstraße 2 an die Straße Kolonie Daheim und für die Anbin-
dung der Planstraße 6 an die Planstraße 2 zur Festsetzung vorgesehen. In beiden Fäl-
len soll durch die Regelung ein Durchfahrtsverkehr nur für Rettungs-, Feuerwehr- oder 
Müllfahrzeuge gestattet, für den weiteren KFZ-Verkehr aber unterbunden werden (z.B. 
durch abschließbare Klapppoller o.ä.).  

Der zentrale Platzbereich des neuen Wohngebietes ist als Verkehrsfläche mit der be-
sonderen Zweckbestimmung „Quartiersplatz“ festgesetzt. Damit kann die Fläche ent-
sprechend der Gestaltungsvorschläge zu einem attraktiven Mittelpunkt des neuen 
Stadtquartiers entwickelt werden, der mit Läden und Gastronomie zum Verweilen ein-
lädt.  

Straßenbegleitend zur Planstraße 5 ist entsprechend der Regenwasserentwässe-
rungskonzeption eine 2,5 m breite Mulde vorgesehen. 

TF 8.1 Die Einteilung der Verkehrsflächen ist nicht Gegenstand der Festsetzun-
gen. 
(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

3.5 Öffentliche Grünflächen 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind entsprechend des städtebaulichen Kon-
zeptes (vgl. Kapitel B.2.3) öffentliche Grünflächen mit der Zweckbestimmung „Öffentli-
che Grünanlage“ festgesetzt. Dabei handelt es sich im Wesentlichen um die bereits 
vorhandenen Grünflächen mit ihren umfangreichen Baumbeständen im Nordosten im 
Übergang zur Kolonie Daheim.  

Innerhalb der öffentlichen Grünflächen nordöstliche des Baugebiets WA 3 wird auch 
der Nachweis von Spiel- und Bewegungsflächen sowie einer Freizeitfläche gemäß der 
Spielplatzsatzung der Landeshauptstadt Potsdam erfolgen.  

Die öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Öffentliche Grünanlage“ nordöst-
liche des Baugebiets WA 4 soll für die naturnahe Erholung behutsam erschlossen wer-
den. Mit der Sicherung hochwertiger und abwechslungsreicher Vegetationsstrukturen 
können visuell hochwertige Räume geschaffen werden. Wegeführungen sind an die 
besonderen Empfindlichkeiten anzupassen, vorhandene Baumbestände sind zu be-
rücksichtigen. Die Baumbestände sollen durch eine die Planstraße 5 begleitende 
Baumreihe ergänzt werden, um auch hier den Planungsansatz baumbestanderer Stra-
ßen mit Al-leecharakter umzusetzen. Da sich diese öffentliche Grünfläche im Eigentum 
der Landeshauptstadt Potsdam befindet, wird auf konkrete Festsetzungen zur Ausge-
staltung der Erholungsflächen weitestgehend verzichtet. 
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In Abhängigkeit von den Ergebnissen der Regenwasserentwässerungskonzeption für 
das neue Quartier können in den öffentlichen Grünflächen auch Anlagen zur Versicke-
rung des auf den öffentlichen (Verkehrs-)Flächen anfallenden Regenwassers erforder-
lich werden (vgl. Kapitel B.3.10).  

TF 4.4 In den öffentlichen Grünflächen mit der Zweckbestimmung „Öffentliche 
Grünanlage“ ist eine Versickerung des auf den öffentlichen Verkehrsflä-
chen anfallenden Niederschlagswassers zulässig. 
(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

3.6 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Bo-
den, Natur und Landschaft 

Zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft, hier 
insbesondere zum Schutz des Bodens und des Grundwassers, ist festgesetzt, dass in 
den Baugebieten, der Fläche für Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Kinderta-
gesstätte“ und den öffentlichen Straßenverkehrsflächen die Befestigung von Wegen 
und Stellplätzen mit ihren Zufahrten nur in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau her-
zustellen sind. Mit dieser Maßnahme nach § 9 Abs. Nr. 20 BauGB wird der zulässige 
Versiegelungsgrad reduziert. 

Die Öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Öffentliche Grünanlage“ soll mit 
ihrem mehrschichtigen Vegetations- und Baumbestand weitgehend erhalten und zu ei-
ner naturnahen Parkanlage gestaltet werden. Der vorhandene Bestand wird daher im 
Übergang zur Straße Kolonie Daheim und zur Fläche für Gemeinbedarf mit der 
Zweckbestimmung „Schulsport“ erhalten bzw. durch geeignete Maßnahmen insbeson-
dere für die Avifauna als Rückzugsort aufgewertet werden. Dieser Vegetationsbestand 
ist daher als Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Land-
schaft gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB festgesetzt. Als Maßnahmen der Aufwertung 
sind der Erhalt sowie Nachpflanzungen mit heimischen standortgerechten Bäumen, 
Sträuchern, Gräsern und Stauden vorgesehen.  

TF 4.1 In der Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und 
Landschaft ist die vorhandene Vegetation in der Weise zu erhalten und 
durch heimische standortgerechte Bäume, Sträucher, Gräser und Stauden 
zu ergänzen, dass der Eindruck einer mehrschichtig gestalteten naturna-
hen Parkanlage gesichert ist. Die Verpflichtung zum Anpflanzen gilt nicht 
für Wegeflächen.  
(Rechtsgrundlage: § 9 Abs.1 Nr. 20 BauGB) 

Zum Schutz des Bodens und des Grundwassers soll in den Baugebieten, in der Fläche 
für Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Kindertagesstätte / Schule“ sowie in den 
öffentlichen Straßenverkehrsflächen der zulässige Versiegelungsgrad reduziert wer-
den. Dies ist dadurch planungsrechtlich abgesichert, dass u.a. die Befestigung von 
Wegen, Stellplätzen mit Zufahrten nur in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau herzu-
stellen ist.  

TF 4.2 In den Baugebieten sowie in der Fläche für Gemeinbedarf mit der Zweck-
bestimmung „Kindertagesstätte / Schule“ ist die Befestigung von Wegen, 
Stellplätzen und deren Zufahrten in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau 
herzustellen. Die Wasser- und Luftdurchlässigkeit wesentlich mindernde 
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Befestigungen wie Betonunterbau, Fugenverguss und Betonierungen sind 
nicht zulässig. Ausgenommen hiervon sind Tiefgaragenzufahrten. 
(Rechtsgrundlage: § 9 Abs.1 Nr. 20 BauGB) 

TF 4.3 In den öffentlichen Verkehrsflächen ist die Befestigung von Wegen und 
Stellplätzen in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau herzustellen. Die 
Wasser- und Luftdurchlässigkeit wesentlich mindernde Befestigungen wie 
Betonunterbau, Fugenverguss und Betonierungen sind nicht zulässig.  
(Rechtsgrundlage: § 9 Abs.1 Nr. 20 BauGB) 

In den Baugebieten sowie in der Fläche für Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung 
„Kindertagesstätte / Schule“ sind die Flachdächer zu mindestens 50 % extensiv zu be-
grünen. Die begrünten Dachflächen können als Flächen zur Verdunstung des anfallen-
den Niederschlagswassers dienen. Erforderliche technische Einrichtungen und Belich-
tungsflächen sind in den verbleibenden Dachflächen unterzubringen.  

TF 4.5 In den Baugebieten sowie in der Fläche für Gemeinbedarf mit der Zweck-
bestimmung „Kindertagesstätte / Schule“ ist mindestens 50 % der Fläche 
eines jeden Daches extensiv zu begrünen.  
(Rechtsgrundlage: § 9 Abs.1 Nr. 20 BauGB) 

Da es sich bei der öffentlichen Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Öffentliche 
Grünanlage“ um einen naturnahen Bereich handelt, ist der Anteil an Erschließungsflä-
chen auf maximal 5 % der Gesamtfläche begrenzt. Die in der textlichen Festsetzung 
genannte Versiegelung bezieht sich auf alle Arten der Versiegelung (Wege, Spieltermi-
nals etc.); die Prüfung der Flächenversiegelung erfolgt im Rahmen der nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren in Abstimmung mit der Landeshauptstadt Potsdam. 

TF 4.6 Innerhalb der öffentlichen Grünflächen mit der Zweckbestimmung „Öffentli-
che Grünanlage“ ist eine maximale Versiegelung von bis zu 5 % der Ge-
samtfläche zulässig.  
(Rechtsgrundlage: § 9 Abs.1 Nr. 20 BauGB) 

3.7 Flächen für Stellplätze und Garagen 

Neben den öffentlichen (Besucher-)Stellplätzen in den öffentlichen Verkehrsflächen, 
die keiner gesonderten Festsetzung bedürfen, ist in den allgemeinen Wohngebieten 
die Anlage von – privaten – Tiefgaragen unter den Gebäuden und Blockinnenberei-
chen vorgesehen. Die Abgrenzung der Tiefgarage ist durch eine entsprechende Fest-
setzung von Flächen für Tiefgaragen gesichert.  

In den Blockinnenbereichen ist ausnahmsweise eine Überschreitung der Abgrenzung 
der festgesetzten Flächen für Tiefgaragen zulässig, wenn innerhalb des jeweiligen 
Baugebietes weiterhin eine gleichgroße zusammenhängende, nicht unterbaute Fläche 
erhalten bleibt. Dies gewährleistet einerseits eine gewisse Flexibilität bei der Verortung 
der Tiefgaragen und sichert andererseits die Beibehaltung zusammenhängender Flä-
chen in den Blockinnenbereichen, die nicht unterbaut werden dürfen.  

TF 5.2 Eine Überschreitung der festgesetzten Flächen für Tiefgaragen kann in den 
Blockinnenbereichen ausnahmsweise zugelassen werden, wenn innerhalb 
des jeweiligen Baugebietes weiterhin eine zusammenhängende, nicht un-
terbaute gleich große Fläche erhalten bleibt.  
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(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) 

Auch die Zulässigkeit oberirdischer Stellplätze in den Baugebieten MI und WA 4 ist flä-
chenmäßig reglementiert. Dafür sind entsprechend Flächen für Stellplätze (St 1 und St 
2) sowie Flächen für Tiefgaragen (TGA) festgesetzt.  

Des Weiteren sollen in den Baugebieten die Vorgartenzonen vom ruhenden Verkehr 
freigehalten werden. Daher sind in den allgemeinen Wohngebieten und im Mischgebiet 
oberirdische Pkw-Stellplätze zwischen den straßenseitigen Baulinien oder Baugrenzen 
und den öffentlichen Straßenverkehrsflächen bzw. den Verkehrsflächen besonderer 
Zweckbestimmung nicht zulässig. Dies gilt nicht für bauordnungsrechtlich erforderliche 
Pkw-Stellplätze für Behinderte. Außerhalb dieser Flächen für Stellplätze und Tiefgara-
gen ist in den Baugebieten die Anlage von Stellplätzen unzulässig. 

TF 3.4 In den Baugebieten sind oberirdische Pkw-Stellplätze zwischen den stra-
ßenseitigen Baulinien oder Baugrenzen und den öffentlichen Straßenver-
kehrsflächen bzw. den Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 
nicht zulässig. Ausgenommen hiervon sind bauordnungsrechtlich erforder-
liche Pkw-Stellplätze für Behinderte.  
(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) 

In den Flächen für Stellplätze „St 2“ ist zur Sicherung einer öffentlichen Durchwegung 
des Baufeldes WA 4 ein Gehweg für die Allgemeinheit zwischen den Planstraßen 4 
und 5 mit einer Breite von mindestens 3,0 m einzurichten und dauerhaft zu unterhalten. 

TF 5.1 In den Flächen für Stellplätze „St 2“ ist ein Gehweg für die Allgemeinheit 
zwischen den Planstraßen 4 und 5 mit einer Breite von mindestens 3,0 m 
einzurichten und dauerhaft zu unterhalten.  
(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 

3.8 Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

Aus städtebaulichen und ökologischen Gründen ist im Geltungsbereich des Bebau-
ungsplans Nr. 104 eine einheitliche Freiraum- und Grüngestaltung und damit ein hoher 
Grünanteil festgesetzt. Es sind Baumpflanzungen auf den Grundstücken, die Begrü-
nung der Blockinnenhöfe und Stellplatzanlagen, die Pflanzung von Straßenbäumen 
und die Überdeckung der Tiefgaragen festgesetzt. Neben den Festsetzungen im Be-
bauungsplan gilt für die nicht überbauten Flächen das Begrünungsgebot gemäß § 8 
Abs. 1 Brandenburgische Bauordnung: 

„Die nicht mit Gebäuden oder vergleichbaren baulichen Anlagen überbauten Flächen 
der bebauten Grundstücke sind  
- wasseraufnahmefähig zu belassen oder herzustellen und  
- zu begrünen und zu bepflanzen, 
soweit dem nicht die Erfordernisse einer anderen zulässigen Verwendung der Flächen 
entgegenstehen. Satz 1 findet keine Anwendung, soweit Bebauungspläne oder andere 
Satzungen Festsetzungen zu den nicht überbauten Flächen treffen.“ 

Auf den einzelnen Baugrundstücken sind standortgerechte und gebietsheimische 
Laubbäume zu pflanzen. Die Anzahl der zu pflanzenden Bäume orientiert sich dabei an 
der Größe der Baugebiete und ist individuell festgesetzt.  
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TF 6.1 In den allgemeinen Wohngebieten und in der Fläche für Gemeinbedarf sind 
in folgender Anzahl großkronige heimische Laubbäume der Pflanzliste 1 
mit einem Stammumfang von 18/20 zu pflanzen:  
allgemeines Wohngebiet WA 1 mindestens 7 Bäume  
allgemeines Wohngebiet WA 2 mindestens 4 Bäume  
allgemeines Wohngebiet WA 3 mindestens 6 Bäume  
allgemeines Wohngebiet WA 4 mindestens 12 Bäume  
Fläche für Gemeinbedarf „Kita / Schule“ mindestens 8 Bäume.  
Bei der Ermittlung der Zahl der zu pflanzenden Bäume sind die vorhande-
nen Bäume anzurechnen.  
(Rechtsgrundlage: § 9 Abs.1 Nr. 25a BauGB) 

TF 6.2 In den Baugebieten und in der Fläche für Gemeinbedarf mit der Zweckbe-
stimmung „Kindertagesstätte / Schule“ sind bei der Ermittlung der Zahl der 
zu pflanzenden Ersatzbäume aufgrund von Fällungen nach Potsdamer 
Baumschutzverordnung die gemäß der textlichen Festsetzungen 6.1 und 
6.3 zu pflanzenden Bäume anzurechnen. 
(Rechtsgrundlage: § 9 Abs.1 Nr. 25a BauGB) 

Entsprechend der Vertiefung des städtebaulichen Konzeptes von Müller Reimann Ar-
chitekten / Topotek 1 sind für die einzelnen Baugebiete folgende sogenannte Leit-
baumarten vorgesehen, die auch in der Pflanzliste 1 aufgeführt sind: 

- Allgemeines Wohngebiet 1 Hainbuchen 

- Allgemeines Wohngebiet 2 Birken 

- Allgemeines Wohngebiet 3 Buchen 

- Allgemeines Wohngebiet 4 nord Esskastanien 

- Allgemeines Wohngebiet 4 mitte Apfelbäume 

- Allgemeines Wohngebiet 4 süd Kirschbäume 

In den Baugebieten MI und WA 4 sind Flächen für Stellplatzanlagen festgesetzt. Diese 
sind aus städtebaulichen und ökologischen Gründen durch Baumpflanzungen zu glie-
dern, je vier Stellplätze ist ein Laubbaum zu pflanzen.  

TF 6.3 Für Stellplatzanlagen mit mehr als 4 zusammenhängenden Stellplätzen ist 
zusätzlich zu den Baumpflanzungen gemäß textlicher Festsetzung 6.1 je 4 
Stellplätze ein Laubbaum der Pflanzliste 1 mit einem Stammumfang 20/25 
zu pflanzen. Bei der Ermittlung der Zahl der zu pflanzenden Bäume sind 
die vorhandenen Bäume anzurechnen. 
(Rechtsgrundlage: § 9 Abs.1 Nr. 25a BauGB) 

Im Mischgebiet befindet sich entlang der Heinrich-Mann-Allee ein erhaltenswerter 
Baumbestand, der erhalten, bzw. durch geeignete Maßnahmen aufgewertet werden 
wird. Dieser Baumbestand ist daher als Fläche mit Bindung für Bepflanzungen und für 
die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gemäß § 9 Abs. 
1 Nr. 25b BauGB festgesetzt. Als Maßnahmen der Aufwertung sind eine Naturverjün-
gung von Robinie, Pappel, Spitzahorn und Traubenkirsche auf einen Stammumfang 
von 30 cm sowie das Nachpflanzen von Eichen (Quercus robur oder petraea mit einem 
Stammumfang 12/14, 1 Baum je 300 m² angefangener Grundstücksfläche) vorgese-
hen.  
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TF 6.4 In der Fläche mit Bindung für Bepflanzungen und Erhalt mit der Bezeich-
nung PF1 sind vorhandene Bäume mit einem Stammumfang von mindes-
tens 45 cm in 1,0 m Höhe zu erhalten. Das Entfernen von Robinie, Pappel, 
Spitzahorn und Traubenkirsche mit einem Stammumfang von weniger als 
45 cm in 1,0 m Höhe ist zulässig. Es sind Nachpflanzungen von Eichen 
(Quercus robur oder petraea) mit einem Stammumfang 12/14, 1 Baum je 
angefangener 300 m² Grundstücksfläche vorzunehmen. 
(Rechtsgrundlage: § 9 Abs.1 Nr. 25b BauGB) 

Die Vegetationsbestände in den Flächen für Gemeinbedarf sind im Übergang zu den 
Straßen Am Alten Friedhof und Kolonie Daheim mit ihrem Vegetations- und Baumbe-
stand weitgehend zu erhalten und für die Fauna aufzuwerten. Dieser Vegetations- und 
Baumbestand ist daher als Fläche mit Bindung für Bepflanzungen und für die Erhaltung 
von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25b 
BauGB festgesetzt. Als Maßnahmen der Aufwertung sind Nachpflanzungen mit Soli-
tärbäumen und Sträuchern vorgesehen. 

TF 6.5 In den Flächen mit Bindung für Bepflanzungen und Erhalt mit der Bezeich-
nung PF2 sind unter Berücksichtigung des vorhandenen Gehölzbestandes 
dicht mit Bäumen und Sträuchern zu bepflanzen je 2 m² Fläche ist ein Ge-
hölz der Pflanzlisten 1 und 2 zu pflanzen. 
(Rechtsgrundlage: § 9 Abs.1 Nr. 25b BauGB) 

Tiefgaragen sind mit einer Erdschicht von mindestens 30 cm zu überdecken, um eine 
Begrünung dieser Flächen zu ermöglichen.  

TF 6.6 In den Baugebieten sind Tiefgaragen und Tiefgaragenteile außerhalb der 
Umfassungsmauern von Gebäuden mit einer Erdschicht von mindestens 
30 cm zu überdecken und zu begrünen. Dies gilt nicht für Tiefgaragenteile, 
die durch Terrassen, Zufahrten oder Wege überdeckt werden oder für 
technische Aufbauten wie z.B. Lüftungsanlagen.  
(Rechtsgrundlage: § 9 Abs.1 Nr. 25a BauGB) 

Diese Maßnahme dient der Aufwertung des Straßenraumes und unterstreicht den Cha-
rakter eines durchgrünten Wohngebietes. Die Straßen im Geltungsbereich geben dem 
neuen Quartier ein besonderes Image und Wertigkeit als urbanes und durchgrüntes 
Stadtquartier. Daher ist der Straßencharakter so entwickelt, dass neben der Verkehrs-
funktion die Straßen auch zu Aufenthaltsräumen mit hoher Gestaltqualität werden sol-
len. Die Straßen verleihen dem Gebiet, das durch unterschiedliche Architekturen be-
stimmt sein wird, einen gestalterischen Zusammenhalt. Daher ist die Gestaltung einer 
Straße über ihre gesamte Länge einzuhalten, ein abschnittsweiser Wechsel hinsichtlich 
der Baumarten ist zu vermeiden. Die Pflanzabstände können in Abhängigkeit zu den 
Baumarten mit bis zu 15 m variieren. In der Planstraße 2 ist gestalterisch die Baum-
pflanzungen der Wegeverbindung am Nuthewinkel aufzugreifen. Daher sind hier die 
Straßenbäume in einem regelmäßigen Duktus zu pflanzen. Diese Taktung kann für 
Grundstückszufahrten unterbrochen werden.  

TF 6.7 In der Planstraße 2 sind beidseitig in einem regelmäßigen Abstand von 
maximal 15 m Laubbäume der Pflanzliste 1 mit einem Stammumfang von 
20/25 zu pflanzen. Die Taktung kann für Grundstückszufahrten unterbro-
chen werden. 
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(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 

3.9 Immissionsschutz 

Auf das Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 104 wirken Geräuschimmissionen in Form 
von Straßen- und Schienenverkehrslärm sowie auch als Sportlärm ein. Im Rahmen der 
Aufstellung des Bebauungsplanes sind deshalb schalltechnische Prognosen für die zu-
künftig zu erwartende Lärmbelastungen im Geltungsbereich zu erarbeiten.  

Verkehrslärm 

Die auf das Plangebiet einwirkenden Verkehrslärmemissionen sind auf der Grundlage 
der DIN 18005 zu beurteilen. Da es sich im vorliegenden Falle um eine Lärmprognose 
für die städtebauliche Planung handelt. Die DIN 18005 enthält die Vorschriften zur Be-
rechnung der Lärmimmission im Wirkungsbereich aller üblichen Lärmquellenarten. Im 
Beiblatt 1 der DIN 18005 sind Orientierungswerte für eine angemessene Berücksichti-
gung des Schallschutzes in der städtebaulichen Planung enthalten. Entsprechend der 
derzeitigen Planung wären für die Orientierungswerte für Allgemeine Wohngebiete mit 
55 dB(A) am Tag und 45 dB(A) in der Nacht sowie für Mischgebiete mit 60 dB(A) am 
Tag und 50 dB(A) in der Nacht heranzuziehen.  

Im Falle der Überschreitung der Orientierungswerte sind entsprechende Schallschutz-
maßnahmen vorzusehen. Die Orientierungswerte stellen dabei aber keine Grenzwerte 
dar, die zwingend einzuhalten sind. Ihre Einhaltung bzw. Unterschreitung ist jedoch 
gemäß BImSchG im Interesse gesunder Wohnbedingungen möglichst weitestgehend 
anzustreben. Bei unvermeidbaren Überschreitungen sind Schallschutzmaßnahmen 
vorzusehen. Mögliche Schallschutzmaßnahmen stellen bauliche Vorkehrungen als Ab-
schirmung (Schallschutzwände, -wälle) oder auch die Festlegungen von passiven 
Schallschutzmaßnahmen an den Gebäuden dar (Dimensionierung gemäß DIN 4109, 
Schallschutz im Hochbau). 

Die für die Berechnung relevanten Emissionsdaten für den Kfz-Verkehr auf der Hein-
rich-Mann-Allee wurden dem STEK Verkehr entnommen. Danach werden im Jahr 2025 
(Szenario Nachhaltige Mobilität) werktags etwa 16.600 Kfz (DTVw) in 24 Stunden die 
Heinrich-Mann-Allee befahren. Für die prozentualen Tag-Nacht-Anteile für den 
Schwerlastverkehr (SV) LKW wurde, gemäß den Angaben der Verkehrsverwaltung der 
Landeshauptstadt Potsdam, für den Tag und die Nacht ein Schwerlastanteil von 4,5 % 
berücksichtigt. Auf der Basis dieser Werte erfolgt die Berechnung der Schallemissions-
pegel LmE entsprechend der Vorschriften der RLS-90. Für die Heinrich-Mann-Allee 
wurde eine zulässige Höchstgeschwindigkeit von 50 km/h und eine Korrektur von DSt-
rO = 0 dB für die Straßenoberfläche (Asphalt) angesetzt. Der Emissionspegel LmE be-
trägt danach 63,4 dB(A) tags und 53,4 dB(A) nachts. 

Für den Schienenverkehr wurden die Verkehrszahlen gemäß aktuellem Fahrplan (ab 
13.12.2015 / 04.01.2016) zugrunde gelegt. Aufgrund der Aktualität wird von keinen re-
levanten Änderungen in den kommenden Jahren ausgegangen. Außerdem wurden 
Hochflur- und Niederflur-Straßenbahnen gesondert berücksichtigt. Die Emissionen 
wurden für jedes Gleis getrennt berechnet. Je Gleis werden Teilpegel aller Straßen-
bahnen innerhalb der Zeitbereiche tags und nachts gebildet und anschließend zu ei-
nem Gesamtemissionspegel zusammengefasst. Die durchschnittliche Zuglänge wird 
mit 25 m angenommen, die gefahrene Höchstgeschwindigkeit mit 50 km/h.  
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Eine weitere Geräuschquelle im Plangebiet ist der Hubschrauber-Sonderlandeplatz der 
Bundespolizei am Horstweg. Die hierdurch verursachten Geräuschimmissionen wer-
den im vorliegenden Fall unberücksichtigt gelassen, da laut Genehmigungsbescheid 
vom 22.02.2011 eine hierfür durchgeführte Untersuchung bei durchschnittlich einer 
Flugbewegung pro Woche tags sowie einer Flugbewegung nachts alle zwei Monate ei-
ne Zumutbarkeit auch für die unmittelbaren Anwohner am Horstweg / An den Kopfwei-
den festgestellt hat. 

Hinsichtlich des Verkehrslärms kommt die vorliegende schalltechnische Untersuchung5 
zu folgenden Ergebnissen und Empfehlungen:  

Unter Berücksichtigung der prognostizierten Emissionsdaten kann es für den Straßen- 
und Schienenverkehr bei freier Schallausbreitung zu Überschreitungen der Orientie-
rungswerte der DIN 18005 für Allgemeine Wohngebiete und Mischgebiete kommen. 
Besonders betroffen sind die Immissionsorte in den Mischgebieten mit Orientierung zur 
Planstraße 6, da diese sich in der unmittelbaren Umgebung zur Heinrich-Mann-Allee 
befinden. Je nach Abstand zur Heinrich-Mann-Allee sind sowohl am Tag als auch in 
der Nacht Überschreitungen zwischen 1 dB(A) und 7 dB(A) zu erwarten. Aber auch im 
Allgemeinen Wohngebiet 4 kann es an zwei Immissionsorte an der Planstraße 4 noch 
zu leichten Überschreitungen von etwa 1 dB(A) in der Nacht kommen. 

Eine schallmindernde Wirkung hätte die geschlossene Bebauung entlang der Heinrich-
Mann-Allee und der Planstraße 2 in den Mischgebieten für die dahinterliegenden All-
gemeinen Wohngebiete WA 1 und WA 2. An den dortigen Immissionsorten sind zwar 
noch geringe Überschreitungen von etwa 1 dB(A) in der Nacht feststellbar, diese resul-
tieren jedoch aus den Lücken in der Bebauung. 

Im Ergebnis weisen die für das B-Plangebiet erzielten Berechnungsergebnisse insbe-
sondere im Bereich der Heinrich-Mann-Allee, ähnlich wie in anderen Städten und Ge-
meinden, nicht unerhebliche Geräuschimmissionen auf, die jedoch durch geeignete 
Maßnahmen zum Schallschutz ausgeglichen werden können. 

Die Berechnungsergebnisse für die geplante Bebauung zeigen, dass für einen ausrei-
chenden Schutz der Wohngebäude im nördlichen Teil des Plangebietes vor Lärmim-
missionen eine geschlossene Randbebauung im Baugebiet MI mit ausreichender Höhe 
und entsprechender Länge zur Heinrich-Mann-Allee sehr wirksam sein kann. Aus die-
sem Grund wird als aktive Lärmschutzmaßnahme empfohlen, diese Bebauung ent-
sprechend des städtebaulichen Konzepts von Müller Reimann Architekten umzuset-
zen.  

Weitere Möglichkeiten zur aktiven Lärmminderung wären einerseits die Errichtung von 
Lärmschutzwänden oder -wällen zur Verringerung der Schallausbreitung oder ander-
seits eine Geschwindigkeitsbegrenzung sowohl für den Kfz- als auch den Straßen-
bahnverkehr auf der Heinrich-Mann-Allee auf 30 km/h, insbesondere im Nachtzeit-
raum. Da aufgrund der örtlichen Bedingungen Lärmschutzwände oder -wälle nicht in 
Betracht kommen und eine Geschwindigkeitsreduzierung auf der Heinrich-Mann-Allee 
nicht Gegenstand der gesamten städtischen Verkehrsplanung ist, kommen für das 
Plangebiet vorrangig passive Schallschutzmaßnahmen in Frage.  

                                                
5 KSZ Ingenieurbüro GmbH, Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 104 „Heinrich-Mann-Allee / Kolonie 
Daheim″ in Potsdam, 1. Überarbeitung, Berlin 11.02.2016 
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Möglichkeiten zum passiven Schallschutz bestehen bereits im Bereich einer lärm-
schutztechnisch günstigen Gestaltung der Gebäudenutzungen und der Wohnungs-
grundrisse. Schlaf- und Kinderzimmer sollten generell in Richtung auf die den Straßen 
abgewandten Hausseiten gelegt werden. Falls Schlaf- und Kinderzimmer in Gebäuden 
mit Orientierungswertüberschreitungen zur Heinrich-Mann-Allee orientiert sein sollten, 
ist zur Gewährleistung des notwendigen Luftaustausches der Einbau von schallge-
dämmten Lüftungseinrichtungen erforderlich, um eine adäquate Belüftung sicherzustel-
len. Alternativ können auch geeignete bauliche Schallschutzmaßnahmen wie z.B. 
Doppelfassaden, verglaste Vorbauten (z.B. verglaste Loggien, Wintergarten), besonde-
re Fensterkonstruktionen oder in ihrer Wirkung vergleichbare Maßnahmen erfolgen, so-
lange sichergestellt ist, dass die erforderlichen Schalldämmmaße des jeweiligen Bau-
teils eingehalten werden. 

Für einen ausreichenden passiven Schallschutz innerhalb der Gebäude sind die erfor-
derlichen Schalldämmmaße der Außenbauteile einzuhalten. Die DIN 4109 enthält dazu 
die Mindestanforderungen für den Schallschutz im Hochbau. Aus den maßgeblichen 
Außenlärmpegeln, die sich aus den berechneten Beurteilungspegeln durch einen pau-
schalen Zuschlag von 3 dB(A) ergeben, werden die Lärmpegelbereiche der DIN 4109 
ermittelt. Aufgrund der prognostizierten Beurteilungspegel ergeben sich für das Plan-
gebiet gemäß DIN 4109 maßgebliche Außenlärmpegel zwischen 52 dB(A) und 69 
dB(A), welche den Lärmpegelbereichen I, II, III und IV zuzuordnen sind. 

Für die Gebäude, die den Lärmpegelbereichen I und II zuzuordnen sind, ergeben sich 
aufgrund des nach deutschen Standards ohnehin erforderlichen hohen Niveaus der 
Dämmung der Außenbauteile (Stichwort: Wärmeschutzverordnung) keine zusätzlichen 
Anforderungen aus schallschutztechnischer Sicht. Die genannten Schalldämmmaße 
sind durch übliche, nach den geltenden bauingenieurtechnischen Regeln und Normen 
ausgeführte Baukonstruktionen ohne weiteres zu erbringen. 

Zusätzlicher Aufwand für den baulichen Schallschutz ist erst ab dem Lärmpegelbereich 
III erforderlich. Für die Außenbauteile von Aufenthaltsräumen (Wohnräume, Schlaf- 
und Kinderzimmer) III ist hier ein erforderliches resultierendes Bauschalldämmmaß von 
35 dB (für Bürogebäude 30 dB) zu gewährleisten. In vielen Fällen (mit Ausnahme sehr 
großer Fensterflächenanteilen wie z.B. bei Wintergärten o.ä.) sind hierbei normale 
Fenster mit Zweifachverglasung ausreichend. 

Für die Außenbauteile von Aufenthaltsräumen (Wohnräume, Schlaf- und Kinderzim-
mer) im Lärmpegelbereich IV ist ein erforderliches resultierendes Bauschalldämmmaß 
von 40 dB (für Bürogebäude 35 dB) zu gewährleisten. 

Entsprechend der errechneten Pegelwerte im Bereich der Außenfassaden sind durch 
textliche Festsetzungen die für die Sicherung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
erforderlichen Luftschalldämmmaße der Außenbauteile gemäß DIN 4109 im Bebau-
ungsplan zur Festsetzung festgesetzt. Darüber hinaus ist für Wohnungen mit Orientie-
rung zur Heinrich-Mann-Allee festgesetzt, dass durch eine entsprechende Grundriss-
organisation mindestens ein Aufenthaltsraum auf der der Immissionsquelle abgewand-
ten Seite des Gebäudes anzuordnen ist. 

TF 7.1 Entlang der Baulinien zwischen den Punkten E-F, G-H, K-L und N-C-D 
müssen an den diesen Linien zugewandten Fassaden die Außenbauteile 
einschließlich der Fenster, Rollladenkästen, Lüfter und gegebenenfalls an-
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derer Außenbauteile an den Fassaden von Aufenthaltsräumen in Wohnge-
bäuden ein bewertetes Luftschalldämmmaß (R´w,res nach DIN 4109, Ausga-
be 11/89) von mindestens 35 dB, von Büroräumen von mindestens 30 dB 
aufweisen. 

TF 7.2 Entlang der Baulinien zwischen den Punkten F-G und J-K-L müssen an 
den diesen Linien zugewandten Fassaden die Außenbauteile einschließlich 
der Fenster, Rollladenkästen, Lüfter und gegebenenfalls anderer Außen-
bauteile an den Fassaden von Aufenthaltsräumen in Wohngebäuden ein 
bewertetes Luftschalldämmmaß (R´w,res nach DIN 4109, Ausgabe 11/89) 
von mindestens 40 dB, von Büroräumen von mindestens 35 dB aufweisen. 

TF 7.3 Entlang der Baulinien zwischen den Punkten E-F-G-H und K-LM-N-C-D 
muss ein Aufenthaltsraum von Wohnungen, bei Wohnungen mit mehr als 
zwei Aufenthaltsräumen müssen mindestens zwei Aufenthaltsräume mit 
den notwendigen Fenstern von der Baulinie abgewandt sein. Alternativ ist 
der Einbau von schallgedämmten Lüftungseinrichtungen in den der vorge-
nannten Baulinie zugewandten Aufenthaltsräumen vorzusehen.  

TF 7.4 In Ausnahmefällen können Fassaden mit einem um 5 dB(A) geringeren 
Bauschalldämmmaß ausgestattet werden, wenn für diese im begründeten 
Einzelfall aufgrund ihrer Lage im Raum und/oder vorgelagerter Gebäude 
ein geringerer Verkehrslärmpegel und damit ein geringeres erforderliches 
Bauschalldämmmaß nach DIN 4109 nachgewiesen worden sind. 
(Rechtsgrundlage: § 9 Abs.1 Nr. 24 BauGB) 

Sport- und Freizeitlärm 

Innerhalb des Plangebietes ist die Anlage einer Gemeinbedarfsfläche mit der Zweck-
bestimmung „Schulsport“ vorgesehen. Diese ist einer geplanten Grundschule außer-
halb des Geltungsbereiches dieses Bebauungsplans im Bereich der Straße Nuthewin-
kel zugeordnet. Derzeit ist die zukünftige Nutzungsintensität der Fläche nicht abzuse-
hen, da es sich allerdings um eine reine Grundschulsportfläche handelt und aufgrund 
der Flächengröße ist nicht davon auszugehen, dass die Anlage für den Freizeitsport 
nutzbar wird. Geräusche von Schulsport sind soweit von den Anforderungen der 18. 
BImSchV ausgenommen, als die zuständige Behörde bei diesen Nutzungen von 
Sportanlagen von der Festsetzung von Betriebszeiten absehen soll. 

Weiterhin befinden sich die Sportanlagen des Humboldt-Gymnasiums nordöstlich der 
Heinrich-Mann-Allee. Die Anlagen bestehen aus der denkmalgeschützten Sporthalle 
mit zugehörigen Parkplatzflächen, zwei Kleinsportfeldern für Fußball, Basketball oder 
Streetball sowie einem Rollsportfeld. 

In der Halle werden folgende Sportarten ausgeführt: Volleyball, American Football, Ho-
ckey, Handball, Street Dance, Futsal, Kampfsport (Judo, Karate etc.). Im Außenbereich 
trainieren auf dem Rollsportfeld Rollsportler (Rollkunstlauf, Inline-Hockey, Roller-
Derby). Das südöstliche Kleinspielfeld ist für eine öffentliche Nutzung vorgesehen. 
Grünbewuchs, der die Schallausbreitung zwischen den Geräuschquellen und den Ge-
bäuden beeinflusst, ist nicht vorhanden. 
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Die Ermittlung und Beurteilung der auf dem Anlagengelände und in der Sporthalle ver-
ursachten Geräuschimmissionen erfolgte in einer schalltechnischen Untersuchung6  

sowohl auf Grundlage der 18. BImSchV – Sportanlagenlärmschutzverordnung – vom 
18. Juli 1991, zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 9. Februar 2006 
sowie auf Grundlage der 2. Verordnung zur Änderung der 18. BImSchV vom 1. Juni. 
2017, die am 8. September 2017 in Kraft trat. Im Folgenden werden die Ergebnisse auf 
Grundlage der 2. Verordnung zur Änderung der 18. BImSchV dargestellt.  

Um den Spielbetrieb auf Sportanlagen zu fördern, wurden die Immissionsrichtwerte für 
die abendlichen Ruhezeiten von 20:00 Uhr - 22:00 Uhr sowie die Ruhezeiten an Sonn- 
und Feiertagen von 13:00 Uhr bis 15:00 Uhr an die tagsüber geltenden Werte ange-
passt und um 5 Dezibel erhöht. Gemäß der 2. Verordnung gelten nunmehr folgende 
Immissionsrichtwerte für die betroffenen Baugebiete außerhalb von Gebäuden: 

in Kerngebieten, Dorfgebieten und Mischgebieten 

tags außerhalb der Ruhezeiten 60 dB(A) 

innerhalb der Ruhezeiten 
am Morgen 

55 dB(A) 

im Übrigen  60 dB(A) 

nachts  45 dB(A) 

in allgemeinen Wohngebieten und Kleinsiedlungsgebieten 

tags außerhalb der Ruhezeiten 55 dB(A) 

innerhalb der Ruhezeiten 
am Morgen 

50 dB(A) 

im Übrigen  55 dB(A) 

nachts  40 dB(A) 

 
Die Berücksichtigung der erhöhten Störwirkung von Geräuschen innerhalb der Ruhe-
zeiten erfolgt in der 18. BImSchV durch Absenkung der Richtwerte. Gemittelt wird am 
Tage über alle Stunden der jeweiligen Beurteilungszeiträume. Nachts wird die energe-
tisch gemittelte Geräuschimmission während der ungünstigsten vollen Stunde zur Be-
urteilung herangezogen. Einzelne Geräuschspitzen (Maximalpegel) dürfen die Richt-
werte um nicht mehr als 30 dB(A) am Tage und um nicht mehr als 20 dB(A) in der 
Nacht überschreiten. 

Weiterhin ist im Anhang der 18. BImSchV geregelt, dass die Geräuschimmissionen von 
Parkplätzen auf dem Anlagengelände mit in die Berechnung der eigentlichen Anlagen-
geräusche einzubeziehen sind. Aufgrund der östlich hinter der Sporthalle gelegenen 
Stellplätze für Kfz müssen diese in der vorliegenden Untersuchung berücksichtigt wer-
den. Darüber sind auch die durch den anlagenbezogenen Verkehr auf öffentlichen 
Verkehrsflächen verursachten Geräusche gesondert von den anderen Anlagengeräu-
schen zu betrachten, aber nur zu berücksichtigen sind, wenn sie den Verkehrslärmpe-
gel rechnerisch um mindestens 3 dB(A) erhöhen. Falls dies zutrifft, so hat die Ermitt-
lung und Beurteilung dieser Geräusche nach den Regelungen der Verkehrslärm-
schutzverordnung – 16. BImSchV zu erfolgen. 

                                                
6 KSZ Ingenieurbüro GmbH, Schalltechnische Untersuchung Vereinssport zum Bebauungsplan Nr. 104 „Heinrich-Mann-Allee / 
Kolonie Daheim″ in Potsdam, 2. Entwurf, Berlin 08.05.2017 
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Hinsichtlich des Sport- und Freizeitlärms kommt die vorliegende schalltechnische Un-
tersuchung7  zusammengefasst zu folgenden Ergebnissen:  

Die Prüfung der Verkehrsbelastung durch den anlagenbezogenen Verkehr ergab, dass 
unter Voraussetzung der verwendeten Ausgangsdaten (100 Kfz mehr auf der Plan-
straße 2) eine marginale Erhöhung von etwa 0,3 dB(A) resultiert. Aufgrund der gerin-
gen Erhöhung ist davon auszugehen, dass das durch den Vereinssport generierte Ver-
kehrsaufkommen nicht zu einer Überschreitung der Richtwerte der 16. BImSchV führen 
wird. 

Die Richtwerte der 18. BImSchV werden werktags an allen Immissionsorten bis auf ei-
nen Immissionsort an der Planstraße 2 im Allgemeinen Wohngebiet WA 2 (IO 05a) 
eingehalten. Aus schalltechnischer Sicht handelt es sich dabei nur um eine geringfügi-
ge Überschreitung von etwa 1 dB(A), welche ausschließlich im 4. OG an diesem Im-
missionsort auftritt. Es wird nicht davon ausgegangen, dass diese zu einer erheblichen 
Belästigung im Sinne der 18. BImSchV führt. Des Weiteren können geringe Pegeldiffe-
renzen von 1 dB(A) nur von sehr wenigen Menschen wahrgenommen werden. 

An den Sonntagen wurde der Beurteilungszeitraum an die erhöhten Richtwerte ange-
passt, so dass jetzt die Zeit zwischen 09:00 Uhr und 22:00 Uhr beurteilt wurde. Auch 
unter dieser Annahme werden an Sonntagen die Richtwerte der künftigen 18. BIm-
SchV eingehalten. Die Maximalpegel werden sowohl werktags als auch an Sonntagen 
eingehalten. 

Somit sind passive Schallschutzmaßnahmen, die dem Schutz vor Sport- und Freizeit-
lärm geschuldet sind, nicht erforderlich. 

Erschütterungsschutz 

Erhebliche Belästigungen durch Körperschallimmissionen infolge von Erschütterungs-
emissionen der Straßenbahntrasse sind bei einer Entfernung von 35 m bis zur nächst-
gelegenen geplanten Bebauung innerhalb des B-Plangebietes bei ordnungsgemäß 
gewarteten Gleisen und Straßenbahnzügen erfahrungsgemäß nicht zu befürchten. 

3.10 Niederschlagsentwässerungskonzept 

Niederschlagswasser ist gemäß § 54 Abs. 4 Brandenburgisches Wassergesetz 
(BbgWG) zu versickern, soweit es nicht verunreinigt ist und sonstige Belange nicht 
entgegenstehen. Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung kann vorgesehen wer-
den, dass das Niederschlagswasser auf den Grundstücken, auf denen es anfällt, zur 
Versickerung zu bringen ist. Dabei ist frühzeitig zu untersuchen, inwieweit natürliche 
Gebietseigenschaften einer Versickerung des Niederschlagswassers entgegenstehen. 
Die Art und Weise der Versickerung lässt das BbgWG offen. 

Neben den allgemeinen ökologischen Gründen, die grundsätzlich für eine Versickerung 
von Niederschlagswasser sprechen (Anreicherung des Grundwassers, Lebensgrund-
lage für Pflanzen, klimatische Funktion in Folge der Verdunstung usw.), ist im Gel-
tungsbereich des Bebauungsplans Nr. 104 eine dezentrale Versickerung auch auf-
grund von begrenzten Kapazitäten im Leitungsnetz und in der Vorflut erforderlich. Fer-

                                                
7 KSZ Ingenieurbüro GmbH, Schalltechnische Untersuchung Vereinssport zum Bebauungsplan Nr. 104 „Heinrich-Mann-Allee / 
Kolonie Daheim″ in Potsdam, 2. Entwurf, Berlin 08.05.2017 
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ner ist zu beachten, dass das Plangebiet teilweise in der Trinkwasserschutzzone III des 
Wasserwerks Potsdam – Leipziger Straße liegt. 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 104 fällt Niederschlagswasser sowohl auf 
öffentlichen als auch auf privaten Flächen an. Ziel der Entwässerungsplanung ist, ent-
sprechend der Vorschriften des BbgWG, über Mulden-Rigolen-Systeme oder ver-
gleichbare technische Lösungen das insbesondere auf den öffentlichen Flächen anfal-
lende Regenwasser weitgehend vor Ort zur Versickerung zu bringen. Da entsprechend 
des städtebaulichen Konzepts von Müller Reimann Architekten der Stellplatznachweis 
überwiegend in Tiefgaragen erbracht werden soll, ist für die Baugebiete eine Über- 
bzw. Unterbauung bis zu einer GRZ 0,8 zulässig. Um den notwendigen Nachweis einer 
geordneten Versickerung des im Plangebiet anfallenden Niederschlagswassers erbrin-
gen zu können, ist in Abstimmung mit der Unteren Wasserbehörde und der Energie 
und Wasser Potsdam GmbH (EWP) eine Niederschlagsentwässerungskonzeption für 
den Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 104 erarbeitet worden.  

Bestandssituation 

Das Plangebiet ist Bestandteil des Teilgebiets Kolonie Daheim im Einzugsgebiet für 
das Regenwasserkanalnetz im Teilgebiet Teltower Vorstadt.  

Zur Präzisierung der bestehenden Erkenntnisse und zur Einschätzung, inwiefern die 
Entsorgung von Niederschlagsabflüssen durch Versickerung erfolgen kann, sind in 
2015 Baugrunduntersuchungen zur Feststellung der Versickerungsfähigkeit der Böden 
im Plangebiet bis zu einer Tiefe von 4 m unter GOK durchgeführt worden. Entspre-
chend den ausgeführten Laboranalysen (Körnungslinien) liegen die Durchlässigkeits-
beiwerte im Größenordnungsbereich von 1,2*10-4 – 9,8*10-5 m/s. Nach dem Arbeits-
blatt DWA-A 138 können die Böden als versickerungsfähig ausgewiesen werden. 

Der in einem Baugrundgutachten für ein Nachbargrundstück genannte Bemessungs-
Grundwasserstand von 31,3 m über NHN ist für einen HW100-Wasserstand (100-
jähriges Hochwasser) an der Havel hochgerechnet worden. Für die Bemessung von 
Versickerungsanlagen wird üblicherweise ein HW10-Wert (10-jähriger Höchstwasser-
stand) zugrunde gelegt; dieser wurde deshalb für die Untersuchung leicht abgemindert 
und mit 31,0 m über NHN angesetzt. (Der erforderliche Grundwasserflurabstand zur 
Sohle von Versickerungsanlagen beträgt mindestens 1,0 m.) 

Aus bautechnischer Sicht wären z.B. lokale Versickerungsmulden denkbar, die neben 
der Restsickerfähigkeit Verdunstungseffekte nutzen. Das Volumen solcher Anlagen 
sollte näherungsweise 2 Bemessungsniederschläge aufnehmen können. 

Für die Niederschlagsentwässerungskonzeption gelten für die Versiegelung und Ent-
wässerung die folgenden Annahmen: 

- Die Flächen innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen werden als Gebäude- 
bzw. Dachflächen interpretiert, von denen 50 % mit einer Dachbegrünung (Abfluss-
beiwert 0,75) und 50 % als vollversiegelt (Abflussbeiwert 1,0) angesetzt werden. 
Die entsprechenden Werte ergeben sich aus der Flächenbilanz.  

- Die mit Tiefgaragen zusätzlich unterbauten Flächen in den Blockinnenbereichen 
stehen für befestigte Nebenanlagen zur Verfügung (Abflussbeiwert 0,75).  
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- Die unbebauten Freiflächen in den Blockinnenbereichen werden mit ihren Abmes-
sungen vollständig für die Errichtung von Versickerungsanlagen zur Entwässerung 
der einzelnen Baufelder zur Verfügung stehen. 

- Für das Grundstück der Kindertagesstätte wird eine GRZ 0,28 zzgl. der zulässigen 
Überschreitung nach § 19 Abs. 4 BauNVO von 50 % für die Versiegelung ange-
setzt.  

- Nebenanlagen erhalten wie in den Wohnbaufeldern einen mittleren Abflussbeiwert 
von 75 %. 

- Für die Stellplatzflächen wird ein wasser- und luftdurchlässiger Aufbau mit einer 
streifenförmigen Entwässerung zu Grunde gelegt, die Ableitung oder Versickerung 
erfolgt über Rigolen bzw. seitliche Mulden (Abflussbeiwert gemäß EWP-Regelwerk: 
0,45). 

- Bei Straßenflächen wird entsprechend der geplanten Querschnitte unterschieden in 
Fahrbahnflächen (Abflussbeiwert 0,9) und Gehwegflächen (wasser- und luftdurch-
lässiger Aufbau, Abflussbeiwert gemäß EWP-Regelwerk: 0,45); für die Planstraßen 
4 bis 6 inklusive der seitlichen Stellplätze in der Planstraße 4 sowie die Verkehrs-
wege am Quartiersplatz wird vorrangig eine streifenförmige Versickerung in seitlich 
angeordnete Mulden oder Rigolen im öffentlichen Raum untersucht; für die Plan-
straßen 1 bis 3 stehen hierfür keine Grünflächen im Seitenraum zur Verfügung, d.h. 
hier ist eine Ableitung über Kanäle in Versickerungsflächen zu untersuchen.  

Mit den vorgenannten Ansätzen ist überprüft worden, ob die in den Innenhöfen der 
Baufelder zur Verfügung stehenden Freiflächen für eine Versickerung ausreichend 
groß sind. Dies trifft entsprechend der ermittelten Ergebnisse für Versickerungsbecken 
mit einer max. Einstautiefe von 0,3 m und Böschungsneigungen von 1:3 zu. Dabei 
werden diese Flächen jedoch nahezu vollständig, d.h. zu ca. 80 % – 90 %, in Anspruch 
genommen. Eine ausschließliche Versickerung über Kies-Rigolen erfordert sehr große 
Rigolen-Querschnitte und nimmt ebenfalls große Teile der Freiflächen im Innenhof in 
Anspruch. 

Der Grünstreifen südwestlich der Planstraße 4 hat eine Breite von nur 1,5 m und ist für 
eine reine Muldenversickerung der Fahrbahn- und Stellplatzstreifen allein nicht ausrei-
chend; hier kommen für eine Versickerungslösung Rigolen in Frage.  

Entsprechend des Niederschlagsentwässerungskonzepts für das Plangebiet können 
die Regenwasser, die in den privaten Baugebieten anfallen, in den Baugebieten zur 
Versickerung gebracht werden. Die Regenwasser, die im Quartiersplatz und der Plan-
straße 5 anfallen, können direkt in – straßenbegleitenden – Mulden-Rigolen-Systemen 
oder mit vergleichbaren Systemen zur Versickerung gebracht werden. Die in den übri-
gen Verkehrsflächen anfallenden Regenwasser müssen in das Kanalsystem eingeleitet 
werden. Die planungsrechtliche Sicherung der Inhalte des Niederschlagsentwässe-
rungskonzepts erfolgt mit einer textlichen Festsetzung.  

TF 9.1 Das auf den Baugrundstücken anfallende Niederschlagswasser ist auf den 
Grundstücken, auf denen es anfällt, in vegetationsbedeckten Versicke-
rungs- oder Mulden-Rigolen-Systemen oder durch Maßnahmen gleicher 
Wirkung zu versickern. 

                                                
8 Im Entwurf der Niederschlagsentwässerungskonzeption wurde noch von einer GRZ 0,4 ausgegangen 
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Das auf der Planstraße 5 anfallende Niederschlagswasser ist in straßenbe-
gleitenden vegetationsbedeckten Versickerungs- oder Mulden-Rigolen-
Systemen oder Maßnahmen gleicher Wirkung zu versickern. Das auf der 
öffentlichen Verkehrsfläche mit der besonderen Zweckbestimmung „Quar-
tiersplatz“ anfallende Niederschlagswasser ist auf dem Grundstück, auf 
dem es anfällt, in vegetationsbedeckten Versickerungs- oder Mulden-
Rigolen-Systemen oder Maßnahmen gleicher Wirkung zu versickern. 
(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

Zusammenfassung: 
Im Ergebnis lassen die vorgesehenen planungsrechtlichen Festsetzungen des Bebau-
ungsplans bezogen auf alle Baugebiete, die Flächen für Gemeinbedarf und die öffentli-
chen Grünflächen nunmehr eine Versiegelung von insgesamt 45.366 m² zu.  

Die Flächen für Schulsport sowie die öffentlichen Grünflächen weisen geringe Versie-
gelungen auf (Kleinspielfeld, Laufbahn sowie die 5%ige Versiegelung gem. textlicher 
Festsetzung 4.6), die nach gegenwärtigem Kenntnisstand keine nennenswerte Ver-
schlechterung des Schutzgutes Wasser zur Folge haben, da das unbelastete Oberflä-
chenwasser vollständig innerhalb dieser Flächen über die belebte Bodenschicht zur 
Versickerung gebracht wird. Dies führt nicht zu abweichenden Bewertungen des Um-
weltberichtes.  

Unter Beachtung der aktuellen Flächenbilanz (vgl. Kapitel B.5) und der Festsetzungen 
zur zulässigen Grundfläche können im Plangebiet durch bauliche Anlagen sowie Ne-
benanlagen etc. im Sinne des § 19 Absatz 4 BauNVO und Verkehrsflächen (ohne Mul-
denflächen in der Planstraße 5) maximal insgesamt rd. 70.200 m² versiegelt werden. 
Für eine Versickerung des anfallenden Regenwassers im Plangebiet stehen ca. 31.128 
m² zu Verfügung.  

  

93 von 183 in Zusammenstellung



Bebauungsplan Nr. 104 „Heinrich-Mann-Allee / Kolonie Daheim“ Kapitel B – Planinhalte und Planfestsetzungen 
 

Seite 53 von 111 
 

 
D
i
e
 
o
b
e
n
 
g
e
n
annten Werte beschreiben die Situation, die nach den Regelungen des Bebauungs-
plans planungsrechtlich gesichert ist. Weitere Präzisierungen werden sich im Rahmen 
der Vorhabenplanungen ergeben, hier sollte im Rahmen der Genehmigungsverfahren 
darauf geachtet werden, die Anteile der zur Versickerung am Ort der Entstehung anfal-
lenden Wassermengen durch geeignete Maßnahmen zu erhöhen, was im Übrigen 
auch den Regelungen der entsprechenden Fachgesetze des Landes Brandenburg ent-
spricht. Insbesondere für das in Aussicht stehende Vorhaben der Anlage einer Schul-
sportfläche im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind Lösungen der Oberflächen-
entwässerung anzustreben, die ohne eine Ableitung in die Kanalisation möglich sind. 
Dies sollte in Anbetracht der vorgesehenen Nutzung möglich sein.  

Des Weiteren sollte unter anderem auch im Hinblick auf die Versickerung oder Ablei-
tung des Regenwassers geprüft werden, ob auf eine Zink- oder Kupfereindeckungen 
für die nicht begrünten Dachflächen verzichtet werden kann, da Zink und Kupfer als 
Schwermetalle sowohl als Ionen wie auch als Verbindungen in unterschiedlichem Ma-
ße giftig für Lebewesen und Pflanzen sind.  

3.11 Örtliche Bauvorschriften 

Nach § 9 Abs. 4 BauGB können die Länder durch Rechtsvorschriften bestimmen, dass 
auf Landesrecht beruhende Regelungen in den Bebauungsplan als Festsetzungen 
aufgenommen werden können. Diese Ermächtigung entspricht der Regelung in § 87 
Abs. 9 Satz 1 Nr. 1 der Brandenburgischen Bauordnung zu den örtlichen Bauvorschrif-
ten. 

Die Grundlage für die Gestaltungsfestsetzungen sind die in der Vertiefung Städtebauli-
ches Konzept von Müller Reimann Architekten für das neue Stadtquartier an der Hein-
rich-Mann-Allee West enthaltenen Regelungen (vgl. Kapitel B.2.3). Ziel ist, in dem ge-
planten Quartier ein möglichst konsistentes architektonisches Gesamtbild zu erreichen. 
Dazu sind gestalterische Festsetzungen zu den Dächern, den Fassaden und den Ein-
friedungen festgesetzt.  

Bei Realisierung der Planungen ist die Umgebung der Denkmale des Humboldt-
Gymnasiums sowie die Siedlungen Kolonie Daheim und Am Brunnen betroffen. Im 
Sinne des Schutzes dieser Anlagen vor Beeinträchtigung ihrer Wirkung durch Maß-
nahmen in ihrer Umgebung sind die Oberflächenreize der geplanten Neubauten ent-
sprechend zu halten. Dies lässt sich gewährleisten, solange der Hellbezugswert ihrer 
Oberflächen zwischen 30 und 65 liegt. 

Baugebiete / Nutzung Fläche 
Versiegelung 
insgesamt* Unversiegelt

Allgemeine Wohngebiete 43.691 m² 34.953 m² 8.738 m²
Mischgebiet 8.874 m² 7.000 m² 1.874 m²
Gemeinbedarf Kita 3.112 m² 934 m² 2.178 m²
Gemeinbedarf Schulsport 10.353 m² 2.000 m² 8.353 m²
Straßenverkehrsflächen** 25.700 m² 24.834 m² 866 m²
Öffentliche Grünflächen 9.598 m² 480 m² 9.118 m²
Summe 101.328 m² 70.200 m² 31.128 m²

 * Flächenermittlung (soweit festgesetzt) anhand der GRZ / GR sowie der möglichen 
   Überschreitung gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO
 ** Versiegelte Straßenverkehrsfläche abzüglich der Rigole in Planstraße 5
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TF 10. Örtliche Bauvorschriften gemäß § 87 Abs. 1, Abs. 9 Nr. 1 BbgBO 

Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich dieser örtlichen Bauvorschrift, die gemäß § 9 Abs. 4 
BauGB und § 87 Abs. 9 BbgBO als Festsetzung in den Bebauungsplan 
aufgenommen wird, ist identisch mit dem Geltungsbereich dieses Bebau-
ungsplans.  

Dächer 

Die Dächer sind als Flachdächer oder als flachgeneigte Dächer mit einer 
Dachneigung von maximal 15° auszubilden.  

Dachaufbauten und Dacheinschnitte sind nicht zulässig. Dies gilt nicht für 
technische Aufbauten, wie Schornsteine, Lüftungsanlagen, Aufzugsüber-
fahrten und Anlagen zum Einsatz erneuerbarer Energien. Die vorgenann-
ten Aufbauten müssen mindestens 1,0 m hinter die Fassade zurücktreten. 

Fassaden 

Die Außenwandflächen von Fassaden sind als Putzfassaden auszuführen; 
Sichtmauerwerk, Klinker und sonstige tonkeramische Werkstoffe sowie 
Holz und Naturstein sind nur in ihrem natürlichen Materialbild zulässig. 
Holzwerkstoffe sind in ihrem natürlichen Materialbild oder auch im festge-
setzten Farbspektrum zulässig. Außenwandflächen mit glänzender Ober-
fläche sind unzulässig.  

Staffelgeschosse müssen sich bei der Gestaltung der Fassaden farblich 
von den darunterliegenden Geschossen absetzen. Ferner ist der Sockel ei-
nes Gebäudes farblich von den darüber liegenden Geschossen abzuhe-
ben. 

Außenwandflächen müssen einen Farbton mit einem Hellbezugswert zwi-
schen 30 und 65 aufweisen.  

Nebenanlagen sind in Material und Farbgebung den Gebäuden der Haupt-
nutzung anzugleichen. 

Einfriedungen 

Einfriedungen sind nur in Kombination mit einer Hecke der Pflanzliste zu-
lässig. Die Einfriedung ist auf der der Straße abgewandten Seite der Hecke 
herzustellen. Die Einfriedung darf die Hecke in ihrer Höhe sowie eine Höhe 
von maximal 1,4 m nicht überschreiten.  
(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 87 Abs. 9 Satz 1 Nr. 1 
BbgBO) 

Die Dächer sind einheitlich als Flach- bzw. als flachgeneigte Dächer mit anteiliger ex-
tensiver Begrünung auszuführen, um eine ruhige Dachlandschaft mit ökologischer 
Wertigkeit zu erreichen (Stichwort 5. Fassade). Die Dächer sind möglichst einheitlich 
und klar, ohne Dachaufbauten und Dacheinschnitte, zu gestalten. Erforderliche techni-
sche Aufbauten sind zulässig, sie müssen aber aus gestalterischen Gründen mindes-
tens 1 m hinter die Fassade zurücktreten. 

Um dem Wohnquartier einen einheitlichen Charakter zu geben, sind für die Fassaden 
der Gebäude Vorgaben zum Material und zum Hellbezugswert getroffen. Als Material 
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sieht die Vertiefung Städtebauliches Konzept vor allem Putz vor. Daneben sind als 
Fassadenmaterial Sichtmauerwerk, Klinker und sonstige tonkeramische Werkstoffe 
sowie Holz und Naturstein zulässig, allerdings nur in ihrem natürlichen Materialbild; 
Holz kann auch in einer Farbe des gewählten Farbspektrums gestaltet werden. Glän-
zende Fassadenoberflächen sind zu vermeiden, da sie das gestalterische Gesamtbild 
stören würden. Daher ist ein Hellbezugswert zwischen 30 und 65 festgesetzt. Nicht nur 
die Hauptgebäude auch die Nebengebäude sind unter Berücksichtigung der Farbwahl 
zu gestalten.  

Das neue Quartier zeichnet sich durch durchgrünte Straßenräume aus. Um diesen 
Planungsansatz zu unterstützen, sind Einfriedungen zu öffentlichen Straßen nur in 
Kombination mit Hecken zulässig, hierbei sind die Einfriedungen so zu errichten, dass 
sie von der Straße her nicht sichtbar sind, d.h. sie sind auf der von der Straße abge-
wandten Seite der Hecke aufzustellen. 

4. Energieeffizienz 

Die Landeshauptstadt Potsdam strebt bei städtebaulichen Planungen durch die Nut-
zung erneuerbarer Energien eine Verbesserung der Energieeffizienz an. Dies soll be-
reits im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung Berücksichtigung finden, so dass auf 
Veranlassung der Landeshauptstadt Potsdam eine Arbeitshilfe für Bebauungsplanver-
fahren erarbeitet worden ist. Die im Jahr 2010 unter dem Titel „Energieeffizienz in der 
Bauleitplanung“9 vorgestellte Arbeitshilfe soll parallel zu den bereits geltenden bau-
werksbezogenen Verordnungen, wie der Energieeinsparverordnung (EnEV) oder dem 
Erneuerbare Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG), energetische und klimaschützende 
Aspekte in den Planungsphasen des städtebaulichen Entwurfs, über die Erarbeitung 
von Bebauungsplänen bis hin zu den städtebaulichen Verträgen, aufzeigen. 

Wesentliche Faktoren, die bereits im Rahmen des städtebaulichen Entwurfs in eine 
energieeffiziente Planung einfließen sollen, sind z.B. die Wahl des Standortes (Zurück-
greifen auf bereits bebaute Gebiete und ein Anschluss an den ÖPNV) und die Anord-
nung und Stellung der Baukörper (u.a. Südausrichtung, Vermeidung von Verschattung 
der Gebäude untereinander und Kompaktheit). Mögliche Festsetzungsinhalte für die 
Bebauungspläne, die dem Klimaschutz und der Energieeffizienz dienen, sind aus dem 
abschließenden Festsetzungskatalog des § 9 BauGB sowie dem begleitenden Regel-
werk der BauNVO zu ziehen. 

Folgende Faktoren, die für eine energieeffiziente Planung relevant sind, sind im Be-
bauungsplan Nr. 104 berücksichtigt: 

- Die Planung dient der Konversion einer ehemals als Straßenbahndepot genutzten 
Fläche sowie ehemaliger Sportanlagen. 

- Die Planung verfolgt das Ziel der Innen- vor der Außenentwicklung. 

- Das neue Quartier schließt eine Lücke in der ansonsten bebauten Umgebung. 

- Es besteht ein Straßenbahnanschluss. 

- Das Wohnquartier entsteht in einer vier- bis fünfgeschossigen kompakten Bauwei-
se. 

- Im Plangebiet ist Photovoltaik zulässig. 

                                                
9 „Energieeffizienz in der Bauleitplanung“; Stadt - Land - Fluss Büro für Städtebau und Stadtplanung; März 2010 
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Das Gesetz zur Stärkung der klimagerechten Entwicklung in den Städten und Gemein-
den ist am 30.07.2011 in Kraft getreten (BGBl. I S. 1509); das BauGB ist entsprechend 
novelliert worden. 

Insbesondere bei der Umsetzung der Planung sind bei der Errichtung der Gebäude die 
einschlägigen Gesetze zur Energieeinsparung und Förderung regenerativer Energien 
zu beachten:  

- Verordnung über energiesparenden Wärmeschutz und energiesparende Anlagen-
technik bei Gebäuden (Energieeinsparverordnung – EnEV) vom 24. Juli 2007 
(BGBl. I S. 1519), zuletzt geändert durch Artikel 326 der Verordnung vom 31. Au-
gust 2015 (BGBl. I S. 1474)  

- Gesetz zur Förderung Erneuerbarer Energien im Wärmebereich (Erneuerbare-
Energien-Wärmegesetz – EEWärmeG) vom 7. August 2008 (BGBl. I S. 1658), zu-
letzt geändert durch Artikel 333 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 
1474) 

Des Weiteren bieten sich folgende Umsetzungsmöglichkeiten an: 

- Erfüllung des Anforderungsniveaus der Energieeinsparverordnung für Gebäude – 
EnEV 2014 – zur Gestaltung der Gebäudehülle, 

- geringe Transmissionswärmeverluste der Gebäude durch kompakte Baukörper, 
Wärmedämmung, Wärmeschutzverglasung und winddichte Ausführung; 

- kontrollierte Lüftung und natürliche Klimatisierung; 

- hohe passive solare Gewinne durch optimale Gestaltung der Fassaden und Ver-
glasungen; 

- ggf. Speicherung der Solargewinne durch massive Bauteile; 

- effiziente Wärmeversorgung; 

- sommerliche Verschattung durch Großgrün zur Vermeidung von Aufheizung; 

- gute Tagesbelichtung gemäß DIN 5034 (Tageslicht in Innenräumen). 
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5. Flächenbilanz 

Die Flächenbilanz für den Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 104 stellt sich wie 
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WA 1 8.702 m² 0,4 3.481 m² 0,8 6.962 m²
WA 2 4.419 m² 0,4 1.768 m² 0,8 3.535 m²
WA 3 8.744 m² 0,4 3.498 m² 0,8 6.995 m²
WA 4 21.826 m² 0,4 8.730 m² 0,8 17.492 m²
Allgemeine Wohngebiete 43.691 m² 17.476 m² 34.984 m²

Mischgebiet 8.874 m² (0,4) 3.500 m² (0,8) 7.000 m²

Gemeinbedarf Kita 3.112 m² 0,2 622 m² 0,3 934 m²
Gemeinbedarf Schulsport 10.353 m²
Gemeinbedarfsflächen 13.465 m²

Straßenverkehrsflächen 25.700 m²

Öffentliche Grünflächen 9.598 m² 480,0

Summe 101.328 m² 481,8 21.599 m² 42.918 m²
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C. Umweltbericht 

1. Einleitung 

Mit Inkrafttreten des Europarechtsanpassungsgesetzes Bau am 20.07.2004 sind die 
Vorgaben der Richtlinie 2001/42EG vom 27.06.2001 (sog. Plan-UP-Richtlinie) in natio-
nales Recht umgesetzt worden. Zur Prüfung und zur Ermittlung und Bewertung der Be-
lange des Umweltschutzes ist bei Aufstellung einer verbindlichen Bauleitplanung, die 
nicht dem § 13a BauGB unterliegt, eine Umweltprüfung (UP) durchzuführen (§ 2 Abs. 4 
BauGB).  

Die Umweltprüfung als Regelverfahren ist dabei in die bestehenden Verfahrensschritte 
der Bauleitplanung integriert. Sie führt als einheitliches Trägerverfahren die planungs-
rechtlich relevanten Umweltverfahren zusammen. Nach § 2 Abs. 4 BauGB gewährleis-
tet die Umweltprüfung die systematische und rechtliche Aufbereitung des umweltrele-
vanten Abwägungsmaterials. 

Die Ergebnisse der Umweltprüfung sind gemäß § 2a BauGB in Verbindung mit der An-
lage 1 zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB im nachfolgenden Umweltbericht dokumentiert. 
Der Umweltbericht ist entsprechend der Anlage 1 zum BauGB gegliedert. 

1.1 Kurzdarstellung der wichtigsten Ziele des Bebauungsplans 

Mit dem Bebauungsplan Nr. 104 „Heinrich-Mann-Allee / Kolonie Daheim“ wird die städ-
tebauliche Neuordnung und Erschließung für den Bereich zwischen der Heinrich-
Mann-Allee, dem Alten Friedhof, der Kolonie Daheim und dem Humboldt-Gymnasium 
planungsrechtlich gesichert. Vorgesehen sind vier Allgemeine Wohngebiete, zwei Bau-
felder für Mischnutzungen an der Heinrich-Mann-Allee, eine Fläche für Gemeinbedarf 
mit der Zweckbestimmung „Kindertagesstätte / Schule“, eine Fläche für Gemeinbedarf 
mit der Zweckbestimmung „Schulsport“ und zwei öffentliche Grünflächen. Damit wer-
den attraktive Potenziale für Wohnungsbau, Dienstleistungen, Gewerbe und Einzel-
handel für die Nahversorgung, Standorte für Einrichtungen der sozialen Infrastruktur 
sowie Naherholungsflächen innerhalb eines homogenen Wohnquartiers erschlossen. 

Neben den Festsetzungen zu Art und Maß der baulichen Nutzung sowie den überbau-
baren Grundstücksflächen und den öffentlichen Verkehrsflächen sind ökologische 
Standards der Siedlungsentwicklung in Potsdam über Erhaltungs- und Pflanzgebote 
nach § 9 Abs. 1 Nr. 25a und b BauGB und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Natur und Landschaft § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB festgesetzt.  

Der Erhalt von besonders wertvollem Altbaumbestand ist über die Ausweisung von Öf-
fentlichen Grünflächen nach § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB sowie Flächen mit Bindung 
zum Erhalt von Bäumen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 und Abs. 6 BauGB gesichert. 

Zum Schutz der künftigen Bewohner im Plangebiet sind Festsetzungen zum Immissi-
onsschutz (passiver Schallschutz an den Gebäuden) nach § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB 
getroffen. 
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1.2 Für die Umweltprüfung relevante Fachgesetze und Fachpläne 

1.2.1 Fachgesetze 

Fachgesetze und Verord-
nungen 

Umweltrelevante Ziele Berücksichtigung im Bebau-
ungsplan Nr. 104 

Gesetz über Naturschutz 

und Landschaftspflege 

(Bundesnaturschutzge-

setz – BNatSchG) vom 

29.07.2009, zuletzt geän-

dert durch Artikel 7 des 

Gesetzes vom 17.08.2017  

 

Brandenburgisches Ausfüh-

rungsgesetz zum Bun-

desnaturschutzgesetz 

(Brandenburgisches Natur-

schutzausführungsgesetz – 

BbgNatSchAG) vom 

21.01.2013, zuletzt geän-

dert durch Artikel 2 Absatz 5 

des Gesetzes vom 

25.01.2015 

Beeinträchtigungen von Natur und 

Landschaft sind zu vermeiden; un-

vermeidbare Beeinträchtigungen sind 

durch geeignete Maßnahmen auszu-

gleichen.  

 

Den Belangen der FFH-Richtlinie 

(europäisches Netz Natura 2000) 

sowie des Artenschutzes sind Rech-

nung zu tragen. 

Nach Berücksichtigung von 

Vermeidungs- und Minde-

rungsmaßnahmen verbleiben 

Beeinträchtigungen für Natur 

und Landschaft. Diese können 

jedoch über entsprechende 

Ersatzmaßnahmen ausgegli-

chen werden. 

 

Es liegt ein faunistisches Gut-

achten mit Stand Feb. 2016 vor. 

Die vorkommenden Arten sollen 

im Fall von Abriss und Nut-

zungsintensivierung durch funk-

tionserhaltende Maßnahmen am 

Standort gehalten werden.  

Die geplanten Festsetzungen 

berücksichtigen die Ziele des 

BNatSchG und des 

BbgNatSchAG.  

 

Gesetz zum Schutz vor 

schädlichen Bodenverände-

rungen und zur Sanierung 

von Altlasten (BBodSchG) 

i.d.F. vom 17.03.1998, 

zuletzt geändert durch Arti-

kel 14 des Gesetzes vom 

27.06.2017 

 

Brandenburgisches Abfall- 

und Bodenschutzgesetz 

(BbgAbfBodG) i.d.F. vom 

06.06.1997, zuletzt geän-

dert durch Artikel 2 Absatz 7 

des Gesetzes vom 

25.01.2016 

 

Sparsamer und schonender Umgang 

mit dem Boden 

 

Sicherung und Wiederherstellung der 

Funktionen des Bodens 

 

Vorsorge gegen nachteilige Einwir-

kungen auf den Boden 

Mit der Konversion eines ehe-

maligen Straßenbahndepots 

sowie der Umnutzung von be-

festigten Sportflächen in ein  

Wohngebiet und der damit ver-

bundenen Sanierung von Bo-

denverunreinigungen finden die 

Belange des Bodenschutzes 

Berücksichtigung. Zusätzliche 

Versiegelung wird über Ersatz-

maßnahmen ausgeglichen. 
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Gesetz zur Ordnung des 

Wasserhaushalts (WHG) 

vom 31.07.2009, zuletzt 

geändert durch Artikel 1 des 

Gesetzes vom 18.07.2017 

 

Brandenburgisches Was-

sergesetz (BbgWG) i.d.F. 

vom 02.03.2012 zuletzt 

geändert durch Artikel 1 des 

Gesetzes vom 04.12.2017 

 

Verordnung zur Festset-

zung des Wasserschutzge-

bietes für das Wasserwerk 

Potsdam-Leipziger Straße 

vom 11.02.2014 

 

Nach § 77 BbgWG besteht Pflicht 

zum Ausgleich der Wasserführung. 

 

Das Plangebiet liegt teilweise in der 

Trinkwasserschutzzone III des Was-

serwerks Potsdam-Leipziger Straße. 

Für das Plangebiet liegt ein 

Regenwasserentwässerungs-

konzept vor, das ein Versickern, 

Rückhalten, Sammeln, an-

schließendes Ableiten von 

überschüssigem Nieder-

schlagswasser zum Ziel hat.  

Bundesimmissionsschutz-

gesetz (BImSchG) i.d.F. der 

Bekanntmachung vom 

17.05.2013, zuletzt geän-

dert durch Artikel 3 des 

Gesetzes vom 18.07.2017  

 

Landes-

Immissionsschutzgesetz 

(LImSchG) 

vom 22.06.1999, zuletzt 

geändert durch Artikel 2 

Absatz 2 des Gesetzes vom 

19.05.2016 

 

Vermeidung schädlicher Umweltein-

wirkungen auf ausschließlich oder 

vorwiegend dem Wohnen dienende 

Gebiete sowie auf sonstige schutz-

würdige Gebiete.  

 

Verträgliche Anordnung der geplan-

ten Nutzungen zueinander gemäß  

§ 50 BImSchG. 

In unmittelbarer Nähe gibt es 

vorwiegend dem Wohnen die-

nende Gebiete. Das neue Quar-

tier wird in ein von Wohnen 

geprägtes Umfeld integriert. 

Straßenanschlüsse in bereits 

bestehenden Wohngebieten 

werden auf das notwendige 

Mindestmaß reduziert, um 

Durchgangsverkehr zu vermei-

den. 

 

Dem Nutzungskonflikt zur stark 

durch Verkehrslärm belasteten 

Heinrich-Mann-Allee wird durch 

die Festsetzung einer lärmro-

busten Bauweise begegnet. 

 

DIN 18005 Teil1 Beiblatt 1 

Schallschutz im Städtebau ; 

Schalltechnische Orientie-

rungswerte für die städte-

bauliche Planung, i.d.F. von 

06/2002 

Die Einhaltung der schalltechnischen 

Orientierungswerte ist anzustreben. 

In vorbelasteten Gebieten kann eine 

Überschreitung unvermeidbar sein.  

 

Für schutzbedürftige Aufent-

haltsräume werden Schall-

schutzmaßnahmen vorgesehen, 

so dass es zu keinen Über-

schreitungen der Orientie-

rungswerte innerhalb der Räu-

me kommt. Dazu liegt eine 

Schalltechnische Untersuchung 

mit Stand 11.02.2016 vor. 
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Berücksichtigung der Er-
gebnisse der 6. Allgemei-
nen Verwaltungsvorschrift 
zum Bundesimmissions-
schutzgesetz (TA Lärm) in 
der Fassung der Bekannt-
machung vom 1. November 
1998, zuletzt geändert am 
1. Juni 2017  

 

Schutz der Allgemeinheit und der 

Nachbarschaft vor schädlichen Um-

welteinwirkungen durch Geräusche 

sowie deren Vorsorge ausgehend 

von Gewerbelärm. 

Der notwendige Abstand zu an 

das Plangebiet angrenzenden 

gewerblichen Nutzungen sowie 

Wohnnutzungen im weiteren 

Umfeld in einer städtebaulichen 

Gemengelage wird gewahrt, die 

Verträglichkeit durch die Pla-

nung gewährleistet. 

 

Verordnung über Luftquali-

tätsstandards und Emissi-

onshöchstmengen (39. 

BImSchV) vom 02.08.2010, 

zuletzt geändert durch Arti-

kel 87 der Verordnung vom 

31.08.2015 

Die Verordnung dient der Umsetzung 

der Richtlinie 2008/50/EG des Euro-

päischen Parlaments und des Rates 
vom 21.05.2008 über Luftqualität und 
saubere Luft für Europa, der Richtli-

nie 2004/107/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 

15.12.2004 über Arsen, Kadmium, 

Quecksilber, Nickel und polyzykli-

sche aromatische Kohlenwasserstof-

fe in der Luft sowie der Richtlinie 

2001/81/EG des Europäischen Par-

laments und des Rates vom 

23.10.2001 über nationale Emissi-

onshöchstmengen für bestimmte 

Luftschadstoffe  

 

Die Grenzwerte der Feinstaub-

belastung (PM-10-Staub und 

PM-2,5-Staub) wurden im Jahr 

2015 an den innerstädtischen 

Messstationen Großbeerenstra-

ße an 11 Tagen und Potsdam-

Zentrum an 7 Tagen überschrit-

ten.  

 

Aufgrund der Verkehrsbelastung 

auf der Heinrich-Mann-Allee 

sind auch hier Grenzwertüber-

schreitungen möglich. 

 

Gesetz über den Schutz 

und die Pflege der Denkma-

le im Land Brandenburg 

(Brandenburgisches Denk-

malschutzgesetz – BbgD-

SchG) vom 24.05.2004 

 

Das Plangebiet grenzt an die nördlich 

gelegene denkmalgeschützte Kolonie 

Daheim 

 

Im Plangebiet können bisher nicht 

bekannte Bodendenkmale vorkom-

men. 
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Gesetz für den Vorrang 

Erneuerbarer Energien 

(Erneuerbare-Energien-

Gesetz, EEG) vom 

21.07.2014, zuletzt geän-

dert durch Artikel 2 Absatz 

10 des Gesetzes vom 

21.12.2015 

 

Brandenburgische EnEV-

Zuständigkeitsverordnung – 

BbgEnEVZV) vom 

21.06.2010 

 

Verordnung über energie-

sparenden Wärmeschutz 

und energiesparende Anla-

gentechnik bei Gebäuden 

(Energieeinsparverordnung 

– EnEV) vom 24.07.2007, 

zuletzt geändert durch Arti-

kel 3 der Verordnung vom 

24.08.2015  

 

Zweck des EEG ist die nachhaltige 

Entwicklung der Energieversorgung. 

Die volkswirtschaftlichen Kosten der 

Energieversorgung sollen auch durch 

die Einbeziehung langfristiger exter-

ner Effekte verringert werden. Fossile 

Energieressourcen sollen geschont 

werden. Die Weiterentwicklung von 

Technologien zur Erzeugung von 

Strom aus erneuerbaren Energien 

soll gefördert werden.  

 

Dies wird durch die BbgEnEVZV für 

das Land Brandenburg näher konkre-

tisiert. 

Regelungen zur Energieerzeu-

gung werden im Bebauungsplan 

nicht getroffen. Es ist davon 

auszugehen, dass die wirt-

schaftlichen Anreize zur Produk-

tion von Strom aus erneuerba-

ren Energien ausreichend sind. 

Regelungen zur Verwendung 

bestimmter Energiequellen sind 

nicht erforderlich. Mittlerweile 

bietet jeder Anbieter sog. „Öko-

Stromtarife“ an. Der Stromab-

nehmer kann insofern eigenver-

antwortlich entscheiden, inwie-

weit er Strom aus regenerativen 

Quellen verwenden will. 

  

Ziel der EnEV sowie der zuge-

hörigen Zuständigkeitsverord-

nung ist die Steigerung der 

Energieeffizienz von Gebäuden. 

Die Regelungen gelten unab-

hängig von den Festsetzungen 

eines Bebauungsplans; zusätz-

licher Regelungsbedarf besteht 

für den Bebauungsplan nicht. 

 

Baumschutzverordnung der 

Landeshauptstadt Potsdam 

in der Fassung vom 

03.052017 

 

Geschützte Bäume sind zu erhalten 

und vor Gefährdungen zu bewahren; 

Ersatzpflanzungen für entfernte ge-

schützte Bäume 

Durch die Festsetzungen im 

Bebauungsplan werden ge-

schützte Bäume überplant. Die 

Kompensation soll im Plange-

biet selbst erfolgen. Festgesetz-

te Bäume sind auf den Ersatz 

im Rahmen von Fällarbeiten 

anzurechnen. 

 

 

1.2.2 Fachpläne 

Landschaftsplan 

Der wirksame Landschaftsplan (LP) der Landeshauptstadt Potsdam von 2012 definiert 
verschiedene Teilräume, für die Prägungen und Entwicklungsziele formuliert werden. 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 104 liegt im Teilraum Nr. 5 „Teltower 
Vorstand mit Telegrafenberg“, für das lt. Zielkonzept folgende Prägung / Entwicklung 
vorgesehen ist: „Stark durchgrünte Siedlungsgebiete zwischen Ravensbergen und 
Nutheniederung mit ausgeprägten landschaftsräumlichen Bezügen und dazwischenlie-
genden, ausgedehnten Grünflächen.“ Im Zielkonzept des Landschaftsplans werden 
Erhalt / Aufwertung / Entwicklung von erholungsrelevanten Freiflächen, Grünzügen und 
-strukturen benannt. 
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Der Bebauungsplan Nr. 104 berücksichtigt die Zielstellung einer starken Durchgrünung 
in Siedlungsgebieten sowie den Erhalt der ausgeprägten landschaftsräumlichen Bezü-
ge durch den Erhalt der zusammenhängenden Gehölzbestände und deren Festset-
zung als öffentliche Grünflächen mit der Zweckbestimmung „Öffentliche Grünanlage“. 

Luftreinhalte- und Qualitätsplan 2010 – 2015 

Gemäß Luftreinhalte- und Qualitätsplan 2010 – 2015 erreicht die Heinrich-Mann-Allee 
im Abschnitt des Bebauungsplans Nr. 104 eine Anzahl von 20.000 Kfz an einem 
durchschnittlichen Werktag, durch Binnenverkehr sowie durch Ziel- und Quellverkehr. 
(Anmerkung: Im STEK Verkehr werden im Szenario Nachhaltige Mobilität für das Jahr 
2025 werktags ca. 16.700 Kfz in 24 Stunden prognostiziert.)  

Im Modellergebnis 2015 wird die Zahl der Tage mit Grenzwertüberschreitungen für 
Feinstaub (PM10) im betroffenen Abschnitt der Heinrich-Mann-Allee mit weniger als 12 
– und damit der niedrigsten (Überschreitungs-)Stufe im Hauptverkehrsstraßennetz an-
gegeben. Der Jahresmittelwert für Stickoxid (NO2) liegt im Modellergebnis von 2015 
unter 20 g/m3 und damit ebenso vergleichsweise niedrig gemessen am Gesamtnetz 
der Hauptverkehrsstraßen in Potsdam. 

Als Zielvorgabe für die Bauleitplanung zur Schaffung von Wohnraum und Gewerbe ist 
darauf zu achten, dass die damit verbundenen erhöhten Verkehrsmengen nicht zu ei-
ner Verschlechterung der Luftqualität führen und die Luftschadstoffgrenzwerte dauer-
haft eingehalten werden. Zur Verbesserung der Feinstaubbindung werden bauleitpla-
nerische Vorgaben zur Begrünung sowie die gezielte Förderung von Dachbegrünun-
gen sowie Hofbegrünungen vorgeschlagen.  

Der Bebauungsplan Nr. 104 berücksichtigt die Zielstellung einer starken Durchgrünung 
durch den Erhalt der zusammenhängenden Gehölzbestände und deren Festsetzung 
als öffentliche Grünflächen. Ebenso ist durch die Festsetzung einer Dachbegrünung, 
der Begrünung von Tiefgaragen sowie der Pflanzung von Bäumen ein hohes Grünvo-
lumen in den Innenhöfen der Quartiere gewährleistet. 

Mit der Anbindung des Quartiers an die vorhandene Straßenbahn/ÖPNV sowie einen 
die Heinrich-Mann-Allee begleitenden Radweg sind die Voraussetzungen eines neuen 
Wohnquartiers, welches möglichst geringe zusätzliche Verkehrsmengen hervorruft, 
gegeben. 

Lärmaktionsplan 2011 

Im Ergebnis der Lärmaktionsplanung ist festgestellt worden, dass im Stadtgebiet von 
Potsdam für das Haupt- und Erschließungsnetz mit einer Verkehrsbelegung zwischen 
8.200 und 16.700 Kfz/24h (und damit für den Abschnitt der Heinrich-Mann-Allee im 
Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 104) wesentliche Lärmbetroffenheiten exis-
tieren. Der Lärmaktionsplan 2011 benennt Maßnahmen zur Verbesserung der Umwelt-
bedingungen und damit der Aufenthalts-, Wohn- und Umfeldqualität im Stadtgebiet von 
Potsdam. Ein wesentlicher Ansatz für die Lärmminderung liegt in der Beruhigung des 
Kfz-Verkehrs durch die Verstetigung und Verlangsamung des Verkehrsflusses sowie 
einer gezielten Förderung des Umweltverbundes. Zu letzterem zählen ein attraktives 
und sicheres Radverkehrswegeangebot, der Ausbau des ÖPNV sowie die Entwicklung 
von Wohnraum an vorhandenen ÖPNV-Achsen.  

104 von 183 in Zusammenstellung



Kapitel C – Umweltbericht Bebauungsplan Nr. 104 „Heinrich-Mann-Allee / Kolonie Daheim“ 
 

Seite 64 von 111 
 

Mit den Planungen des Bebauungsplans Nr. 104 werden die Anforderungen des Lärm-
aktionsplans 2011 weitestgehend umgesetzt: das Plangebiet ist durch den ÖPNV gut 
erschlossen und weist als innenstadtnahes Wohnquartier mit Radwegeverbindung die 
Voraussetzungen für eine den Verkehrslärm nicht steigernde Entwicklung auf. 

Integriertes Klimaschutzkonzept 2010 

Das Integrierte Klimaschutzkonzept 2010 der Landeshauptstadt Potsdam benennt un-
terschiedliche Handlungsfelder, u. a. das Handlungsfeld Stadtplanung und Stadtent-
wicklung. Innerhalb dieses Handlungsfeldes wird das Plangebiet des Bebauungsplans 
Nr. 104 als nicht belasteter Stadtraum ausgewiesen (vgl. Abb. 11.10, S. 247). Es be-
nennt als strategisch relevante Ziele für die verbindliche Bauleitplanung die Sicherung 
einer klimagerechten Ausstattung in Bebauungsplänen sowie den Ausbau von klimare-
gulierenden Strukturen (Aufwertung der Vegetationsbestände auf öffentlichen Flächen, 
Aufwertung der Vegetationsbestände auf privaten Flächen, Entwicklung eines innovati-
ven Stadtbrunnenkonzeptes). Als städtebauliche Maßnahmen zur CO2-Reduzierung 
werden u. a. die Förderung kompakter Siedlungsstrukturen um Nahversorgungszen-
tren und ÖPNV-Haltepunkte sowie die Festlegung von Klimaschutzzielen in Bebau-
ungsplänen benannt. Letzteres meint den Verhandlungsprozess im Rahmen eines Be-
bauungsplans in dem eine energetische Optimierung erarbeitet wird. 

Mit dem Bebauungsplan Nr. 104 werden o. g. Ziele und Maßnahmen weitestgehend 
beachtet. Sowohl die Lage als auch die kompakte Bauweise sowie die Berücksichti-
gung bestehender klimawirksamer Vegetationsbestände setzen die übergeordnete 
Zielsetzung des Integrierten Klimaschutzkonzeptes 2010 um. 

1.3 Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 

1.3.1 Räumliche und inhaltliche Abgrenzung. 

Die Erhebung und Auswertung zu den Schutzgütern Mensch, biotische und abiotische 
Naturhaushaltfaktoren sowie Landschaftsbild und Erholungsvorsorge einschließlich der 
Sach- und Kulturgüter sowie der Wechselwirkungen der Schutzgüter untereinander ist 
auf den Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 104 begrenzt. Das Plangebiet be-
sitzt keine Bedeutung für übergeordnete umweltfachliche Zusammenhänge (z. B. Luft-
leitbahnen, Biotopverbundnetz etc.) im Stadtgebiet. Es konnten auch keine direkt an-
grenzenden Schutzgebiete nachgewiesen werden, die eine Ausweitung des Untersu-
chungsraumes erfordert hätten.  

1.3.2 Angewandte Untersuchungsmethoden 

Für den Geltungsbereich des Bebauungsplans ist 2011 eine Biotoptypenkartierung 
nach Kartierschlüssel des Landes Brandenburg durchgeführt worden. Bezüglich der re-
levanten Fauna (europäische Vogelarten, Fledermäuse, Großer Heldbock u.a.) liegen 
artenschutzfachliche Gutachten mit Stand Februar 2016 vor. Zusätzlich liegt ein 
Baumgutachten vor, welches Auskunft über den Erhaltungszustand des Bestandes im 
Plangebiet gibt. 

Umfang und Art der Versiegelung sind anhand der Vermessungsunterlagen sowie ei-
ner Begehung vor Ort ermittelt worden. Zusätzlich ist das Informationsangebot LUIS 
des Ministeriums für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz des Landes Bran-
denburg genutzt worden.  
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Zum Schutz von gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnissen liegt eine Schalltechnische 
Untersuchung mit Stand 11.02.201610 vor. 

2. Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 

Die nördliche Hälfte des Plangebiets liegt seit der Stilllegung des Straßenbahndepots 
im Jahr 2001 brach. Die Nutzung der Tennisplätze ist zum 30.06.2017 gemäß einer 
vertraglichen Vereinbarung mit dem Tennisverein Rot-Weiß aufgegeben worden. 

Infolge der angestrebten Nutzungen – Wohngebiet, gewerbliche Nutzung und Fläche 
für Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Kindertagesstätte / Schule“ – wird es zu 
baubedingten, anlagebedingten und betriebsbedingten Beeinträchtigungen kommen. 

Durch die Zunahme von Gebäuden sowie flächigen (auch unterirdischen) Stellplatzan-
lagen kommt es anlagebedingt zu einer erheblichen Beeinträchtigung der abiotischen 
Schutzgüter Boden, Wasserhaushalt und Klima. 

Betriebsbedingt kann mit der Nutzungsänderung eine Zunahme an Lärm und Licht ver-
bunden sein, welche sich insbesondere auf die Tierwelt, ggf. auch auf die angrenzen-
den Wohnnutzungen negativ auswirken kann. Für die benachbarte Siedlung Kolonie 
Daheim gilt es insbesondere, die Auswirkungen des Verkehrslärms auf ein für das 
sensible Umfeld verträgliches Maß zu begrenzen und z.B. ungünstige Gebäudeanord-
nungen weitestgehend auszuschließen. 

Baubedingt wird es infolge von umfangreichem Abriss und Neubau zu Beeinträchti-
gungen (Lärm, Staubentwicklung) über einen längeren Zeitraum kommen. 

2.1 Auswirkungen auf Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung 

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung sind nicht betroffen. 

2.2 Schutzgut Boden 

2.2.1 Einschlägige Ziele in Fachgesetzen und Fachplanungen 

vgl. Kapitel C.1.2.1 und C.1.2.2 

2.2.2 Ausgangssituation 

Infolge der jahrzehntelangen intensiven Nutzung ist der Boden zum überwiegenden 
Teil anthropogen überformt. Die natürlichen Bodenfunktionen unterliegen entsprechen-
den Störungen.  

Für den Bereich der Tennisplätze sowie der Schulsportfläche liegt kein Altlastenver-
dacht vor. Die Fläche des ehemaligen Straßenbahndepots ist im Altlasten- / Altlasten-
verdachtsflächenkataster der Landeshauptstadt Potsdam, entsprechend § 29 Bran-
denburgisches Abfall- und Bodenschutzgesetz, Abschnitt 7 (BbgAbfBodG) registriert. 

Es handelt sich hierbei um die Altlastenverdachtsfläche Altstandort: „Straßenbahnde-
pot, Heinrich-Mann-Allee 105“. Eine Begehung des Flurstücks im Jahr 2010 ergab, 

                                                
10 KSZ Ingenieurbüro GmbH, Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 104 „Heinrich-Mann-Allee / Kolonie 
Daheim″ in Potsdam, 1. Überarbeitung, Berlin 11.02.2016 
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dass sich der Altlastenverdacht auf eine Garage sowie oberflächige Ablagerungen im 
Bereich der Gleisanlagen beschränkt. Weitere Maßnahme zur Klärung des Altlasten-
verdachts können deshalb baubegleitend durchgeführt werden. Zusätzlich ist von Auf-
schüttungen (auch Bauschutt) auszugehen. Dennoch sind die Bodenfunktionen inner-
halb des Geltungsbereichs bezogen auf die Filter- und Pufferkapazitäten vergleichs-
weise wenig vorbelastet11. Der Rückbau / die Altlastensanierung des ehemaligen Stra-
ßenbahndepots erfolgte in 2017. 

Rund ein Drittel der Fläche des Plangebietes ist versiegelt. Dabei handelt es sich um 
unterschiedliche Versiegelungsarten wie Überbauung, Bodenplatten ehemaliger Ge-
bäude, Betonplatten, Betonpflaster, Natursteingroßpflaster, wassergebundene Decken 
u.v.m. Rund zwei Drittel des Plangebiets weisen offenen Boden mit oder auch ohne 
Bewuchs (z.B. offene Sandwege zwischen den Tennisplätzen) auf. 

Kapitel C, Tab. 1: versiegelte Flächen im Bestand 

Gebäude 5.600 m² 6 % 

Vollversiegelte Flächen 11.488 m² 11 % 

Teilversiegelte Flächen 10.380 m² 10 % 

Halboffene Flächen 5.900 m² 6 % 

Offene Flächen 68.030 m² 67 % 

Gesamtfläche Geltungsbereich 101.328 m² 100 % 

2.2.3 Prognose des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

Mit Umsetzung der Planung steigt der Anteil an überbauten Flächen und versiegelten 
Flächen stark an. Rund ein Fünftel des Plangebiets ist durch Gebäude überplant, wei-
tere 21 % versiegelte Flächen entstehen durch die Anlage von Tiefgaragen und Stra-
ßen, ebenfalls werden ca. 21% durch oberirdische Stellplatzanlagen teilversiegelt. 33 
% des Bodens im Plangebiet bleibt offen und steht den Boden- und Wasserhaushalts-
funktionen uneingeschränkt zur Verfügung. Dabei handelt es sich im Wesentlichen um 
die öffentlichen Grünflächen sowie die Freiflächen der Gemeinbedarfsflächen. Mit der 
baulichen Entwicklung (Wohnbauflächen, Mischgebiet, Flächen für Gemeinbedarf mit 
den Zweckbestimmungen „Kindertagesstätte / Schule“ und „Schulsport“ sowie Ver-
kehrsflächen) ergibt sich gegenüber der Bestandssituation eine Erhöhung der Versie-
gelung um ca. 34.823 m².  

Kapitel C, Tab. 2: versiegelte Flächen bei Durchführung der Planung 

Gebäude 21.646 m² 21 % 

Vollversiegelte Flächen 21.190 m² 21 % 

Teilversiegelte Flächen 23.399 m² 23 % 

Halboffene Flächen 1.862 m² 2 % 

Offene Flächen 33.207 m² 33 % 

Gesamtfläche Geltungsbereich 101.300 m² 100 % 

                                                
11 vgl. Auslobung zum Städtebaulichen Gutachterverfahren „Heinrich-Mann-Allee / Kolonie Daheim“, Juli 2014  
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Hinzu kommen baubedingte Beeinträchtigungen durch Auf- und Abtrag von Boden 
(Baugruben, Geländenivellierung) im gesamten Plangebiet. Mit der Gestaltung und 
Begrünung werden die baubedingten temporären Beeinträchtigungen auf den verblei-
benden offenen Bodenflächen beseitigt. Der anlagebedingte Verlust von offenem Bo-
den mit geringer anthropogener Überprägung bleibt hingegen dauerhaft bestehen.  

Positiv ist die mit der Planumsetzung verbundene Bodensanierung auf dem Grund-
stück des ehemaligen Straßenbahndepots. Die vorhandene Oberflächenbefestigung ist 
zur Vermeidung eines ungewollten Stofftransports aus den Auffüllböden unmittelbar 
vor den Aushubarbeiten entnommen und belastetes Bodenmaterial abgefahren und 
entsorgt worden. 

2.2.4 Prognose des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung ist vom Status Quo (Konversionsfläche bzw. unge-
nutzte Sportflächen) auszugehen. Für das ehemalige Straßenbahndepot verbleibt der 
Verdacht auf Altlasten.  

2.2.5 Vermeidung, Verringerung und Ausgleich nachteiliger Auswirkungen 

- Intensive Begrünung nicht überbauter Tiefgaragenteile 
- extensive Dachbegrünung 
- Anlage von Wegen und Stellplätzen und soweit möglich auch von Straßenverkehrs-

flächen in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau 
- Baumpflanzungen 

2.3 Schutzgut Wasser 

2.3.1 Einschlägige Ziele in Fachgesetzen und Fachplanungen 

vgl. Kapitel C.1.2.1 und C.1.2.2 

2.3.2 Ausgangssituation 

Die südwestlichen Randbereiche des Geltungsbereiches des Bebauungsplans Nr. 104 
entlang der Heinrich-Mann-Allee liegen innerhalb der Trinkwasserschutzzone III des 
Wasserschutzgebietes des Wasserwerks Potsdam – Leipziger Straße. Die Böden sind 
wasserdurchlässig und bieten wenig Schutz für das Grundwasser. Das Grundwasser 
steht im Mittel bei 31 m über NHN und damit bis zu ca. 1 m unter Gelände im Kreu-
zungsbereich Am Alten Friedhof / Kolonie Daheim. Damit besteht eine mittlere Emp-
findlichkeit gegenüber Verschmutzungen. 

Aktuell stehen rund drei Viertel des Plangebiets für die Wasserhaushaltsfunktionen 
bzw. zur Versickerung von Niederschlagswasser zur Verfügung (vgl. Tabelle in Kapitel 
C.2.2.2). Die Wasserhaushaltsfunktionen innerhalb des Geltungsbereichs sind damit 
bezogen auf die Filter- und Pufferkapazitäten und die Grundwasserneubildung durch 
die bestehende anthropogene Beeinflussung nur gering vorbelastet. 

2.3.3 Prognose des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

Mit Umsetzung der Planung werden rund zwei Drittel des Plangebiets überbaut, unter-
baut bzw. versiegelt sein. In den Baugebieten wäre mit einer Versiegelung von bis zu 
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80 % der Fläche infolge der möglichen Tiefgaragenunterbauung zu rechnen. Infolge 
des anlagebedingten Anstiegs an versiegelten Flächen kommt es zu einer höheren Ab-
flussbildung und einer wesentlichen Minderung der Grundwasseranreicherung. Eine 
vollständige Versickerung des in den Baugebieten anfallenden Niederschlagswassers 
soll mittels Rückhaltung und gedrosselter Abgabe in die wenigen offenen Bodenflächen 
ermöglicht werden.  

Baubedingt kann es zu Maßnahmen der Wasserhaltung kommen. Betriebsbedingte 
Beeinträchtigungen für das Schutzgut Wasser sind aufgrund der geplanten Nutzungen 
nicht zu erwarten. 

2.3.4 Prognose des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung ist vom Status Quo (ungenutzte Brache bzw. Sport-
flächen) auszugehen.  

2.3.5 Vermeidung, Verringerung und Ausgleich nachteiliger Auswirkungen 

- intensive Begrünung nicht überbauter Tiefgaragenteile 
- extensive Dachbegrünung 
- Anlage von Wegen und Stellplätzen und soweit möglich auch von Straßenverkehrs-

flächen in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau 
- Niederschlagsentwässerungskonzept für die Baugebiete mit dem Ziel der weitge-

henden Versickerung anfallenden Niederschlagswassers im Plangebiet  

2.4 Schutzgut Klima und Lufthygiene 

2.4.1 Einschlägige Ziele in Fachgesetzen und Fachplanungen 

vgl. Kapitel C.1.2.1 und C.1.2.2 

2.4.2 Ausgangssituation 

Gemäß Landschaftsplan der Landeshauptstadt Potsdam liegt das Plangebiet in keiner 
der großräumigen Luftleit- und Ventilationsbahnen die den Luftaustausch im Stadtge-
biet begünstigen.  

Das Plangebiet selbst zählt mit seinem grünen Umfeld, den rund 31.000 m² geschlos-
senen Klima wirksamen Gehölzbeständen, einem geringen Versiegelungsgrad zu den 
stadtklimatischen Entlastungsräumen, jedoch mit geringer bzw. mäßiger bioklimati-
scher Entlastungsfunktion. In diesen Bereichen besteht eine vergleichsweise hohe 
Empfindlichkeit gegenüber Nutzungsintensivierungen. Ziel ist der Erhalt der Durchlüf-
tung und der Erhalt des Vegetationsanteils mit hohem Biovolumen und ggf. die Begrü-
nung von Blockinnenhöfen.  

Die Luftbelastung mit Feinstaub und Stickoxiden ist gemäß Fachkarten des Luftreinhal-
te- und Qualitätsplans 2010 – 2015 im Vergleich mit dem Potsdamer Hauptstraßenver-
kehrsnetz vergleichsweise niedrig. Dennoch wird im Modellergebnis 2015 mit Grenz-
wertüberschreitungen für Feinstaub (PM10) im betroffenen Abschnitt der Heinrich-
Mann-Allee an weniger als 12 Tagen gerechnet. Als Hauptverursachergruppe ist hier 
der Individualverkehr zu benennen.  
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2.4.3 Prognose des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

Aufgrund der geöffneten Gebäudeblöcke ist ein Luftaustausch sowohl innerhalb des 
Plangebiets als auch der einzelnen Quartiere gegeben. Ebenso ist der Erhalt von rund 
10.000 m² geschlossener Gehölzbestände in Hinblick auf das Standortklima positiv zu 
bewerten. Negativ wirken sich der hohe Anstieg an versiegelten Flächen im Plangebiet 
sowie der Verlust von klimatisch wirksamen Baumgruppen und Gehölzflächen aus. 

Für die Wohnquartiere im Plangebiet ist aufgrund der Entfernung zur Heinrich-Mann-
Allee nicht mit erheblichen Feinstaubbelastungen zu rechnen. Positiv wirkt sich hierbei 
der Erhalt des vorhandenen Gehölzbestandes an der Heinrich-Mann-Allee aus. 

2.4.4 Prognose des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung ist vom Status Quo (ungenutzte Brache bzw. Sport-
flächen) auszugehen. Im Rahmen der fortschreitenden Sukzession wird sich der klima-
tisch wirksame Anteil an flächigen Gehölzbeständen erweitern. 

2.4.5 Vermeidung, Verringerung und Ausgleich nachteiliger Auswirkungen 

- Erhalt flächiger Gehölzbestände 
- Neupflanzung von großkronigen Laubbäumen in den Baugebieten, den Straßen 

sowie dem anzulegenden Quartiersplatz 
- Intensive Begrünung nicht überbauter Tiefgaragenteile 
- extensive Dachbegrünung 

2.5 Schutzgut Tiere und Pflanzen 

2.5.1 Einschlägige Ziele in Fachgesetzen und Fachplanungen 

vgl. Kapitel C.1.2.1 und C.1.2.2 

2.5.2 Ausgangssituation 

Die zentrale Fläche des ehemaligen Straßenbahndepots ist durch flächige Schotter- 
und Sandbereiche gekennzeichnet, die, je nach Zeitpunkt der Nutzungsaufgabe, mit 
noch lückiger oder bereits geschlossener Ruderalvegetation bewachsen sind. Stellen-
weise kommt bereits dichter Gehölzaufwuchs (meist mit nichtheimischen Gehölzen) 
unterschiedlicher Höhe, auch bereits mit Vorwaldcharakter, auf. Im Westteil sowie im 
Südosten sind bereichsweise Silbergras-Pionierfluren als geschützte Biotope festge-
stellt worden. 

Versiegelte Zufahrten und Parkplätze sowie größere Gebäudekomplexe prägen noch 
das Gelände. Dort kommen Ziergehölzpflanzungen mit Sträuchern und Bäumen vor. 

Einige größere parkartige Gehölzflächen mit altem Baumbestand kommen nahe der 
Heinrich-Mann-Allee, Am Alten Friedhof und nördlich der Tennisplätze vor. Seitens des 
Landesbetriebes Forst Brandenburg sind die Gehölzbestände entlang der Straßen Am 
Alten Friedhof und Kolonie Daheim als Wald im Sinne des Landeswaldgesetzes einge-
stuft worden. Es handelt sich um drei Teilflächen in Größe von 4.750 m², 5.095 m² und 
6.504 m².  
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Eine Zuordnung zu einem der Wald- oder Forstbiotoptypen gemäß Biotopschlüssel 
Brandenburg kann aufgrund der Artenzusammensetzung nicht erfolgen. Vielmehr sind 
die o.g. Gehölzbestände wegen fehlender geeigneter Biotoptypen im Typen-Schlüssel 
als Feldgehölze eingeschätzt worden.  

Die Gehölzbestände und vorhandene Einzelbäume, Baumreihen, Baumgruppen sind 
aufgrund ihres Alters, ihrer Vitalität und ihrer Ausprägung wertvoll. Insbesondere die äl-
teren Baumreihen aus Krim-Linde und Maulbeere im Bereich der Tennisplätze sowie 
Krim-Linde nördlich und südlich der Sportplatzanlage stellen wertvollen Lebensraum 
und prägende Landschaftselemente dar. Bei den in Reihen stehenden Krim-Linden 
handelt sich vermutlich um eine überkommende, in Teilen erhaltene Einfassung eines 
Exerzierplatzes sowie eine ehemals einen Weg begleitende Baumreihe zur Kolonie 
Daheim. Die parallel zueinander verlaufenden Reihen sind gemäß den Vorgaben zur 
Biotopkartierung Brandenburg (Band 2 Beschreibung der Biotoptypen) 12 nicht zwangs-
läufig als Alleen zu erfassen, da diese nur auf einer Seite (einseitig) eines Weges ver-
laufen bzw. weder durch Straße noch Weg begleitet werden. Dennoch können diese 
Lindenbaumreihen aufgrund ihrer für den Potsdamer Raum prägenden Struktur als Al-
leen bzw. als Baumreihen als geschützte Landschaftsbestandteile nach § 29 
BNatSchG angesehen werden. Sie unterliegen damit nach § 17 Abs. 1 BbgNatSchAG 
besonderen Schutzanforderungen.  

Im Ergebnis dessen sind im Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 104 die ge-
mischte Baumreihe am Weg Am Nuthewinkel, die Doppelbaumreihe im Bereich der 
Tennisplätze, die dreireihige Lindenreihe südlich der Tennisplätze und die Lindenreihe 
in der Planstraße 5 als nach § 17 Abs. 1 BbgNatSchAG besonderen Schutzanforde-
rungen unterliegende Alleen bzw. Baumreihe im Sinne des § 29 BNatSchG anzuse-
hen.  

Im Bereich der Tennisplätze sind verhagerte, relativ artenreiche Zierrasenflächen vor-
handen. Auf dem angrenzenden Schulfreigelände prägt eine magere Sandfläche mit 
Arten der ruderalen Sand-Pionierrasen das Bild. In den lückigen Sandflächen kommen 
immer wieder Bestände der gefährdeten Sandstrohblume vor, ebenso sind Ulmen und 
Feld-Ahorn in einigen Vorwaldgebüschen vertreten. 

Kapitel C, Tab. 3: Biotoptypen und NHW-Bewertung im Bestand (vgl. Karte in Kapitel G.4) 

Biotoptyp Fläche 
m2 

Schutz Bewer-
tung NHW 

03: Anthropogene Rohbodenstandorte und Ruderalfluren    

03130 Vegetationsarme, schotterreiche Flächen 355  1,5 

03222x Ruderale Pionierfluren 16.153  1,5 

03240/03243 Ruderale Diestel- und Staudenfluren 7.202  1,5 

03312 Sonstige Spontanvegetation auf Sekun-
därstandorten 

781  1,3 

05: Gras- und Hochstaudenfluren    

051211 Silbergrasreiche Pionierfluren 1.416 § 1,8 

05160/05161/ 
05162 

Zier- und Scherrasen 6.311  1,3 

                                                
12 Landesumweltamt Potsdam, Biotopkartierung Brandenburg, Band 2 Beschreibung der Biotoptypen, Potsdam ohne Jahr 
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07: Laubgebüsche, Feldgehölze, Alleen, Baumreihen und Baumgruppen  

07113x Feldgehölze mittlerer Standorte 22.936  1,8 

07141x Alleen 2.636 § 1,8 

07142x Baumreihen 2.136  1,8 

071531x Einschichtige und kleine Baumgruppen, 
heimische Baumarten 

2.174  1,8 

071532x Einschichtige und kleine Baumgruppen, 
nicht heimische Baumarten 

2.684  1,7 

08: Wälder und Forste    

082814x Robinienvorwald 2.634  1,8 

082818x Sonstiger Vorwald aus Laubbaumarten 1.947  1,8 

10: Biotope der Grün- und Freiflächen    

10171 Sportplätze (Tennisplätze) 7.307  0,3 

10171 Sportplätze (Tartandecke) 2.581  0,0 

10272x Anpflanzung von Sträuchern (> 1m Höhe) 889  1,3 

10273 Hecke (Formschnitt) 967  1,3 

12: Bebaute Gebiete, Verkehrsanlagen und Sonderflächen    

126122 Straßen mit Asphalt oder Betondecken, 
ohne Baumbestand 

3.016  0,0 

12641 Unversiegelter Parkplatz 1.163  0,3 

12643 Versiegelter Parkplatz 887  0,0 

12651 Unbefestigter Weg 1.649  0,3 

12654 Versiegelter Weg 4.745  0,0 

126614 Gleisanlage mit Spontanvegetation 1.471  0,5 

12300 Industrie-, Gewerbe-, Handels- und 
Dienstleistungsflächen (hier Gebäude) 

7.316  0,0 

B-Plan Nr. 104 „Heinrich-Mann-Allee / Kolonie Daheim“ 101.300  1,2 

0-2,4 Bewertung nach Naturhaushaltwertverfahren (2,4 besonders hoch) 

§ geschütztes Biotop nach § 18 BbgNatSchAG in Verbindung mit § 30 BNatSchG 

§ Alleenschutz nach § 17 BbgNatSchAG in Verbindung mit § 29 BNatSchG 

 
Biotopschutz / Alleenschutz 

Auf der Fläche des ehemaligen Straßenbahndepots sowie auf der südlichen Wiesen-
fläche sind bereichsweise noch Silbergras-Pionierfluren als geschützte Biotope vor-
handen. Für den südlichen Teil des Baumbestands Am Nuthewinkel, im Bereich der 
Tennisplätze und südlich der Tennisplätze sowie für die Lindenreihe in der Planstraße 
5 besteht Alleenschutz. 

Im Ergebnis der vorliegenden Planungen und der Abwägung der öffentlichen Belange 
gegen- und untereinander sowie im Ergebnis der Alternativenprüfung können die Al-
leen Am Nuthewinkel sowie im Bereich und südlich der Tennisplätze nicht erhalten 
werden. Die vorgesehenen Festsetzungen ermöglichen jedoch den weitgehenden Er-
halt der Baumreihe aus Krim-Linden in der Planstraße 5.  
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Die Landeshauptstadt Potsdam hat im Januar 2014 das städtebauliche Gutachterver-
fahren „Heinrich-Mann-Allee / Kolonie Daheim“ ausgelobt. Mit der Durchführung dieses 
Gutachterverfahrens sind hinsichtlich der städtebaulichen Entwicklung alternative Pla-
nungsmöglichkeiten zur städtebaulichen Entwicklung des Quartiers unter Beachtung 
der in der Aufgabenstellung als zu erhalten benannten Landschaftsstrukturen unter-
sucht worden (vgl. städtebauliches Konzept in Kapitel B.2.3).  

Städtebauliches Ziel des Gutachterverfahrens war die Schaffung eines urbanen, zu-
sammenhängenden, kompakten Siedlungskörpers im Rahmen der Konversion brach-
gefallener Infrastrukturflächen im Sinne der Innen- vor der Außenentwicklung. Ferner 
sollen in dem neuen Quartier gemäß der zwischen der Landeshauptstadt Potsdam und 
der ProPotsdam GmbH vereinbarten Neubauziele des Balance-Score-Card-Verfahrens 
(vgl. DS 16/SVV/0160) ca. 190 Wohneinheiten mit Mietpreis- und Belegungsbindungen 
gemäß Mietwohnungsbauförderung des Landes errichtet werden.  

Basierend auf dieser Zielsetzung ist in dem Gutachterverfahren der Sicherung zusam-
menhängender Grünflächen mit einem erhaltenswerten Baumbestand (z.T. Wald im 
Sinne des LWaldG) für eine öffentliche Erholungsnutzung mit Spielplätzen und Schul-
sporteinrichtungen der Vorrang vor dem Erhalt einzelner Strukturelemente gegeben 
worden (die Alleen und Baumreihen waren nicht als zu beachtend in der Aufgabenstel-
lung gekennzeichnet).  

Die Dichte entspricht vergleichbaren innerstädtischen Quartieren. Die vorgesehenen 
Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung sind für einen ressourcenschonenden 
Umgang mit dem Schutzgut Boden maßgeblich im innerstädtischen Bereich. Die öf-
fentliche Erschließung mit Straßen, Plätzen und Grünflächen sowie der leitungsgebun-
denen Ver- und Entsorgung sind in Dimension und Qualität auf das städtebauliche 
Konzept angepasst. 

In der konkreten Alternativenprüfung anhand des im Gutachterverfahren prämierten 
Entwurfs von Müller Reimann Architekten stellen die – denkbare – Verschiebung von 
Straßenbegrenzungslinien und Baulinien zum Erhalt der Alleen im Grundsatz aber kei-
ne zumutbare Alternative dar, da damit u.a. aufgrund der einzuhaltenden Abstandsflä-
chen die städtebauliche Gesamtstruktur des einstimmig prämierten Siegerentwurfs in 
Frage gestellt und die Anzahl der Wohneinheiten reduziert werden würde. Dazu im 
Einzelnen: 

Die Allee am Weg Am Nuthewinkel ist zudem in ihrem Baumbestandstand und ihrer Al-
tersstruktur derart überformt, dass die prägenden Alleebäume entweder nicht mehr 
vorhanden oder als diese nicht mehr erkennbar sind; somit der ehemalige Alleecharak-
ter nicht wieder herstellbar erscheint.  

Des Weiteren bildet die Planstraße 2 das Rückgrat der Erschließung für das neue 
Quartier. Die Lage der Straße resultiert aus den Anforderungen an eine verkehrsge-
rechte Anbindung an den Knoten Heinrich-Mann-Allee / Drevesstraße sowie der Tras-
senführung vorbei an der denkmalgeschützten Sporthalle des Humboldt-Gymnasiums. 
Auch waren bei der Planung eigentumsrechtliche Gegebenheiten zu beachten. Der Er-
halt und die Wiederherstellung des Alleecharakters werden über die textliche Festset-
zung 6.7 gesichert. 
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Die dreireihige Allee südlich der Tennisplätze befindet sich sowohl in der öffentlichen 
Verkehrsfläche der Planstraße 5 als auch in der südlichen Fläche für Stellplätze „St 2“ 
im Baugebiet WA 4.  

Die Planstraße 5 grenzt die Bebauung zur öffentlichen Grünfläche ab und bildet so den 
Abschluss bzw. Übergang vom Siedlungskörper zu den zu erhaltenden Freiflächen. Ei-
ne Verschiebung der Planstraße 5 hätte wesentliche Auswirkungen auf die Erschlie-
ßungsplanung und damit auf die städtebauliche Gesamtkonzeption für das Quartier. 
Mit der langen, baulich offenen Zeile an der Planstraße 5 wird der denkmalgeschützten 
Kolonie Daheim ein angemessenes Pendant gegenübergestellt und so eine klare Ab-
folge von Freiräumen geschaffen. Die Planstraße 5 spiegelt die Situation der Kolonie 
Daheim, sie definiert die öffentliche Grünfläche damit in seinen Grenzen und betont 
seine Funktion als öffentlich zugängliche Erholungsfläche. Der Eingriff in den Alleebe-
stand in der Planstraße 5 wird die Allee in ihrer Länge um ca. 20 % reduzieren. Im 
Rahmen der Gestaltung der öffentlichen Grünfläche werden straßenbegleitende 
Baumpflanzungen entlang der Planstraße 5 zu berücksichtigen sein. 

Die Bebauung an der Planstraße 5 stellt somit ein wesentliches Essential der städte-
baulichen Konzeption dar. Eine Verschiebung der überbaubaren Grundstücksflächen in 
diesem Bereich würde nachhaltige Beeinträchtigungen dieser städtebaulichen Konfigu-
ration mit Kurzzeilen nach sich ziehen. 

In der Fläche für Stellplätze „St 2“ sind ca. 40 Stellplätze für den privaten Stellplatz-
nachweis vorgesehen. Bei Erhalt des Baumbestandes müssten diese Stellplätze an-
dernorts oberirdisch nachgewiesen werden. Dies ist im Baugebiet WA 4 nicht möglich 
ohne Flächen für den Wohnungsbau in Anspruch zu nehmen und würde damit zu einer 
nicht gewünschten Reduzierung der Anzahl der Wohneinheiten und der städtebauli-
chen Dichte führen. Außerhalb des Baugebietes WA 4 würde dies eine Änderung der 
städtebaulichen Konzeption und einer Inanspruchnahme öffentlicher Grünflächen be-
dingen. Dies würde eine Reduzierung und zusätzliche Versiegelung von zusammen-
hängenden Grün- und Erholungsflächen nach sich ziehen und einem schonenden Um-
gang mit dem Schutzgut Boden und der Sicherung größerer zusammenhängender 
Grünflächen mit Erholungs- und ökologischen Ausgleichsfunktionen widersprechen. 
Ein Verzicht auf die Stellplätze ist nicht möglich, da der gewählte Stellplatzschlüssel 
den Mindestanforderungen an die Potsdamer Stellplatzsatzung – unter Beachtung der 
zulässigen Reduzierungsmöglichkeiten – entspricht. Der Nachweis der Stellplätze in 
Tiefgaragen würde einen zusätzlichen Eingriff in das Schutzgut Wasser bei dem gege-
benen hohen Grundwasserstand bedeuten und die anteilige Versickerung des Regen-
wassers vor Ort ausschließen. Die Regenwasserentwässerungskonzeption sieht eine 
weitgehende Versickerung des Niederschlagswassers von den – privaten Bauflächen – 
vor Ort – ohne Einleitung in die Vorflut – vor (vgl. Kapitel B.3.10). Der baumbestandene 
Charakter der Flächen für Stellplätze „St 2“ ist über die textliche Festsetzung 6.3 gesi-
chert. 

Mit der Neuerrichtung der öffentlichen Straßen und dem Quartiersplatz werden neue 
Baumreihen und Alleen entstehen. Damit erhält das Quartier künftig wieder das Ele-
ment gliedernder Baumreihen und Alleen. Mit der gezielten Pflanzung einheitlicher Ar-
ten und der Schaffung altersgleicher Strukturen wird langfristig das heute überformte 
Bild des Bestandes, der auch in seiner Vitalität zum Teil Schwächen aufweist, durch 
Neupflanzungen wiedergewonnen. 
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Insgesamt ist es aus vorgenannten Gründen nicht möglich, die Alleen zu erhalten bzw. 
wiederherzustellen, ohne das vorliegende städtebauliche Konzept vollständig in Frage 
zu stellen. In Anbetracht der gesamtstädtischen Situation hinsichtlich der Versorgung 
mit Wohnraum und Einrichtungen der sozialen Infrastruktur kann ein überwiegendes 
öffentliches Interesse an der Umsetzung der städtebaulichen Planung in der vorliegen-
den Form angenommen werden.  

Zur Überwindung dieses Konfliktes kann eine naturschutzrechtliche Befreiung gemäß § 
67 BNatSchG von den Verboten des § 29 BNatSchG i.V.m. § 17 Abs. 1 BbgNatSchAG 
gewährt werden, wenn 

1. dies aus Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses, einschließlich sol-
cher sozialer und wirtschaftlicher Art, notwendig ist oder 

2. die Durchführung der Vorschriften im Einzelfall zu einer unzumutbaren Belastung 
führen würde und die Abweichung mit den Belangen von Naturschutz und Land-
schaftspflege vereinbar ist. 

Zur Darstellung der Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses werden im All-
gemeinen auf die städtischen Ziele der Gebietsentwicklung per SVV-
Aufstellungsbeschluss verwiesen.  

Im Zusammenhang mit dem städtebaulichen Gutachterverfahren und der dortigen Be-
rücksichtigung denkmalschutzrelevanter Strukturen werden im Begründungstext vertie-
fende Aussagen zur Nachvollziehbarkeit des überwiegenden öffentlichen Interesses 
erörtert: 

- Innen- vor Außenentwicklung, 

- sparsamer Umgang mit Grund und Boden (Mindestanforderungen aus der Stell-
platzsatzung), 

- kompakter Siedlungskörper – ressourcenschonendes Maß der baulichen Nutzung, 

- kompensatorische Ersatzpflanzung von Alleebäumen, 

- Berücksichtigung denkmalrechtlicher Belange in Übertragung aus der Umgebung 
des Plangebiets (hier Sporthalle-Erschließung und Kolonie Daheim), 

- Entscheidung für eine kompakte und eher großflächigere Grünzäsur in Abgrenzung 
und öffentlichen Nutzung zur Kolonie Daheim. 

Insbesondere die Möglichkeit, durch die großflächigere Anlage der Grünfläche („Kul-
turwaldzone“) naturschutzfachliche Belange wie die Ausbildung von Pufferzonen und 
Biotopvernetzungsstrukturen zu realisieren sowie die notwendige Kompensation der 
Einzelbäume gem. PBaumSchVO und die angesprochene Realisierung als Neuanlage 
von Alleen unterstützt die Ausführungen zur Begründung. 

Insofern kann bei einer konsistenten Weiterplanung und naturschutzfachlichen Qualifi-
zierung des landschaftsplanerischen Konzeptes im oben genannten Sinne entspre-
chend der Stellungnahme der Landeshauptstadt Potsdam, Bereich Umwelt und Natur 
vom 07.02.2018 die Befreiung gemäß § 67 BNatSchG von den Verboten des § 29 
BNatSchG i.V.m. § 17 Abs. 1 BbgNatSchAG in Aussicht gestellt werden.  
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Artenschutz 

Für den Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 104 liegt eine aktuelle artenschutz-
fachliche Untersuchung13 vor.   

Im Rahmen der artenschutzfachlichen Untersuchung konnten im Untersuchungsgebiet 
fünf Fledermausarten mittels Detektor nachgewiesen werden. Weitere zwei Arten 
konnten über die Winterquartiersuche nachgewiesen werden. Somit ist von mindestens 
sieben Fledermausarten im Planungsraum auszugehen. Alle Arten sind nach Anhang 
IV der FFH-Richtlinie streng geschützt. 

Es konnten insgesamt 27 Vogelarten festgestellt werden. Im Vergleich zur Kartierung 
von 2010 sind Bachstelze, Klappergrasmücke und Mehlschwalbe nicht mehr nachge-
wiesen worden, neu hinzugekommen sind dafür Buntspecht, Gartenbaumläufer, Grün-
fink, Gartenrotschwanz, Grünspecht, Kleiber, Mauersegler, Neuntöter und Zaunkönig. 
Bestandsgefährdete Arten sind nicht vertreten, jedoch ist der Neuntöter im Anhang I 
der Vogelschutzrichtlinie aufgeführt und besitzt somit eine erhöhte Schutzbedürftigkeit 
auf EU-Ebene. Der streng geschützte Grünspecht ist nur einmalig mit revieranzeigen-
dem Verhalten registriert worden, wahrscheinlich liegt die Bruthöhle nicht im UG. Bei 
einigen Arten erfolgten Brutnachweise an den leerstehenden Gebäuden im Nordwes-
ten des UG, wo Nestbau- und Fütterungsgeschehen von Feldsperlingen und Blaumei-
sen festgestellt worden sind. Im südlichen Teil des UG brüteten Blaumeisen und ein 
Buntspechtpaar in Baumhöhlen.  

Im Rahmen der Untersuchung sind 13 Heuschreckenarten nachgewiesen worden. Zum 
aufgenommenen Bestand gehören weder landes- noch bundesweit gefährdete Heu-
schrecken, allein die Blauflügelige Ödlandschrecke wird auf der bundesdeutschen 
Vorwarnliste (MAAS et al. 2011) geführt. Auch fällt sie als einzige unter den besonde-
ren Schutz der Bundesartenschutzverordnung (BARTSCHV 2005). 

Der sich aus regional weit verbreiteten und vielerorts häufigen Heuschrecken rekrutie-
rende Bestand lässt lediglich auf eine geringe Bedeutung des Vorhabengebiets für den 
Artenschutz schließen. Dennoch stellt sich die ermittelte Fauna im Kontext des urba-
nen und überwiegend dicht bebauten Umfeldes artenreich dar. Das Untersuchungser-
gebnis unterstreicht die Funktion innerstädtischer Brachen für mobile und ausbrei-
tungsaktive Arten mit geringem Raumanspruch. 

Es sind 16 Tagschmetterlingsarten nachgewiesen worden. Die Ergebnisse verweisen 
auf eine geringe Bedeutung des Vorhabengebiets für den Artenschutz der Tagschmet-
terlinge. Ausschlaggebend für diese Einschätzung ist das Fehlen von vordringlich 
schützenswerten Arten, wie z. B. solchen mit landes- oder bundesweitem Gefähr-
dungsstatus. Als Ursachen hierfür werden die geringe Größe des Lebensraumes und 
seine isolierte Lage im urbanen Raum angesehen. Ungeachtet dessen erweist sich die 
Fläche im Kontext des Stadtgebietes als vergleichsweise attraktiver Tagfalterlebens-
raum. 

Auf den Untersuchungsflächen sind insgesamt 40 Stechimmenarten nachgewiesen 
worden. Die im Jahre 2010 nachgewiesenen Arten konnten bestätigt werden. Darüber 
hinaus sind vier Spezies mit Gefährdungsstatus ermittelt worden. Es ist davon auszu-

                                                
13 Natur+Text GmbH, Stadt Potsdam, Bebauungsplan Nr. 104 „Heinrich-Mann-Allee / Kolonie Daheim“, Artenschutzfachliche 
Untersuchungen, Rangsdorf Februar 2016 
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gehen, dass damit keine tatsächliche Veränderung, sondern dies lediglich die verbes-
serte Erfassungsintensität dokumentiert. 

Die seinerzeit getroffene Einschätzung einer geringen bis mittleren Bedeutung für 
Stechimmen ist auf „mittlere bis hohe Bedeutung“ zu ändern, da sowohl das relativ 
breite Artenspektrum als auch das Vorkommen regional seltener Arten auf eine be-
deutsame Trittsteinfunktion zumindest im Kontext des innerstädtischen Raumes hin-
deutet. Ein hoher Spezialisierungsgrad der Stechimmenfauna ist jedoch nicht zu er-
kennen. Insbesondere fehlen stenöke Arten der Trockenrasen oder anderer gefährde-
ter Habitattypen weitgehend. 

Im Untersuchungsraum sind 2015 je ein Exemplar der großen Königslibelle und des 
Großen Blaupfeils gesichtet worden. Beide Arten sind in Brandenburg weit verbreitet 
und häufig. Der Untersuchungsraum erfüllt eine fakultative Funktion als Nahrungshabi-
tat. 

Hinweise auf Vorkommen von Eremit und Heldbock sind nicht gefunden worden. Die 
vorhandenen Gehölze besaßen wie schon im Jahre 2010 keine Eignung. 

Es ist jedoch 2015 ein Exemplar des Gemeinen Rosenkäfers (Cetonia aurata) beim 
Blütenbesuch angetroffen worden. Die Art ist im Anhang I der Bundesartenschutzver-
ordnung als besonders geschützt genannt. Da er sich nicht nur in Mulmhöhlen entwi-
ckeln kann, sondern lediglich allgemein Totholz oder anderes abgestorbenes Pflan-
zenmaterial benötigt, ist eine Bodenständigkeit innerhalb des Untersuchungsgebietes 
anzunehmen. 

Das Vorkommen von Amphibien und Reptilien (insbesondere der Zauneidechse) sind 
im Untersuchungsgebiet nicht festgestellt worden. 

2.5.3 Prognose des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

Mit der Umsetzung der Planung gehen die vergleichsweise gut strukturierten ruderalen 
Flächen vollständig verloren. Ebenso ist von dem Verlust eines Großteils des Einzel-
baumbestanden, von Baumgruppen und -reihen sowie von Alleen auszugehen. Ledig-
lich die zusammenhängenden flächigen Gehölzstreifen an der Heinrich-Mann-Allee 
und an der Straße Kolonie Daheim können erhalten werden. Ebenso sollen die Baum-
reihe an der Straße am Friedhof sowie die Lindenreihe an der südöstlichen Gebiets-
grenze in der Planstraße 5 erhalten und die dreifache Baumreihe aus Krim-Linde in ei-
ner künftigen Stellplatzanlage, soweit möglich, integriert werden. Dennoch kommt es 
insgesamt zu einem hohen Biotopverlust und Verlust an Lebensraum für die Fauna. 
Dieser wird mit den wenigen privaten Grünflächen in den Baugebieten und dem An-
pflanzen von Straßenbäumen nicht vollständig auszugleichen sein. Es werden zusätz-
liche Kompensationsmaßnahmen in den Baugebieten sowie den öffentlichen Grünflä-
chen erforderlich.  

Kapitel C, Tab. 4: Biotoptypen und NHW-Bewertung bei Durchführung der Planung (vgl. Karte in 
Kapitel G.4) 

Biotoptyp nach LP Potsdam Fläche 
m2 

Schutz Bewertung 
NHW 

12: bebaute Gebiete, Verkehrsanlagen und Sonderflächen    

 Blockrandbebauung     
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03.40.1 Künstlich begründete Gras- und 
Staudenflur, trockener Standorte 

10.823  1,2 

05.15.2 Intensiv genutztes Grünland 3.794  1,3 

05.15.2 Extensiv genutztes Grünland 1.683  1,6 

07.00.0 Laubgebüsche (Vogelschutz) 2.295  2,0 

07.11.1 Feldgehölz/Baumgruppen  7.008  1,8 

07.19.1 Baumreihe, Laubholz  1.115  1,8 

07.15.1 Einzelbäume (Baumgruppen) 2.291  1,8 

10.11.01 Gärtnerische Anlage  15.692  1,4 

10.11.01 Gärtnerische Anlage (auf Tiefgara-
ge, 30 cm Überdeckung) 

10.933  1,0 

12.20.0 Verkehrsflächen (baumüberschirmt) 4.642  0,5 

12.21.3 Wege (teilversiegelt, wasserdurch-
lässig)  

20.277  0,5 

 Überbaut/Vollversiegelung (ohne DG 
oder TG) 

20.754  0,0 

B-Plan Nr. 104 „Heinrich-Mann-Allee / Kolonie Daheim“ 101.300  0,9 

 
Biotopschutz / Alleenschutz 

Die Trockenrasen werden durch Gebäude und Freiflächen überplant. Ein Erhalt wäre 

auch bei Nichtüberbauung aufgrund der künftigen intensiven Flächennutzung (indivi-

duelle und gemeinschaftliche Gartengestaltung) nicht möglich. Als Ersatz für die über-
planten Trockenrasen im Plangebiet sollen vergleichbare Ansaaten auf den Dächern 
(extensive Dachbegrünungen mit entsprechender Zusammensetzung von Gräsern und 
Stauden) vorgesehen werden.  

Als Ersatz für die Überplanung von Trockenrasen (und den Verlust an Lebensraum) 
werden Kompensationsmaßnahmen am Werderschen Damm in Potsdam in einem 
Umfang von  

- 2.000 m² Abtrag von Oberboden 

- 0,75 ha Entfernen von Bastard-Luzerne auf vorhandenem Trockenrasen 

- 4,0 ha Pflege durch jährliche Mahd 

umgesetzt.  

In dem neuen Stadtquartier werden mit der Neuerrichtung der öffentlichen Straßen und 
dem Quartiersplatz neue Baumreihen und Alleen entstehen. Das Quartier erhält so in 
der Zukunft wieder gliedernder Baumreihen und Alleen. Gezielte Pflanzungen einheitli-
cher Arten und der Schaffung altersgleicher Strukturen gewährleisten langfristig das 
heute überformte Bild des Bestandes, der auch in seiner Vitalität zum Teil Schwächen 
aufweist. Abgängige Strukturen können durch diese Neupflanzungen wiedergewonnen 
werden. 

Artenschutz 

Im Brutvogelartenbestand gab es nur geringfügige Veränderungen im Vergleich zu 
2010. Von den neu hinzugekommenen Arten ist v. a. der Neuntöter hervorzuheben, 
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welcher im Anhang I der VS-RL aufgeführt ist. Artenschutzrechtlich sind jedoch alle eu-
ropäischen Brutvogelarten relevant (vgl. § 44 BNatSchG) und können im Gebiet insbe-
sondere bei der Beseitigung von Gebäuden und Gehölzbeständen beeinträchtig wer-
den, da hier an mehreren Stellen Brutvorkommen festgestellt worden sind. Um Tötun-
gen oder Verletzungen zu vermeiden, sollen die Eingriffe außerhalb der Brutzeit erfol-
gen (Hauptbrutzeit: März – September). Baubedingte Störungen sind zwar zu erwar-
ten, jedoch sind diese nicht erheblich, da die festgestellten Arten in Brandenburg weit-
gehend stabile Bestände aufweisen und sich der Erhaltungszustand der lokalen Popu-
lationen durch vorübergehende Störwirkungen nicht verschlechtert. Dies gilt auch für 
den Neuntöter. Verlorengehende Höhlen und Nischen an Gebäuden oder Bäumen 
können durch künstliche Nisthilfen ersetzt werden. An den abzureißenden Gebäuden 
brüteten laut aktueller Kartierung 2 x Feldsperling, 1 x Blaumeise und (wahrscheinlich) 
2 x Hausrotschwanz. Dementsprechend sind drei Höhlen- und zwei Halbhöhlenkästen 
in räumlicher Nähe anzubringen, nach Möglichkeit an den neu geplanten Gebäuden. 
Entfernte Bäume und Gebüsche sollen jedoch in gleichem Maße nachgepflanzt und 
evtl. verlorengehende Baumhöhlen durch Nisthilfen ersetzt werden, um die Lebens-
raumqualität für die hier nachgewiesenen Vogelarten langfristig zu sichern. Wichtig ist 
auch eine extensive Grünflächenpflege, damit ausreichend Nahrung für die Tiere zur 
Verfügung steht. 

Im Planungsraum finden sich Jagdhabitate des Abendseglers, der Breitflügelfledemaus 
und der Mückenfledermaus. Lassen sich diese Jagdgebiete nicht erhalten, so wird in 
unmittelbarer Nähe Ausgleich geschaffen werden. Zudem sind Sommer- und Winter-
quartiere von Arten aus der Gattung Pipistrellus sowie Winterquartiere von Fransenfle-
dermaus und Grauem Langohr nachgewiesen worden. Der Verlust von Quartieren wird 
durch Ersatzhängungen kompensiert werden. Quartierverluste an Gebäuden werden 
durch entsprechende in die Fassade der Neubauten integrierbare Ersatzkästen ausge-
glichen werden. 

Mit der Umsetzung des Vorhabens werden die derzeitigen Lebensräume der Heu-
schrecken stark eingeschränkt, für einige Arten auch gänzlich verloren gehen. Auch im 
Fall der verbleibenden Arten ist damit zu rechnen, dass die Verringerung der Habitat-
fläche, wie möglicherweise auch eine Verschlechterung der Habitatqualität mindestens 
zu Häufigkeitsabnahmen führen. 

Vor diesem Hintergrund steht die Empfehlung, möglichst große Teile der nach Reali-
sierung des Bebauungsplans verbleibenden Grünflächen als extensive Wiesen anzule-
gen und zu pflegen. Um den unterschiedlichen Habitatpräferenzen der Heuschrecken 
gerecht zu werden, ist eine hohe Strukturvielfalt der Vegetation anzustreben. Darüber 
hinaus sind ggf. externe Kompensationsmaßnahmen mit Fokus auf Offenlandarten zu 
planen. Analoge ökologische Ansprüche legen eine gemeinsame Behandlung mit den 
Tagfaltern und Stechimmen nahe, so dass die nachfolgend gegebenen Hinweise 
überwiegend auch für die Heuschrecken gelten. 

Es ist davon auszugehen, dass sich mit der Realisierung des Bebauungsplans das 
Habitatangebot für Tagschmetterlinge deutlich reduziert. Ungeachtet dessen, dass es 
sich bei den nachgewiesenen Tagschmetterlingen um regional weit verbreitete und 
häufige Arten handelt, sind Maßnahmen zur Kompensation angezeigt. Grundsätzlich 
wäre die Entwicklung adäquater Biotope im Vorhabengebiet oder dem näheren Umfeld 
vorzusehen.  
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Der Wegfall der mutmaßlich nur fakultativ genutzten Nahrungsräume hat wahrschein-
lich keine unmittelbare Auswirkung auf die Populationen der betroffenen Libellenarten. 
Es ist davon auszugehen, dass der Bestand in erster Linie vom Zustand der Reproduk-
tionsgewässer abhängt. 

Es ist davon auszugehen, dass im Rahmen des Vorhabens der Lebensraum für 
Stechimmen weitestgehend entwertet wird. Eine Kompensation innerhalb der Vorha-
benfläche ist meist nur sehr eingeschränkt möglich, da sich dies nicht mit einer intensi-
ven Grundstücksnutzung vertragen würde. Allenfalls könnte bei der Anlage von Grün-
flächen auf die Anpflanzung heimischer tierblütiger Sträucher geachtet werden (z.B. 
Obstgehölze). Auch ein Verzicht auf die Einbringung von Mutterboden wäre sinnvoll.  

Für den Verlust von Habitaten für Stechimmen, Tagfalter und Heuschrecken wurde 
durch die Nagola Re GmbH eine Kompensationsmaßnahme mit der UNB der Landes-
hauptstadt Potsdam sowie der ProPotsdam GmbH am Werderschen Damm in Pots-
dam abgestimmt und umgesetzt (Bescheid § 44-38/2016 KR-2016-00275 vom 
14.09.2016). Die Maßnahme umfasst die Herstellung geeigneter Habitatbedingungen 
durch den Abtrag von Oberboden auf ca. 2.000 m2, die Entfernung von Bastard-
Luzerne auf insgesamt 0,75 ha sowie die jährliche Mahd der gesamten, ca. 4,0 ha gro-
ßen Offenlandbereiche für mindestens 5 Jahre. 

Der Lebensraum für den gemeinen Rosenkäfer wird voraussichtlich vorhabenbedingt 
verloren gehen. Es ist nicht wahrscheinlich, dass sich die künftige Nutzung mit dem 
Verbleib von Totholz in größeren Mengen vertragen würde. Eine artbezogene externe 
Kompensation ist aus gutachterlicher Sicht wenig sinnvoll, da die Art regional weit ver-
breitet ist. 

Waldumwandlung 

Die Umnutzung der als Wald eingestuften Gehölzbestände (insgesamt rd. 16.350 m²) 
erfordert nach dem Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) eine zu genehmi-
gende Waldumwandlung. Wald darf nur mit Genehmigung der Unteren Forstbehörde in 
eine andere Nutzungsart umgewandelt werden. Bei der Entscheidung über einen Um-
wandlungsantrag sind die Rechte und Pflichten des Waldbesitzers sowie die Belange 
der Allgemeinheit gegeneinander und untereinander abzuwägen (§ 8 LWaldG). Dabei 
ist zu klären, ob forstfachliche Gründe einer Genehmigung zur Waldumwandlung ent-
gegenstehen. Die Klärung des Umfangs und der Art des Ausgleichs erfolgt im Rahmen 
des Bebauungsplanverfahrens. 

Gleichbedeutend einer Genehmigung ist ein rechtsverbindlicher Bebauungsplan nach 
§ 30 BauGB in dem eine anderweitige Nutzung vorgesehen ist, jedoch die hierfür er-
forderliche naturschutz- und forstrechtliche Kompensation zum Ausgleich der nachteili-
gen Wirkungen nachgewiesen ist (§ 8 LWaldG). Für die umzuwandelnden Flächen ist 
eine Ersatzaufforstung zu leisten. 

Für die Waldflächen auf den Flurstücken 7/1, 7/2 und 7/3 im Norden des Plangebietes 
ist ein Antrag auf Waldumwandlung gestellt worden. Seitens des Landesbetriebs Forst 
Brandenburg sind mit Schreiben vom 23.05.2017 (Gesch.Z.: LFB 15.02-7026-31/30/ 
16-17/Pdm) Flächen / Standorte für entsprechende Ersatzaufforstungen benannt wor-
den. Für die 4.750 m² große Fläche ist eine Erstaufforstung als Laubholzbestand in ei-
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nem Kompensationsverhältnis von 1:1 innerhalb des Naturraums „Mittlere Mark“ oder 
ersatzweise „Fläming“ festgelegt.  

Im Ergebnis dessen sind zwischen der Berliner Stadtgüter GmbH und der ProPotsdam 
GmbH Leistungen zu durchgeführten und in Durchführung begriffenen Aufforstungen 
und sonstiger zum Ausgleich geeigneter Leistungen im Rahmen einer ausgleichspflich-
tigen Maßnahme gemäß § 8 LWaldG in Verbindung mit §§ 13 BNatSchG auf Flächen 
der Berliner Stadtgüter GmbH vertraglich vereinbart (Vertrag AF 175 vom 26.03.2018). 

Die vertraglich vereinbarten Maßnahmen umfassen im Einzelnen die Anpflanzung und 
Pflege eines Laubmischwaldes. Die Maßnahmenfläche umfasst 4.750m². Sie ist Be-
standteil einer insgesamt 13,64 ha großen Fläche (verteilt auf mehreren Flurstücken), 
die gemäß der Erstaufforstungsgenehmigung 601-720-6/04/05 vom 12.09.2006 und 
deren Bestätigung der Wirksamkeit vom 10.07.2013 zu einem Laubmischwald mit be-
stockten Flächen, Waldrändern und Waldinnenflächen entwickelt wird. In Vorbereitung 
der Aufforstungsmaßnahme ist mit der zuständigen Forstbehörde ein Aufforstungskon-
zept abgestimmt worden, in dem die Pflanzenzusammensetzung, Pflanzqualität, 
Pflanz- und Pflegearbeiten festgelegt sind. Dieses Aufforstungskonzept „Neue B101n“ 
(vgl. Kapitel H.4) ist Grundlage der Aufforstung. Die Pflanzfläche wird durch einen 
Wildschutzzaun gesichert. Die vorgenannten Maßnahmen werden auf dem Flurstück 
916 in der Gemarkung Großbeeren, Flur 2 durchgeführt. Die Pflanzungen erfolgten 
bzw. erfolgen im Herbst 2017/Frühjahr 2018, spätestens im Herbst 2018/Frühjahr 
2019.  

Für die Waldflächen auf dem Flurstück 81 soll eine Waldumwandlung dergestalt erfol-
gen, dass der Vorhabenträger die Waldumwandlung und die damit verbundenen Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen im nachfolgenden Baugenehmigungsverfahren bean-
tragt. 

Die Ersatzaufforstungen sind aufgrund ihrer Lage in den Baufeldern wie folgt zugeord-
net: 

- 4.750 m² Zuordnung ProPotsdam GmbH (Fläche für den Gemeinbedarf „Kinderta-
gesstätte / Schule“) 

- 5.095 m² Landeshauptstadt Potsdam (Öffentliche Grünfläche) 

- 6.504 m² Landeshauptstadt Potsdam (Fläche für den Gemeinbedarf „Schulsport“) 

Die Ersatzaufforstungen sind bzw. werden vertraglich abgesichert. Eine Zuordnungs-
festsetzung ist daher nicht erforderlich. 

2.5.4 Prognose des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung ist vom Status Quo (ungenutzte Brache bzw. Sport-
flächen) auszugehen. Im Rahmen der fortschreitenden Sukzession wird sich der Anteil 
an flächigen Gehölzbeständen ausweiten, während die durch Grasfluren und Hoch-
stauden geprägten Flächen weiter zurückgehen. Der bereits heute zum Teil stark ge-
schädigte Baumbestand wird infolge fehlender Pflegemaßnahmen weiter zusammen-
brechen. Daraus kann sich ein erweitertes Angebot für Holz bewohnende Insekten so-
wie Höhlenbrüter und Fledermausarten ergeben. 
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2.5.5 Vermeidung, Verringerung und Ausgleich nachteiliger Auswirkungen 

- Erhalt flächiger und linearer Gehölzbestände 

- Neupflanzung von großkronigen Laubbäumen in den Baugebieten, den Straßen 
sowie der neu anzulegende Quartiersplatz 

- Intensive Begrünung nicht überbauter Tiefgaragenteile 

- extensive Dachbegrünung 

- Ersatzaufforstung außerhalb des Plangebiets 

- Herstellung / Pflege von Trockenrasen außerhalb des Plangebiets 

- Maßnahme zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 
in der öffentlichen Grünfläche (mehrschichtiger Gehölzgürtel) 

- Anlage einer extensiven Wiesenfläche in der öffentlichen Grünfläche 

- Anbringen von Nisthilfen 

- Anbringen von Fledermauskästen 

2.6 Schutzgut Orts- und Landschaftsbild 

2.6.1 Einschlägige Ziele in Fachgesetzen und Fachplanungen 

vgl. Kapitel C.1.2.1 und C.1.2.2 

2.6.2 Ausgangssituation 

Im Plangebiet sind die Altbäume als Solitäre, Gruppen und Reihen sowie der parkarti-
ge Gehölzbestand im nordöstlichen Plangebiet, angrenzend an die Kolonie Daheim, 
prägend und daher als wertbestimmend für das Orts- und Landschaftsbild einzuschät-
zen.  

Eine deutliche Beeinträchtigung stellen die leerstehenden Gebäude auf dem Grund-
stück des ehemaligen Straßenbahndepots dar. 

2.6.3 Prognose des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

Der für das Orts- und Landschaftsbild wesentliche flächige Gehölz- und Altbaumbe-
stand im Geltungsbereich des Bebauungsplans ist in das städtebauliche Konzept inte-
griert und durch die Ausweisung von öffentlichen Grünflächen sowie Integration in das 
öffentliche Straßenland (soweit möglich) erhalten. Der Zielsetzung eines „grünen“ 
Wohnquartiers wird Rechnung getragen. Für den erheblichen Verlust von weiteren für 
das Landschaftsbild relevanten Großgehölzen in Gruppen und Reihen werden 
Neupflanzungen erforderlich. Ebenso sind die Verluste der vergleichsweise gut struktu-
rierten ruderalen Biotoptypen durch qualifizierte Neuanlagen von privaten Grünflächen 
nicht vollständig auszugleichen. Für ein hochwertiges „grünes“ Wohnquartier werden 
zusätzliche das Orts- und Landschaftsbild der Bauflächen prägende Anpflanzungen er-
forderlich. 

2.6.4 Prognose des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 

Mit Nichtdurchführung der Planung bleibt der das Landschaftsbild beeinträchtigende 
Leerstand bestehen. Eine Ruderalisierung der aufgegebenen Sportflächen würde zu 
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einer zunehmenden Entwicklung einer städtischen Brache mit einhergehenden Beein-
trächtigungen des Orts- und Landschaftsbildes führen. 

2.6.5 Vermeidung, Verringerung und Ausgleich nachteiliger Auswirkungen 

- Erhalt flächiger Gehölzbestände 

- Neupflanzung von großkronigen Laubbäumen in den Baugebieten, den Straßen 
sowie dem neu anzulegenden Quartiersplatz 

- Intensive Begrünung nicht überbauter Tiefgaragenteile 

- extensive Dachbegrünung 

2.7 Ausgangslage für den Menschen und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung 
insgesamt 

2.7.1 Einschlägige Ziele in Fachgesetzen und Fachplanungen 

vgl. Kapitel C.1.2.1 und C.1.2.2 

2.7.2 Ausgangssituation 

Die Hauptlärmquellen im Bereich des neuen Wohnquartiers stellen der Straßenverkehr 
und der Schienenverkehr auf der Heinrich-Mann-Allee dar. Resultierend aus dem 
prognostizierten Straßenverkehr auf der Heinrich-Mann-Allee werden die Orientie-
rungswerte der DIN 18005 für Mischgebiete im Plangebiet in vergleichsweise schmalen 
Bereichen an der Heinrich-Mann-Allee voraussichtlich überschritten. Große Teile im 
Inneren des Plangebiets weisen dagegen Pegel unterhalb der Orientierungswerte auf.  

2.7.3 Prognose des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

Unter Berücksichtigung der prognostizierten Emissionsdaten können für den Straßen- 
und Schienenverkehr bei freier Schallausbreitung Überschreitungen der Orientierungs-
werte der DIN 18005 an den Immissionsorten in den Mischgebieten mit Orientierung 
zur Planstraße 6 auftreten. Je nach Abstand zur Heinrich-Mann-Allee sind sowohl am 
Tag als auch in der Nacht Überschreitungen zwischen 1 dB(A) und 7 dB(A) zu erwar-
ten. Aber auch im Allgemeinen Wohngebiet 4 kann es an zwei Immissionsorten an der 
Planstraße 4 noch zu leichten Überschreitungen von etwa 1 dB(A) in der Nacht kom-
men. 

Betriebsbedingte Emissionen, die sich auf die angrenzende Wohnnutzung in der Kolo-
nie Daheim auswirken, gehen vom Plangebiet aufgrund der verkehrlichen Orientierung 
zur Heinrich-Mann-Allee voraussichtlich nicht aus. Baubedingt kann es zu Beeinträch-
tigungen durch den notwendigen Fahrverkehr und Baubetrieb kommen. 

Positiv für die Erholungssituation wirkt sich die Öffnung des Plangebiets für die Öffent-
lichkeit aus. Mit der Ausweisung von Öffentlichen Grünflächen werden ehemals uner-
schlossene parkähnliche Strukturen zu siedlungsnahen Erholungsflächen aufgewertet 
und entwickelt. In den Baugebieten selbst werden in den Innenhöfen ebenfalls Erho-
lungsflächen entstehen, die den künftigen Bewohnern der Quartiere zur Verfügung 
stehen. Aufgrund der absehbaren Baumverluste ergibt sich ein hoher Bedarf an Er-
satzbäumen, der eine Durchgrünung und Gliederung der Quartiere sicherstellt. 

123 von 183 in Zusammenstellung



Bebauungsplan Nr. 104 „Heinrich-Mann-Allee / Kolonie Daheim“  Kapitel C – Umweltbericht 
 

Seite 83 von 111 
 

2.7.4 Prognose des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 

Mit dem Erhalt des Status Quo bei Nichtdurchführung der Planung bleiben potenzielle 
Erholungsflächen der Öffentlichkeit unzugängig. 

2.7.5 Vermeidung, Verringerung und Ausgleich nachteiliger Auswirkungen 

- Erhalt flächiger Gehölzbestände 

- Neupflanzung von großkronigen Laubbäumen in den Baugebieten und den Straßen  

- Neuanlage eines Quartiersplatzes 

- Intensive Begrünung nicht überbauter Tiefgaragenteile für private Gartennutzung 

- Anlage von privaten und öffentlichen Kinderspielplätzen 

- Maßnahmen zum baulichen Schallschutz (Passiver Schallschutz) an der Heinrich-
Mann-Allee 

- Erstaufforstungen im Naturraum „Mittlere Mark“, ersatzweise „Fläming“ 

2.8 Schutzgut Kultur und andere Sachgüter 

2.8.1 Einschlägige Ziele in Fachgesetzen und Fachplanungen 

vgl. Kapitel C.1.2.1 und C.1.2.2 

2.8.2 Ausgangssituation 

Kultur- und Sachgüter sind mit Ausnahme des Bodendenkmals 2143 „Potsdam – Sied-
lung Bronzezeit, Siedlung römische Kaiserzeit, deutsches Mittelalter, Gräberfeld Bron-
zezeit, Rast- und Werkplatz Steinzeit“ im Plangebiet selbst nicht vorhanden.  

In der näheren Umgebung des Plangebiets liegen gemäß Denkmalliste des Landes 
Brandenburg, Stadt Potsdam, Stand: 31.12.2016, Teil D, folgende Denkmale: 

- ID-Nummer 09155825 – Alter Friedhof mit Friedhofskapelle und historischen Grab-
steinen 

- ID-Nummer 09155838 – Siedlung des Beamten-Wohnungsvereins zu Potsdam 
„Am Brunnen“ 

- ID-Nummer 081558363 – Siedlung des Bau- und Sparvereins für Eisenbahnbe-
dienstete „Kolonie Daheim“  

- ID-Nummern 09157181 und 09157351 –  Schulgebäude der Provinzialanstalt für 
Epileptische, heute Humboldt-Gymnasium mit Sport- und Mehrzweckhalle 

Zudem gilt das Gelände des ehemaligen Straßenbahndepots Bodendenkmalverdachts-
fläche mit erhöhter Wahrscheinlichkeit des Auftretens von Funden und Befunden. Nach 
derzeitigem Kenntnisstand existierte auf dem Gelände des ehemaligen Straßenbahn-
depots im Verlauf des 2. Weltkrieges ein Zwangsarbeiterlager mit Baracken und Lage-
rin-frastruktur. Auf mindestens einem alliierten Luftbild, vom April 1945, sind u.a. die 
einzelnen Barackenstandorte sichtbar. Zusätzlich werden das Lager bzw. die Lagerad-
resse in der Sekundärliteratur unter der Adresse: „Saarmunderstr., Kleiner Exerzier-
platz“ erwähnt. („Verwehte Spuren. Zwangsarbeit in Potsdam. Fremdarbeiter und 
Kriegsgefangene.“ Almuth Püschel, Märkischer Verlag Wilhelmshorst, 2002). 

124 von 183 in Zusammenstellung



Kapitel C – Umweltbericht Bebauungsplan Nr. 104 „Heinrich-Mann-Allee / Kolonie Daheim“ 
 

Seite 84 von 111 
 

Da Bodendenkmale im Boden verborgen sein können und zumeist nur durch Zufalls-
funde entdeckt werden, ist bei Tiefbauarbeiten jederzeit mit ihrem Auftreten zu rech-
nen. Werden noch unbekannte Bodendenkmale entdeckt, gelten die Bestimmungen 
gemäß des Brandenburgisches Denkmalschutzgesetzes. 

2.8.3 Prognose des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

Die Festsetzung der Gebäudehöhe in Form der zwingend zu errichtenden Zahl der 
Vollgeschosse sowie der Erhalt der flächigen Gehölzbestände zwischen den Neubau-
ten und der denkmalgeschützten Siedlung Kolonie Daheim gewährleisten eine Einord-
nung des neuen Quartiers in die angrenzende, z.T. schützenswerte Bebauungsstruk-
tur. 

2.8.4 Prognose des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 

Mit dem Erhalt des Status Quo bei Nichtdurchführung der Planung bleiben die städte-
baulichen Brachen und die damit einhergehenden Beeinträchtigungen für das Ortsbild 
erhalten. 

2.8.5 Vermeidung, Verringerung und Ausgleich nachteiliger Auswirkungen 

- Erhalt flächiger Gehölzbestände 

- Ergänzung von flächigen und linearen Gehölzen an der nördlichen Plangebiets-
grenze 

- Höhenbegrenzung für Neubaubebauung 

- Hellbezugswerte für die Fassaden  

3. Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern  

Der Umweltzustand im Plangebiet wird wesentlich vom menschlichen Nutzungsgrad 
geprägt. Die Brache des ehemaligen Straßenbahndepots hat sich in Abhängigkeit ihres 
Sukzessionsstadiums zu einem mehr oder weniger wertvollen Standort für die heimi-
sche Tierwelt entwickelt. Erhaltenswert sind die Bereiche, die geringe Störungen auf-
weisen und aufgrund ihrer ausgeprägten Vegetation sowohl für die abiotischen als 
auch für die biotischen Schutzgüter von hoher Bedeutung sind (Altbaumbestand, Ge-
hölzstreifen entlang der Kolonie Daheim). Sie weisen ein hohes Potential für Natur und 
Landschaft auf und sollen erhalten und entwickelt werden. 

Der Schlüsselfaktor für die Wechselwirkungen unter den Schutzgütern liegt in der deut-
lichen Erhöhung des Versiegelungsgrades bzw. der Umnutzung der brachgefallenen 
Fläche sowie der vergleichsweise extensiv genutzten Sportfläche in ein städtisches 
Wohnquartier. Infolgedessen werden wichtige Boden-, Wasserhaushalts- sowie Klima-
funktionen beeinträchtigt. Es kommt durch die Umnutzung zu Abriss sowie Ver- und 
auch Entsiegelungen, die zum Verlust von Lebensraum für Biotope und Arten führen. 
Diese Verluste und Beeinträchtigungen werden mittelfristig durch die Neuanlage von 
Grünflächen, der intensiven Begrünung von Tiefgaragen sowie extensive Dachbegrü-
nung als Sekundärbiotope dauerhaft kompensiert.  

Daher können die für alle betrachteten Schutzgüter nachteiligen Auswirkungen der flä-
chenhaften Versiegelung soweit kompensiert werden, dass sie mittel bis langfristig zu 
keinen erheblichen zusätzlichen Beeinträchtigungen führen. 

125 von 183 in Zusammenstellung



Bebauungsplan Nr. 104 „Heinrich-Mann-Allee / Kolonie Daheim“  Kapitel C – Umweltbericht 
 

Seite 85 von 111 
 

4. Gesamtbewertung der Umweltauswirkungen 

4.1 Eingriffsbewertung und Bilanzierung 

Die schutzgutbezogene qualitative und quantitative Eingriffsermittlung und Bilanzierung 
erfolgt entsprechend der Naturhaushaltswertmethode der Stadt Potsdam. 

Die Bewertung der Bestandssituation erfolgt auf Grundlage der Biotoptypenkartierung 
Juli 2016. Allen erfassten Biotoptypen ist ein Naturhaushaltswert zugeordnet (vgl. Kap. 
2.5.2). Die folgende Tabelle verknüpft die Naturhaushaltswerte der einzelnen Biotopty-
pen im Bestand mit ihrem Flächenanteil im Plangebiet. 

Kapitel C, Tab. 5: Bewertung und Bilanzierung Bestand 

1 2 3 

Biotoptyp Fläche in m² 
Naturhaus-
haltswert 
gesamt * 

Naturhaus-
haltswert der 

Fläche ** 
(Fläche x NHW, 

gerundet) 

03: Anthropogene Rohbodenstandorte und Ruderalfluren 

3130 Vegetationsarme, schotterreiche Flächen 355 1,3 462 

03222x Ruderale Pionierfluren 16.153 1,5 24.230 

03240/03243 Ruderale Diestel- und Staudenfluren 7.202 1,5 10.803 

3312 
Sonstige Spontanvegetation auf Sekundär-
standorten 

781 1,3 1.015 

05: Gras- und Hochstaudenfluren 

51211 Silbergrasreiche Pionierfluren 1.416 1,8 2.549 

05161/05162 Zier- und Scherrasen 6.311 1,3 8204 

07: Laubgebüsche, Feldgehölze, Alleen, Baumreihen und Baumgruppen 

07113x Feldgehölze mittlerer Standorte 22.936 1,8 41.285 

07141x Alleen 440 1,8 792 

07142x Baumreihen 4.332 1,8 7.798 

071531x 
Einschichtige und kleine Baumgruppen, 
heimische Baumarten 

2.175 1,8 3.915 

071532x 
Einschichtige und kleine Baumgruppen, 
nicht heimische Baumarten 

2.684 1,7 4.563 

08: Wälder und Forste 

082814x Robinienvorwald 2.634 1,8 4.741 

082818x Sonstiger Vorwald aus Laubbaumarten 1.947 1,8 3.505 

10: Biotope der Grün- und Freiflächen 

10171 Sportplätze (Tennisplätze) 7.307 0,3 2.192 

10171 Sportplätze (Tartandecke) 2.581 0 0 

10272x Anpflanzung von Sträuchern (> 1m Höhe) 889 1,3 1.156 

10273 Hecke (Formschnitt) 967 1,3 1.257 

12: Bebaute Gebiete, Verkehrsanlagen und Sonderflächen 

126122 
Straßen mit Asphalt oder Betondecken, 
ohne Baumbestand 

3.016 0,0 0 

12641 Unversiegelter Parkplatz 1.163 0,3 349 

12643 Versiegelter Parkplatz 887 0 0 
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12651 Unbefestigter Weg 1.649 0,3 495 

12654 Versiegelter Weg 4.745 0 0 

126614 Gleisanlage mit Spontanvegetation 1.471 0,5 736 

12300 
Industrie-, Gewerbe-, Handels- und Dienst-
leistungsflächen (hier Gebäude) 

7.287 0 0 

Summe Geltungsbereich 101.328 1,2 120.047 

 
Anhand der prognostizierten Biotoptypen und deren Naturhaushaltswerte in den Bau-
gebieten, den Gemeinbedarfsflächen, dem öffentlichen Straßenland (einschließlich 
Quartiersplatz) sowie den öffentlichen Grünflächen ergeben sich bei Verknüpfung der 
Naturhaushaltswerte mit den zugehörigen Flächen die folgenden Werte. Ausführliche 
Tabellen zu den einzelnen Bauflächen, Straßenland und Grünflächen befinden sich im 
Anhang. 

Kapitel C, Tab. 6: Eingriffsbewertung und Bilanzierung Planung 

1 2 3 4 
Planungstyp Fläche in m² Naturhaushaltwert Naturhaushaltswert 

der Fläche ** 
(Fläche x NHW, 

gerundet) 

Baugebiete       

MI 8.874 0,8 7.099 

WA 1 8.702 0,9 7.832 

WA 2 4.419 0,8 3.535 

WA 3 8.744 0,8 6.995 

WA 4 21.826 0,8 17.461 

Flächen für Gemeinbedarf     

Kita 3.112 1,1 3.423 

Schule 10.353 1,0 10.353 

Verkehrsflächen       

öffentliches Straßenland 22.522 0,5 11.261 

Quartiersplatz 3.178 0,8 2.542 

Grünflächen       

Grün (Spiel + Sport) 1.949 1,5 2.924 

Grün (Grünanlage) 7.649 1,8 13.768 

      0 

Gesamt Vorhabenflächen 101.328 0,9 87.193 

 
Im Vergleich von Bestandssituation und Planung verringert sich der durchschnittliche 
NHW-Mittelwert von 1,2 (Bestand) auf 0,9 (Planung) bzw. der Naturhaushaltswert der 
Fläche im Geltungsbereich des Bebauungsplans um 32.854 Punkte. Werden die exter-
nen Kompensationsmaßnahmen (Erstaufforstung, Maßnahmen am Werderschen 
Damm) in die Bilanz miteinbezogen, wird durch eine Aufwertung der Maßnahmenflä-
chen um 47.829 Punkte eine ausgeglichene Bilanz erreicht. 

Kapitel C, Tab. 7: Bewertung und Bilanzierung externer Kompensationsmaßnahmen 

1 2 3 4 5 6 
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Maßnahme Naturhaus-
haltswert 
Bestand 

Naturhaus-
haltswert 
Planung 

Wertver-
besserung 

Maßnahmen-
fläche in m²  
(gerundet) 

Maßnahmen-
fläche in ha 
(gerundet) 

Wertver 
besserung x 

Fläche 
(gerundet) 

Erstaufforstung 1,0 1,8 +0,8 16.349 1,635 13.079 

Oberbodenabtrag 0,5 2,0 +1,5 2.000 0,200 3.000 

Trockenrasenpflege 1,5 2,0 +0,5 7.500 0,750 3.750 

Mahd der Sukzessi-
onsfläche 

1,3 2,0 +0,7 40.000 4,000 28.000 

Summe       65.849   47.829 

 
4.2 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich nachteiliger 

Auswirkungen 

4.2.1 Vermeidung 

- Erhalt flächiger Gehölzbestände (Schutzgut Klima, Schutzgut Tiere und Pflanzen, 
Schutzgut Landschaftsbild, Schutzgut Kultur- und Sachgüter, Schutzgut Mensch) 

- Maßnahmen zum baulichen Schallschutz an der Heinrich-Mann-Allee (Schutzgut 
Mensch) 

4.2.2 Minimierung 

- Anlage von Wegen und Stellplätzen in wasser- und luftdurchlässigen Belägen 
(Schutzgut Boden, Schutzgut Wasser) 

- Intensive Begrünung nicht überbauter Tiefgaragen für private Grünflächennutzung 
(Schutzgut Boden, Schutzgut Wasser) 

- extensive Dachbegrünung (Schutzgut Boden, Schutzgut Wasser) 

- Anbringen von Nisthilfen und Fledermauskästen (Artenschutz) 

4.2.3 Ausgleich 

- Neupflanzung von großkronigen Laubbäumen in den Baugebieten und den Straßen 
(Schutzgut Klima, Schutzgut Tiere und Pflanzen, Schutzgut Landschaftsbild) 

- Neuanlage eines Quartiersplatzes und privater Grünflächen (Höfe)  
(Schutzgut Mensch, Schutzgut Pflanzen und Tiere) 

- Intensive Begrünung nicht überbauter Tiefgaragen für private Grünflächennutzung 
(Schutzgut Mensch) 

- Anlage von privaten und öffentlichen Kinderspielplätzen  
(Schutzgut Mensch) 

- Niederschlagsentwässerungskonzept für die Baugebiete mit dem Ziel der Versicke-
rung des Niederschlagswassers  
(Schutzgut Wasser) 

- Aufbau eines dichten und strukturreichen Gehölzgürtels in der öffentlichen Grünflä-
che 
(Artenschutz) 

- Anlage einer extensiven, blütenreichen Wiesenfläche in der öffentlichen Grünfläche 
(Artenschutz) 
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4.2.4 Ausgleich außerhalb des Geltungsbereichs 

- Ersatzaufforstung im Naturraum „Mittlere Mark“, ersatzweise „Fläming“ 
- Trockenraseninitiierung durch Oberbodenabtrag und Trockenrasenpflege 

5. Anderweitige Planungsmöglichkeiten 

Im Rahmen des Gutachterverfahrens 2014 sind fünf städtebauliche Entwürfe zur Ent-
wicklung planerischer Varianten erarbeitet worden. Das dem Bebauungsplan Nr. 104 
zugrunde liegende städtebauliche Konzept ging als Sieger aus dem Gutachterverfah-
ren hervor. 

6. Zusätzliche Angaben 

6.1 Technische Verfahren bei der Umweltprüfung / Hinweise auf Schwierigkeiten bei 
der Zusammenstellung der Angaben 

Für das Plangebiet liegen zahlreiche Informationen aus den übergeordneten Planun-
gen der Landeshauptstadt Potsdam sowie Gutachten für das Plangebiet selbst vor, die 
in Hinblick auf die Schutzgüter ausgewertet worden sind. Die Fachgutachten sind im 
Jahr 2011 erstellt und mit Stand Februar 2016 unter Beachtung des aktuellen städte-
baulichen Konzeptes aktualisiert worden.  

Für das Schutzgut Luft und Klima fehlen vertiefende Informationen. Hier ist ausschließ-
lich auf die Angaben des Luftreinhalte- und Qualitätsplan 2010 – 2015 sowie das Inte-
grierte Klimaschutzkonzept 2010 zurückgegriffen worden. 

6.2 Hinweise zur Durchführung der Umweltüberwachung  

Maßnahmen zur Überwachung sollen vor allem dann einsetzen, wenn es durch eine 
vorgeschaltete Beobachtung Anzeichen dafür gibt, dass erhebliche nachteilige Auswir-
kungen vorhanden oder in Entstehung sind. Dies gilt besonders in Hinblick auf unvor-
hergesehene erhebliche Umweltauswirkungen. In Hinblick auf die bekannten gebäude- 
und höhlenbrütenden Vogelarten gibt es auf den betroffenen Flächen das Erfordernis 
der Überwachung, insbesondere bei Gebäudeabriss und Baumfällungen von potenziel-
len Höhlenbäumen. Diese ist mittels anerkannter Prüfmethoden von qualifizierten Gut-
achtern im Vorfeld des Eingriffs durchzuführen und muss ggf. auch baubegleitend er-
folgen. Im Rahmen der Umsetzung der Baumaßnahmen sind die artenschutzrechtli-
chen Bestimmungen zu beachten. Die Konkretisierung der Einzelmaßnahmen erfolgt 
im ordnungsrechtlichen Zulassungsverfahren. 

Zur Kontrolle des Erfolgs der umweltrelevanten Festsetzungen zu Vermeidung, Mini-
mierung und dem vorgesehenen Ausgleich der erheblichen, nachteiligen Auswirkungen 
werden die vorgesehenen Kompensationsmaßnahmen im Zuge des Zulassungsverfah-
rens von Seiten der aufsichtführenden Behörde überwacht. Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen sollen nach Bauabnahme der jeweiligen Baumaßnahme(n) in Hinblick auf 
ihr Entwicklungsziel beurteilt werden. Die Abnahme Fertigstellungspflege erfolgt nach 1 
Jahr, die der Entwicklungspflege nach 2 Jahren. Eine weitere Erfolgskontrolle soll nach 
weiteren 3 Jahren erfolgen. 
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7. Allgemein verständliche Zusammenfassung 

Die geplante Entwicklung eines Wohnquartiers, gewerblicher Nutzungen an der Hein-
rich-Mann-Allee sowie einer Fläche für Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Kin-
dertagesstätte / Schule“ bereitet umfassende und nachhaltige Veränderungen im Plan-
gebiet vor. Diese erfolgen in erster Linie durch die zu erwartende Versiegelung durch 
Gebäude und die erforderlichen Nebenanlagen und Stellplätze.  

Positiv zu bewerten ist, dass Eingriffe in die wertbestimmenden Strukturen wie den Alt-
baumbestand (deren Wiederherstellbarkeit nur über einen sehr langen Zeitraum mög-
lich wäre) weitgehend durch die Ausweisung von Grünflächen vermieden werden. Für 
den Verlust an geschütztem Baumbestand in den Baufeldern werden umfangreiche Er-
satzpflanzungen erforderlich. 

Weiterhin kommt es infolge der Planung zu Beeinträchtigungen der abiotischen (Bo-
den, Wasser, Luft / Klima) und biotischen (Menschen, Tiere, Pflanzen) Schutzgüter. 
Für die Schutzgüter Boden und Wasser wird auch mit Durchführung der vorgesehenen 
ökologisch wirksamen Maßnahmen ein Defizit erreicht, so dass zusätzlich Minde-
rungsmaßnahmen wie die Begrünung von nicht überbauten Tiefgaragenteilen sowie 
eine extensive Dachbegrünung erforderlich werden.  

Es wird einen vergleichsweise hohen Verlust an Gras- und Staudenfluren geben, je-
doch ist mit den vorgesehenen Maßnahmen ein hoher Anteil an Biotopflächen zu er-
warten; die wertvollen Bestände bleiben erhalten und werden durch strukturverbes-
sernde Maßnahmen in den Randbereichen für die Avifauna vor Ort aufgewertet. Die 
Verluste an Gras- und Staudenfluren sowie die Verluste an Ziergehölzen werden durch 
Neuansaaten bzw. Neupflanzungen anteilig kompensiert. Neue Biotopflächen können 
auch auf den Dächern der Gebäude entstehen. Die biotischen Schutzgüter entwickeln 
sich infolge des Flächenverlusts durch Baumaßnahmen dennoch insgesamt defizitär. 
Infolgedessen werden externe Kompensationsmaßnahmen wie eine Erstaufforstung für 
die Umwandlung von Wald sowie die Herstellung von vegetationsarmen Flächen, die 
Pflege von Trockenrasen und Sukzessionsflächen am Werderschen Damm erforder-
lich. Diese externen Maßnahmen dienen gleichzeitig dem Ausgleich des Verlusts an 
Lebensraum für Insekten.  

Der wesentliche Vorteil gegenüber der Bestandssituation wird durch die Neuanlage 
von gestalterisch wertvollen öffentlichen Freiflächen entstehen. Für das Landschafts-
bild und die Erholung wirken sich die Öffnung und Neugestaltung der Freiflächen und 
die Einbindung des Plangebiets in sein Umfeld positiv aus. Für den Schutzgutkomplex 
Landschaftsbild und Erholung ergeben sich daher keine Defizite. 

Hinsichtlich des Immissionsschutzes kann es unter Berücksichtigung der prognostizier-
ten Emissionsdaten für den Straßen- und Schienenverkehr bei freier Schallausbreitung 
zu Überschreitungen der Orientierungswerte der DIN 18005 in den Mischgebieten mit 
Orientierung zur Planstraße 6 kommen. Je nach Abstand zur Heinrich-Mann-Allee sind 
sowohl am Tag als auch in der Nacht Überschreitungen bis zu 7 dB(A) zu erwarten. 
Aber auch im Allgemeinen Wohngebiet 4 kann es an zwei Immissionsorten an der 
Planstraße 4 noch zu leichten Überschreitungen von etwa 1 dB(A) in der Nacht kom-
men. 
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D. Auswirkungen des Bebauungsplans  

1. Auswirkungen auf die Stadtstruktur 

Die Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 104 „Heinrich-Mann-Allee / Kolonie Da-
heim“ gewährleisten eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung, die sowohl dem bau-
lichen Bestand als auch der geplanten Bebauung Rechnung trägt. 

Mit den Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 104 sind die Vorgaben des gesamt-
städtischen Wohnungspolitischen Konzeptes planungsrechtlich gesichert.  

Bei den Flächen des Bebauungsplans handelt es sich um Brachflächen in innenstadt-
naher und hervorragend erschlossener Lage. Die Neunutzung der Flächen für den 
Wohnungsbau schafft eine sinnvolle Ergänzung der Stadtstruktur. 

2. Auswirkungen auf die Umwelt 

Bei der baulichen Entwicklung der brach liegenden Konversionsfläche (ehemaliges 
Straßenbahndepot) sowie der Umnutzung der Tennisanlage ist infolge von Neuversie-
gelung der Verlust von Brachebiotopen und gärtnerisch angelegten Flächen sowie eine 
grundlegende Veränderung des Landschaftsbildes zu erwarten. Auch die Lebensraum-
funktion für besonders geschützte Tierarten kann betroffen sein, ebenso die Grund-
wasserneubildung.  

Auch bei entsprechenden Festsetzungen zur Vermeidung und Minderung von Eingrif-
fen in Natur und Landschaft können erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen ver-
bleiben. Infolgedessen werden umfangreiche Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in 
den Baugebieten erforderlich. Weiterhin sind Maßnahmen des besonderen Artenschut-
zes zu ergreifen. Darüber hinaus werden auf externen Flächen Ersatzbiotope (Tro-
ckenrasen) sowie Ersatzaufforstungen für die Umwandlung von Wald in eine andere 
Nutzungsart in einer Größenordnung von rd. 16.350 m² erforderlich. 

3. Soziale Auswirkungen 

3.1 Kostenbeteiligung für die Herstellung sozialer Infrastruktur 

Die positive Bevölkerungsentwicklung Potsdams hat zur Folge, dass die vorhandenen 
sozialen Infrastruktureinrichtungen im Stadtgebiet weitestgehend ausgelastet sind. Bei 
der Neuausweisung von Siedlungsflächen ist es im Rahmen der Daseinsvorsorge je-
doch Aufgabe der Kommune, eine angemessene Versorgung der Wohnbevölkerung 
mit Einrichtungen der Kindertagesbetreuung und Grundschulen zu gewährleisten. Oh-
ne den Einsatz zusätzlicher Instrumente werden die dafür anfallenden Kosten in der 
Regel von der Allgemeinheit getragen, während von der Wertsteigerung allein die Vor-
habenträger oder Grundstückseigentümer (im Folgenden: Planungsbegünstigte) profi-
tieren. 

Dem § 1 Abs. 5 Satz 1 BauGB zufolge besteht eine der Aufgaben der Bauleitplanung 
darin, „eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende sozialgerechte Bodennutzung“ zu 
gewährleisten. Daraus kann das Ziel abgeleitet werden, Gewinne und Lasten, die bei 
der Baulandentwicklung entstehen, „sozialgerecht“ zwischen dem Eigentümer des 
Grundstückes und der Allgemeinheit zu verteilen. Der Gesetzgeber hat mit dem städ-
tebaulichen Vertrag, dem Vorhaben- und Erschließungsplan und dem Erschließungs-
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vertrag verschiedene Instrumente entwickelt, die eine Verteilung von Wertsteigerung 
und Kosten in der Baulandentwicklung ermöglichen. 

Die „Richtlinie zur sozialgerechten Baulandentwicklung in der Landeshauptstadt Pots-
dam“ (Drucksache 16/SVV/0728, kurz: „Potsdamer Baulandmodell“) regelt für Planver-
fahren in ihrem Anwendungsbereich, in welchem Umfang Planungsbegünstigte durch 
städtebauliche Verträge an der Herstellung der durch ihr Vorhaben verursachten Platz-
bedarfe in Kindertagesbetreuungseinrichtungen (Krippe, Kindergarten und Hort) und 
Grundschulen zu beteiligen sind.  

Für den vorliegenden Bebauungsplan Nr. 104 „Heinrich-Mann-Allee / Kolonie Daheim“ 
wurde durch Beschluss der Stadtverordnetenversammlung (Drucksachen-Nr. 
17/SVV/0847) zugunsten der sozialen Wohnraumförderung von der üblichen Priorisie-
rung der Inhalte des Potsdamer Baulandmodells abgewichen (siehe Kapitel D 3.2). 
Dies hat zur Folge, dass keine Kostenbeteiligung an der Herstellung sozialer Infrastruk-
tur erfolgen wird. 

3.2 Mietpreis- und belegungsgebundener Wohnraum 

Die „Richtlinie zur sozialgerechten Baulandentwicklung in der Landeshauptstadt Pots-
dam“ (Drucksache 16/SVV/0728, kurz: „Potsdamer Baulandmodell“) umfasst neben 
den Reglungen zur Kostenbeteiligung bei der Herstellung sozialer Infrastruktur auch 
die Verpflichtung zur Errichtung von mietpreis- und belegungsgebundenem Wohnraum 
(siehe Kapitel 3.5 Potsdamer Baulandmodell). Im Regelfall sind demnach mindestens 
20% der durch Bauleitplanung neu bzw. über den Bestand hinaus ermöglichten Wohn-
fläche (Geschossflächenanteil für Wohnen je nach Baugebietstyp abzüglich 30% Kon-
struktions-, Verkehrs- und Funktionsflächen) durch die Vorhabenträger oder Eigentü-
mer (im Folgenden: Planungsbegünstigte) mit Mietpreis- und Belegungsbindung ent-
sprechend der Reglungen zur Förderung des Mietwohnungsneubaus des Landes 
Brandenburg zu errichten. Auf diesem Weg wird die Deckung des Wohnbedarfs von 
Bevölkerungsgruppen mit besonderen Wohnraumversorgungsproblemen in der Lan-
deshauptstadt Potsdam verbessert.  

Die ProPotsdam plant im Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplans Nr. 104 
die Errichtung von Wohnungen mit Mietpreis- und Belegungsbindungen gemäß Miet-
wohnungsbauförderung des Landes für 20 % der Wohnfläche (entspricht nach derzei-
tigem Stand etwa 150 Wohnungen), um die mit der Landeshauptstadt Potsdam verein-
barten Neubauziele des Balanced-Score-Card-Verfahrens zu erreichen (vgl. DS 
16/SVV/0160 zu den BSC-Zielen). Die geplante Quote in Höhe von 20 % liegt nach Be-
rechnung der Landeshauptstadt deutlich über der Quote für sozialen Wohnungsbau, 
die bei Anwendung des Potsdamer Baulandmodells in diesem konkreten Fall im Rah-
men der Angemessenheit vereinbart werden könnte, selbst wenn vollständig auf eine 
Kostenbeteiligung bei der Herstellung der sozialen Infrastruktur verzichtet würde. 

Im vorliegenden Planverfahren wurde daher die Priorisierung des Baulandmodells 
durch Beschluss der Stadtverordnetenversammlung (Drucksachen-Nr. 17/SVV/0847) 
so verändert, dass hier dem Ziel der Schaffung von mietpreis- und belegungsgebunde-
nen Wohnraum höchste Priorität eingeräumt wird. Eine zusätzliche Kostenbeteiligung 
an sozialer Infrastruktur wäre nach den Kriterien des Baugesetzbuchs und daraus ab-
geleitet des Potsdamer Baulandmodells nicht angemessen und ist daher nicht vorge-
sehen. Der Abschluss eines städtebaulichen Vertrages ist verzichtbar, da sich die Pro-
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Potsdam GmbH gegenüber der Landeshauptstadt Potsdam bereits auf anderem Wege 
über Ihre Unternehmensziele verbindlich zu den vorgenannten Zielen verpflichtet hat. 

4. Auswirkungen auf die technische Infrastruktur 

Es sind wesentliche Auswirkungen der Planung auf die technische Infrastruktur er-
kennbar. Ein Anschluss des Plangebiets an das vorhandene leitungsgebundene Er-
schließungsnetz ist möglich. Die Sicherung der Erschließung innerhalb des Plange-
biets erfordert eine vollständige Herstellung der technischen Infrastruktur.  

5. Finanzielle Auswirkungen 

5.1 Verfahrenskosten 

Mit der Durchführung des Planverfahrens sind externe Planungskosten verbunden, da 
neben der Verwaltung und dem Vorhabenträger, der ProPotsdam GmbH, auch Ingeni-
eur- und Planungsbüros mit der Bearbeitung des Bebauungsplans sowie des Umwelt-
berichts beauftragt sind. Diese Planungskosten werden von der ProPotsdam GmbH fi-
nanziert. 

5.2 Herstellungs- und Unterhaltungskosten 

Die Kosten der Herstellung und Realisierung der erforderlichen öffentlichen Infrastruk-
turmaßnahmen (Straßenbau, straßenseitige Regenentwässerung) werden durch die 
ProPotsdam GmbH finanziert. Wesentlich für die Ermittlung der Herstellungs- und Un-
terhaltungskosten sind dabei die Erschließungsflächen. Finanzielle Auswirkungen auf 
den städtischen Haushalt der Landeshauptstadt Potsdam entstehen darüber hinaus für 
die Umsetzung öffentlicher Grünflächen in städtischem Eigentum sowie durch die Kos-
ten für die Instandhaltung und Pflege öffentlicher Straßen, Wege und Plätze sowie die 
Pflege öffentlicher Grünflächen. 

5.3 Ersatzaufforstung sowie Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 

Die Kosten für die Ersatzaufforstung im Zuge der erforderlichen Waldumwandlung 
werden für die Fläche für Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Kindertagesstätte / 
Schule“ der ProPotsdam GmbH (Kita) sowie für die Fläche für Gemeinbedarf mit der 
Zweckbestimmung „Schulsport“ und die Grünfläche dem städtischen Haushalt der 
Landeshauptstadt Potsdam zugeordnet. Die Umsetzung der Maßnahmen ist mit einer 
Waldaufforstungsgesellschaft vereinbart und nachgewiesen. 

Die Kosten für die Herstellung und Pflege der Maßnahmen zur Entwicklung von Natur 
und Landschaft (Gehölzpflanzungen) in der öffentlichen Grünfläche werden von der 
ProPotsdam GmbH finanziert. Die ProPotsdam GmbH verpflichtet sich zur Umsetzung 
bzw. zur Finanzierung der Maßnahmen im Rahmen eines mit der Landeshauptstadt 
Potsdam abzuschließenden Erschließungsvertrages. 

5.4 Grunderwerb 

Die Flächen im Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 104 befinden sich im Eigen-
tum der Landeshauptstadt Potsdam sowie der ProPotsdam GmbH. Weiterer Grunder-
werb ist zur Umsetzung der Planungsziele nicht erforderlich.  
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5.5 Planungsschaden 

Von den in § 40 Abs. 1 BauGB aufgeführten Flächen, deren Festsetzung im Bebau-
ungsplan einen Entschädigungsanspruch der Eigentümer nach sich ziehen könnten, 
sind im Plangebiet lediglich Verkehrs- und Grünflächen sowie die Flächen für den Ge-
meinbedarf betroffen. Die vorgesehenen Festsetzungen im Bebauungsplan Nr. 104 
lassen jedoch keine Vermögensnachteile entstehen. 

6. Bodenordnung 

Zur Umsetzung der Planungsziele ist keine Bodenordnung entsprechend der Festset-
zungen des Bebauungsplans Nr. 104 erforderlich.  
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E. Verfahren 

1. Übersicht über den Verfahrensablauf 

Mit Beschluss der Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam vom 
28.09.2005 ist die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 104 „Heinrich-Mann-Allee / Ko-
lonie Daheim“ für den nördlichen Teil des heutigen Plangebietes (ehemaliges Straßen-
bahndepot) beschlossen worden, ortsüblich bekanntgemacht im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt Potsdam Nr. 13/2005 vom 26.10.2005.  

Am 25.01.2012 (DS 11/SVV/0856) ist durch Beschluss der Stadtverordnetenversamm-
lung der Landeshauptstadt Potsdam der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 104 
„Heinrich-Mann-Allee / Kolonie Daheim“ um die Flächen der südwestlich angrenzenden 
Tennisplätze erweitert worden, ortsüblich bekanntgemacht im Amtsblatt für die Lan-
deshauptstadt Potsdam Nr. 2/2012 vom 16.02.2012.  

Der Flächennutzungsplan ist im Parallelverfahren nach § 8 Abs. 3 BauGB zu ändern.  

Die für die Raumordnung und Landesplanung zuständige Behörde ist nach § 1 Abs. 4 
BauGB mit Schreiben vom 13.09.2016 beteiligt worden. Die Stellungnahme der Ge-
meinsamen Landesplanungsabteilung liegt mit Schreiben vom 04.10.2016 vor.  

Die Öffentlichkeit ist nach § 3 Abs. 1 BauGB vom 19.09. bis zum 14.10.2016 frühzeitig 
am Verfahren beteiligt worden. Die ortsübliche Bekanntmachung der frühzeitigen Betei-
ligung der Öffentlichkeit erfolgte im Amtsblatt für die Landeshauptstadt Potsdam Nr. 
9/2016 am 08.09.2016. 

Die von der Planung betroffenen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
sind nach § 4 Abs. 1 BauGB mit Schreiben vom 13.09.2016 frühzeitig am Verfahren 
beteiligt worden. Es ist eine Frist zur Stellungnahme bis zum 14.10.2016 gesetzt wor-
den. 

Der Entwurf des Bebauungsplans, bestehend aus der Planzeichnung, den textlichen 
Festsetzungen sowie der Begründung, hat vom 09.01. bis zum 12.02.2018 nach § 3 
Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen. Die Auslegung ist mit dem Hinweis, dass Anre-
gungen während der Auslegungsfrist von jedermann schriftlich oder zur Niederschrift 
vorgebracht werden können, am 28.12.2017 im Amtsblatt für die Landeshauptstadt 
Potsdam Nr. 13/2017 ortsüblich bekannt gemacht worden. Am 20.01.2018 ist eine 
Bürgerversammlung durchgeführt worden. 

Die von der Planung betroffenen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
sind nach § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom 19.12.2017 zur Abgabe einer Stel-
lungnahme aufgefordert worden. Es ist eine Frist zur Stellungnahme bis zum 
31.01.2018 gesetzt worden.  

Die Anregungen sowie die Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffent-
licher Belange sind von der Stadtverordnetenversammlung in öffentlicher Sitzung am 
… behandelt worden. Das Ergebnis ist mitgeteilt worden. 

Der Bebauungsplan in der Fassung vom …, bestehend aus der Planzeichnung und 
den textlichen Festsetzungen, ist von der Stadtverordnetenversammlung in öffentlicher 
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Sitzung am … als Satzung beschlossen worden. Die Begründung ist mit Beschluss der 
Stadtverordnetenversammlung vom … gebilligt worden. 
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F. Abwägung – Konfliktbewältigung 

1. Abwägung der geprüften Planungsalternativen 

Das für die Landeshauptstadt Potsdam erwartete Bevölkerungswachstum erfordert er-
hebliche Anstrengungen, um ausreichend Flächen für den Wohnungsbau bereit stellen 
zu können.  

Um die planerischen Grundlagen für die städtebauliche Neuordnung der Flächen im 
Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 104 „Heinrich-Mann-Allee / Kolonie Daheim“ 
als innerstädtischen Wohnstandort mit geplanten ca. 750 Wohneinheiten sowie Ge-
werbe- und Dienstleistungsanteilen zu schaffen, hat die Landeshauptstadt Potsdam im 
1. Halbjahr 2014 das städtebauliche Gutachterverfahren „Heinrich-Mann-Allee / Kolo-
nie Daheim“ mit sechs teilnehmenden Planungsbüros durchgeführt. Als Sieger ist der 
Entwurf des Büros Müller Reimann Architekten prämiert worden (vgl. städtebauliches 
Konzept in Kapitel B.2.3).  

Im Rahmen der weiteren Konkretisierung sind darüber hinaus Varianten zur Festset-
zung von Misch- oder eingeschränkten Gewerbegebieten im Bereich an der Heinrich-
Mann-Allee geprüft worden. Die vorgenommene Festsetzung eines Mischgebiets er-
möglicht dabei eine größere Flexibilität in der weiteren Entwicklung dieser Flächen mit 
einer innerstädtischen Nutzungsmischung aus Dienstleistungsgewerbe, Büros, Handel 
und Wohnen.  

2. Abwägung der betroffenen Belange 

Die Inhalte der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit ge-
mäß § 3 Abs. 1 BauGB sowie der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB wurden im Rahmen der Erarbei-
tung des Entwurfs zum Bebauungsplan Nr. 104 (Stand: 15.08.2017) wie folgt berück-
sichtigt: 

Verkehrliche Erschließung 

Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung wurde darauf hingewiesen, dass der Bereich 
der Siedlung „Kolonie Daheim“ bereits zum jetzigen Zeitpunkt durch eine hohe Anzahl 
von Kraftfahrzeugen frequentiert werde. Insbesondere die „Abkürzung“ Heinrich-Mann-
Allee zur Friedrich-Engels-Straße werde als Durchgangsstraße genutzt, zudem sorge 
die Zufahrt zur Kindertagesstätte „Am Nuthewinkel“ teilweise für ein hohes Verkehrs-
aufkommen. Die Situation werde sich auch zukünftig nicht verbessern, da durch den 
Neubau der Kita und der geplanten Grundschule mit einem Anstieg des Verkehrsauf-
kommens zu rechnen sei. 

Daher sei die Forderung, dass die Planstraßen 1 und 5 nicht an die Straße Am Alten 
Friedhof angebunden werde. Eine derartige Zufahrtsmöglichkeit würde die momentane 
Situation weiter anspannen und sollte unbedingt verhindert werden. 

Hinsichtlich der verkehrlichen Anbindung des Plangebietes an das übergeordnete 
Hauptverkehrsstraßennetz ist wesentliches Ziel der Planung, zusätzliche Verkehre aus 
dem Plangebiet zur Straße Kolonie Daheim zu vermeiden. Diesem Ansatz wird im Vor-
entwurf bereits Rechnung getragen. Dem entsprechend wird das Quartier über die 
Planstraße 2 und teilweise über die Straße Am Alten Friedhof an die Heinrich-Mann-
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Allee angebunden. Diese Planung wird dadurch unterstützt, dass die Planstraße 2 für 
den MIV nicht mit der Straße Kolonie Daheim verbunden ist. Der Knoten Planstraßen 1 
und 5 mit der Straße Am Alten Friedhof ist derart konzipiert, dass von den Planstraße 1 
und 5 nicht in die Straße Am Alten Friedhof eingefahren werden kann. Die Planung 
wurde mit Fortschreibung der Erschließungsplanung präzisiert und der Bebauungsplan 
entsprechend angepasst (vgl. Kapitel A.2.5 und B.3.4). 

Immissionsschutz 

Es erfolgt der Hinweis, dass in dem vorliegenden schalltechnischen Gutachten Geräu-
sche von der Sporthalle Heinrich-Mann-Allee nicht berücksichtigt wurden. Vor der 
Sporthalle liegen die neu gestalteten Außensportanlagen des Humboldt-Gymnasiums. 
Hierbei handelt es sich um ein Spielfeld von 45 x 27 m, ein Gymnastikfeld, einen 
Beachvolleyballplatz, eine Kugelstoßanlage, Weitsprunganlage und eine 100 m-
Laufbahnanlage sowie ein Rollsport- / Kleinspielfeld.  

Es sei davon auszugehen, dass die geplanten Wohnnutzungen an die Sportanlagen 
heranrücken. Die Einhaltung der Immissionsrichtwerte der 18. BImSchV – Sportanla-
genlärmschutzverordnung – im Bereich schutzwürdiger Wohnnutzungen im Geltungs-
bereich sei daher anhand der tatsächlichen Nutzung zu prüfen. Vor allem bei der Roll-
sportanlage sei von einer Nutzung durch den Vereinssport auszugehen. 

Es liegt mit Stand 08.05.2017 die „Ergänzung zur 1. Überarbeitung der Schalltechni-
schen Untersuchung vom 02.02.2016 zum B-Plan Nr. 104 „Heinrich-Mann-Allee / Ko-
lonie Daheim“ in Potsdam“ vor. Die Untersuchung kommt zu dem Ergebnis, dass unter 
Beachtung der 2. Verordnung zur Änderung der 18. BImSchV vom 01.06.2017 keine 
Störungen von den Sportanlagen des Humboldt-Gymnasiums auf die umliegende 
Wohnbebauung ausgehen. Weitere Festsetzungen zum Immissionsschutz sind daher 
nicht erforderlich. Die Aussagen der Untersuchung wurden in die Begründung über-
nommen. Eine Änderung der Planung war nicht erforderlich (vgl. Kapitel B.3.9).  

Denkmalschutz 

Es wird darauf hingewiesen, dass in der näheren Umgebung des Geltungsbereichs des 
Bebauungsplans Nr. 104 bei einer Realisierung der Planungen die Umgebung der 
Denkmale Humboldt-Gymnasium, nebenliegende Sporthalle, Siedlung Kolonie Daheim 
und Siedlung Am Brunnen betroffen wären. Im Sinne des Schutzes dieser Anlagen vor 
Beeinträchtigung ihrer Wirkung durch Maßnahmen in ihrer Umgebung sollten die Ober-
flächenreize der geplanten Neubauten unter Kontrolle gehalten werden. Dies würde 
gewährleistet werden, wenn der Hellbezugswert ihrer Oberflächen zwischen 30 und 65 
gehalten wird. 

Diese Anregung wird derart berücksichtigt, dass unter anderem Örtliche Bauvorschrif-
ten gemäß § 9 Abs. 4 BauGB als Festsetzung in den Bebauungsplan integriert werden. 
Hier werden neben verschiedenen gestalterischen Regelungen zur Dachform auch 
Festsetzung zur Fassadenmaterialität und -oberflächenbeschaffenheit festgesetzt. 
Nunmehr wird auch der Hellbezugswert zwischen 30 und 65 geregelt. Die Planung 
wurde entsprechend ergänzt und präzisiert. 
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Es erfolgt der Hinweis, dass im Bereich des Bebauungsplans Nr. 104 das Bodendenk-
mal „2143 Potsdam – Siedlung Bronzezeit, Siedlung römische Kaiserzeit, deutsches 
Mittelalter, Gräberfeld Bronzezeit, Rast- und Werkplatz Steinzeit“ registriert ist. 

Das Bodendenkmal liegt im nordöstlichen Bereich der Fläche für Gemeinbedarf mit der 
Zweckbestimmung „Schulsport“. Die Abgrenzung des Bodendenkmals wurde nach-
richtlich in den Bebauungsplan übernommen. Dies hat jedoch keine Auswirkungen auf 
die Planung (vgl. Kapitel A.3.5.1).  

Einzelhandelsnutzung  

Es wird angeregt, dass in den Allgemeinen Wohngebieten der Einzelhandel auf nah-
versorgungsrelevante Sortimente beschränkt bleiben sollte. Die Regelungen zur Nah-
versorgung sollten klarer formuliert werden.  

Die textlichen Festsetzungen zur Zulässigkeit von Einzelhandelsnutzungen wurden 
überarbeitet und konkretisiert (vgl. Kapitel B.3.1). Die vorgenommenen Regelungen zu 
Art und Umfang der zulässigen Einzelhandelsnutzungen entsprechen den städtebauli-
chen und funktionalen Zielsetzungen für die Quartiersentwicklung im Geltungsbereich 
des Bebauungsplans Nr. 104 und stellen eine in dieser Form bewährte Praxis der Lan-
deshauptstadt Potsdam in der verbindlichen Bauleitplanung dar. 

Natur-, Umwelt- und Artenschutz 

Es wird darauf hingewiesen, dass das Plangebiet stark durchgrünt und mit land-
schaftsprägenden wertvollen Bäumen bestanden sei, die zum Teil als Alleen und 
Baumreihen anzusprechen sind. Höhlenbäume wären geschützt und daher zu erhal-
ten. Es sei zu prüfen, inwieweit einzelne Exemplare einen Schutzstatus als Natur-
denkmal erhalten könnten.  

Die Neubebauung und Nutzung des Geländes habe eine erhebliche Veränderung vor 
allem im Artenspektrum zur Folge. Insbesondere durch die Beseitigung des Gehölzbe-
standes zur Baufeldfreimachung würde eine Vielzahl von Nist- und Ruheplätzen verlo-
rengehen. Eingriffe in die vorhandenen Gehölzstrukturen sollten aus Natur- und Arten-
schutzsicht sowie zur Förderung der Lebensqualität möglichst gering gehalten und 
nachvollziehbar dargestellt werden. Ein gewachsener Gehölzbestand könnte die Le-
bens- und Wohnqualität wesentlich mehr bereichern, als Neupflanzungen. Zudem wer-
de die Erlebbarkeit von Natur in unmittelbarer Nähe des Wohnstandortes – als Naher-
holung vor der Haustür – gesteigert.  

Die erforderlichen Ersatzpflanzungen im Zuge der Eingriffe in den Gehölzbestand soll-
ten nachvollziehbar dargestellt werden. Zur Vermeidung von artenschutzrechtlichen 
Konflikten sollte eine naturverträgliche Bauplanung und -gestaltung angestrebt werden. 

Die Belange von Natur und Umwelt werden im Rahmen des Umweltberichtes und er-
gänzender, artenschutzfachlicher Gutachten ermittelt und im weiteren Verfahren ent-
sprechende Ausgleichs-, Ersatz- und/oder Kompensationsmaßnahmen vorgesehen. 
Die schutzgutbezogene qualitative und quantitative Eingriffsermittlung und Bilanzierung 
erfolgt entsprechend der Naturhaushaltswertmethode nach Durchführung der frühzeiti-
gen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange auf der Ent-
wurfsebene. 
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Die wesentlichen erhaltenswerten Baumbestände liegen im Westen des Plangebietes 
an der Heinrich-Mann-Allee (Fläche zum Erhalt von Bäumen und Sträuchern) sowie in 
den Bereichen im Osten des Plangebietes, die als öffentliche Grünflächen festgesetzt 
und somit geschützt werden.  

Mit der angestrebten Gebietsentwicklung geht ein Verlust von Nist- und Ruheplätzen 
einher: Jedoch sind dadurch keine bestandsgefährdeten Arten betroffen. Mit der land-
schaftsräumlichen Qualifizierung der Grün- und Freiflächen im Plangebiet sowie durch 
weitere Ausgleichsmaßnahmen im Rahmen der späteren Genehmigungsplanung(en) 
wie bspw. die Anlage von Nistkästen wird dies entsprechend kompensiert.  

Der Umweltbericht, hier insbesondere die Eingriffs-Ausgleichs-Bewertung und die Aus-
wirkungen auf den Artenschutz, wurden konkretisiert, so dass bauplanungsrechtlich ein 
entsprechender Ausgleich der Eingriffe gewährleistet werden kann (vgl. Kapitel C). 

Waldflächen  

Es wird darauf hingewiesen, dass sich innerhalb des Geltungsbereiches des Bebau-
ungsplans Waldflächen i.S.d. § 2 Waldgesetz des Landes Brandenburg befinden wür-
den. Die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Entwicklung des 
Gebietes zu einem innerstädtischen Wohnstandort mit Gewerbe- und Dienstleistungs-
anteilen erfordere für die überplanten Waldfläche im weiteren Bauplanungsverfahren 
eine dauerhafte Umwandlung von Wald nach § 8 LWaldG. Die Ersatz- und Aus-
gleichsmaßnahmen sowie das Kompensationsverhältnis würden im weiteren Verfahren 
durch die untere Forstbehörde ermittelt. In jedem Falle wäre der Verlust der Schutz- 
und Erholungsfunktion des Waldes im Mindestverhältnis von 1:1 durch eine Erstauf-
forstung zu kompensieren. Ein darüberhinausgehendes Kompensationsverhältnis wer-
de in Abhängigkeit der vorhandenen Waldfunktionen ermittelt und könnte neben einer 
Erstaufforstung auch durch waldgestaltende Maßnahmen realisiert werden.  

Das Vorhandensein von Waldflächen i.S.d. des LWaldG an der nordöstlichen Plange-
bietsgrenze (Straße Kolonie Daheim) und das daraus resultierende Erfordernis einer 
Waldumwandlung ist bereits im Vorentwurf erwähnt. Die Waldumwandlung erfolgt ent-
sprechend § 8 LWaldG durch die waldrechtliche Qualifizierung des Bebauungsplans, 
indem schon im Bebauungsplan die notwendigen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
nach § 8 Abs. 3 LWaldG festgesetzt werden. Dies macht ein anschließendes Waldum-
wandlungsverfahren entbehrlich. Eine Änderung der Planung ist nicht erforderlich, der 
Bebauungsplan wird wie dargestellt waldrechtlich qualifiziert (vgl. Kapitel C.2.5).  
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G. Rechtsgrundlagen 

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 
2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 2 Absatz 3 des Gesetzes vom 
20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2808) 

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung – 
BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 4. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057) 

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planin-
halts (Planzeichenverordnung – PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 
58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057) 

Brandenburgische Bauordnung (BbgBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. 
Mai 2016 (GVBl. I/16, [Nr. 14], S. 1) 

Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz – 
BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 17. August 2017 (BGBl. I S. 2541) 

Brandenburgisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (Brandenburgi-
sches Naturschutzausführungsgesetz – BbgNatSchAG) vom 21. Januar 2013 (GVBl. 
I/13, [Nr. 3]), zuletzt geändert durch Artikel 2 Absatz 5 des Gesetzes vom 25. Januar 
2016 (GVBl. I/16, [Nr. 5]) 

Gesetz über den Schutz und die Pflege der Denkmale im Land Brandenburg (Bran-
denburgisches Denkmalschutzgesetz – BbgDSchG) vom 24. Mai 2004 (GVBl. I/04, [Nr. 
09], S. 215) 
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H. Anhang 

1. Textliche Festsetzungen 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

1.1 In den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 4 sind Läden nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 
BauNVO, die der Versorgung des Gebietes dienen, nicht zulässig.  

1.2 In den allgemeinen Wohngebieten WA 2 und WA 3 sind die nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 
BauNVO zulässigen Läden nur innerhalb der mit A-B-C-D-A gekennzeichneten Flä-
chen zulässig, sofern sie dem Anlagentyp Nachbarschaftsladen (Convenience-Store) 
entsprechen. 
Ausnahmsweise sind weitere kleinflächige Läden zulässig, wenn sie zentrenrelevante 
Sortimente für die Nahversorgung der Potsdamer Liste anbieten und standortgerecht 
dimensioniert sind. Bei diesen handelt es sich um folgende Sortimente: 
- Nahrungsmittel, Getränke und Tabakwaren  
- Apotheken, medizinische, orthopädische und kosmetische Artikel (einschließlich 

Drogerieartikel) 
- Bücher, Zeitschriften, Zeitungen, Schreibwaren und Bürobedarf 

Außerdem sind weitere kleinflächige Läden ausnahmsweise zulässig, wenn sie sonsti-
ge zentrenrelevante Sortimente der Potsdamer Liste anbieten und standortgerecht di-
mensioniert sind. Bei diesen handelt es sich um folgende Sortimente: 
- Textilien 
- Bekleidung 
- Schuhe und Lederwaren 
- Haushaltsgegenstände (einschließlich Campingmöbel) 
- Keramische Erzeugnisse und Glaswaren 
- Holz-, Kork-, Flecht- und Korbwaren 
- Blumen, Pflanzen und Saatgut, ausgenommen Beetpflanzen, Wurzelstöcke und 

Blumenerde 
- Zoologischer Bedarf und lebende Tiere 
- Heimtextilien 
- Elektrische Haushaltsgeräte, Geräte der Unterhaltungselektronik und Musikinstru-

mente 
- Kunstgegenstände, Bilder, kunstgewerbliche Erzeugnisse, Briefmarken, Münzen 

und Geschenkartikel 
- Uhren, Edelmetallwaren und Schmuck 
- Spielwaren 
- Augenoptiker 
- Foto- und optische Erzeugnisse (ohne Augenoptiker) 
- Computer, Computerteile, periphere Einheiten und Software 
- Telekommunikationsendgeräte und Mobiltelefone 
- Sport- und Campingartikel (ohne Campingmöbel), ausgenommen Sport- und Frei-

zeitboote und Zubehör 
- Sonstiger Facheinzelhandel, ausgenommen Büromöbel und Brennstoffe 

1.3 In den allgemeinen Wohngebieten sind die in § 4 Abs. 3 BauNVO genannten Ausnah-
men Nr. 4 (Gartenbaubetriebe) und Nr. 5 (Tankstellen) nicht Bestandteil des Bebau-
ungsplans.  
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1.4 Im Mischgebiet sind die nach § 6 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO zulässigen Einzelhandelsbe-
triebe nur in den Flächen E-F-G-H-I-J-E und K-L-M-N-O-P-Q-K zulässig. Die nach § 6 
Abs. 2 Nr. 3 BauNVO zulässigen Einzelhandelsbetriebe sind nur zulässig, sofern sie 
dem Anlagentyp Nachbarschaftsladen (Convenience-Store) entsprechen.  

Ausnahmsweise sind weitere kleinflächige Einzelhandelsbetriebe zulässig, wenn sie im 
Kernsortiment zentrenrelevante Sortimente für die Nahversorgung der Potsdamer Liste 
anbieten und standortgerecht dimensioniert sind. Bei diesen handelt es sich um fol-
gende Sortimente: 
- Nahrungsmittel, Getränke und Tabakwaren  
- Apotheken, medizinische, orthopädische und kosmetische Artikel (einschließlich 

Drogerieartikel) 
- Bücher, Zeitschriften, Zeitungen, Schreibwaren und Bürobedarf 

1.5 Im Mischgebiet sind die in § 6 Abs. 2 BauNVO genannten Nutzungen Nr. 6 (Garten-
baubetriebe), Nr. 7 (Tankstellen) und Nr. 8 (Vergnügungsstätten in den Teilen des Ge-
bietes, die überwiegend durch gewerbliche Nutzungen geprägt sind) nicht zulässig.  

1.6 Im Mischgebiet sind die Ausnahmen nach § 6 Abs. 3 BauNVO (Vergnügungsstätten 
außerhalb der Teile des Gebietes, die überwiegend durch gewerbliche Nutzungen ge-
prägt sind) nicht Bestandteil des Bebauungsplans.  

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

2.1 In den Baugebieten ist eine Überschreitung der zulässigen Grundfläche durch Garagen 
und Stellplätze mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und 
bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Grundstück lediglich 
unterbaut wird, bis zu einer Grundflächenzahl von 0,8 zulässig. Im Mischgebiet ist eine 
Überschreitung der festgesetzten Grundfläche durch die vorgenannten Anlagen bis zu 
einer GR von 7.100 m² zulässig. 

3. Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 und Nr. 4 BauGB) 

3.1 Für die Teile der allgemeinen Wohngebiete, für die die abweichende Bauweise „a1“ 
festgesetzt ist, sind mindestens 2 Einzelgebäude mit seitlichem Grenzabstand zu er-
richten, deren straßenseitige Längsseiten eine Länge von jeweils 18,0 m nicht unter-
schreiten dürfen.  

3.2 Für die Teile der allgemeinen Wohngebiete, für die die abweichende Bauweise „a2“ 
festgesetzt ist, sind mindestens 3 Einzelgebäude mit seitlichem Grenzabstand zu er-
richten, deren straßenseitige Längsseiten eine Länge von jeweils 23,0 m nicht unter-
schreiten dürfen.  

3.3 Für die Teile der allgemeinen Wohngebiete, für die die abweichende Bauweise „a3“ 
festgesetzt ist, sind mindestens 2 Einzelgebäude mit seitlichem Grenzabstand zu er-
richten, deren straßenseitige Längsseiten eine Länge von jeweils 27,0 m nicht unter-
schreiten dürfen.  

3.4 In den Baugebieten sind oberirdische Pkw-Stellplätze zwischen den straßenseitigen 
Baulinien oder Baugrenzen und den öffentlichen Straßenverkehrsflächen bzw. den 
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Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung nicht zulässig. Ausgenommen hiervon 
sind bauordnungsrechtlich erforderliche Pkw-Stellplätze für Behinderte.  

3.5 In den Teilen der Baugebiete, für die eine geschlossene oder offene Bauweise festge-
setzt ist, dürfen die straßenseitigen Außenwände von Gebäuden bis zu maximal 2,0 m 
zurücktreten, wenn die straßenseitigen Außenwände zu mindestens 50 % ihrer Länge 
auf der Baulinie gebaut sind. Sind die straßenseitigen Außenwände von Gebäuden zu 
mindestens 70 % ihrer Länge auf der Baulinie gebaut, gilt keine Begrenzung des Ma-
ßes des Zurücktretens. 

3.6 In den Teilen der allgemeinen Wohngebiete, für die eine abweichende Bauweise fest-
gesetzt ist, ist das oberste Vollgeschoss als Staffelgeschoss auszubilden. Bei einem 
Staffelgeschoss müssen die Außenwände zu den öffentlichen Verkehrsflächen sowie 
die seitlichen Außenwände von den Außenwänden des darunterliegenden Vollge-
schosses um mindestens 1 m zurückspringen. Das nach der textlichen Festsetzung 3.5 
zulässige Zurücktreten der straßenseitigen Außenwände von Gebäuden von der Bauli-
nie im 1. – 3. Vollgeschoss ist im 4. Vollgeschoss um das Maß von mindestens 1 m 
aufzunehmen. Zur Integration von außenliegenden Erschließungskernen ist das bündi-
ge Fortführen der Außenwand des darunterliegenden Vollgeschosses in das Staffelge-
schoss auf einer Breite von maximal 4,5 m zulässig. 

3.7 In den Baugebieten sind Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO zwischen den 
straßenseitigen Baulinien oder Baugrenzen und den öffentlichen Straßenverkehrsflä-
chen bzw. den Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung nicht zulässig. Für An-
lagen nach § 14 Abs. 2 BauNVO können Ausnahmen zugelassen werden. 

4. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

4.1 In der Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft ist 
die vorhandene Vegetation in der Weise zu erhalten und durch heimische standortge-
rechte Bäume, Sträucher, Gräser und Stauden zu ergänzen, dass der Eindruck einer 
mehrschichtig gestalteten naturnahen Parkanlage gesichert ist. Die Verpflichtung zum 
Anpflanzen gilt nicht für Wegeflächen.  

4.2 In den Baugebieten sowie in der Fläche für Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung 
„Kindertagesstätte / Schule“ ist die Befestigung von Wegen, Stellplätzen und deren Zu-
fahrten in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau herzustellen. Die Wasser- und Luft-
durchlässigkeit wesentlich mindernde Befestigungen wie Betonunterbau, Fugenver-
guss und Betonierungen sind nicht zulässig. Ausgenommen hiervon sind Tiefgaragen-
zufahrten. 

4.3 In den öffentlichen Verkehrsflächen ist die Befestigung von Wegen und Stellplätzen in 
wasser- und luftdurchlässigem Aufbau herzustellen. Die Wasser- und Luftdurchlässig-
keit wesentlich mindernde Befestigungen wie Betonunterbau, Fugenverguss und Beto-
nierungen sind nicht zulässig.  

4.4 In den öffentlichen Grünflächen mit der Zweckbestimmung „Öffentliche Grünanlage“ ist 
eine Versickerung des auf den öffentlichen Verkehrsflächen anfallenden Nieder-
schlagswassers zulässig. 
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4.5 In den Baugebieten sowie in der Fläche für Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung 
„Kindertagesstätte / Schule“ ist mindestens 50 % der Fläche eines jeden Daches ex-
tensiv zu begrünen.  

4.6 Innerhalb der öffentlichen Grünflächen mit der Zweckbestimmung „Öffentliche Grünan-
lage“ ist eine maximale Versiegelung von bis zu 5 % der Gesamtfläche zulässig.  

5. Flächen für Stellplätze und Garagen  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 22 BauGB) 

5.1 In den Flächen für Stellplätze „St 2“ ist ein Gehweg für die Allgemeinheit zwischen den 
Planstraßen 4 und 5 mit einer Breite von mindestens 3,0 m einzurichten und dauerhaft 
zu unterhalten.  

5.2 Eine Überschreitung der festgesetzten Flächen für Tiefgaragen kann in den Blockin-
nenbereichen ausnahmsweise zugelassen werden, wenn innerhalb des jeweiligen 
Baugebietes weiterhin eine zusammenhängende, nicht unterbaute gleich große Fläche 
erhalten bleibt.  

6. Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a und b BauGB) 

6.1 In den allgemeinen Wohngebieten und in der Fläche für Gemeinbedarf sind in folgen-
der Anzahl großkronige heimische Laubbäume der Pflanzliste 1 mit einem Stammum-
fang von 18/20 zu pflanzen:  
allgemeines Wohngebiet WA 1 mindestens 7 Bäume  
allgemeines Wohngebiet WA 2 mindestens 4 Bäume  
allgemeines Wohngebiet WA 3 mindestens 6 Bäume  
allgemeines Wohngebiet WA 4 mindestens 12 Bäume  
Fläche für Gemeinbedarf „Kita / Schule“ mindestens 8 Bäume.  
Bei der Ermittlung der Zahl der zu pflanzenden Bäume sind die vorhandenen Bäume 
anzurechnen.  

6.2 In den Baugebieten und in der Fläche für Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung 
„Kindertagesstätte / Schule“ sind bei der Ermittlung der Zahl der zu pflanzenden Er-
satzbäume aufgrund von Fällungen nach Potsdamer Baumschutzverordnung die ge-
mäß der textlichen Festsetzungen 6.1 und 6.3 zu pflanzenden Bäume anzurechnen.  

6.3 Für Stellplatzanlagen mit mehr als 4 zusammenhängenden Stellplätzen ist zusätzlich 
zu den Baumpflanzungen gemäß textlicher Festsetzung 6.1 je 4 Stellplätze ein Laub-
baum der Pflanzliste 1 mit einem Stammumfang 20/25 zu pflanzen. Bei der Ermittlung 
der Zahl der zu pflanzenden Bäume sind die vorhandenen Bäume anzurechnen. 

6.4 In der Fläche mit Bindung für Bepflanzungen und Erhalt mit der Bezeichnung PF1 sind 
vorhandene Bäume mit einem Stammumfang von mindestens 45 cm in 1,0 m Höhe zu 
erhalten. Das Entfernen von Robinie, Pappel, Spitzahorn und Traubenkirsche mit ei-
nem Stammumfang von weniger als 45 cm in 1,0 m Höhe ist zulässig. Es sind Nach-
pflanzungen von Eichen (Quercus robur oder petraea) mit einem Stammumfang 12/14, 
1 Baum je angefangener 300 m² Grundstücksfläche vorzunehmen. 

6.5 In den Flächen mit Bindung für Bepflanzungen und Erhalt mit der Bezeichnung PF2 
sind unter Berücksichtigung des vorhandenen Gehölzbestandes dicht mit Bäumen und 
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Sträuchern zu bepflanzen je 2 m² Fläche ist ein Gehölz der Pflanzlisten 1 und 2 zu 
pflanzen. 

6.6 In den Baugebieten sind Tiefgaragen und Tiefgaragenteile außerhalb der Umfassungs-
mauern von Gebäuden mit einer Erdschicht von mindestens 30 cm zu überdecken und 
zu begrünen. Dies gilt nicht für Tiefgaragenteile, die durch Terrassen, Zufahrten oder 
Wege überdeckt werden oder für technische Aufbauten wie z.B. Lüftungsanlagen.  

6.7 In der Planstraße 2 sind beidseitig in einem regelmäßigen Abstand von maximal 15 m 
Laubbäume der Pflanzliste 1 mit einem Stammumfang von 20/25 zu pflanzen. Die Tak-
tung kann für Grundstückszufahrten unterbrochen werden. 

7. Immissionsschutz 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

7.1 Entlang der Baulinien zwischen den Punkten E-F, G-H, K-L und N-C-D müssen an den 
diesen Linien zugewandten Fassaden die Außenbauteile einschließlich der Fenster, 
Rollladenkästen, Lüfter und gegebenenfalls anderer Außenbauteile an den Fassaden 
von Aufenthaltsräumen in Wohngebäuden ein bewertetes Luftschalldämmmaß (R´w,res 
nach DIN 4109, Ausgabe 11/89) von mindestens 35 dB, von Büroräumen von mindes-
tens 30 dB aufweisen. 

7.2 Entlang der Baulinien zwischen den Punkten F-G und J-K-L müssen an den diesen 
Linien zugewandten Fassaden die Außenbauteile einschließlich der Fenster, Rollla-
denkästen, Lüfter und gegebenenfalls anderer Außenbauteile an den Fassaden von 
Aufenthaltsräumen in Wohngebäuden ein bewertetes Luftschalldämmmaß (R´w,res nach 
DIN 4109, Ausgabe 11/89) von mindestens 40 dB, von Büroräumen von mindestens 35 
dB aufweisen. 

7.3 Entlang der Baulinien zwischen den Punkten E-F-G-H und K-LM-N-C-D muss ein Auf-
enthaltsraum von Wohnungen, bei Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsräumen 
müssen mindestens zwei Aufenthaltsräume mit den notwendigen Fenstern von der 
Baulinie abgewandt sein. Alternativ ist der Einbau von schallgedämmten Lüftungsein-
richtungen in den der vorgenannten Baulinie zugewandten Aufenthaltsräumen vorzu-
sehen.  

7.4 In Ausnahmefällen können Fassaden mit einem um 5 dB(A) geringeren Bauschall-
dämmmaß ausgestattet werden, wenn für diese im begründeten Einzelfall aufgrund ih-
rer Lage im Raum und/oder vorgelagerter Gebäude ein geringerer Verkehrslärmpegel 
und damit ein geringeres erforderliches Bauschalldämmmaß nach DIN 4109 nachge-
wiesen worden sind. 

8. Sonstige Festsetzungen  

8.1 Die Einteilung der Verkehrsflächen ist nicht Gegenstand der Festsetzungen. 
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9. Auf Landesrecht beruhende Regelungen 
(§ 9 Abs. 4 BauGB)  

9.1 Das auf den Baugrundstücken anfallende Niederschlagswasser ist auf den Grundstü-
cken, auf denen es anfällt, in vegetationsbedeckten Versickerungs- oder Mulden-
Rigolen-Systemen oder durch Maßnahmen gleicher Wirkung zu versickern.   
Das auf der Planstraße 5 anfallende Niederschlagswasser ist in straßenbegleitenden 
vegetationsbedeckten Versickerungs- oder Mulden-Rigolen-Systemen oder Maßnah-
men gleicher Wirkung zu versickern. Das auf der öffentlichen Verkehrsfläche mit der 
besonderen Zweckbestimmung „Quartiersplatz“ anfallende Niederschlagswasser ist 
auf dem Grundstück, auf dem es anfällt, in vegetationsbedeckten Versickerungs- oder 
Mulden-Rigolen-Systemen oder Maßnahmen gleicher Wirkung zu versickern. 

10. Örtliche Bauvorschriften gemäß § 87 Abs. 1, Abs. 9 Nr. 1 BbgBO 

Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich dieser örtlichen Bauvorschrift, die gemäß § 9 Abs. 4 BauGB und 
§ 87 Abs. 9 BbgBO als Festsetzung in den Bebauungsplan aufgenommen wird, ist 
identisch mit dem Geltungsbereich dieses Bebauungsplans. 

Dächer 

Die Dächer sind als Flachdächer oder als flachgeneigte Dächer mit einer Dachneigung 
von maximal 15° auszubilden.  

Dachaufbauten und Dacheinschnitte sind nicht zulässig. Dies gilt nicht für technische 
Aufbauten, wie Schornsteine, Lüftungsanlagen, Aufzugsüberfahrten und Anlagen zum 
Einsatz erneuerbarer Energien. Die vorgenannten Aufbauten müssen mindestens 1,0 
m hinter die Fassade zurücktreten. 

Fassaden 

Die Außenwandflächen von Fassaden sind als Putzfassaden auszuführen; Sichtmau-
erwerk, Klinker und sonstige tonkeramische Werkstoffe sowie Holz und Naturstein sind 
nur in ihrem natürlichen Materialbild zulässig. Holzwerkstoffe sind in ihrem natürlichen 
Materialbild oder auch im festgesetzten Farbspektrum zulässig. Außenwandflächen mit 
glänzender Oberfläche sind unzulässig.  

Staffelgeschosse müssen sich bei der Gestaltung der Fassaden farblich von den da-
runterliegenden Geschossen absetzen. Ferner ist der Sockel eines Gebäudes farblich 
von den darüber liegenden Geschossen abzuheben. 

Außenwandflächen müssen einen Farbton mit einem Hellbezugswert zwischen 30 und 
65 aufweisen:  

Nebenanlagen sind in Material und Farbgebung den Gebäuden der Hauptnutzung an-
zugleichen. 
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Einfriedungen 

Einfriedungen sind nur in Kombination mit einer Hecke der Pflanzliste zulässig. Die 
Einfriedung ist auf der der Straße abgewandten Seite der Hecke herzustellen. Die Ein-
friedung darf die Hecke in ihrer Höhe sowie eine Höhe von maximal 1,4 m nicht über-
schreiten.  

2. Hinweise  

1. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 104 „Heinrich-Mann-Allee / Kolonie Da-
heim“ liegt teilweise in der Trinkwasserschutzzone III des Wasserschutzgebietes für 
des Wasserwerks Potsdam – Leipziger Straße. 

2. Veränderungen und Maßnahmen des im Plan gekennzeichneten Bodendenkmals be-
dürfen der Erlaubnis durch die untere Denkmalschutzbehörde und sind dokumentati-
onspflichtig in Verantwortung des Verursachers (§ 15 Abs. 1 und § BbgDSchG). Wer 
Bodendenkmale entdeckt, muss dies unverzüglich der unteren Denkmalschutzbehörde 
anzeigen. 

3. Die der Planung zugrunde liegenden DIN-Vorschriften können bei der Landeshaupt-
stadt Potsdam im Fachbereich Stadtplanung und Stadterneuerung, Haus 1, Sekretariat 
des Bereichs Verbindliche Bauleitplanung, Hegelallee 6-10, 14467 Potsdam während 
der Dienststunden eingesehen werden.  

4. Vor Durchführung von Baumaßnahmen ist zu prüfen, ob die artenschutzrechtlichen 
Verbotsvorschriften des § 44 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG 2009) für 
besonders geschützte Arten gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 13b BNatSchG eingehalten werden. 
Andernfalls sind bei der jeweils zuständigen Behörde artenschutzrechtliche Ausnah-
men (§ 45 Abs. 7 BNatSchG) einzuholen. Hieraus können sich besondere Beschrän-
kungen für die Baumaßnahmen ergeben (z.B. hinsichtlich der Bauzeiten). 

 

3. Pflanzlisten 

Pflanzliste 1: Solitärbäume 

Ahorn-Arten Acer campestre, Acer platanoides, Acer pseudoplatanus 
Esskastanie Castanea sativa 
Gemeine Birke Betula pendula 
Hainbuche Carpinus betulus 
Rotbuche Fagus sylvatica 
Obstbaumarten Hochstämme 
Eichen Quercus robur, Quercus petraea 
Linden Tilia cordata, Tilia platyphyllos 

Pflanzliste 2: Sträucher und Hecken 

Feldahorn Acer campestre 
Hainbuche Carpinus betulus 
Weißdorn Crataegus monogyna 
Haselnuss Coryllus avellana 
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Hartriegel Cornus sanguinea 
Pfaffenhütchen Euonymus europaea 
Heckenkirsche Lonicera xylosteum 
Schlehe Prunus spinosa 
Rosen Rosa canina, Rosa rubiginosa 
Flieder Syringa vulgaris 
Liguster Ligustrum vulgare  
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4. Aufforstungskonzept zur Aufforstungsmaßnahme „Neue B101n“ 
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5. Biotoptypenkartierung und Eingriffs-Ausgleichsbilanzierung nach der NHW-
Methode  
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Bewertung der Naturhaushaltsfunktionen für Biotoptypen - Bestand B-Plan Nr. 104 "Heinrich-Mann-Allee / Kolonie Daheim"

7 8 9

Mittelwert 

abiotisch **

03130 vegetationsarme, 

schotterreiche Flächen

03.10.1 vegetationsarme 

Rohböden, 

trockener Standort

örtlich bedeutsam 

(6)

1,5 (-0,3) 1,0 1,0 1,0 1,0 1,3 Abwertung um 0,3 im Biotopwert 

aufgrund geringer Flächengröße 

03222 Quecken-Pionierfluren mit 

einzelnen Gehölzen

03.22.2 ruderale Pionier-, 

Gras- und Stauden, 

Gräserdominiert, 

frischer Standort

eingeschränkte 

Bedeutung (5)

1,5 1,5 1,5 1,5 1,5 1,5

03240/03242 zwei- und mehrjährige 

ruderale Stauden- und 

Distelfluren

03.23.2 ruderale Pionier-, 

Gras- und Stauden, 

Staudendominiert, 

frischer Standort

örtlich bedeutsam 

(6)

1,5 (-0,3) 1,5 1,5 1,5 1,5 1,5 Abwertung um 0,3 im Biotopwert 

aufgrund geringer Flächengröße 

03300/03312 sonstige Spontanvegetation 

auf Sekundärstandorten, von 

Moosen dominierte Bestände

03.31.1 natürl. Pionier, Gras- 

und Staudenflur, 

Moose und 

Flechten, frischer 

Standort

örtlich bedeutsam 

(6)

1,5 (-0,3) 1,0 1,0 1,0 1,0 1,3 Abwertung um 0,3 im Biotopwert 

aufgrund geringer Flächengröße 

051211 Sandtrockenrasen 05.12.11 offene Sandstand-

orte trockener 

Ausprägung, silber-

grasreiche 

Pionierfluren

örtlich bedeutsam 

(6)

2,0 (+ 0,2) 1,5 (-0,5) 1,5 1,5 1,5 1,8 Aufgrund der geringen Flächen-

größe nicht regional bedeutsam, 

sondern nur örtlich; aufgewertet um 

0,2 aufgrund Schutzstatus, aufgrund 

gestörtem Bodengefüge Abschlag 

von 0,5

05161 Zierrasen/  Scherrasen, 

artenreich

05.15.2 intensiv genutztes 

Grünland, frischer 

Standort

gering 

beeinträchtigend 

(4)

1,0 1,5 1,5 1,5 1,5 1,3

05162 Zierrasen/  Scherrasen, 

artenarm

05.15.2 intensiv genutztes 

Grünland, frischer 

Standort

gering 

beeinträchtigend 

(4)

1,0 1,5 1,5 1,5 1,5 1,3

071132 Feldgehölz mittlerer 

Standorte, überwiegend nicht 

heimische Arten

07.11.1 Feldgehölz/Baum-

gruppen, Laubholz

örtlich bedeutsam 

(6)

1,8 2,0 1,5 2,0 1,8 1,8

071412 Allee, lückig, überwiegend 

heimische Baumarten

07.14.1 Baumreihen, 

Laubholz

örtlich bedeutsam 

(6)

1,8 2,0 1,5 2,0 1,8 1,8

071421 Baumreihen, überwiegend 

geschlossen, heimische 

Baumarten

07.19.1 Baumreihen, 

Laubholz

örtlich bedeutsam 

(6)

1,8 2,0 1,5 2,0 1,8 1,8

071531 einschichtige oder kleine 

Baumgruppe, heimische 

Bäume, mittleres Alter

07.11.1 Feldgehölz/Baum-

gruppen, Laubholz

örtlich bedeutsam 

(6)

1,8 2,0 1,5 2,0 1,8 1,8

071532 einschichtige oder kleine 

Baumgruppe, nicht heimi-

sche Bäume, mittleres Alter

07.11.1 Feldgehölz/Baum-

gruppen, Laubholz

örtlich bedeutsam 

(6)

1,6 (-0,2) 2,0 1,5 2,0 1,8 1,7 Abwertung um 0,2 aufgrund nicht 

heimischer Gehölze

082814 Robinienvorwald 08.28.1 Vorwaldstadium, 

trockener Standort

regional 

bedeutsam (7)

1,8 (-0,2) 2,0 1,5 2,0 1,8 1,8 Abstufung um 0,2 aufgrund nicht 

heimischer Baumart

08281803 Sonstiger Vorwald aus 

Laubbaumarten, trockener 

Standort

08.28.1 Vorwaldstadium, 

trockener Standort

regional 

bedeutsam (7)

1,8 (-0,2) 2,0 1,5 2,0 1,8 1,8 Abstufung um 0,2 aufgrund 

Baumarten (Robinie, Ailanthus 

altissima, Populus tremusla, Acer 

platanoides ect.)

10272 Anpflanzungen von 

Sträuchern (> 2m)

10.19.1 Abstandsgrün, 

gärtnerisch gestaltet

eingeschränkte 

Wertigkeit, 

beeinträchtigt (3)

0,8 2,0 1,5 2,0 1,8 1,3

10273 Hecke (Formschnitt) ? Abstandsgrün, 

gärtnerisch gestaltet

eingeschränkte 

Wertigkeit, 

beeinträchtigt (3)

0,8 2,0 1,5 2,0 1,8 1,3 niedrige Einfassungshecken um die 

Tennisplätze

12641 Parkplatz, nicht versiegelt 12.23.0 Parkplätze stark belastet (1) 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0

12643 Parkplatz, versiegelt 12.23.0 Parkplätze stark belastet (1) 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0

12651 Unbefestigter Weg 12.21.3 Wege stark belastet (1) 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0

12654 Versiegelter Weg 12.21.3 Wege stark belastet (1) 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0

126614 Gleisanlage mit 

Spontanvegetation

12.24.1 Gleise stark belastet (1) 0,5 (+0,5) 0,0 0,0 0,0 0,0 0,3 Aufwertung um 0,5 aufgrund von 

Spontanvegetation

126623 Straßenbahndepot 12.24.2 Straßenbahnen stark belastet (1) 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0

12320 Gewerbebrache (Gebäude) 12.15.3 Gewerbe stillgelegt stark belastet (1) 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0

12740 Lagerflächen 12.34.0 Lagerflächen stark belastet (1) 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0

12330 Gemeinbedarfsflächen 

(Tennishalle)

10.17.9 Sonstige Sport- und 

Freizeitstätte

 belastend (2) 0,0 (-0,5) 0,0 0,0 0,0 0,0 0 Abgewertet um 0,5 aufgrund von 

Vollversiegelung durch die 

Traglufthalle

10171 Sportplätze (Tennisplätze)  belastend (2) 0,5 0,0 0,0 0,0 0,0 0,3 Tenne, wasser- und luftdurchlässig

10171 Sportplätze (Kleinspielfelder) stark belastet (1) 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0 Tartanflächen, nicht wasser- und 

luftdurchlässig

Anmerkungen:

*   Standardwert gem. „Liste der vorkommenden Biotoptypen und deren Bewertungsstufen“ im Anhang A-1 zum Landschaftsplan Stadt Potsdam

**  Mittelwert abiotisch: Zellenwerte ungerundet, Anzeige gerundet auf eine Kommastelle

*** Naturhaushaltswert Nutzungstyp: berechneter Gesamtwert für Biotoptyp gerundet auf eine Kommastelle

61 2 3 4 5

Biotoptyp Biotoptyp und -bewertung LP Potsdam * Naturhaushaltswert Einzelbewertung Naturhaus-

haltswert 

gesamt ***

(Mittelwert 

NHW biotisch + 

abiotisch)

Bemerkungen

(Auf- bzw. Abwertungen aufgrund 

spezifischer Ausprägungen)

biotisch abiotisch

Biotope Boden Wasser Klima / Luft
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Bewertung der Naturhaushaltsfunktionen für Biotoptypen - Planung B-Plan Nr. 104 "Heinrich-Mann-Allee / Kolonie Daheim"

1 2 8 9 10 11
Geplante Nutzung Flächen-

anteil

absolut flächenbezogen

Mittelwert 
abiotisch **

WA 1

extensive 
Dachbegrünung

20% 03.40.1 künstlich begründete 
Gras- und Staudenflur, 
trockener Standorte

eingeschränkte 
Bedeutung (5)

1,5 0,8 1,0 1,0 0,9 1,2 0,24

wasserdurchlässige 
Beläge

9% 12.21.3 Wege stark belastend 
(1)

0,5 0,5 0,5 0,5 0,5 0,5 0,05

Tiefgaragen-
begrünung (30 cm)

31% 10.11.2001 Gärten gering beein-
trächtigend (4)

1,0 0,8 1,0 1,0 0,9 1,0 0,30 Abwertung aufgrund 
der geringen Über-
deckung von 0,3 m

gärtnerische Anlage 20% 10.11.2001 Gärten gering beein-
trächtigend (4)

1,3 1,5 1,5 1,5 1,5 1,4 0,28

Vollversiegelung 20% Gebäude stark belastend 
(1)

0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,00

Gesamt (gerundet) 100% 0,90

WA 2

extensive 
Dachbegrünung

20% 03.40.1 künstlich begründete 
Gras- und Staudenflur, 
trockener Standorte

eingeschränkte 
Bedeutung (5)

1,5 0,8 1,0 1,0 0,9 1,2 0,24

wasserdurchlässige 
Beläge

18% 12.21.3 Wege stark belastend 
(1)

0,5 0,5 0,5 0,5 0,5 0,5 0,09

Tiefgaragen-
begrünung (30 cm)

22% 10.11.2001 Gärten gering beein-
trächtigend (4)

1,0 0,8 1,0 1,0 0,9 1,0 0,21 Abwertung aufgrund 
der geringen Über-
deckung von 0,3 m

gärtnerische Anlage 20% 10.11.2001 Gärten gering beein-
trächtigend (4)

1,3 1,5 1,5 1,5 1,5 1,4 0,28

Vollversiegelung 20% Gebäude stark belastend 
(1)

0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,00

Gesamt (gerundet) 100% 0,80

WA 3

extensive 
Dachbegrünung

20% 03.40.1 künstlich begründete 
Gras- und Staudenflur, 
trockener Standorte

eingeschränkte 
Bedeutung (5)

1,5 0,8 1,0 1,0 0,9 1,2 0,24

wasserdurchlässige 
Beläge

17% 12.21.3 Wege stark belastend 
(1)

0,5 0,5 0,5 0,5 0,5 0,5 0,09

Tiefgaragen-
begrünung (30 cm)

23% 10.11.2001 Gärten gering beein-
trächtigend (4)

1,0 0,8 1,0 1,0 0,9 1,0 0,22 Abwertung aufgrund 
der geringen Über-
deckung von 0,3 m

gärtnerische Anlage 20% 10.11.2001 Gärten gering beein-
trächtigend (4)

1,3 1,5 1,5 1,5 1,5 1,4 0,28

Vollversiegelung 20% Gebäude stark belastend 
(1)

0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,00

Gesamt (gerundet) 100% 0,80

WA 4

extensive 
Dachbegrünung

20% 03.40.1 künstlich begründete 
Gras- und Staudenflur, 
trockener Standorte

eingeschränkte 
Bedeutung (5)

1,5 0,8 1,0 1,0 0,9 1,2 0,24

wasserdurchlässige 
Beläge

20% 12.21.3 Wege belastend (2) 0,5 0,5 0,5 0,5 0,5 0,5 0,10

Tiefgaragen-
begrünung (30 cm)

20% 10.11.2001 Gärten gering beein-
trächtigend (4)

1,0 0,8 1,0 1,0 0,9 1,0 0,19 Abwertung aufgrund 
der geringen Über-
deckung von 0,3 m

gärtnerische Anlage 20% 10.11.2001 Gärten gering beein-
trächtigend (4)

1,3 1,5 1,5 1,5 1,5 1,4 0,28

Vollversiegelung 20% Gebäude stark belastend 
(1)

0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,00

Gesamt (gerundet) 100% 0,80

MI

extensive 
Dachbegrünung

20% 03.40.1 künstlich begründete 
Gras- und Staudenflur, 
trockener Standorte

eingeschränkte 
Bedeutung (5)

1,5 0,8 1,0 1,0 0,9 1,2 0,24

wasserdurchlässige 
Beläge

30% 12.21.3 Wege stark belastend 
(1)

0,5 0,5 0,5 0,5 0,5 0,5 0,15

Tiefgaragen-
begrünung (30 cm)

10% 10.11.2001 Gärten gering beein-
trächtigend (4)

1,0 0,8 1,0 1,0 0,9 1,0 0,10 Abwertung aufgrund 
der geringen Über-
deckung von 0,3 m

Feldgehölz mittlerer 
Standorte

14% 07.11.1 Feldgehölz/Baumgrup-
pen, Laubholz

örtlich bedeutsam 
(6)

1,8 2,0 1,5 2,0 1,8 1,8 0,3

gärtnerische Anlage 6% 10.11.2001 Gärten gering beein-
trächtigend (4)

1,3 1,5 1,5 1,5 1,5 1,4 0,08

Vollversiegelung 20% 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,00

Gesamt (gerundet) 100% 0,80

Biotoptyp und -bewertung LP Potsdam * Naturhaushaltswert Einzelbewertung Naturhaushaltswert gesamt 

***

Bemerkungen

(Auf- bzw. Abwer-
tungen aufgrund 
spezifischer 
Ausprägungen)

abiotisch

Biotope Boden Wasser Klima / Luft

biotisch

3 4 5 6 7
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Bewertung der Naturhaushaltsfunktionen für Biotoptypen - Planung B-Plan Nr. 104 "Heinrich-Mann-Allee / Kolonie Daheim"

1 2 8 9 10 11
Geplante Nutzung Flächen-

anteil

absolut flächenbezogen

Mittelwert 
abiotisch **

Biotoptyp und -bewertung LP Potsdam * Naturhaushaltswert Einzelbewertung Naturhaushaltswert gesamt 

***

Bemerkungen

(Auf- bzw. Abwer-
tungen aufgrund 
spezifischer 
Ausprägungen)

abiotisch

Biotope Boden Wasser Klima / Luft

biotisch

3 4 5 6 7

Straßen

8% 07.15.1 Einzelbäume örtlich bedeutsam 
(6)

1,8 2,0 1,5 2,0 1,8 1,8 0,1

14% 05.15.2 intensiv genutztes 
Grünland

gering beein-
trächtigend (4)

1,0 1,5 1,8 1,5 1,6 1,3 0,2

46% 12.20.0 Verkehrsanlagen 
(vollversiegelt)

stark belastend 
(1)

0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

18% 12.20.0 Verkehrsanlagen 
(teilversiegelt)

stark belastend 
(1)

0,5 0,5 0,5 0,5 0,5 0,5 0,1

14% 12.20.0 Verkehrsanlagen 
(baumüberschirmt)

stark belastend 
(1)

0,5 0,0 0,0 1,0 0,3 0,4 0,1

Gesamt (gerundet) 100% 0,5

Quartiersplatz

15% 07.15.1 Einzelbäume örtlich bedeutsam 
(6)

1,8 2,0 1,5 2,0 1,8 1,8 0,3

10% 05.15.2 intensiv genutztes 
Grünland

gering beein-
trächtigend (4)

1,0 1,5 1,8 1,5 1,6 1,3 0,1

20% 12.20.0 Verkehrsanlagen 
(teilversiegelt)

stark belastend 
(1)

0,5 0,5 0,5 0,5 0,5 0,5 0,1

10% 12.20.0 Verkehrsanlagen 
(halboffen)

stark belastend 
(1)

0,5 0,5 0,5 0,5 0,5 0,5 0,1

45% 12.20.0 Verkehrsanlagen 
(baumüberschirmt)

stark belastend 
(1)

0,5 0,5 0,5 0,7 0,6 0,5 0,2

Gesamt (gerundet) 100% 0,8

Naturnahe Grünfläche (mit Rasenspielfläche)

75% 07.11.1 Feldgehölz/Baumgrup-
pen, Laubholz

örtlich bedeutsam 
(6)

1,8 2,0 1,5 2,0 1,8 1,8 1,4

10% 07.11.1 Feldgehölz/Baumgrup-
pen, Laubholz mit 
Unterpflanzung

örtlich bedeutsam 
(6)

2,0 2,0 1,5 2,0 1,8 1,9 0,2

10% 05.15.2 intensiv genutztes 
Grünland

gering beein-
trächtigend (4)

1,0 1,5 1,8 1,5 1,6 1,3 0,1

5% 12.20.0 Verkehrsanlagen 
(teilversiegelt)

stark belastend 
(1)

0,5 0,5 0,5 0,5 0,5 0,5 0,0

Gesamt (gerundet) 100% 1,7

Grünfläche (mit Spielplatz)

50% 07.11.1 Feldgehölz/Baumgrup-
pen, Laubholz

örtlich bedeutsam 
(6)

1,8 2,0 1,5 2,0 1,8 1,8 0,9

40% 05.15.2 intensiv genutztes 
Grünland

gering beein-
trächtigend (4)

1,0 1,5 1,8 1,5 1,6 1,3 0,5

10% Wasser und Luft 
durchlässige 
Sandflächen

0,5 0,5 0,5 1,0 0,7 0,6 0,1

Gesamt (gerundet) 100% 1,5

Gemeinbedarf Kita

extensive 
Dachbegrünung

10% 03.40.1 künstlich begründete 
Gras- und Staudenflur, 
trockener Standorte

eingeschränkte 
Bedeutung (5)

1,5 0,8 1,0 1,0 0,9 1,2 0,1

wasserdurchlässige 
Beläge

25% 12.21.3 Wege stark belastend 
(1)

0,5 0,5 0,5 0,5 0,5 0,5 0,1

Fläche zum 
Anpflanzen

15% 07.11.1 Feldgehölz/Baumgrup-
pen, Laubholz

örtlich bedeutsam 
(6)

1,8 2,0 1,5 2,0 1,8 1,8 0,3

gärtnerische Anlage 40% 10.11.2001 Gärten gering beein-
trächtigend (4)

1,3 1,5 1,5 1,5 1,5 1,4 0,6

Vollversiegelung 10% 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

Gesamt (gerundet) 100% 1,1

Gemeinbedarf Schule

Sportflächen / Wege 40% 12.21.3 Wege/ Sportflächen stark belastend 
(1)

0,5 0,0 0,5 0,5 0,3 0,4 0,2

Fläche zum 
Anpflanzen

10% 07.11.1 Feldgehölz/Baumgrup-
pen, Laubholz

örtlich bedeutsam 
(6)

1,8 2,0 1,5 2,0 1,8 1,8 0,2

gärtnerische Anlage 50% 10.11.2001 Gärten gering beein-
trächtigend (4)

1,3 1,5 1,5 0,0 1,0 1,2 0,6

Gesamt (gerundet) 100% 0,9
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Abwägungsvorschlag zu den Stellungnahmen der Öffentlichkeit 
zum Entwurf der Flächennutzungsplan-Änderung (Stand: 01.08.2017) 
 
Die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB fand in der Zeit vom 09.01.2018 bis 12.02.2018 in der Landeshauptstadt Potsdam, Bereich Verbindliche Bauleitpla-
nung, statt. Die Amtliche Bekanntmachung der Öffentlichkeitsbeteiligung erfolgte im Amtsblatt 13/2017 für die Landeshauptstadt Potsdam am 28. Dezember 2017. Im Be-
teiligungszeitraum wurde der Entwurf der Flächennutzungsplan-Änderung zusätzlich im Internetauftritt der Landeshauptstadt Potsdam veröffentlicht und Gelegenheit zur 
Äußerung gegeben. 
 
Es gingen 11 Stellungnahmen ein. 
 
(Die Einwender sind in dieser Auswertung anonymisiert. Namen, Adressen und Eingangsdatum sind in einer gesonderten Einwenderliste zusammengestellt. 
Die Texte geben die relevanten Inhalte der Originalstellungnahmen wieder, wurden aber zur besseren Les- und Erfassbarkeit teilweise neu geordnet und gekürzt.) 
 

Öffentlichkeit Inhalt der Stellungnahme Abwägungsvorschlag und 

Stellungnahme i.S.d. § 3 Abs. 2 S. 6 BauGB 

O 01 

 

Schreiben vom 08.09.2017 

 

Insgesamt erscheint der Entwurf zur Innenstadtverdichtung sehr ge-

lungen. Im Wesentlichen erscheint nur ein durchgehender separater 

Radweg zu fehlen. Dieser sollte auch im Rahmen der Gesamtpla-

nung des Areals berücksichtigt werden. Hier bietet sich eine Verbin-

dung der geplanten Rad- / Fußwege von der Heinrich-Mann-Allee in 

Richtung Nuthe an. Weiter ist die Stilllegung eines Teils der Straße 

„Am Alten Friedhof“ (zw. „Kolonie Daheim“) in Betracht zu ziehen. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Sie könnten Ge-

genstand nachgeordneter Verfahren sein. 

Es ist keine Abwägung erforderlich. 

Die Planung wird nicht geändert. 

 

Stellungnahme: 

Der Flächennutzungsplan als Bodennutzungskonzeption für die 

gesamte Stadt ist i.d.R. auf die Grundzüge der Planung be-

schränkt. Aus diesem Grund werden nur Autobahnen und auto-

bahnähnliche Straßen sowie das Straßenhauptnetz dargestellt. 

Ein Radweg könnte auf der Ebene der Bebauungsplanung festge-

setzt werden – im vorliegenden Fall im Bebauungsplan Nr. 104 

„Heinrich-Mann-Allee / Kolonie Daheim“, der aktuell im Parallel-

verfahren nach § 8 Abs. 3 BauGB aufgestellt wird. 

Ö 02 

 

Schreiben vom 09.09.2017 

 

Naturschutzauflagen beachten! 

Wäldchen, alten Baumbestand (Wachstum 50-100 Jahre / vorhande-

ne Hecke ca. 20 Jahre) erhalten 

Neue Bepflanzung mit einheimischen Bäumen, Sträuchern, Pflanzen 

für Schmetterlinge, Bienen, Vögel, andere Tiere 

- Planung von 700 Wohnungen ist zu viel  

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Sie können teil-

weise Gegenstand nachgeordneter Verfahren sein. 

Die Planung wird nicht geändert. 
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Öffentlichkeit Inhalt der Stellungnahme Abwägungsvorschlag und 

Stellungnahme i.S.d. § 3 Abs. 2 S. 6 BauGB 

 weniger Wohnungen (500) bauen! 

- Dachbegrünung, Solaranlagen für Natur-, Umweltschutz 

Stellungnahme: 

Im Parallelverfahren nach § 8 Abs. 3 BauGB wird der Bebau-

ungsplan Nr. 104 „Heinrich-Mann-Allee / Kolonie Daheim“ aufge-

stellt. In diesem Verfahren werden im Rahmen der Umweltprüfung 

u.a. die zu berücksichtigenden Umweltbelange tiefergehend ermit-

telt und bewertet. Zu diesen Belangen gehören etwaige Natur-

schutzauflagen. 

Auf der Ebene der Flächennutzungsplanung wird ebenfalls eine 

Umweltprüfung durchgeführt, die aufgrund der gröberen Maß-

stabsebene etwas grundsätzlicher gehalten ist.  

Die vorhandenen Bäume sind nach Maßgabe der Potsdamer 

Baumschutzverordnung (PBaumSchVO) geschützt. Bei einigen 

Flächen handelt es sich gegenwärtig um Wald im Sinne des 

Waldgesetzes des Landes Brandenburg. Für die Planung und 

Bebauung ist eine Waldumwandlung notwendig. Dieses Umwand-

lungsverfahren wird im Rahmen des o.g. Bebauungsplanverfah-

rens durchgeführt. 

Grundsätzlich wäre eine Reduzierung der Planung möglich. Dies 

ist jedoch angesichts des dringend benötigten Wohnraums in der 

wachsenden Stadt und aufgrund der Lage und Qualität des Plan-

gebietes nicht sinnvoll. Es ist hervorragend erschlossenen und 

stellt ein innerstädtisches Verdichtungspotenzial dar. Durch die 

Nutzung dieses Potenzials kann der wachstumsbedingte Sied-

lungsdruck auf den Außenbereich, der aus Umweltgesichtspunk-

ten als problematischer einzustufen ist, verringert werden. 

Ö 03 

 

Schreiben vom 20.01.2018 

 

Bei 750 Wohneinheiten die nach dem Entwurf geplant sind, würden 

im neuen Quartier auch viele Schüler leben. Bekanntermaßen be-

steht in der Stadt Potsdam ein Bedarf für neue Schulen. Problem ist 

Standorte für den Bau neuer Schulen zu finden. Dies gilt auch und 

insbesondere für den Bereich Heinrich-Mann-Allee. 

Dem B-Plan, in dem kein Schulstandort ausgewiesen wird, sollte erst 

Der Hinweis wird zur  Kenntnis genommen. 

Ein Schulstandort ist im Angrenzenden Bebauungsplan Nr. 2 

"Horstweg-Süd" geplant. 

Es ist keine Abwägung erforderlich. 

Die Planung wird nicht geändert. 
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Öffentlichkeit Inhalt der Stellungnahme Abwägungsvorschlag und 

Stellungnahme i.S.d. § 3 Abs. 2 S. 6 BauGB 

zugestimmt werden, wenn geklärt ist, dass für diesen Bereich genü-

gend Schulstandorte zur Verfügung stehen. Falls das südöstlich an-

grenzende Grundstück nicht für den Bau einer Schule zur Verfügung 

steht, sollte im beplanten Gebiet ein Schulstandort geplant werden. 

Dabei sollte der Standort innerhalb des Gebiet des B-Plans so ge-

wählt werden, dass von dort die im vorliegenden Entwurf für Schul-

sport vorgesehene Fläche auch als solche genutzt werden kann. 

Stellungnahme: 

Auf Ebene der Flächennutzungsplanung erfolgt keine konkrete 

Standortfestlegung. Dies wäre auf der konkreteren Bebauungs-

planebene möglich – im vorliegenden Fall im Bebauungsplan Nr. 

104 „Heinrich-Mann-Allee / Kolonie Daheim“, der aktuell im Paral-

lelverfahren nach § 8 Abs. 3 BauGB aufgestellt wird. 

Ö 04 

 

Schreiben vom 20.01.2018 

 

Ab wann kann man sich über entspr. Vermietung bzw. Höhe des 

Mietzinses informieren bzw. für Wohnungen bewerben Wer ist der 

Ansprechpartner? 

Die Frage wird zur  Kenntnis genommen. 

Es ist keine Abwägung erforderlich. 

Die Planung wird nicht geändert. 

 

Stellungnahme: 

Die gestellt Frage ist für die Planung nicht relevant. 

Ö 05  

 

Schreiben vom 20.01.2018 

 

Bitte Zufahrt zu den Kitas und der geplanten Grundschule von Hein-

rich-Mann-Allee gewährleisten. 

 Die „Kolonie Daheim / Nuthewinkel“ als auch die Straße „Un-

ter den Kopfweiden“ ist bereits JETZT schon massiv befah-

ren durch den Kita-Verkehr!!! 

Grundstück für die geplante Schule ist zurzeit ein angenehmer „grü-

ner Fleck“  bitte so viel Baumbestand wie möglich beschützen!!! 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Sie sind Gegen-

stand nachgeordneter Verfahren. 

Es ist keine Abwägung erforderlich. 

Die Planung wird nicht geändert. 

 

Stellungnahme: 

Der Flächennutzungsplan als Bodennutzungskonzeption für die 

gesamte Stadt ist i.d.R. auf die Grundzüge der Planung be-

schränkt. Aus diesem Grund werden nur Autobahnen und auto-

bahnähnliche Straßen sowie das Straßenhauptnetz dargestellt. 

Die konkrete Erschließung des Gebietes erfolgt auf der Ebene 

des Bebauungsplans – im vorliegenden Fall im Bebauungsplan 

Nr. 104 „Heinrich-Mann-Allee / Kolonie Daheim“, der aktuell im 

Parallelverfahren nach § 8 Abs. 3 BauGB aufgestellt wird. 

 

Im Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 104 „Hein-

rich-Mann-Allee / Kolonie Daheim“ werden im Rahmen der Um-

weltprüfung u.a. die zu berücksichtigenden Umweltbelange tiefer-
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Öffentlichkeit Inhalt der Stellungnahme Abwägungsvorschlag und 

Stellungnahme i.S.d. § 3 Abs. 2 S. 6 BauGB 

gehend ermittelt und bewertet. Zu diesen Belangen gehören auch 

(Grün-)Flächen, Flora und Fauna. Auf der Ebene der Flächennut-

zungsplanung wird ebenfalls eine Umweltprüfung durchgeführt, 

die aufgrund der gröberen Maßstabsebene etwas grundsätzlicher 

gehalten ist. Der geplante Schulstandort liegt außerhalb des Gel-

tungsbereichs der FNP-Änderung. 

Die vorhandenen Bäume sind nach Maßgabe der Potsdamer 

Baumschutzverordnung (PBaumSchVO) geschützt. 

Ö 06  

 

Schreiben vom 30.01.2018 

 

Aus der vorliegenden Planung, insbesondere der Verkehrsplanung, 

ergeben sich aus unserer Sicht zwei Problemfelder. 

 

Zum einen ist zu befürchten, dass die Umsetzung des geplanten 

Stellplatzschlüssels für das Neubaugebiet zu einer Verschärfung von 

Parkplatzproblemen in der angrenzenden Nachbarschaft führen wird. 

Es ist damit zu rechnen, dass die überzähligen Fahrzeuge im Bereich 

der Kolonie Daheim abgestellt werden, hier gibt es bereits zum heuti-

gen Zeitpunkt Probleme. Es wäre in jedem Falle sinnvoll, dies im 

Auge zu behalten und eine bessere Lösung zu suchen. 

 

Zum anderen möchten wir auf die bereits jetzt sehr angespannte 

Verkehrssituation in der Kolonie Daheim, insbesondere zu den Stoß-

zeiten, eingehen. Hierzu möchten wir auf unser Schreiben vom 

04.10.2016 verweisen, hier hatten wir die Problematik dargelegt. Der 

Durchgangsverkehr Heinrich-Mann-Allee zur Friedrich- Engels- Stra-

ße ist besonders früh und nachmittags eine äußerst starke Belastung 

für die Anwohner. Dies ist unter anderem der ständigen Rückstaubil-

dung auf der Heinrich-Mann-Allee zu zuschreiben. Nach Fertigstel-

lung des neuen Wohngebietes sowie des Kindergartens ist davon 

auszugehen, dass diese Abkürzung durch das Wohngebiet noch 

stärker genutzt wird. Das würde kaum zu verkraften sein und die 

Wohn- und Lebensqualität der Bewohner sowie die Sicherheit weiter 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Sie sind Gegen-

stand nachgeordneter Verfahren. 

Es ist keine Abwägung erforderlich. 

Die Planung wird nicht geändert. 

 

Stellungnahme: 

Der Flächennutzungsplan als Bodennutzungskonzeption für die 

gesamte Stadt ist i.d.R. auf die Grundzüge der Planung be-

schränkt. Aus diesem Grund werden nur Autobahnen und auto-

bahnähnliche Straßen sowie das Straßenhauptnetz dargestellt. 

Konkrete Festlegungen zum ruhenden Verkehr können und wer-

den hingegen nicht getroffen.  

 

Der Bebauungsplan Nr. 104 „Heinrich-Mann-Allee / Kolonie Da-

heim“, der aktuell im Parallelverfahren nach § 8 Abs. 3 BauGB 

aufgestellt wird, hat ebenfalls keinen Stellplatzschlüssel zum In-

halt. Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung ist dem Rech-

nung zu tragen, indem die Flächen, auf denen die Errichtung von 

Stellplätzen und (Tief-)Garagen zulässig ist, insgesamt auskömm-

lich sein müssen. Ein ausreichender ober- und unterirdischer 

Nachweis von Stellplätzen ist in den vorgesehenen Flächen mög-

lich. Der Stellplatznachweis gemäß Stellplatzsatzung ist im Bau-

antragsverfahren zu führen. 
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Öffentlichkeit Inhalt der Stellungnahme Abwägungsvorschlag und 

Stellungnahme i.S.d. § 3 Abs. 2 S. 6 BauGB 

verschlechtern. 

Um dieses Szenario zu verhindern, könnte die Umwidmung der Stra-

ße Kolonie Daheim 7-15 in eine Einbahnstraße Friedrich- Engels-

Straße > Heinrich-Mann-Allee Erfolg versprechen. Durch diese Maß-

nahme könnte die Situation deutlich entspannt werden. 

 

Wir wünschen uns, dass eine gute Lösung im Sinne aller Beteiligten 

und in erster Linie aller Anwohner und Nachbarn gefunden wird. 

Die konkrete Erschließung des Gebietes, die auf einer leistungs-

fähigen Lösung der Verkehrssituation beruht, wird teilweise auf 

der Ebene des Bebauungsplans festgelegt – im vorliegenden Fall 

im Bebauungsplan Nr. 104 „Heinrich-Mann-Allee / Kolonie Da-

heim“, der aktuell im Parallelverfahren nach § 8 Abs. 3 BauGB 

aufgestellt wird. Durch das Erschließungskonzept des Bebau-

ungsplans soll sichergestellt werden, dass Schleichverkehre 

durch das neue Wohngebiet und die angrenzende Kolonie Da-

heim unterbunden werden. Teilweise können und werden die 

Hinweise auf den nachfolgenden Erschließungsplanungen für das 

Plangebiet und die angrenzenden Quartiere berücksichtigt wer-

den. 

Ö 07 

 

Schreiben vom 30.01.2018 

 

Erschreckend habe ich zur Kenntnis genommen, wie viele Wohnun-

gen und Gewerbeeinheiten auf dem ehemaligen Straßenbahndepot 

entstehen sollen. Wir sind Eigentümer auf der gegenüberliegenden 

Seite der Heinrich-Mann-Allee mit ca. 650 Wohneinheiten, als Flä-

chendenkmal damals errichtet. Diese Siedlung wurde im Landhaus-

stil errichtet. Durch die von Ihnen in dieser Größenordnung geplante 

Bebauung stellt einen massiven Eingriff auf unsere Bestandshäuser 

und auch auf die Lebensqualität unserer Bewohner dar. Schon heute 

haben wir mit enormen Beschwerden unserer Bewohner über Ihr 

geplantes Bauvorhaben zu tun. Durch die Planstraße 2, Aus- und 

Einfahrt in der Heinrich-Mann-Allee, werden unsere Bewohner von 

der Ausfahrt Drevesstraße auf die Heinrich-Mann-Allee erhebliche 

Schwierigkeiten haben. Ferner wird mit deutlicher Erhöhung von Ver-

kehrsaufkommen und mit Staus zu rechnen sein. Ebenfalls soll nur 

jede zweite Wohnung einen Stellplatz nachweisen müssen, d.h. die 

restlichen Fahrzeuge werden im unseren Wohngebieten abgestellt 

werden, wo heute schon keine ausreichende Parkplätze vorhanden 

sind. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Sie sind Gegen-

stand nachgeordneter Verfahren. 

Es ist keine Abwägung erforderlich. 

Die Planung wird nicht geändert. 

 

Stellungnahme: 

Der Flächennutzungsplan als Bodennutzungskonzeption für die 

gesamte Stadt ist i.d.R. auf die Grundzüge der Planung be-

schränkt. Aus diesem Grund werden nur Autobahnen und auto-

bahnähnliche Straßen sowie das Straßenhauptnetz dargestellt. 

Konkrete Festlegungen zum ruhenden Verkehr können und wer-

den hingegen nicht getroffen.  

 

Der Bebauungsplan Nr. 104 „Heinrich-Mann-Allee / Kolonie Da-

heim“, der aktuell im Parallelverfahren nach § 8 Abs. 3 BauGB 

aufgestellt wird, hat ebenfalls keinen Stellplatzschlüssel zum In-

halt. Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung ist dem Rech-

nung zu tragen, indem die Flächen, auf denen die Errichtung von 

Stellplätzen und (Tief-)Garagen zulässig ist, insgesamt auskömm-
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Öffentlichkeit Inhalt der Stellungnahme Abwägungsvorschlag und 

Stellungnahme i.S.d. § 3 Abs. 2 S. 6 BauGB 

lich sein müssen. Ein ausreichender ober- und unterirdischer 

Nachweis von Stellplätzen ist in den vorgesehenen Flächen mög-

lich. Der Stellplatznachweis gemäß Stellplatzsatzung ist im Bau-

antragsverfahren zu führen. 

Ö 08  

 

Schreiben vom 02.02.2018 

 

Verlauf der Planstraße 2 

Aktuell verläuft parallel zur neuen Planstraße 2 ein Fuß und Radweg, 

welcher intensiv genutzt wird, um (unter anderem) die Straßenbahn-

haltestelle „Sporthalle“ an der Heinrich Mann Allee erreichen zu kön-

nen. An diesem Weg befindet sich ein etwa 3 Meter schmaler Grün-

streifen mit einigen älteren Bäumen, für dessen Erhalt ich hier wer-

ben möchte. 

 

Gegenwärtig sieht der Bebauungsplanentwurf dessen Rodung vor.  

 

Zum Erhalt des Grünstreifen möchte ich anregen, den neuen südöst-

lichen Fußweg an der Planstraße 2 von der Straße abzutrennen und 

hinter den Grünstreifen, direkt an die Fassade des 

Gebäudekomplex WA4 zu legen. Die an der Planstraße 2 frei wer-

dende Fläche könnte zur Optimierung der Parkplätze (Verbesserung 

der ohnehin angespannte Parkplatzsituation) verwendet werden. 

Damit Bewohner die vom Fußweg die Parkplätze erreichen können, 

wären einfache Stichwege durch den Grünstreifen denkbar. 

 

Zur Realisierung müsste lediglich die nordöstliche Fassade des Ge-

bäudekomplex WA 4 um geschätzte 5 m nach Südwesten verscho-

ben werden. Dies kann durch zweifache Verringerung der 

Gebäudeabstände um je ca. 2,5m im Gesamtkomplex WA4 erreicht 

werden. Siehe hierzu die Ausschnitte
1
 aus dem Bebauungsplanent-

wurf. 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Sie sind Gegen-

stand nachgeordneter Verfahren. 

Es ist keine Abwägung erforderlich. 

Die Planung wird nicht geändert. 

 

Stellungnahme: 

Der Flächennutzungsplan als Bodennutzungskonzeption für die 

gesamte Stadt ist i.d.R. auf die Grundzüge der Planung be-

schränkt. Aus diesem Grund werden nur Autobahnen und auto-

bahnähnliche Straßen sowie das Straßenhauptnetz dargestellt.  

Die konkrete Erschließung des Gebietes und konkrete Festlegun-

gen zum ruhenden Verkehr können und werden hingegen nicht 

getroffen.  

 

Der Bebauungsplan Nr. 104 „Heinrich-Mann-Allee / Kolonie Da-

heim“, der aktuell im Parallelverfahren nach § 8 Abs. 3 BauGB 

aufgestellt wird, hat ebenfalls keinen Stellplatzschlüssel zum In-

halt. Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung ist dem Rech-

nung zu tragen, indem die Flächen, auf denen die Errichtung von 

Stellplätzen und (Tief-)Garagen zulässig ist, insgesamt auskömm-

lich sein müssen. Ein ausreichender ober- und unterirdischer 

Nachweis von Stellplätzen ist in den vorgesehenen Flächen mög-

lich. Der Stellplatznachweis gemäß Stellplatzsatzung ist im Bau-

antragsverfahren zu führen. 

 

 

                                                      
1
 Die beiden Ausschnitte werden hier nicht widergegeben, weil sie die Flächennutzungsplanung nicht betreffen. 
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Vorteile: 

 Bildung einer Flucht- / Sichtachse entlang der Sporthalle, 

Fassade WA 4 und Kolonie Daheim 24 

 Erhalt des Grünstreifen entlang der neuen Planstraße 2 

 Steigerung des Wertes des Wohnumfelds durch Erhalt der 

Grünfläche 

 

2. allgemeine Verkehrsplanung 

Die Kolonie Daheim liegt als ehemalige Eisenbahner-Wohnsiedlung 

bisher gut isoliert und verbindet die Heinrich Mann Allee mit der 

Friedrich Engels Straße. Je nach Verkehrsaufkommen bzw. Rück-

stau durch die Pförtnerampeln außerhalb der Kolonie Daheim, wird 

diese häufig benutzt, um von der Heinrich Mann Alle auf die Friedrich 

Engels Straße zu kommen. Dieser Zustand ist seit Jahren problema-

tisch und wird nur unzulänglich durch verkehrstechnische Maßnah-

men gelöst. 

 

Der folgende Verkehr nutzt die Kolonie Daheim zur Durchfahrung, oft 

auch als „Rennstrecke“: 

 Eltern, die Ihre Kinder mit Auto zu den Kindergärten am 

Nuthewinkel bringen/abholen. Dies ist in der Zeit von 7:00 – 

8:00 und 15:30-16:30 sehr belastend, da der Verkehr vier-

fach (bei Einfahrt und Ausfahrt; früh und nachmittags) die Ko-

lonie Daheim durchfährt. 

 Sowie die Berufspendler, wie einleitend beschrieben. 

 

Ich schlage vor, die Verkehrsführung so zu gestalten, dass das neu 

geplante Wohngebiet keine besserte Abkürzung / Rennstrecke ge-
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genüber der aktuellen Situation anbietet.  

Mein Favorit wäre die folgende Lösung:
 2
  

Ö 09  

 

Schreiben vom 11.0.2018 

 

Ich schlage vor, dass geprüft wird, ob in dem Bebauungsplan eine 

Radwegestrecke zwischen Ecke Kolonie Daheim / Ecke Einmündung 

Fuß-/Radweg Sporthalle bis Nuthewinkel aufgenommen werden 

kann. Der Radweg könnte auf der Südwestlichen Seite entlang der 

Straße Kolonie Daheim innerhalb des zu erhaltendem Baumbestan-

des angelegt werden. Die Radwegführung könnte so angelegt wer-

den, dass keine zusätzliche Baumfällung notwendig sind. 

Begründung: Bereits jetzt nutzen viele Eltern das Rad, um ihre Kinder 

in die Kitas Nuthewinkel bzw. Potsdam Kids zubringen. Fast alle fah-

ren wegen des Kopfsteinpflasters der Straße auf dem Gehweg. Dies 

wird sich noch verstärken, falls der Schulstandort mit Nuthewinkel 

realisiert wird. Diese Entwicklung bringt Gefährdung sowohl für die 

Fußgänger als auch für die Radfahrer mit sich. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Er könnte Gegenstand 

nachgeordneter Verfahren sein. 

Es ist keine Abwägung erforderlich. 

Die Planung wird nicht geändert. 

 

Stellungnahme: 

Der Flächennutzungsplan als Bodennutzungskonzeption für die 

gesamte Stadt ist i.d.R. auf die Grundzüge der Planung be-

schränkt. Aus diesem Grund werden nur Autobahnen und auto-

bahnähnliche Straßen sowie das Straßenhauptnetz dargestellt. 

Ein Radweg könnte auf der Ebene der Bebauungsplanung festge-

setzt werden – im vorliegenden Fall im Bebauungsplan Nr. 104 

„Heinrich-Mann-Allee / Kolonie Daheim“, der aktuell im Parallel-

verfahren nach § 8 Abs. 3 BauGB aufgestellt wird. 

                                                      
2
 Der Ausschnitt wird hier nicht wiedergegeben, weil sie die Flächennutzungsplanung nicht betreffen. 
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Ö 10 

 

Schreiben vom 12.02.2018 

 

 

 

 

 

 

 

Das Leitbild „Stark durchgrünte Siedlungsgebiete zwischen Ravens-

bergen und Nutheniederung mit ausgeprägten landschaftsräumlichen 

Bezügen und dazwischenliegenden, ausgedehnten Grünflächen." 

wird in dem am 27.02.2014 wirksam gewordenen Flächennutzungs-

plan konsequent umgesetzt. Das Plangebiet wird hier als Wohnbau-

fläche W 2 (GFZ 0,5-0,8), Gemischte Baufläche M 2 (GFZ (0,5 -0,8) 

und als Grünfläche dargestellt. Diese geplante maßvolle Verdichtung 

war auch ein Argument, Ende 2014 eine Doppelhaushälfte im Bau-

gebiet „Horstweg-Süd, Teilbereich Nuthewinkel" zu erwerben. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Sie sind teilweise 

Gegenstand nachgeordneter Verfahren. 

Die Planung wird nicht geändert. 

Siehe dazu im Einzelnen: 

 

Stellungnahme: 

Kenntnisnahme 

 

Das Leitbild des Landschaftsplans für Teilraum 5 „Teltower Vor-

stadt mit Telegrafenberg“ ist richtig wiedergegeben (vgl. S. 100 f.). 

Gleiches gilt für die derzeitigen Darstellungen im Flächennut-

zungsplan. 
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Dem Bebauungsplanentwurf ist nun zu entnehmen, dass bereits am 

15.04.2014, nicht einmal zwei Monate nach Wirksamwerden des 

Flächennutzungsplanes, auf einer Preisgerichtssitzung ein Entwurf 

prämiert wurde, der den Festlegungen des Flächennutzungsplanes 

vollends widerspricht und nun im Bebauungsplan als Begründung für 

die Änderung des Flächennutzungsplans mit rapider Änderung und 

Erhöhung der Bebauung genannt wird: Wohnbaufläche W 1(GFZ0,8-

1,6), Gemischte Baufläche Ml (GFZ 0,8-1,6) und einer kleineren 

Grünfläche. Nach dem Bebauungsplanentwurf werden für die Umset-

zung des Entwurfs die absoluten Obergrenzen der GFZ erforderlich 

(Wl = 1,6 und Ml = 1,8, Seite 33 Absatz 2). Dies bedeutet eine Ver-

doppelung zum genehmigten und wirksamen Flächennutzungsplan. 

Von einer maßvollen Verdichtung kann bei dieser hohen GFZ keine 

Rede mehr sein, wir fühlen uns getäuscht. 

 

Die zeitliche Abfolge zeigt, dass bereits vor dem wirksamen Flächen-

nutzungsplan von der Stadt dessen Änderung in Angriff genommen 

wurde. Ist dies den Stadtverordneten bewusst und auch von ihnen 

beschlossen worden? In der Begründung zum Bebauungsplan heißt 

es nun immer wieder, dass bei einer Änderung (Herabsetzung) der 

GFZ der prämierte Entwurf nicht umgesetzt werden kann. Hier wird 

Druck ausgeübt und suggeriert, dass es keine Alternative gibt. Dies 

beeinflusst die Bürger - es lohnt sich nicht, eine Stellungnahme ab-

zugeben, es ist schon entschieden - und sicher auch die Stadtver-

ordneten. Bürgerbeteiligung ist das für uns nicht. 

Kenntnisnahme; Auffassung wird nicht geteilt  

Der FNP ist zwar grundsätzlich auf Langfristigkeit angelegt. 

Gleichzeitig wird es punktuell einzelne Flächen geben, für die sich 

die Ausgangsbedingungen, Erfordernisse und Planungsziele im 

Laufe der Zeit ändern. Der FNP wird dann entsprechend geän-

dert. Dies ist im Plangebiet der Fall.  

Es ist richtig, dass sich beim Wirksamwerden des FNP am 

27.02.2014 bereits abgezeichnet hat, dass er geändert werden 

muss. Dies betraf nur den räumlichen Umgriff der Wohnbaufläche, 

nicht jedoch die Dichtestufen der Bauflächen insgesamt (nur auf 

Teilflächen – siehe unten).  

Der Aufgabenstellung für das angesprochene Städtebauliche 

Gutachterverfahren „Heinrich-Mann-Allee / Kolonie Daheim“ vom 

28.01.2014 ist dazu zu entnehmen: „Die Darstellung der Grünflä-

che / Sportplatz im Flächennutzungsplan wird im Rahmen eines 

Änderungsverfahrens geändert in Wohnbaufläche W2.“ (vgl. Seite 

13). Hinsichtlich der Dichtestufen wird zur Bebauungsstruktur und 

Nutzung ausgeführt: „Die GFZ in den Baugebieten soll sich an 

den Obergrenzen der im FNP genannten Werte für Wohnbauflä-

che W 2 und gemischte Baufläche M 2 orientieren (GFZ 0,5-0,8). 

Eine Überschreitung der GFZ von 0,8 auf Teilflächen ist grund-

sätzlich möglich, wenn dadurch eine höhere städtebauliche Quali-

tät erreicht werden kann.“ (vgl. Seite 21). 

Der Siegerentwurf wurde, das ist auch richtig wiedergegeben, erst 

nach dem Wirksamwerden des FNP im April/Mai 2014 gekürt. Der 

Entwurf besaß eine Qualität und Logik, dass er trotz der erhöhten 

Dichte gewann, weil überzeugend dargelegt wurde, dass Städte-

bau mit höherer Dichte dem Ort und der Lage angemessen sein 

kann. Die beiden Zitate oben machen deutlich, dass eine wesent-

lich Erhöhung der Dichte kein Planungsziel vor dem Wirksamwer-

den des FNP war. Es war schon gar kein Ziel bei der Beschluss-

fassung durch die Stadtverordnetenversammlung am 30.01.2013. 
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Stellungnahme i.S.d. § 3 Abs. 2 S. 6 BauGB 

Durch die Verdoppelung der GFZ auf die Obergrenzen wird mehr 

Wohnraum geschaffen. Uneinheitlich werden auf Seite 13 von 700 

Wohneinheiten, auf Seite 19 von 700 bis 750 Wohneinheiten und auf 

Seite 90 letztlich von 750 Wohneinheiten gesprochen. Welche Zahl 

ist nun korrekt? 

Kenntnisnahme 

 

Die Frage bezieht sich auf Bebauungsplan Nr. 104 „Heinrich-

Mann-Allee / Kolonie Daheim“, der aktuell im Parallelverfahren 

nach § 8 Abs. 3 BauGB aufgestellt wird. 

 

Es ist richtig, dass durch die erhöhte GFZ mehr Wohnraum ge-

schaffen werden kann. Da es sich beim Bebauungsplan Nr. 104 

um einen Angebots-Bebauungsplan handelt, kann die erwartete 

Einwohnerzahl nicht abschließend prognostiziert werden. Gegen-

wärtig wird – wie in der Begründung ausgeführt – von einer Woh-

nungszahl von 700 - 750 Einheiten ausgegangen. Die Zahl der 

tatsächlich realisierbaren Wohnungen ist abhängig von der nach-

folgenden konkreten Objektplanung. 

Die hohe Verdichtung bringt viele Nachteile: 

 

 

 

 

 

 

 Geringere Wohnqualität - Hier spielen die Aspekte Ruhe, Natur, 

Umwelt angesichts der stetig steigenden Berufsbelastungen eine 

erhebliche Rolle. 

 Höhere Umweltbelastung - Hierzu gehören sowohl gesundheitli-

che Belange wie Lärm, Klimaaspekte, erhöhte Verkehrsbelas-

tung als auch soziale Spannungen wie Streitigkeiten und Unzu-

friedenheit, die sich aus der höheren Personendichte ergeben. 

 Sinkende Wohnqualität, die durch die hohe Gefahr sozialer 

Spannungen und die steigende Anonymität entstehen wird. Auf 

einer kleinen Fläche sollen ca. 2500 Personen zusammen leben 

Die Planung wird nicht geändert. 

 

Eine erhöhte Verdichtung muss nicht per se nachteilig sein. Es ist 

jedoch richtig, dass sie teilweise nachteilig für einige der benann-

ten Aspekte ist. Die entsprechenden Belange werden im Einzel-

nen wie folgt abgewogen: 

 

 Die Planung führt nicht dazu, dass keine gesunden Wohn- 

und Arbeitsverhältnisse entstehen. Die Wohnqualität wird 

nicht erheblich verringert. Es kommt zu keinen erheblichen 

schädlichen Umweltbelastungen.  

 Die geplante Entwicklung des neuen Wohnquartiers in einem 

baulich vorgeprägten Bereich entspricht dem wichtigen plane-

rischen Ziel des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden 

und des Vorranges der Innen- vor der Außenentwicklung. Da-

bei sind zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme 

von Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der 
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- ein neuer Wohnstandort mit Problemen wie im Schlaatz, Stern 

oder Drewitz entsteht? 

 Die dichte und hohe Bebauung passt nicht zum Bestand und fügt 

sich in die vorhandene Bebauung nicht ein. Die Kolonie Daheim 

ist geprägt von zwei bis drei-geschossigen Wohngebäuden. Die 

angrenzenden Gebäude sollen vier-geschossig werden. 

 Durch die vielen Wohneinheiten gibt es nicht ausreichend Park-

möglichkeiten. Der ruhende Verkehr wird sich auf die angren-

zenden Straßen (insbesondere Kolonie Daheim) verlagern. Eine 

Belastung nicht nur der künftigen Mieter (Parkplatzsuche) son-

dern auch der Bestandsmieter. Die geringere Wohnqualität wirkt 

sich hier nicht nur auf das Wohngebiet sondern auch auf die an-

grenzenden Straßen aus. 

Wiedernutzbarmachung von Flächen, der Nachverdichtung 

und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen (§ 

1a Abs. 2 BauGB). Die Bauleitplanverfahren tragen damit 

auch der Erhaltung und Fortentwicklung eines vorhandenen 

Ortsteils bei (§ 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB), erweitern das inner-

städtische Wohnraumangebot und befriedigen die Wohnbe-

dürfnisse der Bevölkerung (§ 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB). Damit 

wird wichtigen Vorgaben des BauGB insgesamt durch die 

Planungen Rechnung getragen.  

 Der Vergleich des entstehenden neuen Quartiers mit beste-

henden Wohngebieten Potsdams, wie z.B. Schlaatz (knapp 

10.000 Einwohner) oder Stern (knapp 17.000 Einwohner), ist 

weder städtebaulich noch funktional zielführend, da es sich 

dabei um völlig andere städtebauliche Typologien und funkti-

onale Strukturen handelt. Die Auffassung wird nicht geteilt. 

 Mit der Durchführung des städtebaulichen Gutachterverfah-

rens wurde der Nachweis erbracht, dass die Schaffung eines 

neuen Wohnquartieres mit urbaner Dichte für den Standort 

angemessen und sinnvoll ist. Dabei sind sowohl die Aspekte 

des Umgebungsschutzes der vorhandenen Denkmale als 

auch die der Verkehrserschließung berücksichtigt worden. 

 Wie der Bebauungsplan Nr. 104 hat auch der FNP keinen 
Stellplatzschlüssel zum Inhalt. Der Stellplatznachweis gemäß 
Stellplatzsatzung ist im Bauantragsverfahren zu führen. Im 
Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung ist dem Rechnung 
zu tragen, indem die Flächen, auf denen die Errichtung von 
Stellplätzen und (Tief-)Garagen zulässig ist, insgesamt aus-
kömmlich sein müssen. Ein ausreichender ober- und unterir-
discher Nachweis von Stellplätzen ist in den vorgesehenen 
Flächen möglich. 

 

Im Ergebnis sind auf der Ebene der Flächennutzungsplanung die 
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Belange, die für die Planung sprechen – insbesondere die Erfül-

lung der Wohnbedürfnisse der Bevölkerung – höher zu gewichten 

als die Belange, die dagegen sprechen. 

Die Planstraße 5 des neuen Wohnstandortes werden täglich viele 

Schüler/innen des Humboldtgymnasiums, der zwei Kitas im Nuthe-

winkel, der neuen Grundschule und Bewohner der angrenzenden 

Wohngebiete mit dem Rad als auch zu Fuß nutzen (derzeit kombi-

nierter Rad/Fußweg). Diese Planstraße ist als Hauptanbindung des 

Wohngebietes geplant. Ein breiter Fuß- und Radweg wäre hier unse-

res Erachtens sinnvoller als zwei Fußwege. 

Der Flächennutzungsplan als Bodennutzungskonzeption für die 

gesamte Stadt ist i.d.R. auf die Grundzüge der Planung be-

schränkt. Aus diesem Grund werden nur Autobahnen und auto-

bahnähnliche Straßen sowie das Straßenhauptnetz dargestellt.  

Die konkrete Erschließung des Gebietes, die auf einer leistungs-

fähigen Lösung der Verkehrssituation beruht, wird auf der Ebene 

des Bebauungsplans Nr. 104 und nachfolgenden Verfahren gere-

gelt. 

Ö11 

 

Schreiben vom 11.02.2018 

Ich bitte zu prüfen, ob im Bebauungsplan grundsätzliche Möglichkei-

ten eröffnet werden könnten, ein Nachbarschafts-/Bürgerhaus zu 

realisieren. Im gesamten Bereich Teltower Vorstadt gibt es keine 

derartige Einrichtung. Die Aufnahme in den Bebauungsplan böte die 

Möglichkeit eine solche Einrichtung zu realisieren und eine ggf. 

schwierige spätere Standortsuche zu vermeiden. Es sei hierbei da-

rauf verwiesen, dass auf Grund der neuen Quartiere „An der Kopf-

weide“ und künftig Straßenbahndepot / Tennisplätze ein derartiger 

Bedarf absehbar ist. In Bornstedt, wo eine solche Planung nicht vor-

genommen wurde, erweist sich nun als ausgesprochen schwierig für 

diesen Bedarf einen adäquaten Platz zu finden. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Er kann Gegenstand 

nachgeordneter Verfahren sein. 

Es ist keine Abwägung erforderlich. 

Die Planung wird nicht geändert. 

 

Stellungnahme: 

Der Flächennutzungsplan als Bodennutzungskonzeption für die 

gesamte Stadt ist i.d.R. auf die Grundzüge der Planung be-

schränkt. Soziale Einrichtungen können zwar im Zusammenhang 

mit einer flächigen Darstellung einer Sonderbaufläche ab einer 

Größe von i.d.R. 2 ha grundsätzlich dargestellt werden. Die kon-

krete Standortfestlegung für ein Nachbarschafts-/Bürgerhaus ist 

jedoch nicht möglich, eine Realisierung kann schon gar nicht ge-

währleistet werden. 

Die planungsrechtlichen Voraussetzungen für ein Nachbarschafts-

/Bürgerhaus können auf der Ebene der Bebauungsplanung ge-

schaffen werden. Im vorliegenden Fall werden im Bebauungsplan 

Nr. 104 „Heinrich-Mann-Allee / Kolonie Daheim“, der aktuell im 

Parallelverfahren nach § 8 Abs. 3 BauGB aufgestellt wird, Allge-

meine Wohngebiete und Mischgebiete nach der Baunutzungsver-
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ordnung festgesetzt. In diesen Gebieten sind Anlagen für soziale 

Zwecke zulässig. Es handelt sich jedoch um eine sogenannte 

Angebotsplanung, die der Eigentümer/Bauherr nutzen kann, aber 

nicht muss. Insofern kann auch auf dieser Ebene keine Realisie-

rung gewährleistet werden. 
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Abwägungsvorschlag der Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
zum Entwurf der Flächennutzungsplan-Änderung (Stand: 01.08.2017) 
 
Mit Schreiben vom 10.12.2017 wurden 17 Behörden bzw. sonstige Träger öffentlicher Belange (inkl. Nachbargemeinden und Landesbüro anerkannter Naturschutzverbän-
de) zur Stellungnahme zum Entwurf der Flächennutzungsplan-Änderung aufgefordert. 

 

Die folgenden 4 Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange haben sich nicht geäußert. Es wird daher davon ausgegangen, dass sie der Planung zustimmen: 

- Deutsche Post AG 

- Zentraldienst der Polizei, Kampfmittelbeseitigungsdienst 

- Regiobus Potsdam-Mittelmark GmbH 

- Energie und Wasser Potsdam GmbH 

 

Es liegen insgesamt 14
1
 Stellungnahmen vor. Davon hatten folgende 9 Behörden bzw. sonstige Träger öffentlicher Belange keine Anregungen oder Hinweise bzw. waren 

in ihren Belangen nicht betroffen oder haben keine Einwände: 

                                                      
1
 Aus dem Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege und Archäologisches Landesmuseum haben zwei Fachabteilungen separate Stellungnahmen abgegeben. 

 

- NBB Netzgesellschaft Berlin-Brandenburg, Schreiben vom 05.01.2018 

- E.DIS Netz GmbH, Schreiben vom 09.01.2018 

- Handelsverband Berlin-Brandenburg HBB, Schreiben vom 10.01.2018 

- Verkehrsbetrieb Potsdam GmbH, Schreiben vom 10.01.2018 

- Landesamt für Bauen und Verkehr, Schreiben vom 12.01.2018 

- Landesamt für Umwelt, Schreiben vom 19.01.2018 

- IHK Potsdam, Schreiben vom 29.01.2018 

- Kreishandwerkerschaft Potsdam, Schreiben vom 31.01.2018 

- Landesbetrieb Forst Brandenburg, Schreiben vom 01.02.2018 

 

Stellungnahmen mit Anregungen und/oder Hinweisen gaben folgende 5  Behörden bzw. Träger öffentlicher Belange ab: 
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(Die Texte geben die relevanten Inhalte der Originalstellungnahmen wieder, wurden aber zur besseren Les- und Erfassbarkeit teilweise neu geordnet und gekürzt.) 
 

Behörde / Träger Inhalt der Stellungnahme Abwägungsvorschlag und 

Stellungnahme i.S.d. § 3 Abs. 2 S. 6 BauGB 

Brandenburgische Landes-

amt für Denkmalpflege und 

Archäologisches Landesmu-

seum 

Abt. Bodendenkmalpflege  

Wünsdorfer Platz 4-5 

15806 Zossen  

(OT Wünsdorf) 

 

Schreiben vom 09.01.2018 

 

 

im Bereich des o. g. Vorhabens ist derzeit ein Bodendenkmal im Sin-

ne des Gesetzes über den Schutz und die Pflege der Denkmale im 

Land Brandenburg (BbgDSchG) vom 24. Mai 2004 (GVBI. Bbg. 9, 

215 ff)§§ 1 (1), 2 (1)-(2) registriert: 

2143 Potsdam - Siedlung Bronzezeit, Siedlung römische Kaiserzeit, 

deutsches Mittelalter, Gräberfeld Bronzezeit, Rast- und Werkplatz 

Steinzeit 

 

Auflagen im Bereich von Bodendenkmalen: 

Bodendenkmale sind nach BbgDSchG §§ 1 (1), 2 (1)-(3), 7 (1) im 

öffentlichen Interesse und als Quellen und Zeugnisse menschlicher 

Geschichte und prägende Bestandteile der Kulturlandschaft des Lan-

des Brandenburg geschützt. Sie dürfen bei Bau- und Erdarbeiten 

ohne vorherige denkmalschutzbehördliche Erlaubnis bzw. Erlaubnis 

durch Planfeststellung oder bauordnungsrechtlicher Genehmigung 

und - im Falle erteilter Erlaubnis - ohne vorherige fachgerechte Ber-

gung und Dokumentation nicht verändert bzw. zerstört werden 

(BbgDSchG §§ 7 <3>, 9 und 11 <3>). Alle Veränderungen und Maß-

nahmen an Bodendenkmalen sind nach Maßgabe der Denkmal-

schutzbehörde zu dokumentieren (BbgDSchG § 9 <3>). Für die fach-

gerechte Bergung und Dokumentation von betroffenen Bodendenk-

malen ist nach BbgDSchG §§ 7 (3) und 11 (3) der Veranlasser kos-

tenpflichtig. Zuwiderhandlungen werden als Ordnungswidrigkeit mit 

einer Geldbuße von bis zu 500.000 Euro geahndet werden (BbgD-

SchG § 26 <4>). Flächen oder Trassen, die lediglich während der 

Bauzeit genutzt werden (z. B. Bau- und Materiallager und u. U. auch 

Arbeitsstraßen), sollten möglichst nicht im Bereich des Bodendenk-

mals eingerichtet werden bzw. nur dort, wo bereits eine Versiegelung 

des Bodens vorliegt. Durch den notwendigen Oberbodenabtrag und 

das verstärkte Befahren dieser Flächen mit schwerem Baugerät so-

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Eine Änderung der Planung ist nicht erforderlich. 

 

Stellungnahme: 

Im Parallelverfahren nach § 8 Abs. 3 BauGB wird der Bebau-

ungsplan Nr. 104 „Heinrich-Mann-Allee / Kolonie Daheim“ aufge-

stellt. In diesem Verfahren wird das Bodendenkmal 2143 nach-

richtlich in die Planzeichnung übernommen. Die Begründung und 

die textlichen Festsetzungen werden entsprechende Hinweise 

enthalten. 
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Behörde / Träger Inhalt der Stellungnahme Abwägungsvorschlag und 

Stellungnahme i.S.d. § 3 Abs. 2 S. 6 BauGB 

wie durch mögliche Bagger- oder Raupenaktivität o. ä. Eingriffe in 

den Untergrund wird die Bodendenkmalsubstanz umfangreich ge- 

und zerstört. Sollte es nicht möglich sein, bauzeitlich genutzte, un-

versiegelte Flächen und Wege außerhalb des bekannten Boden-

denkmals anzulegen, so werden kostenpflichtige Schutz- bzw. Do-

kumentationsmaßnahmen notwendig. 

Allgemeine Auflagen: 

Sollten während der Bauausführung im Vorhabensbereich bei Erdar-

beiten - auch außerhalb der ausgewiesenen und beauflagten Fläche 

- Bodendenkmale (Steinsetzungen, Mauerwerk, Erdverfärbungen, 

Holzpfähle oder -bohlen, Knochen, Tonscherben, Metallgegenstände 

u. ä.) entdeckt werden, sind diese unverzüglich der zuständigen Un-

teren Denkmalschutzbehörde und dem Brandenburgischen Landes-

amt für Denkmalpflege und Archäologischen Landesmuseum anzu-

zeigen (BbgDSchG § 11 <1 > und <2> ). Die Entdeckungsstätte und 

die Funde sind bis zum Ablauf einer Woche unverändert zu erhalten, 

damit fachgerechte Untersuchungen und Bergungen vorgenommen 

werden können. Gemäß BbgDSchG § 11 (3) kann die Denkmal-

schutzbehörde diese Frist um bis zu 2 Monate verlängern, wenn die 

Bergung und Dokumentation des Fundes dies erfordert. Besteht an 

der Bergung und Dokumentation des Fundes aufgrund seiner Bedeu-

tung ein besonderes öffentliches Interesse, kann die Frist auf Verlan-

gen der Denkmalfachbehörde um einen weiteren Monat verlängert 

werden. Der Träger des Vorhabens hat nach Maßgabe der§§ 7 (3), 9 

(3)-(4) und 11 (3) BbgDSchG sowohl die Kosten der fachgerechten 

Dokumentation im Rahmen des Zumutbaren zu tragen, als auch die 

Dokumentation sicher zu stellen. Die Denkmalfachbehörde ist be-

rechtigt, den Fund zur wissenschaftlichen Bearbeitung in Besitz zu 

nehmen (BbgDSchG § 11 <4>). 

Die bauausführenden Firmen sind über die genannten Auflagen und 

Denkmalschutzbestimmungen zu unterrichten und zu ihrer Einhal-

tung zu verpflichten. 
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Behörde / Träger Inhalt der Stellungnahme Abwägungsvorschlag und 

Stellungnahme i.S.d. § 3 Abs. 2 S. 6 BauGB 

Deutsche Telekom Technik 

GmbH 

 

Schreiben vom 22.01.2018 

Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien (TK-Linien) 

der Telekom. Die Belange der Telekom – z. B. das Eigentum der 

Telekom, die ungestörte Nutzung ihres Netzes sowie ihre Vermö-

gensinteressen – sind betroffen. 

 

Der Bestand und der Betrieb der vorhandenen TK-Linien müssen 

weiterhin gewährleistet bleiben. 

 

Für zukünftige Erweiterungen des Telekommunikationsnetzes sind in 

allen Verkehrswegen geeignete und ausreichende Trassen für die 

Unterbringung der Telekommunikationslinien der Telekom vorzuse-

hen. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
Eine Änderung der Planung ist nicht erforderlich. 

 

Stellungnahme: 

Im Parallelverfahren nach § 8 Abs. 3 BauGB wird der Bebau-
ungsplan Nr. 104 „Heinrich-Mann-Allee / Kolonie Daheim“ aufge-
stellt. Die Telekom hat in diesem Aufstellungsverfahren ebenfalls 
den Erhalt von Bestand und Betrieb sowie die Vorhaltung von 
Trassen für TK-Linien gefordert. 

Die Ebene der Flächennutzungsplanung ist für diese Forderungen 
die falsche Maßstabsebene, da nur die Grundzüge der Planung 
dargestellt werden und diese i.d.R. Bedeutung für die Gesamt-
stadt haben. 

 

GDMcom 

 

Schreiben vom 29.01.2018 

Wie Ihnen bereits bekannt ist, befinden sich Steuerkabel der ONT-

RAS im Geltungsbereich der Flächennutzungsplan-Änderung "Hein-

rich-Mann-Allee/Kolonie Daheim". Anlagen der VGS bleiben weiter-

hin unberührt. Da es zum Entwurf der Flächennutzungsplan-

Änderung keine grundlegenden Veränderungen oder Ergänzungen 

im Bereich der ONTRAS-Anlagen gibt, behält die Ihnen vorliegende 

Stellungnahmen der GDMcom vom 18.10.2016 weiterhin ihre Gültig-

keit. Somit möchten wir Sie bitten, die Anlagen der ONTRAS in allen 

Planzeichnungen zu übernehmen und in der Begründung auf das 

Vorhandensein hinzuweisen. 

Unter Beachtung der Hinweise und Forderungen der Ihnen bereits 

vorliegenden Stellungnahme stimmen dem Entwurf der Flächennut-

zungsplan-Änderung zu. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
Eine Änderung der Planung ist nicht erforderlich. 

 

Stellungnahme: 

Im Parallelverfahren nach § 8 Abs. 3 BauGB wird der Bebau-

ungsplan Nr. 104 „Heinrich-Mann-Allee / Kolonie Daheim“ aufge-

stellt. Die ONTRAS hat in diesem Aufstellungsverfahren ähnliche 

Forderungen gestellt. 

Die Ebene der Flächennutzungsplanung ist für die Forderung der 

ONTRAS, ihre Anlagen in die Planzeichnung zu übernehmen, die 

falsche Maßstabsebene, da nur die Grundzüge der Planung dar-

gestellt werden und diese i.d.R. Bedeutung für die Gesamtstadt 

haben. 

 

Landesbüro anerkannte 

Naturschutzverbände GbR 

 

Schreiben vom 29.01.2018 

Wie bereits in der Stellungnahme der Verbände vom 12.10.16 darge-
legt ist das Bebauungsplangebiet stark durchgrünt und mit land-
schaftsprägenden wertvollen Bäumen bestanden. Vor dem Hinter-
grund, dass derzeit einer immenser Verlust von Gehölzbeständen, 
vor allem von Altbaum- und Alleenbestand, innerhalb der Stadtgebie-
tes zu verzeichnen ist, sollte die Planung nochmals überarbeitet wer-

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
Eine Änderung der Planung ist nicht erforderlich. 
 

Stellungnahme: 

Im Parallelverfahren nach § 8 Abs. 3 BauGB wird der Bebau-

176 von 183 in Zusammenstellung



Flächennutzungsplan-Änderung "Heinrich-Mann-Allee/Kolonie Daheim“ (09/15) 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 

ANLAGE 6B 
Stand: 09.05.2018 

 
 

Seite 5 von 5 
 

Behörde / Träger Inhalt der Stellungnahme Abwägungsvorschlag und 

Stellungnahme i.S.d. § 3 Abs. 2 S. 6 BauGB 

den. Wie bereits auch schon hingewiesen sind in der Stadt einige 
Naturdenkmale beseitigt worden, so dass eine Neuausweisung von 
neuen zeitgemäß wäre. 
Der Erhalt der in den beiliegenden Baumgutachten beschriebenen 
Linden (9 und 3 Winterlinden) wird begrüßt. Hier sind u.a. auch tech-
nische Baum- bzw. Wurzelschutzmaßnahmen vorzusehen und fest-
zuschreiben. Die Neubebauung innerstädtischer Flächen sollte nicht 
in jedem Fall von einer maximalen Bebaubarkeit ausgehen, sondern 
viel mehr Wert auf Lebens- und Wohnqualität legen. Der gewachse-
ne Gehölzbestand trägt dazu wesentlich mehr bei als Neupflanzun-
gen. 
Die vorgesehenen Gehölzpflanzungen (bei Anrechnung der vorhan-
den!) sind u.E. völlig unzureichend. 
Es finden sich in der Planung keine Festsetzungen zu Dach- bzw. 
Fassadenbegrünungen. Diese sind u.E. unabdingbar, um die Verlus-
te an Fledermaus-Jagdhabitaten zu kompensieren. Zudem sind die 
offensichtlichen Quartierverluste durch Ersatzhangplätze und -
quartiere in den Neubauten in den Festsetzungen eindeutig zu defi-
nieren und festzuschreiben. 
Wir bitten um weitere Beteiligung am Verfahren. 

ungsplan Nr. 104 „Heinrich-Mann-Allee / Kolonie Daheim“ aufge-
stellt. Das Landesbüro hat in diesem Aufstellungsverfahren die-
selben  Hinweise gegeben und Forderungen gestellt. 

Die Ebene der Flächennutzungsplanung ist für diese Forderungen 
– mit Ausnahme der grundsätzlichen Forderung, nicht in jedem 
Fall Grundstücke maximal zu bebauen – die falsche Maßstabs-
ebene, da nur die Grundzüge der Planung dargestellt werden und 
diese i.d.R. Bedeutung für die Gesamtstadt haben. 

Hinsichtlich der maximalen Bebaubarkeit ist anzumerken, dass im 
Flächennutzungsplan für Wohnbauflächen und Gemischte Bauflä-
chen drei bzw. zwei unterschiedliche Dichtestufen dargestellt 
werden. Dadurch wird auf gesamtstädtischer Ebene eine Orientie-
rung für weitere Planungen vorgegeben. Nicht jedes Grundstück 
wird per se maximal bebaut, dies würde sich vielfach nicht ins 
städtebauliche Gefüge einpassen. 

Brandenburgisches Landes-

amt für Denkmalpflege und 

Archäologisches Landesmu-

seum, Abt. Bau- und Kunst-

denkmalpflege 

 

Schreiben vom 05.02.2018 

Die in der Begründung zum B-Plan unter Punkt 3.5.1 genannten 

Denkmale besitzen Umgebungsschutz und es sind entsprechend 

Abstimmungen im denkmalrechtlichen Erlaubnisverfahren zu führen. 

Es ist sicherzustellen, dass die Denkmale und ihre Umgebung durch 

das Vorhaben in ihrer Wirkung und Substanz nicht beeinträchtigt 

werden. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
Eine Änderung der Planung ist nicht erforderlich. 
 

Stellungnahme: 

Der Hinweis ist im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens zu 

beachten.  
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Bei der geänderten Darstellung hat sich die Kartengrundlage  geändert. Die  Änderung wird bei der nächsten Neubekanntmachung des Flächen-
nutzungsplanes in die Planzeichnung übernommen. Der Plan wird dann insgesamt auf die neue Kartengrundlage umgestellt. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Lage des Änderungsbereiches 
 

 

Flächennutzungsplan (Stand 30.01.2013) Maßstab 1:10.000 Darstellung des Geltungsbereiches 
 

 

 
 

 

Legende:  

 
Fachbereich Stadtplanung und Stadterneuerung 
Bereich Stadtentwicklung 
14461 Potsdam 
stadtentwicklung@rathaus.potsdam.de 
www.potsdam.de/fnp 

 
geänderte Darstellung Maßstab 1:10.000 
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Begründung 
 
 

1. Ziele, Zwecke und we-
sentliche Auswirkungen 
der Planung 

 
Der räumliche Geltungsbereich 
der Änderung des Flächennut-
zungsplans (FNP) umfasst eine 
Fläche von ca. 13,17 ha. 
 
Im Plangebiet sollen die pla-
nungsrechtlichen Voraussetzun-
gen für die Entwicklung des Ge-
bietes zu einem innerstädtischen 
Wohnstandort mit Gewerbe- und 
Dienstleistungsanteilen zur De-
ckung des hohen Wohnbedarfs 
sowie zur Sicherung bzw. Schaf-
fung von Arbeitsplätzen geschaf-
fen werden.  
 
Die Änderung des FNP ist städ-
tebaulich erforderlich, um dem 
wachsenden Bedarf an Wohnun-
gen und Gewerbeflächen gerecht 
werden zu können. 
 
Für die innergebietliche städte-
bauliche Neuordnung und die 
Integration in den städtischen 
Kontext ist die Aufstellung eines 
Bebauungsplans erforderlich. Im 
Parallelverfahren nach § 8 Abs. 3 
Baugesetzbuch (BauGB) wird der 
Bebauungsplan Nr. 104 „Hein-
rich-Mann-Allee/Kolonie Daheim“ 
aufgestellt. In diesem Verfahren 
werden die Belange der Ver-
kehrsanbindung und der inneren 
Erschließung sowie die Umwelt-
belange und Altlastenproblematik 
tiefergehend berücksichtigt. 
 
Aktuell ist das Plangebiet als 
Wohnbaufläche W 2 (GFZ 0,5-
0,8), gemischte Baufläche M 2 
(GFZ 0,5-0,8) und als Grünfläche 
dargestellt. Vorgesehen ist zu-
künftig die Darstellung einer 
Wohnbaufläche W 1 (GFZ 0,8-
1,6), einer gemischten Baufläche 
M 1 (GFZ 0,8-1,6) und einer 
Grünfläche. Die veränderte An-

ordnung der Bau- und Freiflächen 
und die höheren Dichtestufen 
orientieren sich an dem Sieger-
entwurf eines städtebaulichen 
Gutachterverfahrens. 
 
Das aktuell in der Grünfläche 
befindliche Symbol „Sportlichen 
Zwecken dienende Einrichtun-
gen“ wird zukünftig nicht mehr 
dargestellt. Die wesentlichen 
Sportanlagen sind in der ge-
mischten Baufläche kürzlich neu 
errichtet worden. Sie werden we-
gen der Lage in einer Baufläche 
nicht dargestellt. Die für die Grün-
fläche vorgesehenen Sportanla-
gen der Grundschule, die auf 
einer Gemeinbedarfsfläche im 
benachbarten Bebauungsplan Nr. 
2 "Horstweg-Süd" geplant ist, 
sind vergleichsweise kleiner. Sie 
werden nicht dargestellt, sind 
aber gleichwohl im Bebauungs-
plan aus dem FNP entwickelbar. 
 
Die geplanten Änderungen ent-
sprechen den grundsätzlichen 
Entwicklungszielen des FNP. Bei 
den Flächen im Plangebiet han-
delt es sich um Brachflächen in 
innenstadtnaher und hervorra-
gend erschlossener Lage. Durch 
die Neunutzung der Flächen wird 
eine sinnvolle Ergänzung der 
Stadtstruktur geschaffen.  
Die Inhalte des beschlossenen 
FNP bleiben konsistent und bil-
den ein tragfähiges Grundgerüst 
für die künftige städtebauliche 
Entwicklung Potsdams. 
 
 

2.  Umweltbericht 
 
 
 
2.1 Rechtsgrundlage 
Nach § 2a Nr. 2 BauGB sind im 
Umweltbericht die aufgrund der 
Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 
BauGB und der Anlage 1 zum 
BauGB ermittelten und bewerte-
ten Belange des Umweltschutzes 
darzulegen. 

2.2 Inhalt und Ziele der FNP-
Änderung 

Siehe hierzu Teil 1 der Begrün-
dung. 
 
2.3 FNP-relevante Ziele des 

Umweltschutzes 
Für den Planungsraum sind ins-
besondere folgende umweltbe-
zogenen Informationen, Fachpla-
nungen und Rechtsvorschriften 
zu berücksichtigen: 
Im Zielkonzept des Landschafts-
plans (Stand 19.09.2012) ist für 
den Änderungsbereich eine 
grünordnerische Qualifizierung 
der Bauflächen sowie die unter 
Definition von Nutzungsgrenzen 
anzustrebende Erhaltung, Auf-
wertung und Entwicklung erho-
lungsrelevanter Freiflächen vor-
gesehen. 
Gemäß § 1 Bundes-Boden-
schutzgesetz (BBodSchG) sind 
die Funktionen des Bodens 
nachhaltig zu sichern oder wie-
derherzustellen. Nach § 1a Abs. 
2 BauGB soll mit Grund und Bo-
den sparsam und schonend um-
gegangen werden. 
Der südwestliche Teil des Ände-
rungsbereichs liegt innerhalb der 
weiteren Schutzzone (WSG III) 
des Wasserwerkes Potsdam – 
Leipziger Straße. 
Laut § 15 Bundesnaturschutzge-
setz (BNatSchG) sind Beein-
trächtigungen von Natur und 
Landschaft zu vermeiden; un-
vermeidbare Beeinträchtigungen 
sind durch geeignete Maßnah-
men auszugleichen (Eingriffsre-
gelung); diese Vorschrift ist ge-
mäß § 1a Abs. 3 BauGB im Bau-
leitplanverfahren zu berücksichti-
gen.  
Vorhandene Bäume sind nach 
Maßgabe der Potsdamer Baum-
schutzverordnung (PBaumSch-
VO) geschützt. 
Für ausschließlich oder vorwie-
gend dem Wohnen dienende 
Bauflächen ist im Sinne von § 1 
Bundesimmissionsschutzgesetz 
(BImSchG) und § 1 Abs. 5 
BauGB ein ausreichender Schall-
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schutz nach DIN 18005 als Vo-
raussetzung für gesunde Le-
bensverhältnisse der Bevölke-
rung zu gewährleisten. 
Denkmale sind nach § 1 Abs. 3 
Brandenburgisches Denkmal-
schutzgesetz (BbgDSchG) in die 
städtebauliche Entwicklung ein-
zubeziehen.  
Bei einigen Flächen im Ände-
rungsbereich handelt es sich ge-
genwärtig um Wald im Sinne des 
Waldgesetzes des Landes Bran-
denburg (LWaldG). 
 
2.4 Bestandsaufnahme des 

Umweltzustandes 
Im Änderungsbereich befinden 
sich Sandböden mit hoher Was-
serdurchlässigkeit, die sich nut-
zungsbedingt als stofflich und 
strukturell stark überformt darstel-
len. Neben Versiegelungen durch 
Gebäude, Sportanlagen und Er-
schließungsflächen besteht für 
Teile der Flächen des ehemali-
gen Straßenbahndepots gemäß 
Altlastenkataster der Landes-
hauptstadt Potsdam ein Verdacht 
auf Kontamination.  
Beeinträchtigungen der Grund-
wasserqualität und Grundwas-
serneubildung sind infolge der 
bestehenden anthropogenen 
Überformungen wahrscheinlich; 
dies ist vor allem innerhalb der 
weiteren Schutzzone des Was-
serwerkes Potsdam – Leipziger 
Straße von Bedeutung. Oberflä-
chengewässer sind im Ände-
rungsbereich nicht vorhanden.  
Die Flächen weisen keine beson-
deren Klimafunktionen auf. 
Die Biotoptypenstruktur wird im 
Norden des Änderungsbereichs 
durch Brachen gewerblicher und 
sonstiger Art, welche mit Ru-
deralvegetation bewachsen sind, 
geprägt. Im Süden dominieren 
Siedlungs-, Grün- und Freiflä-
chen, die der Sportnutzung die-
nen. Das Begleitgrün weist viel-
fältige, z.T. ältere Baumstruktu-
ren auf. Im Osten befindet sich 
zudem ein größerer Gehölzbe-
stand aus Laubbäumen mit 

Waldeigenschaft. Die Biotop-
strukturen sind insbesondere als 
Lebensraum für Brutvögel und 
Fledermäuse geeignet. 
Durch die verwilderten Brachflä-
chen wird das Erscheinungsbild 
des Änderungsbereichs beein-
trächtigt. Wertbestimmend sind 
hingegen die gliedernden, z.T. 
parkartigen Gehölzbestände. 
Im Änderungsbereich bestehen 
erhebliche Lärmimmissionen 
durch die Nähe zur Heinrich-
Mann-Allee. Die sportlichen Zwe-
cken dienenden Grün- und Frei-
flächen sowie der waldartige Ge-
hölzbestand haben wegen der 
eingeschränkten Zugänglichkeit 
nur mäßige Bedeutung für die 
wohnungsnahe Erholung. 
Nördlich des Änderungsbereichs 
grenzt die unter Denkmalschutz 
stehende Kolonie Daheim an. 
 
2.5 Prognose über die Ent-

wicklung des Umweltzu-
standes 

 
2.5.1 Prognose bei Durchführung 
der Planung 
Bei einer Realisierung der Bau-
flächen steigt der Versiegelungs-
grad im Änderungsbereich stark 
an; dadurch sind weitere Beein-
trächtigungen der Bodenfunktio-
nen zu erwarten. Im Zusammen-
hang mit einer Wiedernutzbar-
machung der Brachflächen würde 
aber auch eine Bodensanierung 
im Bereich des ehemaligen Stra-
ßenbahndepots erfolgen. 
Infolge der Mehrversiegelung 
kann es zu einem erhöhten Re-
genwasserabfluss, verbunden mit 
einer Reduzierung der Grund-
wasserneubildung, kommen. 
Durch bauliche Verdichtung und 
Verlust klimatisch wirksamer Ve-
getationsflächen wird eine für die 
menschliche Gesundheit belas-
tende Aufheizung des Stadt-
raums begünstigt. 
Bei der intendierten baulichen 
Entwicklung geht die vorhandene 
Ruderalvegetation auf den ge-
planten Bauflächen vollständig 

verloren. Auch der Baumbestand 
wird deutlich reduziert, eine 
Waldumwandlung ist unumgäng-
lich. Wertbestimmende Gehölze 
und Gehölzflächenanteile lassen 
sich aber voraussichtlich weitge-
hend integrieren; außerdem wer-
den im Rahmen grünordnerischer 
Maßnahmen Neuanpflanzungen 
erfolgen. Trotzdem ist mit dem 
Verlust von Habitatstrukturen, 
insbesondere für Brutvögel und 
Fledermäuse, zu rechnen. 
Die städtebauliche Neuordnung 
wirkt sich grundsätzlich positiv 
auf das Orts- und Landschaftsbild 
aus. Beeinträchtigungen können 
durch den Verlust strukturieren-
der Gehölzbestände und Vegeta-
tionsflächen hervorgerufen wer-
den; diese können vor Ort aber 
voraussichtlich durch grünordne-
rische Maßnahmen kompensiert 
werden. 
Neue Bauflächen werden dem 
Verkehrslärm der Heinrich-Mann-
Allee ausgesetzt sein. Die Wohn- 
und Aufenthaltsqualität ist 
dadurch eingeschränkt. Die 
Schaffung der Zugänglichkeit und 
Qualifizierung der Grünflächen im 
Rahmen der städtebaulichen 
Entwicklung kann diese für Erho-
lungszwecke in Wert setzen. 
Kultur- und Sachgüter werden 
voraussichtlich nicht betroffen 
sein. Ein hinreichender Grünflä-
chenpuffer zwischen den neuen 
Bauflächen und der denkmalge-
schützten Kolonie Daheim bleibt 
erhalten. 
 
2.5.2 Prognose bei Nichtdurch-
führung der Planung 
Bei Verzicht auf die Änderungs-
planung würde eine weniger dich-
te bauliche Nachnutzung der 
Brachflächen erfolgen. Die Ver-
siegelung wäre geringer, die Na-
turhaushaltsfunktionen wären 
insofern weniger stark einge-
schränkt. Eine Bodensanierung 
im Bereich des ehemaligen Stra-
ßenbahndepots würde bei Wie-
dernutzbarmachung der Brach-
flächen ebenfalls realisiert. 
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Die vorhandene Ruderalvegetati-
on würde bei einer Reaktivierung 
mit einem geringeren Nutzungs-
maß ebenfalls vollständig verlo-
ren gehen; auch würden Eingriffe 
in den Baumbestand erfolgen; 
eine zumindest teilweise Wald-
umwandlung wäre erforderlich. 
Der Verlust von Habitatstrukturen 
für geschützte Arten dürfte je-
doch insgesamt geringer ausfal-
len als bei einer größeren bauli-
chen Dichte im Änderungsbe-
reich. 
Das Orts- und Landschaftsbild 
würde sich mit Innutzungnahme 
der Brachflächen verbessern. Bei 
den geringeren baulichen Dichte-
stufen der Bauflächen ließen sich 
umfangreiche ortsbildverbes-
sernde Begrünungsmaßnahmen 
realisieren. Ohne die Planände-
rung könnten deutlich weniger 
Wohneinheiten und Gewerbeflä-
chen errichtet werden. 
Die Möglichkeiten für die Errich-
tung lärmrobuster Stadtquartiere 
sind wegen der geringeren bauli-
chen Dichte der gemischten Bau-
flächen entlang der Heinrich-
Mann-Allee begrenzt. Die in Ver-
bindung mit der städtebaulichen 
Entwicklung absehbar einherge-
hende Erschließung und Gestal-
tung der Grünflächen verbessert 
die Erholungsmöglichkeiten für 
die angrenzende Wohnbevölke-
rung. 
Mögliche Beeinträchtigungen von 
Kultur- und Sachgütern sind ge-
genwärtig nicht erkennbar. 
 
2.6 Maßnahmen zur Vermei-

dung, Verringerung und 
zum Ausgleich der nachtei-
ligen Auswirkungen 

Maßnahmen zur Vermeidung, 
Verringerung und zum Ausgleich 
nachteiliger Auswirkungen wer-
den voraussichtlich vor allem für 
die Umweltgüter Boden, Wasser, 
Tiere/ Pflanzen sowie Mensch/ 
Menschliche Erholung und das 
Sachgut Wald erforderlich. 
Von besonderer Bedeutung sind 
Maßnahmen zur Verringerung 

und Kompensation der Boden-
versiegelung. 
Damit eng verbunden sind Maß-
nahmen zur Vermeidung von 
Regenwasserableitungen bzw. 
zur Schaffung von Möglichkeiten 
der Wasserrückhaltung und örtli-
chen Versickerung. 
Ebenso sind Maßnahmen zur 
Minimierung und Kompensation 
von Vegetations- und Habitatver-
lusten vorzusehen. 
Weiterhin sind Lärmschutzmaß-
nahmen erforderlich sowie Maß-
nahmen zur Freiraumqualifizie-
rung für Erholungszwecke. 
Verluste von Waldflächen sind im 
betroffenen Naturraum auszu-
gleichen. 
Wegen des Generalisierungsgra-
des des Flächennutzungsplans 
können Art und Umfang der 
Maßnahmen konkret erst auf der 
nachfolgenden Planungsebene 
festgelegt werden. 
 
2.7 Darstellung von Alternati-

ven 
Grundsätzlich wäre eine umwelt-
entlastende Reduzierung der 
baulichen Dichte im Änderungs-
bereich vorstellbar. Es wird vor-
liegend jedoch die Ausschöpfung 
des hervorragend erschlossenen, 
innerstädtischen Verdichtungspo-
tenzials angestrebt, um den 
wachstumsbedingten Siedlungs-
druck auf den Außenbereich, der 
aus Umweltgesichtspunkten 
grundsätzlich als ungleich prob-
lematischer eingestuft wird, zu 
verringern. 
 
2.8 Verfahren der Umweltprü-

fung 
Die Ermittlung der Umweltaus-
wirkungen erfolgte durch die 
Auswertung der einschlägigen 
Gesetze und Rechtsverordnun-
gen, der Landnutzungs- und Bio-
toptypenkartierung 2010, des 
Landschaftsplans, des Lärmakti-
onsplans, des Altlasten- und Alt-
lastenverdachtsflächenkatasters 
sowie der Informationen aus vor-
liegenden ortsspezifischen Fach-

gutachten. Der Umweltprüfung 
liegen weiterhin die umweltbezo-
genen Stellungnahmen aus der 
bisherigen Öffentlichkeits- und 
Behördenbeteiligung zugrunde. 
 
2.9 Maßnahmen zur Überwa-

chung 
Die Maßnahmen zur Überwa-
chung der erheblichen Umwelt-
auswirkungen, die aufgrund die-
ser Flächennutzungsplan-
Änderung eintreten können, wer-
den – soweit erforderlich – im 
Rahmen der entsprechenden 
konkreten Bebauungsplanung 
festgelegt. 
 

   
  Ausschnitt Luftbild 
 

   
  Realnutzung / Biotoptypen 
 
  Legende: 
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3. Verfahren 
 
 
 
Der Flächennutzungsplan wird im 
Parallelverfahren nach § 8 Abs. 3 
BauGB zur Aufstellung des Be-
bauungsplanes Nr. 104 „Heinrich-
Mann-Allee/Kolonie Daheim“ ge-
ändert. 
 
Ziel des Bebauungsplans ist 
ebenfalls die Entwicklung eines 
neuen Wohnstandortes mit sozia-
ler Infrastruktur und bedarfsorien-
tierten Gewerbe- und Dienstleis-
tungsangeboten sowie der Siche-
rung bzw. Schaffung von Arbeits-
plätzen. 
 
 

4. Abwägung und Konflikt-
bewältigung/Konflikttransfer 
 
 
Die Stellungnahmen aus den 
frühzeitigen und förmlichen Öf-
fentlichkeits- und Behördenbetei-
ligungen wurden geprüft. Eine 
Planänderung war aufgrund des-
sen nicht erforderlich. Die Be-
gründung wurde punktuell präzi-
siert, ergänzt und redaktionell 
geändert. 
 
In den Beteiligungsverfahren 
wurden im Wesentlichen Anre-
gungen und Hinweise geäußert, 
die nicht relevant für die Ebene 
der Flächennutzungsplanung 
sind. Diese betrafen insbesonde-
re die  Belange der Verkehrsan-
bindung, der Stellplatzsituation 
und der inneren Erschließung 
sowie Umweltbelange. Diese 
Belange sind, wie bereits ausge-
führt, Gegenstand nachgeordne-
ter Planungen und Verfahren. 
 
Teilweise kritisch wurde die Dich-
te des Quartiers bewertet. So 
wurde vorgetragen, dass die 
Wohnqualität verringert werden 
würde und die Umwelt höher be-
lastet werde. Dem kann entge-

gengehalten werden, dass eine 
erhöhte Verdichtung nicht per se 
nachteilig sein muss. Es ist je-
doch richtig, dass sie grundsätz-
lich teilweise nachteilig für einige 
der benannten Aspekte sein 
kann.  
Im konkreten Fall entspricht die 
geplante Entwicklung des neuen 
Wohnquartiers in einem baulich 
vorgeprägten Bereich jedoch 
dem wichtigen planerischen Ziel 
des sparsamen Umgangs mit 
Grund und Boden und dem Vor-
rang der Innen- vor der Außen-
entwicklung. Dabei sind zur Ver-
ringerung der zusätzlichen Inan-
spruchnahme von Flächen für 
bauliche Nutzungen die Möglich-
keiten der Wiedernutzbarma-
chung von Flächen, der Nach-
verdichtung und andere Maß-
nahmen zur Innenentwicklung zu 
nutzen (§ 1a Abs. 2 BauGB). Die 
FNP-Änderung trägt damit auch 
zur Erhaltung und Fortentwick-
lung eines vorhandenen Ortsteils 
bei (§ 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB). 
Das innerstädtische Wohnraum-
angebot wird erweitert und die 
Wohnbedürfnisse der Bevölke-
rung i.S.d. § 1 Abs. 6 Nr. 2 
BauGB befriedigt. Damit wird 
insgesamt wichtigen Vorgaben 
des BauGB durch die Planung 
Rechnung getragen. 
 
Es besteht ein Konflikt mit den 
Zielen des Landschaftsplans.  
Dieser ist bereits bei der Aufstel-
lung des wirksamen FNP deutlich 
geworden (siehe dazu Lfd. Nr. 14 
der Konfliktliste im Landschafts-
plan, Seite 143 – Stand: 
19.09.2012). Der Konflikt ist be-
reits grundsätzlich abgewogen 
und wegen des besonderen Po-
tenzials des Gebietes für die bau-
liche Entwicklung zugunsten des-
sen entschieden worden (vgl. 
FNP-Begründung, Seite 146). 
Bei der aktuellen Änderung sind 
lediglich der Zuschnitt der Bau-
flächen und der Nutzungsarten-
zuweisung geändert worden. An 
der Bedarfssituation und der 

Standortgunst hat sich nichts 
geändert. 
Der Belang des Landschaftsplans 
wird insoweit berücksichtigt, als 
dass eine Grünfläche für die 
wohnungsnahe Erholung der 
Bewohner dargestellt wird. 
 
Im Ergebnis sind auf der Ebene 
der Flächennutzungsplanung die 
Belange, die für die Planung 
sprechen – insbesondere die 
Erfüllung der Wohnbedürfnisse 
der Bevölkerung – höher zu ge-
wichten als die Belange, die da-
gegen sprechen. 
 
 

Kartengrundlagen 
 
 
 
Flächennutzungsplan (Stand 
30.01.2013):   
DTK25 © GeoBasis-DE/ 
LGB 2008 
 
geänderte Darstellung:  
DTK25 © GeoBasis-DE/ 
LGB 2017 
 
Lage des Änderungsbereiches: 
Geodaten: © GeoBasis-DE/ 
LGB 2013 
 
Darstellung des Geltungs- 
bereiches:  
DTK25 © GeoBasis-DE/ 
LGB 2017 
 
Ausschnitt Luftbild:  
Luftbild 2015 © GeoBasis-De/ 
LGB  
 
Realnutzung / Biotoptypen: 
DTK25 © GeoBasis-DE/ 
LGB 2017 
 
Landnutzungs- und Biotop-
typenkartierung aus World- 
View2-Satellitendaten gemäß 
Kartieranleitung des Landes 
Brandenburg (Stand : Mai 
2010) 
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VERFAHRENSVERMERKE 
Die Verfahrensvermerke werden im Laufe des Verfahrens ergänzt. 
 
 
I     Änderung des FNP 

Aufstellungsbeschluss    25.01.2012   
Bekanntmachung                                            16.02.2012 
 

II    Frühzeitige Beteiligung 

Bekanntmachung                  08.09.2016 
Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der              19.09.-14.10.2016 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange    19.09.-14.10.2016 
 

III   Förmliche Beteiligung 

Beschluss der Öffentlichkeitsbeteiligung           06.12.2017 
Bekanntmachung        28.12.2017 
Öffentliche Auslegung sowie  Beteiligung der Behörden 09.01.2018-12.02.2018  
und sonstigen Träger öffentlicher Belange  19.12.2017-31.01.2018 
 
 
Potsdam, den ………………….. Siegel der    - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - 

Stadt Potsdam   Andreas Goetzmann 
      Fachbereichsleiter  

    Stadtplanung und 
    Stadterneuerung 

 
 

 
IV   Beschluss und Genehmigung der Änderung des FNP (Stand: Datum ergänzen)   

Beschluss des FNP durch die  Stadtverordnetenversammlung Datum ergänzen   
(mit abschließender Abwägung der Stellungnahmen zum FNP) 
 
 
Potsdam, den ………………….. Siegel der     - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - 
 Stadt Potsdam                                Jann Jakobs   
                                   Oberbürgermeister 
 
 
Genehmigung des FNP durch das Ministerium für  Datum ergänzen  
Infrastruktur und Landesplanung   
 
 
Potsdam, den …………………..       Siegel des MIL                                                    - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - -  

 
 
 
 

Bekanntmachung der Genehmigung  Datum ergänzen   
gemäß § 6 BauGB 
Amtsblatt Nr. xx/xxx 
 
 
Potsdam, den ………………….. Siegel der    - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - -  

Stadt Potsdam                                Jann Jakobs   
      Oberbürgermeister 

Siegel der 
Stadt Potsdam 
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